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Einleitung. 

A) Die Judenfrage in Deutschland. ^) 

I. 

Am 30. Mai 1814 wurde der Paauser Friedensvertrag 
zwischen Frankreich und der siegreichen Koalition von den 
Bevollmächtigten der kriegführenden Mächte unterfertigt. 
In diesem Vertrage wurden nur die aller wichtigsten Streit - 

^) Zum ganzen Abschnitt: Zeitschrift Sulamith, Jahrgang I — ^V; 
C. A. Buchholz: Actenstücke, die Verbesserung des bürgerlichen Zustandes 
der Israeliten betreffend. (Stuttgart und Tübingen 1815, vgl. u. S. 112 ff.) 
Jost: Gesch. der Israeliten D^ und X (Berlin 1846); Grätz, Gesch. der 
Juden XI (II. Aufl., Leipzig 1900); Fhilippson M., Neueste Geschichte 
des jüdischen Volkes (Leipzig 1907.) 

Zu den einzelnen Ländern: Jos. v. Wertheimer, Die 
Juden in Österreich (Wien 1846); G* Wolf, Zur Kulturgeschichte in 
Österreich-Ungarn (Wien 1888), erster Abschnitt; J. Fr. v. Hemnann 
K. V. Herrmannsdoii, Geschichte der Israeliten in Böhmen (Wien und 
Prag 1818), namentlich S. 71—96, reicht bis 1813; H. R. v. Kopetz, Versuch 
einer systematischen Darstellung der in Böhmen bezüglich der Juden be- 
stehenden Gesetze und Verordnungen (Prag 1846) ; H. v. Scary, Syste- 
matische Darstellung der in Betreff der Juden in Mähren und Schlesien 
erlassenen Gesetze (Brunn 1835); G. Wolf, Gesch. der Juden in Wien 
(Wien 1876); S. Husserl, Gründungsgesch. des Stadt-Tempels der Isr. 
Kultusgem. Wien und Leipzig 1906) S. 1 — 61; A. F. Pribram, Urkunden und 
Akten z. Gesch. der Juden in Wien (2 Bde., Wien 1918); A. Tänzer, Gesch. 
der Juden in Tirol und Vorarlberg (Meran 1905), mit besonderer Berück- 
sichtigung von Hohenems; Göcke-Ugen, Das Königreich Westphalen 
(Düsseldorf 1888) ; L. Donath, Gesch. der Juden in Mecklenburg (Leipzig 
1874) ; Geiger, Gesch. der Juden in Berlin (Berlin 1871) ; Freund I., Die 
Emanzipation der Juden in PreuBen (I. Darstellung, II. Urkunden, Berlin 
1912) ; F. Mayer, Sammlung der württembergischen Gesetze in betreff 
der Israeliten (Tübingen 1847); A. Eckstein, Der Kampf der Juden um 
ihre Emanzipation in Bayern (Fürth 1905) ; J. Lebermann, Aus der Gesch. 
der Juden in Hessen am Anfang des 19. Jahrhunderts im Jahrbuch der 
Jüdisch-Literarischen Gesellschaft VI. (Frankfurt a. M. 1909) S. 105 ff; 
A. Leyy, Gesch. der Juden in Sachsen (Berlin 1900) ; A. Lob, Die Rechts- 
verhältnisse der Juden im ehemaligen Königreiche und der jetzigen Pro- 
Tinz Hannover (Frankfurt a. M. 1908) ; „Über die Emanzipation der Juden 
in Schleswig-Holstein** (1836). 
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fragen erledigt. Viele blieben noch ungelöst. Deshalb be- 
stimmte der Art. 32 des Friedenstraktates, „daß die von 
einer und der andern Seite in dem letzten Kriege begriffen 
gewesenen Mächte Bevollmächtigte nach Wien schicken 
sollten, um auf einem allgemeinen Kongreß die zur Ver- 
vollständigung jenes Traktats erforderlichen Maßregeln 
festzusetzen".*) 

Diese Fassung lautete ganz allgemein und unbestimmt 
und ließ die verschiedenartigsten Deutungen zu. Sie bedurfte 
einer näheren Erklärung. Wie es von kompetenter Seite*) 
später dargelegt wurde, sollte dies kein Friedenskongreß 
sein; denn der Friede war ja bereits geschlossen. Es sollten 
nur verschiedene Abmachungen getroffen werden, die unter- 
einander keine andere Beziehung haben sollten, als das all- 
gemeine Interesse Europas. Dieses Interesse erforderte aber 
die Lösung der mannigfaltigsten Fragen, die sich nach der 
stürmischen Revolutionszeit von selbst aufwarfen. So 
wußten die englischen Blätter*) noch vor Beginn der Kon- 
greßberatungen außer den vielen Territorialangelegenheiten, 
wie die Frage Polens, Sachsens und der anderen deutschen 
Staaten, Belgiens, der italienischen Staaten, der Schweiz, der 
spanischen Ansprüche usw., die alle der Lösung harrten, 
noch viele andere Dinge zu nennen, mit denen sich der Kon- 
greß zu beschäftigen hätte, wie die Abschaffung des Neger- 
handels und Maßregeln gegen die Seeräuber. Von anderer 
Seite ") wurden noch die freie Schiffahrt auf den Strömen und 
die Bangfrage der Gesandten als unmittelbare Aufgaben des 
Kongresses angesehen. Waren schön all diese Fragen von 
höchst komplizierter Natur, so trat noch eine nicht minder 
verwickelte und zu den wichtigsten gehörende Frage hinzu: 
Die deutsche Verfassungsfrage. 

Das alte heilige römische Reich ward von Napoleon ver- 
nichtet und aufgelöst. Auf seinen Trümmern entstand der 
Rheinbund, ein Bund der kleineren deutschen Staaten, der 
unter Napoleons Protektorate in einen offenen Gegensatz zu 
den großen bisherigen Mitständen Österreich und Preußen 
trat. Das dauerte aber nicht lange. Zur Zeit der Niederlagen 
des französischen Kaisers, im Jahre 1813, fielen diese Staaten 
einer nach dem andern von ihm ab und traten zum großen 
Teile der siegreichen Koalition bei. Da mußte man an eine 

>) J, Klüber, Akten des Wiener Kongresses (Erlangen 1815/1819) 
I., 1., S. 25 und 33 f. 

s) Humboldts Denkschrift, ausgezogen bei Br. Gebhardt, Wilhelm 
von Humboldt als Staatsmann (Stuttgart 1899) II. 69. f. 

^) Klüber, a. a. 0. I., 1., S. 44 f. 

6) Humboldt bei Gebhardt, a. a. 0. II. 74. 

8 



Neuregelung der deutschen Verhältnisse denken. Das preußi- 
sche Projekt einer Aufteilung Deutschlands in eine nördliche 
preuJiische und eine südliche österreichische Hälfte schei- 
terte an dem Widerstände Österreichs und Hannover-Eng- 
lands. Die Kaiseridee und das zentralistische Prinzip, von 
dem eigentlichen Sprecher der deutschen Volksmeinung 
Stein, vertreten, fand nicht einmal bei Österreich Anklang. 
So drang also die österreichische Ansicht mit ihrem „System 
von Allianzen" durch. In Langres wurde bei der Beratung 
über die Friedensvorschläge der. Beschluß gefaßt, Deutsch- 
land solle aus unabhängigen Staaten bestehen, die durch 
einen Bund vereinigt würden, der die Unabhängigkeit 
Deutschlands verbürge. Diesen Bund auszugestalten, ihm 
eine einheitliche Verfassung zu verleihen, das war eine der 
Hauptaufgaben des sich in Wien versammelnden Kongresses. 

II. 

Innerhalb dieser deutschen Verfassimgsfrage sollte 
auch die Judenfrage auf die große europäische Szene treten. 
Die Judengesetzgebung wandelte während des neapoleoni- 
schen Zeitalters in den verschiedenen deutschen Gebieten 
derart verschiedene Wege, daß es allen einsichtigen Poli- 
tikern als ein Ding der Unmöglichkeit erschien, sie bei einer 
einheitlichen deutschen Verfassung ohne ebenfalls einheit- 
liche Regelung zu belassen. 

Die gesetzliche Stellung der Juden war schon im Zeit- 
alter der Aufklärung in den Staaten Deutschlands ganz ver- 
schieden, hatte aber doch grundlegende Merkmale gemein- 
sam. Seit der Zeit der immer mächtiger werdenden Landes- 
herrschaft war die jüdische Bevölkerung der eigenmächtigen 
Gesetzgebung der kleineren und größeren kirchlichen wie 
weltlichen Fürsten preisgegeben, wobei es ihr in der Regel 
von Seiten der letzteren noch schlechter erging. Aus ver- 
schiedenen Gebieten vielfach vertrieben, wurden die Ju- 
den später nicht überall wieder aufgenommen, und der Zu- 
gang blieb ihnen Jahrhunderte hindurch völlig versperrt. 
Aber auch da, wo sie geduldet wurden, waren sie wirklich 
nur geduldet. Trotz eines vielfach nachgewiesenermaßen 
viele Jahrhunderte langen Aufenthaltes waren sie überall 
in Deutschland, wie zumeist auch außerhalb desselben, nur 
als Fremde angesehen, welche nur gegen Entrichtung eines 
gewöhnlich ziemlich hohen Schutzgeldes im Lande belassen 
wurden, oder es wurde ihnen, wie es hieß, der „Schutz" ge- 
währt. Und auch dies geschah zumeist nur bis auf Widerruf. 
Außer dem Schutzgelde hatten die Juden aber überall noch 
mannigfache andere, in der Regel ziemlich schwere Lasten 
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zu tragen. Denn das war ja der einzige Gesichtspunkt, nach 
dem sich die Gesetzgebung der einzelnen Landesherren den 
Juden gegenüber richtete: die Höhe ihrer materiellen Lei- 
stungen. So mußten sie noch verschiedenartige Abgaben 
entrichten, je nach den Ortsverhältnissen verschieden, imimer 
aber nicht gering. Eine sicherlich nicht die größte, aber von 
den Juden wie von manchen Christen der Aufkläxungs- 
periode am meisten schmerzlich empfundene Abgabe, war 
die des „Leibzolls", die jeder Jude beim Betreten der Grenze 
eines fremden Staates entrichten mußte. Allerdings war die- 
selbe gerade bei den vielen deutschen Kleinstaaten drücken- 
der als sonstwo, denn man mußte sehr oft auch bei ganz kur- 
zen Reisen mehrere Male hintereinander den Leibzoll ent- 
richten. 

Waren nun die Juden wegen ihrer Abgaben eine wich- 
tige Einnahmsquelle des Staates, was wie gesagt, einzig ihre 
Existenzberechtigung ausmachte, so blieb doch der Staat dem 
eigenen Interesse dort nicht getreu, wo er dem Zeitgeiste 
und den allgemein vorherrschenden Auffassungen zuwider- 
handeln mußte. Konsequent wäre es, wenn sich der Staat 
bestreben würde, diese Einnahmsquelle nach Möglichkeit zu 
fördern und die daraus fließenden Einnabjnen zu vergrößern. 
Er tat aber das Gegenteil. Der damalige Ständestaat mit 
seinen vielfachen Privilegien einerseits, und seinen ebenso 
zahlreichen Beschränkungen anderseits, konnte doch nur 
nach dem Grundsatze verfahren: Privilegien für die Be- 
vorzugten (Adel und Geistlichkeit), Beschränkungen für die 
übrigen (die leibeigene Landbevölkerung usw.). Und zu 
diesen übrigen gehörten nicht zuletzt die Juden. Sie waren 
gerade in ihrem Berufsleben vielfach beschränkt. Staats- und 
öffentliche Lehrämter blieben ihnen verschlossen, jedweder 
Grundbesitz in den meisten Staaten untersagt. Auch der Zu- 
gang zu den meisten Handwerkszweigen wurde ihnen in 
jenen Zeiten der immer mehr exklusiv werdenden Zünfte 
unmöglich gemacht. So blieben sie also auf den Handel als die 
alleinige Erwerbsquelle angewiesen, und auch da waren sie 
nichts weniger als frei. Die Beschränkungen auch im Han- 
del unterschieden sich in den verschiedenen Staaten eher 
nach der Art, die den Ortsverhältnissen entsprach, und 
höchstens nach der Intensität, nicht aber dem Wesen nach. 
Die Juden wiederum, die ihre immer steigenden Abgaben 
leisten mußten, sahen sich gezwungen, um überdies ihren 
Lebensunterhalt bestreiten zu können und auch für den Fall 
einer über ihnen immer wie ein Damoklesschwert hängenden 
Austreibungsgefa^ ein gewisses bewegliches Kapital in 
Händen zu haben, die wenigen ihnen noch offen stehenden 
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Handelszweige, zu denen namentlich das Pfandleih- und 
Wuchersystem gehörte, möglichst fruchtbar und ersprießlich 
zu machen. Durch Intensität mußten sie den Mangel an exten- 
siven Berufsmöglichkeiten ersetzen. Daraus erklärt sich die 
historisch interessante Erscheinimg, äaß die ursprünglich 
dem Wucher ganz fern stehenden Juden später als Wucherer 
par excellence angesehen werden konnten. Dieser Umstand 
war es, welcher gegen sie die ihnen ohnedies aus mittel- 
alterlidien Traditionen noch ungünstig gesinnte Volks- 
meinung, auch im Zeitalter der aufklärerischen Überwin- 
dung der religiös-traditionellen Motive, nicht minder feind- 
lich stimmte. 

Allein auch die Kegierungen, die gerade die Ausbeu- 
tung der Bevölkerung, insoferne sie zum Zwecke der ihnen 
zu leistenden Abgaben geschah, gar nicht mißgünstig an- 
sahen, begingen noch eine zweite Inkonsequenz. Nicht nur 
die Erwerbsmöglichkeiten der Juden sollten beschränkt 
bleiben, sondern auch ihre Zahl. So wurde an verschiedenen 
Orten entweder die Gesamtzahl der jüdischen Bevölkerung, 
oder die Vererbungsmöglichkeit des Schutzverhältnisses, 
oder auch, was am widernatürlichsten ist, die Zahl der jähr- 
lich zulässigen Ehen auf einen gewissen numerum clausum 
festgesetzt. Dabei hatte man gar nicht darauf Bücksicht ge- 
nommen, was denn eigentlich der überzählig gewordene 
Jude, dem in seinem Aufenthaltsorte das Verbleiben unter- 
sagt wurde, machen sollte, da er ja umsoweniger auf die Auf- 
naJbme durch einen fremden Staat rechnen durfte. Sie waren 
eben Fremde, und auf Fremde mußte man keine Bücksicht 
nehmen. 

Anderseits standen ihnen auch manche gewisser- 
maßen vorteilhafte Prärogativen der Fremden zu. Sie waren 
von manchen Bürgerpflichten, wie namentlich vom Militär- 
dienste befreit, was allerdings in der Zeit der kaum in den 
Anfängen begriffenen allgemeinen Wehrpflicht nicht von 
großer Bedeutung war. Auch ohnedies konnte man sich doch 
durch Geld loslösen und das Geld herzugeben, daran waren 
die Juden gewöhnt. Außerdem bildeten sie als Fremde eine 
gesonderte Gemeinschaft, was in dem ohnehin in Stände 
aufgeteilten Staate nur umso leichter war. Der Staat hatte, 
diesmal schon konsequent, weil in Richtung der den Juden 
gegenüber vorherrschenden Exklusivität, den Zusammen- 
schluß dieser Gemeinschaft gefördert. Für ihn als solchen 
bedeutete es eine * gemeinsame Haftung, also gesteigerte 
Sicherheit der von den Juden geleisteten Abgaben. Wurde 
diese Haftung späterhin vielfach auch auf eventuell vor- 
kommende Diebstähle, Bankerotte usw. ausgedehnt, so war 
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dies nur eine Weiterentwicklung und überdies eine im Inter- 
esse der vom Staate zu gewährleistenden, öffentlichen Ord- 
nung gelegene Entwicklung. Und wenn man noch die wei- 
teren Tatsachen hinzurechnet, daß die Juden schon seit 
Jahrhunderten in abgesonderten Judenvierteln wohnten und 
ihnen fast überall der Zugang zu den öffentlichen Schulen 
versperrt war, so erklärt sich mit Leichtigkeit der innige 
Zusammenschluß der jüdischen Gemeinschaft, wie er sich 
im Laufe der Zeiten herausgebildet hat. Diese Gemeinschaft 
hatte eine festgefügte innere Verfassung, ja auch eine eigene 
Gerichtsbarkeit.®) Die Juden hatten sich auf diese Weise ein 
eigenes inneres Leben ausgebildet, das auch ihre geistigen 
Bedürfnisse befriedigte, und sie selbst trugen kaum ein Ver- 
langen nach Änderungen in staatsbürgerlicher Hinsicht. 
Höchstens wünschten sie die privatbürgerliche Gleichstel- 
lung mit Aufhebung der besonderen gewerblichen Schranken. 
Mit einem Worte, die Juden waren überall Fremde, 
folglich hatten sie dieser Allgemeingültigkeit wegen nir- 
gends eine Heimat. Und als solche bildeten sie überall einen 
eigenen Staat im Staate, was ihnen wieder sehr oft zimi Vor- 
wurfe gemacht wurde. So gestaltete sich die Gesetzgebung 
in betreff der Juden in den deutschen Staaten, und obwohl 
die Juden, wo es sich um die Durchführung handelte, zu- 
meist Mittel fanden, so manches zu umgehen, oder ein schon 
drohendes Unheil zu beschwören, war sie noch immer hart 
und drückend. 

III. 

So lagen die Dinge noch im 18. Jahrhundert. Die Auf- 
klärung hat, wie sehr sie auch die Annäherung zwischen 
Juden und Christen förderte (Mendelsohn, Dohm usw.), nur 
wenig daran geändert. Erst in den Achtzigerjahren zeigen 
sich die Anfänge einer neuen Zeit. Vor allem: die Gesetz- 
gebung Kaiser Josefs 11.*^), welcher mit seinem ungestümen 
menschenfreundlichen Radikalismus die Juden rasch zu 



•) Vor die staatlichen Gerichte kamen sie dann nur bei Prozeß- 
angelegenheiten mit Christen, wobei wiederum durchwegs die Glaubwür- 
digkeit der Juden sehr niedrig eingeschätzt wurde, und auch besondere 
„Judeneide" eingeführt waren. 

7) Über die zahlreichen Verordnungen Kaiser Josefs II. in betreff 
der Juden vgl. Vollständige Sammlung aller seit dem Regierungsantritt 
Josephs II. ergangenen Verordnungen und Gesetze (Wien 1788—89) unter 
den im Bd. X 219—226 verzeichneten Stellen, (reicht nur bis 1787) wie 
auch das Handbuch aller unter der Regierung des Kaisers Joseph n. 
für die k. k. Erbländer ergangenen Verordnungen und Gesetze (Wien 1790) 
nach der Aufzeichnung in den folgenden Hauptrepertoiren XII, 540; 
XIV, 1101; XV, 1039; XVI, 1257; XVIII, 692. 
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Bürgern erziehen wollte, und zwar durch die Zulassung zum 
Handwerk, zur künstlerischen und wissenschaftlichen Lauf- 
bahn, wie auch zum Ackerbau, und durch die Abschaffung 
des Leibzolls. Auch in Frankreich, wo Ludwig XVI. eben- 
falls den Leibzoll aufhob (1784) und an eine gründliche Neu- 
regelung der Rechtslage der Juden dachte, und in Preußen, 
wo man nach dem Tode Friedrichs II. ähnliche Absichten 
hegte,*) zeigte sich ein unverkennbarer Fortschritt. 

Dieser wurde von der Sturmbewegung der französi- 
schen Revolution unterbrochen, aber dann rasch überholt. 
Der alte Feudalstaat mit seiner Ständeteilung lag zertrüm- 
mert zu Boden. Mit den Menschenrechten kam der Grundsatz 
der Freiheit der religiösen Meinungen zur gesetzlichen Gel- 
tung. Später entschied sich die Konstituante für die volle 
Gleichberechtigung zuerst der portugiesischen (28. Jänner 
1790), dann der deutschen Juden (27. September 1791). Damit 
wurden in einer kurzen Spanne Zeit 50.000 Juden zu Voll- 
bürgern erklärt. 

Das Kaiserreich bedeutete zwar eine Erdrückung der po- 
litischen Rechte der Staatsbürger zugunsten einer militäri- 
schen Diktatur, doch die einmal errungene gesetzliche Gleich- 
heit blieb unangetastet. Der Feudalismus war für immer be- 
seitigt. Zwar kam nach vielen Jahren wieder eine judenfeind- 
liche Richtung zum Vorschein. Nachdem schon früher einige 
Zahlungsbeschränkungen gegen die jüdischen Gläubiger er- 
lassen waren, wurde am 17. März 1808 ein napoleonisches 
Dekret®) veröffentlicht, das, durch die wirtschaftlichen Miß- 
stände im Elsaß verursacht, eine ganze Reihe von Beschrän- 
kungen über den größten Teil der französischen Juden ver- 
hängte.") Es war dies eine von selten der Regierung mit 
Staatsnotwendigkeiten begründete Durchbrechung des 
Gleichheitsprinzips. Anderseits waren aber diese Be- 
schränkungen meistens von verhältnismäßig geringfügiger 
Natur. Ganz Südfrankreich (Bordeaux und die Departements 



8) Vgl. namentlich Freund, a. a. O. I. 35 f. und II. 63 f. 

») Bulletin des lois IV, 8, S. 200 ff. (No. 186) . Über die Vorgeschichte 
vgl. namentlich Ph. Sagnac, Les Juifs et Napoleon (1806—1808) in der 
Revue dTiistoire moderne 1900—1902. 

^^) Die Hauptbeschränkungen waren wie folgt; Das Verbot des 
Handels ohne einen besonderen Erlaubnisschein des Präfekten, der diesen 
erst auf Grund von Zeugnissen seitens der Staatsbehörden und Con- 
sistorien auszustellen hatte (§ 7 ff.). Einige Beschränkungen des Pfand- 
leihsystems. (§ 14 u. 15). Verbot einer Neuansiedlung von Juden in den 
deutschen Departements. In den anderen Departements war sie nur dann 
gestattet, wenn der betreffende Jude sich mit Landbau ohne jedweden 
Handel beschäftigte (§ 16) . Die Juden sollten den Militärdienst persönlich 
leisten und vom Rechte der Stellvertretung ausgenommen sein. (§ 17). 
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von Gironde und Landes, § 19) wurde gleich anfangs, wei- 
tere 21 Departements nach kurzer Zeit von der Wirkung 
dieses Dekrets ausgenommen und, was das wichtigste, auch 
für die übrigen Juden sollte es nur ein Provisorium von 
10 Jahren bedeuten, nach welcher Zeit sie zu ihrer voll- 
kommen gleichen Stellung zurückkommen sollten, was denn 
auch tatsächlich später, sogar unter den zu ihrem Ungunsten 
veränderten Verhältnissen geschah. So konnte man — von 
diesem Zwischenereignis abgesehen — Frankreich noch 
immer als das Land der völlig emanzipierten Juden ansehen, 
und die französischen Waffen verschafften diesem Grund- 
satze eine immer wachsende Geltung. 

Unter dem Einfluß der französischen Eroberungen 
wie der an diese geknüpften Propaganda der Revolutions- 
ideen hatte sich die bisher im einzelnen verschiedenartige, 
im Prinzipe aber gleiche Jundengesetzgebung Deutsch- 
lands in drei ganz verschiedene Richtungen gespalten. Einer 
vollständigen Judenemanzipation in einigen Staaten stand 
die vollständige Aufrechterhaltung der bisherigen Zustände 
in den anderen gegenüber, und dazu gesellte sich eine dritte 
vermittelnde Richtung, die unter dem Einfluß der neuen 
Zeitströmung einige Reformen vornahm, zu einer plötzlichen 
Gleichstellung der Juden sich jedoch noch nicht entschließen 
konnte. Naturgemäß ergaben sich auch innerhalb dieser 
Richtungen verschiedene, manchmal sehr wesentlidie Unter- 
schiede und Abstufungen, so daß wir einen allmählichen 
Übergang von der einen in die andere, von der extrem juden- 
freundlichen in die kompromißartige, und von dieser in die 
streng beim Alten beharrende, feststellen können. 



IV. 

Zur ersten Richtung gehörten vor allem die schon 
in den ersten Revolutionsjahren (endgültig 1801) von 
Frankreich annektierten linksrheinischen Gebiete. Da 
waren die Juden, denen schon in den vorhergehenden Jahren 
in manchen Orten (Mainz) Erleichterungen gewährt wurden, 
gleich den französischen, den übrigen Staatsbürgern voll- 
kommen gleichgestellt, wenn sie auch später, von 1808 an, 
den Einschränkungen des napoleonischen Dekrets unter- 
lagen. 

Ganz ohne jedwede Einschränkung wurde die Gleich- 
berechtigung der Juden in den unter der Herrschaft französi- 
scher Prinzen stehenden großen Rheinbundstaaten, dem 
Königreiche Westfalen (durch das Judenedikt vom 27. Jänner 
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1808") und dem Großherzogtume Berg") durchgeführt. 
Es folgten bald auch die kleinen Staten Waldeck-Pyrmont ") 
und Anhalt-Köthen ") nach. Rechnet man noch das Groß- 
herzogtiun Frankfurt und die Hansastädte") hinzu, so war 
es ein recht bedeutendes Gebiet, wo auf deutschem Boden 
die Juden als Vollbürger auftreten konnten. 

An diese Länder schlössen sich bald Staaten an mit 
der Zulassung der Juden zum Bürgerrechte, doch schon mit 
gewissen Einschränkungen. So geschah es zunächst in 
Mecklenburg-Schwerin, wo die Juden schon in früherer Zeit 
eine sehr günstige Stellung einnahmen. Nach der Bildung 
des Rheinbundes hatte der Großherzog Friedrich Franz I. 
einen weiteren großen Schritt gemacht. Am 22. Februar 1812 
(1813) ") erließ er ein Gesetz"), das den Juden sowohl das 
Privat- wie das Staatsbürgerrecht verlieh, ja, in manchen 
Zivilangelegenheiten") sogar Rücksicht auf ihre religiösen 
Vorschriften nahm. Doch war hier eine wesentliche Ein- 
schränkung vorhanden: der vorläufige Ausschluß der Juden 
von der Bekleidung von Staatsämtern. Dies sollte der künf- 
tigen Gesetzgebung vorbehalten bleiben.") 

Ganz ähnlich gestaltete sich die beinahe gleichzeitige 
Gesetzgebung in dem großen, damals allerdings stark zu- 
sammengeschrumpften Preußen. Während der Stein-Harden- 
bergschen Reformära wurde auch die gesetzliche Stellung 
der Juden neu geregelt. Nach längerem Hinausschieben und 
nach Einholung aller möglichen Gutachten von selten der 
verschiedenen Ressorts, kam als Endergebnis das Edikt 

» 

1^) Bei Grätz a. a. 0. XI. 278 irrtümlieh vom 12. datiert. Abgedruckt 
(als Extrablatt zum 12. Heft) in „Sulamith" I, T. II. Es besteht aus 6 
kurzen Paragraphen. § 1 lautet: „Unsere Unterthanen, welche der mosai- 
schen Religion zugethan sind, sollen in unseren Staaten dieselben Rechte 
und Freiheiten genießen, wie Unsere übrigen Unterthanen.' ' 

") Vgl. über die Stellungnahme Beugnots bei Charles Schmidt, Le 
grand duch^ de Berg (Paris 1905) S. 277 und über die Vorgänge aus diesem 
Anlasse die kurze Notiz in Sulamith II, 1. S. 170. 

") Kurze Nachricht in Sulamith III, 1. S. 59. 

^*) Im § 13 des Dekrets über die Einführung des Code-Napoleon 
(28. Dezember 1810) heißt es: „Auch auf unsere Unterthanen jüdischer 
Religion findet Art. 8 („Alle unsere Unterthanen sind vor dem Gesetze 
gleich") Anwendung; jedoch haben dieselben alle bürgerlichen Verpflich- 
tungen zu übernehmen, und sind w^ alle unsere Untertiianen der allge- 
meinen Eonskription unterworfen." Sulamith III, 2. S. 140 f. 

") Siehe unten. 

^«) Bei Buchholz: 1812, bei Donath: 1813 Vgl. auch Jost a. a. 0. X, 
1. S. 255 Anm. 

^^ In 19 Paragraphen bei Buchholz, a. a. 0. S. 94 ff; bei Donath, 
a. a. 0. S. 167 ff. 

^•) So im § 13 über den Erbschaftsanteil der Söhne und Töchter. 

*») § 19. 
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vom 11. März 1812 ^) zustande. Auch nach den noch in letzter 
Stunde vom König selbst vorgenommenen nicht sehr wesent- 
lichen Abänderungen ist in das Edikt eigentlich nur eine 
Beschränkung aufgenommen worden: Die Nichtzulassung 
der Juden zu Staatsämtern. Aber auch hier sollte, wie in 
Mecklenburg, endgültig erst die künftige Gesetzgebung 
darüber entscheiden'*). Sonst aber sollten die Juden, die 
schon seit 1808 den Ehrentitel „Schutzjuden" zu tragen auf- 
hörten, in Staats- wie privatbürgerlicher Hinsicht allen 
übrigen Staatsbürgern gleichgestellt sein. 

In diesem Ausschluß von den Staatsämtern liegt schon 
teilweise ein Kompromiß zwischen den neuen Anschauungen 
und dem bisher Überkommenen vor, und dies leitet uns zu 
den Gesetzgebungen der Staaten von der zweiten, vermitteln- 
den Richtung über. Von den Staaten dieser Gruppe nähert 
sich denen der ersten am meisten das Großherzogtum Baden. 
Der freisinnige greise Großherzog Karl Friedrich hat bereits 
in dem Konstitutionsakte (1807) festgesetzt: „Jeder Mensch, 
wes Glaubens er auch sei, kann Staatsbürgerrechte genie- 
ßen." Gemäß dieser Erklärung bestimmte die am 4. Juni 1808 
erlassene Grundverfassung") der Stände, daß die Juden 
„als erbfreie Staatsbürger zu behandeln" sind. „Ortsbürger- 
rechte" hingegen sollten ihnen versagt bleiben. Doch können 
auch diese allen Juden von „mit den Christen gleichförmiger 
Nahrungsart" erteilt werden. Ihre zukünftige bessere Bil- 
dung wird die „völlige Ausgleichung ihrer Staatsbürger- 
rechte mit dem Ortsbürgerlichen entscheiden". Das bald 
darauf erlassene Judenedikt*') (13. Januar 1809), das sich 
in der Hauptsache mit der inneren Verfassung der Juden 
beschäftigt, und das Bestreben, auf die Juden erzieherisch 



«>) Abgedr. bei Buchholz, a. a. 0. S. 85 ff. und auch später. § 1 
lautet: „Die in unseren Staaten jetzt wohnhaften, mit General-Privilegien, 
Naturalisations-Patenten, Schutzbriefen iind Konzessionen versehenen 
Juden und deren Familien sind für Einländer und Preußische Staatsbürger 
zu betrachten." § 7 setzt fest: „Die für Einländer zu achtenten Juden 
hingegen sollen, insofeme diese Verordnung nichts Abweichendes enthält, 
gleiche bürgerliche Rechte und Freiheiten mit den Christen genießen". 

*^) § 9 bestimmt: „In wiefern die Juden zu anderen öffentlichen 
Bedienungen und Staatsämtern zugelassen werden können, behalten wir 
uns vor in der Folge der Zeit gesetzlich zu bestimmen". § 8 gestattet 
aber ausdrücklich die Bekleidung von akademischen Lehr-, Schul- und 
Gemeindeämtern. 

'*) In ihrem die Juden betreffenden Teil abgedr. in Sulamith II, 
1, S. 172 ff. Für die Auffassungen der badischen Eegierung ist die Vor- 
schrift von Interesse, daß bei der Leistung der Pflichten seitens der Juden 
wohl auf das „mosaische Recht", nicht aber auf die „talmudischen Deu- 
tungen" Rücksicht genommen werden soll. 

") In 43 Paragraphen. Abgedr. bei Buchholz, a. a. O. S. 104 ff. 
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zu wirken, klar an den Tag legt, spricht schon nicht mehr 
von Einzelgewährung des Ortsbürgerrechts. Der ganzen 
Klasse der Juden mit „wissenschaftlicher Bildung" wie auch 
mit der Berufsart des Landbaus, der Gewerbe und des 
freien Handels" im allgemeinen**) sollte dasselbe zuteil 
werden. Auch der 1810 eingeführte Code Napoleon wirkte 
günstig auf die privatbürgerrechtliche Stellung der Juden. 
Umgekehrt verfuhr Sachsen-Weimar, wo die Juden nur zum 
Stadtbürgerrechte zugelassen wurden"). 

Viel schlimmer war die Lage der Juden in Württem- 
berg, wo sie im alten Herzogtume einzig in Stuttgart in ge- 
ringer Zahl wohnen durften, sich aber in den neuerworbenen 
Gebieten in größerer Zahl befanden. Noch vor der Gewäh- 
rung jedweder Erleichterungen (1807) wurden sie der Mili- 
tärkonskription unterworfen, von der sie sich nur mittels 
einer Abgabe von 250 fl. (von 1809 an, 400 fl.) loskaufen 
durften *•). Die übrigen Abgaben wurden aufrechterhalten 
und noch 1812 neuorganisiert '^). Hingegen wurde der Leib- 
zoll endgültig erst 1808 abgeschafft ••). 1809 wurden sie zu 
den bürgerlichen Gewerben zugelassen, 1811 zum Erwerb 
von Grundeigentum, aber nur bei eigener Bebauung "•). 
Dies war aber auch das Ganze. Im Prinzipe blieben sie also 
nach wie vor Fremde, nur für Geld geduldete Schutzjuden. 

Prinzipiell ähnlich, wenn auch im einzelnen viel besser, 
verfuhr die Herzogin Luise im Kleinstaate Sachsen-Meinin- 
gen, die 1811 den Juden verschiedene, ziemlich weitgehende 
Erleichterungen gewährte**). 

Das gegenteilige Verfahren schlug das große Bayern 
ein: Die prinzipielle Anerkennung der jüdischen Bürger- 
rechte bei gewaltiger Kestringierung im einzelnen. Die Zu- 
lassung zu den Schulen (1804), die Erlaubnis des Waffen- 



»*) § 16—18. 

»») In der Weimarischen Stadtordnung (21. Dez. 1810) lautet § 7 
wie folgt: „Das Bürgerrecht darf niemandem versagt werden, der unter 
Nachweisung des dazu erforderlichen Landesgesetzlichen Vermögens sich 
mit polizeilicher Erlaubnis in Wteimar niederläßt und unbescholtenen Wan- 
dels ist. Auch Personen weiblichen Geschlechts können es erlangen: 
Stand, Geburt und Religion machen keinen Unterschied". Sulamith III, 

2, S. 141. 

2«) Abgedr. bei Mayer, a. a. 0. S. 6. 

") Ebenda S. 5 u. 7. 

»») Ebenda S. 8. 

»») Ebenda S. 8 f . 

»0) Zulassung zum Erwerbe von Grundstücken und Fabriken (beides 
nur mit jüdischem Gesinde), zu allen Handwerken (auch gegen den Willen 
der Zünfte, und sogar für jüdische Lehrlinge), zu den öffentlichen Schulen 
(mit Genuß der Stipendien) , Verbot der Beleidigung der Juden. — Abgedr. 
Sulamith III, 2, S. 248 ff. 

9 Barou: Die Judenfrage auf dem Wiener EongresBe. J7 



tragens (1805) und die Abschaffung ties Leibzolls (erst 1808) 
waren die ersten Etappen auf diesem Wege. Im Jahre 1809 
verkündete schon das Religionsedikt den Grundsatz: „Die 
Religionseigenschaft soll niemanden vom Genuß der bürger- 
lichen Privatrechte noch dem Staatsbürgerrecht ausschlie- 
ßen". Als es aber zur Durchführung dieses Grundsatzes in 
dem erst drei Jahre später (10. Juni 1813) erlassenen 
Edikte ") kam, da waren es lauter Halbheiten. Die gewaltige 
Häufung von Lasten und allerlei Einsdiränkungen gegen- 
über mäßigen Erleichterijngen und die Tendenz des Ediktes, 
die in den §§11 und 12 zusammengefaßt ist: „Jede Einwan- 
derung und Niederlassung fremder Juden im Königreiche ist 
durchaus verboten. Die Zahl der Judenfamilien an den Orten, 
wo sie dermal bestehen, darf in der Regel nicht vermehrt, 
sie soll vielmehr nach und nach vermindert werden, wenn 
sie zu groß ist", all das macht das ganze Edikt zu einer 
wahren Satire, wie es von einem berufenen Manne später 
genannt wird"). Prinzipiell waren jedoch die Juden Bayerns 
schon als Bürger anerkannt, und sie konnten nun den lang- 
jährigen Kampf um die Beseitigung der Einschränkungen 
unternehmen. 

Trauriger noch gestalteten sich die Verhältnisse der 
Juden in dem Großherzogtum Hessen-Darmstadt. Trotz der 
Anregung zur Judenreform, die durch ein Gutachten") des 
Staatsministers Du Bos Du Thil konkrete Formen angenom- 
men hatte, blieb in Hessen-Darmstadt alles beim alten. Es 
wurde nur unter dem Einfluß der neuen Zeit der Leibzoll 

'*) In 34 Paragraphen. Abgedr. Sulamith IV, 1, 302 ff. und bei 
Buchholz, a. a. 0. S. Vdft ff. Vgl. über die Vorgeschichte Eckstein, a. a. 0. 
S. 5 fP. 

*') Gust. Frh. V. Lerchenfeld, dessen Vater in dieser Periode an den 
Verfassungsarbeiten regen Anteil nahm und der sie selbst als junger Mann 
miterlebt hat, schreibt in seiner „Geschichte Bayerns unter König Maxi- 
milian Joseph I" (S. 60) über das Edikt wie folgt: „Die an die Spitze ge- 
stellte Zusicherung völliger Gewissensfreiheit erscheint den unzähligen 

entwürdigenden Beschränkungen gegenüber als eine Satire. 

Der Geist dieses Gesetzes, (welches unter anderem die Vermehrung . . .) 
läßt sich in die Worte zusammenfassen: Die Juden haben alle Staatslasten mit 
den übrigen Bürgern gemeinschaftlich und außerdem alle Lasten ihres 
Kultus ausschließlich zu tragen, dagegen sind sie aber von allen Ämtern 
und den meisten Hechten ausgeschlossen und möglichst zu vermindern und 
auszurotten. — - In letzterer Beziehung hat die Verordnung ihre Wirksam- 
keit erprobt, nach ziemlich zuverlässigen Nachweisen zählte Bayern 1847 
weniger Juden als im Jahre 1817". — Über den Vater vgl. ebenda S. XI 
und Eckstein, a. a. 0. 

^y Die Verbesserung des bürgerlichen Zustandes der Juden, hrsg. 

V. J. Lebermann, a. a. O. (Jahrbuch der Jüdisch-literarischen Gesellschaft) 

VI, 105 ff. Vgl. insbesondere die anschauliche Zusammenfassung der Zu- 
stände ebenda S. 117. 
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abgeschafft und die Erwerbung von Grundeigentum den 
Juden gestattet, wie auch im einzelnen manches Gute getan. 

Ebenso individuell für die Juden günstig, im Prinzipe 
aber alles mit Ausnahme des Leibzolls beim alten lassend, 
verfuhr die Regierung von Anhalt-Dessau. 

Also schon in diesen letzten Staaten sehen wir nur 
unmerkliche Fortschritte den vorrevolutionären Zuständen 
gegenüber; sie stehen schon der dritten Gruppe sehr nahe. 
D^ese letztere besteht eigentlich nur aus einem einzigen 
Staate — aus Sachsen. 

Hatte der sächsische König in Verbindung mit den 
leitenden Polen sogar in dem neuerstandenen, sonst ganz 
auf den französischen Einrichtungen aufgebauten Herzog- 
tume Warschau die Gleichstellung der Juden zumindest auf- 
zuschieben verstanden (1808), so verschonte er sein eigenes 
Land ganz von jedweder Neuerung. Die Juden, die sich nur 
in sehr geringer Zahl in Dresden aufhalten durften**), unter- 
lagen nach wie vor allen Beschränkungen im Gewerbe und 
Handel. Sogar die Errichtung von öffentlichen Gottes- 
häusern war ihnen verboten. Auch der Leibzoll, der, wie wir 
sahen, nicht erst von der Revolution verpönt ward, blieb in 
Sachsen für alle fremden Juden aufrecht, und wurde erst 
von der nach der Okkupation des Landes durch die Heere der 
Koalition eingesetzten Zentralverwaltung abgeschafft. 
(Sept. 1813.) 

Außer den bisher genannten Staaten waren innerhalb 
des alten Reiches Gebiete, die in engster Verbindung zu 
auswärtigen Staaten standen. So war Hannover mit England, 
Vorpommern mit Schweden und Holstein mit Dänemark innig 
verknüpft. Nun sollte man meinen, daß sich die Gesetz- 
gebung in diesen Bruderstaaten in derselben Richtung be- 
wegen wird. Tatsächlich war das Gegenteil der Fall. Hanno- 
ver war während der französischen Kriege bald von England 
abgeschnitten, um endlich ganz als selbständiges Staats- 
gebilde zu verschwinden und zum größten Teile dem 
Königreiche Westfalen einverleibt zu werden. Aber auch 
dort, wo die Gesetzgebung in ihrer Wirksamkeit nicht be- 
hindert war, entwickelten sich die Dinge ziemlich unab- 
hängig voneinander. Während im eigentlichen Schweden 
den Juden nach wie vor sogar die Ansiedelung verboten war, 
wurden ihnen in Pommern manche Erleichterungen, wie Er- 
werb von Grundstücken und Fabriken gewährt"). Umge- 
kehrt ging es in Dänemark-Holstein zu. Während im eigent- 



»«) Vgl. Levy, a. a. 0. S. 76 f. 
») Sulamith III, 2, 69. 
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liehen Königreich am 29. März 1814 die volle Gleichberech- 
tigung der Juden proklamiert wurde")» waren die deutschen 
Juden in Holstein ausdrücklich davon ausgenommen '0* 

V. 

Eine besondere Stellung nahm Österreich ein. Während 
des napoleonischen Zeitalters waren in der Judengesetz- 
gebung des neuen Kaiserstaates keine Fortschritte zu ver- 
zeichnen. Seine Gesetzgebung war jedoch schon früher im 
gewissen Sinne der Zeit vorausgeeilt, imd wir sahen, daß 
schon Kaiser Josef II. den Juden Erleichterungen zuteil 
werden ließ, die weiter gingen als viele Neuerungen unter 
französischem Einfluß in so manchem Staate Deutschlands. 
Aber bei diesem Stande der Gesetzgebung ist es auch im 
großen Ganzen geblieben. Nur geringfügige Änderungen und 
Erweiterungen kamen vor. So hatte der unmittelbare Nach- 
folger Josefs II., Kaiser Leopold II., wie so manch andere 
Verordnung seines in das Extreme verfallenden Vorgängers, 
wo sie namentlich auf einem Gewissenszwange beruhte — 
das Verbot des Tragens einer besonderen Kleidung für die 
Juden aufgehoben. Kaiser Franz II., der spätere österreichi- 
sche Kaiser Franz I., war den Juden persönlich nicht sehr 
gewogen, doch hatte er das bisherige josephinische System 
in dieser Beziehung fortgesetzt. Im Jahre 1797 wurde ein 
Systemalpatent für die Juden Böhmens erlassen, das den bis- 
herigen auf unzählige Verordnungen sich gründenden Rechts- 
zustand in ein System zusammenfaßte und im ganzen das 
Bestreben zeigte, die Juden zu Staatsbürgern zu erziehen, 
jedoch keinerlei neue Erleichterung gewährte. Im einzelnen 
herrschte innerhalb des Kaiserstaates eine derart große Viel- 
gestaltigkeit der Gesetzgebung, wie sie nicht einmal unter den 
Staaten des übrigen Deutschlands in diesem Maße bestand. 
Von manchen Provinzen (Oberösterreich und Steiermark"*). 



*•) Das Edikt in 20 Paragraphen abgedruckt bei Bucbholz a. a. O. 
S. 143 ff. 

") So legt noch im Jahre 1836 der anonyme Verfasser des Schrift- 
chens: „Über die Emanzipation der Juden in Schleswig-Holstein" (S. 47 ff.) 
die vorherrschenden Verhältnisse in kurzen Ausführungen dar: Den Ju- 
den stand das Recht 'der Niederlassung nur in 6 holsteinischen Städten 
(Altena, Glückstadt, Rendsburg, Friedrichstadt, Elmshorn und Facken- 
burg) zu. SouÄt mit Ausnahme der Juden mit „bürgerlichen Berufen" nur 
auf besondere Bewilligung. Dabei waren sie aber bis 1826 vom Hand- 
werk ausgeschlossen, die Zulassung zum Doktorate der Medizin und 
Phil, wie zur Advokatur ermöglicht, aber mit Erschwerungen. Auch der 
Erwerb von Jedem ländlichen Grundeigentum verboten. 

**) Nach den übrigens nicht streng befolgten Gesetzen auch von 
Krain, Kärnten, Tirol und Niederösterreich (Land). Wolf. Kulturgeschichte. 

20 



■ 

und Städten waren die Juden ganz ausgeschlossen, aber 
auch in den Provinzen, wo sie wohnen durften, entwickelten 
sich die Verhältnisse auf ganz verschiedene Weise und die 
Gesetzgebung gegenüber den Juden Böhmens war verschie- 
den von der mährischen und die wiederum von der galizi- 
schen usw. Gemeinsam war nur, daß überall zahlreiche recht 
empfindliche Beschränkungen vorhanden waren *•). Und 
doch glaubte man in den österreichisdien Regierungskreisen, 
mit der Judengesetzgebung weit im liberalen Sinne fortge- 
schritten zu sein, eine Annahme, die nur zu Zeiten Josefs II. 
zutreffend war. Wo es sich um prinzipielle Feststellungen 
handelte, da äußerte sich die kaiserliche Begierung in einem 
höchst liberalen Sinne. An der Spitze des böhmischen Paten- 
tes vom 3. August 1797 wird als Zweck desselben nichts 
anderes als das Bestreben nach einer möglichst bald zu be- 
wirkenden Gleichstellung der Juden mit den anderen Klassen 
der Einwohner angegeben*"). In der noch josephinischen 
Judenordnung für Galizien (7. Mai 1789) hieß es sogar: „Im 
allgemeinen also soll die Galizische Judenschaft von nun 
an, in Rechten sowohl als Pflichten, vollkommen wie andere 
Unterthanen angesehen werden*^)." Diese hochtönenden 

»») Vgl. die Schilderung bei Jos. v. Wertheimer, a. a. O. S. 267 ff. 
Auch die Geldleistungen waren beträchtlich. Sie stellten sich in Böhmen 
auf 261.000 Gulden, (216 und 45 Tausend), in Mähren auf 185.000, in 
Galizien auf 700.000 usw. So war es in den Vierzigerjahren. Jost XI 353 ff. 
1820 beliefen sich die Abgaben (nach Wolf, Kulturgeschichte S. 13 f.: 
auf Böhmen 216.000 Gulden, Mähren 136.000, Galizien 1,400.000 (eigentliche 
Judensteuer 836.000) vor dem Jahre 1817 in Böhmen noch 72.000 Gulden 
mehr. — In Böhmen 1827 (Eopetz, a. a. O. S. 189) 216.500 Gulden. 

^) „Um die Judenschaft in Böhmen nach den angenonunenen Grund- 
sätzen der Duldung zum Besten des Staats und ihrem selbst eigenen, der 
bürgerlichen Bestimmung immer näher zu bringen, damit die Gesetz- 
gebung den Unterschied, den sie bisher zwischen den christlichen und 
jüdischen Unterthanen zu beachten genötigt war, endlich ganz aufzuheben 
in Stand gesetzt werde, ist erforderlich, den in dieser Absicht getroffenen 
vorbereitenden Vorkehrungen nunmehr bestimmtere Vorschriften folgen 

zu lassen^S Sammlung der Gesetze • Kaiser Franz II. 

X, 34, Vgl. das Hofdekret Kaiser Josefs II. von 30. September 1781, und 
auch die folgende Anmerkung. 

^) Die ganze Einleitung der Verordnung lautet: „Nach den in An- 
sehung der Judenschaft getroffenen vorläufigen Vorkehrungen ist es so- 
wohl den eingenommenen Grundsätzen der Duldung übereinstimmend, als 
dem allgemeinen Besten zuträglich, den Unterschied, den die Gesetzgebung 
bisher zwischen christlichen und jüdischen Unterthanen beobachtet hat, auf- 
zuheben, und den in Galizien wohnenden Juden alle Begünstigungen und 
Rechte zu gewähren, deren sich die übrigen Unterthanen zu erfreuen haben. 
— Im allgemeinen aber soll die galizische Judenschaft von nun an in 
Rechten sowohl als Pflichten vollkommen wie andere Unterthanen ange- 
sehen, insbesondere aber von den Verordnungen welche in Ansehung der 
Religionsübung, des Unterrichts, der Gemeindeverfassung, des Bevölke- 
rungsstandes, der Nahrungswege, der politischen und Rechtsbehörden 
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Worte köufien angesichts der großen Beschränkungen ihre 
Erklärung nur in den folgenden Umständen finden: Erstens 
war mandxerorts die soziale Stellung der Juden sehr günstig. 
Sie sind namentlich in dem gerade l^ginnenden Zeitalter der 
Kriege zu großen Millionenvermögen gekommen, worauf sie 
vielfach geadelt und sogar in den Freiherrnstand erhoben 
wurden. Später, nach der Zulassung zu den Schulen, haben 
sie sich den- intelligenten Berufen gewidmet und bekleideten 
sogar manches Staatsamt (dazu wie auch zum Eonununal* 
bürgerrecht waren sie an manchen Orten zugelassen). Zwei- 
tens waren die Beschränkungen, manchmal sogar im Ge- 
biete der finanziellen Lasten, von der Regierung milde ge- 
handhabt*'), und den Juden ging es hier bei schlechten Ge- 
setzen und günstiger Auslegung besser als in so manchem 
Staate mit günstigerer Gesetzgebung aber drückender 
Durchführung. 

VI. 

So gestalteten sich also die .Dinge in den verschiedenen 
Gebieten Deutschlands. Der vollständigen Emanzipation auf 
der einen Seite stand der grundsätzliche Ausschluß auf der 
anderen gegenüber, die Vollbürger eines Staates mußten 
beim Betreten der Grenze des anderen den Leibzoll entrich- 
ten. Kurz, ein Wirrwarr der verschiedensten Verfassungen. 
Mitten in diese Verhältnisse kam das Jahr 1813, kamen die 
Befreiungskriege. Die Juden haben an ihnen mit Gut und 
Blut teilgenommen*'), und gemeinsam mit dem deutschen 
Volke gewaltige Opfer gebracht für die Befreiung, für die 
Einheit der deutschen Nation. Und nun war Deutschland be- 
freit. Auf den Trümmern der alten Vorfassung sollte eine 
neue erstehen. Da konnte die Vielgestaltigkeit in der Juden- 
gesetzgebung nidit mehr für die Dauer belassen werden. 
Man harrte der Lösung seitens des Wiener Kongresses, und 



und der Pflichten gegen den Staat bestehen, die Anwendung auf folgende 

Art gemacht werden Handbuch der Verordnungen Josefs II. 

XVIII, 361. Vgl. dazu das Votum der Hofkanzlei vom 17. Juni 1791 und 
ihren Vortrag v. 23. Juni 1805 bei Wolf. Kulturgeschichte S. 2 u. 6. 

•') So waren die Steuerbehörden bei Erhebung der jüdischen Ver- 
mögenssteuer, die wie Wertheimer (290 f.) nachweist, sich gesetzlich 
bis auf 12%% des Vermögens, also eine jährlich ganz unmöglich zu 
leistende Abgabe stellten, sehr oft gezwungen, sich mit einer Pauschal- 
summe, welche weit hinter diesem Satz stand, abzufinden. 

«) Vgl. darüber Donath, a. a. O. S. 176, Philippson M., Über die 
Beteiligung der jüdischen Freiwilligen an dem Befreiungskriege 1813/1814 
in Monatschr. f. Gesch. u. Wiss. d. Judentums 50 (1906); Grunwald M., 
Österreichs Juden in den Befreiungskriegen (Leipzig 1908); derselbe, 
Die Feldzüge Napoleons (Wien und Leipzig 1913) Einleitung. 
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mittlerweile blieb alles beim alten. Hie und da haben sich 
sogar Bückschritte gezeigt. 

In erster Reihe waren es die aus dem Königreiche 
Westfalen hervorgegangenen Staaten, die mit der Beseiti- 
gung alles Französischen sich auch in der Judenfrage ganz 
auf den Standpunkt der eigenen vorrevolutionären Gesetz- 
gebung stellten. So hatte Hannover, der größte von ihnen 
und bald zimi Königreiche erhobene Staat, die alten Gesetze 
wieder eingeführt, nur wurde durch einen besonderen Erlaß 
vom Anfange 1814 der Leibzoll beseitigt"). Ebenso gingen 
Kurhessen und Braunschweig vor, nur daß hier, insbeson- 
dere im letzteren Staate, die Praxis sehr weitgehend die 
verschärfte Gesetzgebung milderte. Diese plötzliche Rück- 
kehr zu den alten Verhältnissen ließ aber gerade eine ge- 
meinsame Regelung nur mnso notwendiger erscheinen. So 
bot also schon die allgemeine deutsche Judenfrage Anlaß 
genug zum Eingreifen des Kongresses. Doch den unmittel- 
baren Anstoß dazu gaben erst die aus den lokalen Juden- 
fragen in den freien Städten, aus der Judenfrage in Frank- 
furt und in den Hansestädten entstandenen Streitigkeiten. 



B) Die Judenfrage in Frankfurt a. M.l 

I. 

„Ihr haßt die Juden nicht, weil sie es verdienen, son- 
dern weil sie verdienen". Diese Worte schrieb in den Zwan- 



*•) Lob. a. a. 0. S. 24 f. 

^) Eine ersprießliche Quelle bilden die nach dem Wiener Kongresse 
entstandenen Streitschriften: Von jüdischer Seite: Actenmäßige Darstel- 
lung des Bürgerrechts der Israeliten in Frankfurt a. M. (Rödelheim 1816) ; 
Rechtliches Gutachten der hochlöblichen Juristen-Facultät > auf der Groß- 
herzoglich Hessischen Universität zu Gießen (bei Heidenheim in Rödel- 
heim 1816); Nachtrag zu der an die Hohe Deutsche Bundesversammlung am 
4. Nov. 1816 überreichten unterthänigsten Denkschrift der Isr. Gemeinde zu 
Frankfurt die bürgerlichen Rechte und Verfassungsverhältnisse derselben 
betreffend (Rödelheim bei Heidenheim 1817). — Von selten des Senates 
und seiner Anhänger: Abdruck der Gegenerklärung des Senats der freien 
Stadt Frankfurt a. M. an die hohe deutsche Bundesversammlung (Frankf. 
bei Wenner 1817) mit 3 Beilagen; 1. Darstellung der Rechts- und Qe- 
meindeverhältnisse der hiesigen Judenschaft (Senatsdarstellung); 2. Gut- 
achten der königlich preußischen Juristen-Facultät zu Be.rlin; 3. Über 
die Ansprüche der Judenschaft zu Frankfurt a. M. auf das volle Bürger- 
recht dieser Stadt; Historisch-juridische Entwickelung der unveränderten 
Unterthanenpflicht Jüdischer Gemeinde zu Frankfurt a. M. usw. (1817); 
Gutachten, welches die Isr. Gemeinde zu Frankfurt a. M. wegen ihres 
Anspruchs auf das Bürgerrecht in dieser freien Stadt von der kurhessischen 
Juristen-Facultät zu Marburg eingeholt und erhalten hat; kurze Erledi- 
gung des sogenannten Nachtrags am der an die hohe deutsche Bundes- 
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Worte köu^en angesichts der großen Beschränkungen ihre 
Erklärung nur in den folgenden Umständen finden: Erstens 
war mandierorts die soziale Stellung der Juden sehr günstig. 
Sie sind namentlich in dem gerade l^ginnenden Zeitalter der 
Kriege zu großen Millionenvermögen gekommen, worauf sie 
vielfach geadelt und sogar in den Freiherrnstand erhoben 
wurden. Später, nach der Zulassung zu den Schulen, haben 
sie sich den intelligenten Berufen gewidmet und bekleideten 
sogar manches Staatsamt (dazu wie auch zmn Eommunal- 
bürgerrecht waren sie an manchen Orten zugelassen). Zwei- 
tens waren die Beschränkungen, manchmal sogar im Ge- 
biete der finanziellen Lasten, von der Begierung milde ge- 
handhabt ^') 9 ^^d den Juden ging es hier bei schlechten Ge- 
setzen und günstiger Auslegung besser als in so manchem 
Staate mit günstigerer Gesetzgebung aber drückender 
Durchführung. 

VI. 

So gestalteten sich also die Dinge in den verschiedenen 
Gebieten Deutschlands. Der vollständigen Emanzipation auf 
der einen Seite stand der grundsätzliche Ausschluß auf der 
anderen gegenüber, die Vollbürger eines Staates mußten 
beim Betreten der Grenze des anderen den Leibzoll entrich- 
ten. Kurz, ein Wirrwarr der verschiedensten Verfassungen. 
Mitten in diese Verhältnisse kam das Jahr 1813, kamen die 
Befreiungskriege. Die Juden haben an ihnen mit Gut und 
Blut teilgenommen*'), und gemeinsam mit dem deutschen 
Volke gewaltige Opfer gebracht für die Befreiung, für die 
Einheit der deutschen Nation. Und nun war Deutschland be- 
freit. Auf den Trümmern der alten Vorfassung sollte eine 
neue erstehen. Da konnte die Vielgestaltigkeit in der Juden- 
gesetzgebung nicht mehr für die Dauer belassen werden. 
Man harrte der Lösung seitens des Wiener Kongresses, und 

und der Pflichten gegen den Staat bestehen, die Anwendung auf folgende 

Art gemacht werden Handbuch der Verordnungen Josefs II. 

XVIII, 361. Vgl. dazu das Votum der Hofkanzlei vom 17. Juni 1791 und 
ihren Vortrag v. 23. Juni 1805 bei Wolf. Kulturgeschichte S. 2 u. 6. 

•') So waren die Steuerbehörden bei Erhebung der jüdischen Ver- 
mögenssteuet, die wie Wertheimer (290 f.) nachweist, sich gesetzlich 
bis auf 12 K % des Vermögens, also eine jährlich ganz unmöglich zu 
leistende Abgabe stellten, sehr oft gezwungen, sich mit einer Pauschal- 
summe, welche weit hinter diesem Satz stand, abzufinden. 

«) Vgl. darüber Donath, a. a. 0. S. 176, Phüippson M., Über die 
Beteiligung der jüdischen Freiwilligen an dem Befreiungskriege 1813/1814 
in Monatschr. f. Gesch. u. Wiss. d. Judentums 50 (1906); Grunwald M., 
Österreichs Juden in den Befreiungskriegen (Leipzig 1908); derselbe, 
Die Feldzüge Napoleons (Wien und Leipzig 1913) Einleitung. 
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mittl^weile blieb alles beim alten. Hie und da haben sich 
sogar Bückschritte gezeigt. 

In erster Beihe waren es die ans dem Königreiche 
Westfalen hervorgegangenen Staaten, die mit der Beseiti- 
gung alles Französischen sich auch in der Judenfrage ganz 
auf den Standpunkt der eigenen vorrevolutionären Gesetz- 
gebung stellten. So hatte Hannover, der größte von ihnen 
und bald zum Königreiche erhobene Staat, die alten Gesetze 
wieder eingeführt, nur wurde durch einen besonderen Erlaß 
vom Anfange 1814 der Leibzoll beseitigt**). Ebenso gingen 
Kurhessen und Braunschweig vor, nur daß hier, insbeson- 
dere im letzteren Staate, die Praxis sehr weitgehend die 
verschärfte Gesetzgebung milderte. Diese plötzliche Bück- 
kehr zu den alten Verhältnissen ließ aber gerade eine ge- 
meinsame Begelung nur umso notwendiger erscheinen. So 
bot also schon die allgemeine deutsche Judenfrage Anlaß 
genug zum Eingreifen des Kongresses. Doch den unmittel- 
baren Anstoß dazu gaben erst die aus den lokalen Juden- 
fragen in den freien Städten, aus der Judenfrage in Frank- 
furt und in den Hansestädten entstandenen Streitigkeiten. 



B) Die Judenfrage in Frankfurt a. M.^) 

'- I. 



„Ihr haßt die Juden nicht, weil sie es verdienen, son- 
dern weil sie verdienen". Diese Worte schrieb in den Zwan- 



*♦) Lob, a. a. 0. S. 24 f . 

^) Eine ersprießliche Quelle bilden die nach dem Wiener Kongresse 
^ entstandenen Streitschriften: Von jüdischer Seite: Actenmäßige Darstel- 

l i Inng des Bürgerrechts der Israeliten in Frankfurt a. M. (Rödelheim 1816) ; 

|,v Rechtliches Gutachten der hochlöblichen Juristen-Facultät ' auf der Groß- 

'^ herzoglich Hessischen Universität zu Gießen (bei Heidenheim in Rodel- 

^^' heim 1816); Nachtrag zu der an die Hohe Deutsche Bundesversammlung am 

35' 4. Nov. 1816 überreichten unterthänigsten Denkschrift der Isr. Gemeinde zu 

Frankfurt die bürgerlichen Rechte und Verfassungsverhältnisse derselben 
\^ betreffend (Rödelheim bei Heidenheim 1817). — Von Seiten des Senates 

^ und seiner Anhänger: Abdruck der Gegenerklärung des Senats der freien 

i;f.: Stadt Frankfurt a. M. an die hohe deutsche Bundesversammlung (Frankf. 

i bei Wenner 1817) mit 3 Beilagen; 1. Darstellung der Rechts- und Ge- 

j^i meindeverhältnisse der hiesigen Judenschaft (Senatsdarstellung); 2. Gut- 

^, achten der königlich preußischen Juristen-Facultät zu Be,rlin; 3. Über 

% die Ansprüche der Judenschaft zu Frankfurt a. M. auf das volle Bürger- 

pxj recht dieser Stadt; Historisch-juridische Entwickelung der unveränderten 

Unterthanenpflicht Jüdischer Gemeinde zu Frankfurt a. M. usw. (1817); 
Gutachten, welches die Isr. Gemeinde zu Frankfurt a. M. wegen ihres 
Anspruchs auf das Bürgerrecht in dieser freien Stadt von der kurhessischen 
Juristen-Facultät zu Marburg eingeholt und erhalten hat; kurze Erledi- 
gung des sogenannten Nachtrags zu der an die hohe deutsche Bundes- 
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Worte kö^^en angesichts der großen Beschränkungen ihre 
Erklärung nur in den folgenden Umständen finden: Erstens 
war mandierorts die soziale Stellung der Juden sehr günstig. 
Sie sind namentlich in dem gerade beginnenden Zeitalter der 
Kriege zu großen Millionenvermögen gekommen, worauf sie 
vielfach geadelt und sogar in den Freiherrnstand erhoben 
wurden. Später, nach der Zulassung zu den Schulen, haben 
sie sich den* intelligenten Berufen gewidmet und bekleideten 
sogar manches Staatsamt (dazu wie auch zum Kommunal- 
bürgerrecht waren sie an manchen Orten zugelassen). Zwei- 
tens waren die Beschränkungen, manchmal sogar im Gre- 
biete der finanziellen Lasten, von der Regierung milde ge- 
handhabt"), und den Juden ging es hier bisi schlechten Ge- 
setzen und günstiger Auslegung besser als in so manchem 
Staate mit günstigerer Gesetzgebung aber drückender 
Durchführung. 

VI. 

So gestalteten sich also die Dinge in den verschiedenen 
Gebieten Deutschlands. Der vollständigen Emanzipation auf 
der einen Seite stand der grundsätzliche Ausschluß auf der 
anderen gegenüber, die YoUbürger eines Staates mußten 
beim Betreten der Grenze des anderen den Leibzoll entrich- 
ten. Kurz, ein Wirrwarr der verschiedensten Verfassungen. 
Mitten in diese Verhältnisse kam das Jahr 1813, kamen die 
Befreiungskriege. Die Juden haben an ihnen mit Gut und 
Blut teilgenommen"), und gemeinsam mit dem deutschen 
Volke gewaltige Opfer gebracht für die Befreiung, für die 
Einheit der deutschen Nation. Und nun war Deutschland be- 
freit. Auf den Trümmern der alten Verfassung sollte eine 
neue erstehen. Da konnte die Vielgestaltigkeit in der Juden- 
gesetzgebung nicht mehr für die Dauer belassen werden. 
Man harrte der Lösung seitens des Wiener Kongresses, und 

und der Püicliten gegen den Staat bestehen, die Anwendung auf folgende 

Art gemacht werden Handbuch der Verordnungen Josefs II. 

XVIII, 361. Vgl. dazu das Votum der Hofkanzlei vom 17. Juni 1791 und 
ihren Vortrag v. 23. Juni 1805 bei Wolf. Kulturgeschichte S. 2 u. 6. 

•') So waren die Steuerbehörden bei Erhebung der jüdischen Ver- 
mögenssteuet, die wie Wertheimer (290 f.) nachweist, sich gesetzlich 
bis auf 12^ % des Vermögens, also eine jährlich ganz unmöglich zu 
leistende Abgabe stellten, sehr oft gezwungen, sich mit einer Pauschal- 
summe, welche weit hinter diesem Satz stand, abzufinden. 

") Vgl. darüber Donath, a. a. 0. S. 176, Philippson M., Über die 
Beteiligung der jüdischen Freiwilligen an dem Befreiungskriege 1813/1814 
in Monatschr. f. Gesch. u. Wiss. d. Judentums 50 (1906); Gnmwald M., 
Österreichs Juden in den Befreiungskriegen (Leipzig 1908); derselbe, 
Die Feldzüge Napoleons (Wien und Leipzig 1913) Einleitung. 
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mittlerweile blieb alles beim alten. Hie und da haben sich 
sogar Bückschritte gezeigt. 

In erster Beihe waren es die aus dem Königreiche 
Westfalen hervorgegangenen Staaten, die mit der Beseiti- 
gung alles Französischen sich auch in der Judenfrage ganz 
auf den Standpunkt der eigenen vorrevolutionären Gesetz- 
gebung stellten. So hatte Hannover, der größte von ihnen 
und bald zum Königreiche erhobene Staat, die alten Gesetze 
wieder eingeführt, nur wurde durch einen besonderen Erlaß 
vom Anfange 1814 der Leibzoll beseitigt**). Ebenso gingen 
Kurhessen und Braunschweig vor, nur daß hier, insbeson- 
dere im letzteren Staate, die Praxis sehr weitgehend die 
verschärfte Gesetzgebung milderte. Diese plötzliche Bück- 
kehr zu den alten Verhältnissen ließ aber gerade eine ge- 
meinsame Begelung nur \miso notwendiger erscheinen. So 
bot also schon die allgemeine deutsche Judenfrage Anlaß 
genug zimi Eingreifen des Kongresses. Doch den unmittel- 
baren Anstoß dazu gaben erst die aus den lokalen Juden- 
fragen in den freien Städten, aus der Judenfrage in Frank- 
furt und in den Hansestädten entstandenen Streitigkeiten. 



B) Die Judenfrage in Frankfurt a. M.^) 

I. 



,; „Ihr haßt die Juden nicht, weil sie es verdienen, son- 



dern weil sie verdienen". Diese Worte schrieb in den Zwan- 



**) Lob, a. a. O. S. 24 f. 

^) Eine ersprießliche Quelle bilden die nach dem Wiener Kongresse 
i entetandenen Streitschriften: Von jüdischer Seite: Actenmftßige Darstel- 

lung des Bürgerrechts jder Israeliten in Frankfurt a. M. (Rödelheim 1816) ; 
Rechtliches Gutachten der hochlöblichen Juristen-Facultät ' auf der Groß- 
herzoglich Hessischen Universität zu Gießen (bei Heidenheim in Rödel- 
heim 1816); Nachtrag zu der an die Hohe Deutsche Bundesversammlung am 
4. Nov. 1816 überreichten unterthänigsten Denkschrift der Isr. Gemeinde zu 
Frankfurt die bürgerlichen Rechte und Verfassungsverhältnisse derselben 
betreffend (Rödelheim bei Heidenheim 1817). — Von selten des Senates 
und seiner Anhänger: Abdruck der Gegenerklärung des Senats der freien 
Stadt Frankfurt a. M. an die hohe deutsche Bundesversammlung (Frankf. 
bei Wenner 1817) mit 3 Beilagen; 1. Darstellung der Rechts- und Ge- 
meindeverhältnisse der hiesigen Judenschaft (Senatsdarstellung); 2. Gut- 
achten der königlich preußischen Juristen-Facultät zu Be;rlin; 3. Über 
die Ansprüche der Judenschaft zu Frankfurt a. M. auf das volle Bürger- 
recht dieser Stadt; Historisch-juridische Entwickelung der unveränderten 
Unterthanenpflicht Jüdischer Gemeinde zu Frankfurt a. M. usw. (1817); 
Gutachten, welches die Isr. Gemeinde zu Frankfurt a. M. wegen ihres 
Anspruchs auf das Bürgerrecht in dieser freien Stadt von der kurhessischen 
Juristen-Facultät zu &irburg eingeholt und erhalten hat; kurze Erledi- 
gung des sogenannten Nachtrags zu der an die hohe deutsche Bundes- 
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Worte köuiien angesichts der großen Beschränkungen ihre 
Erklärung nur in den folgenden Umständen finden: Erstens 
war mancherorts die soziale Stellung der Juden sehr günstig. 
Sie sind namentlich in dem gerade l^ginnenden Zeitalter der 
ELriege zu großen Millionenvermögen gekommen, worauf sie 
vielfach geadelt und sogar in den Freiherrnstand erhoben 
wurden. Später, nach der Zulassung zu den Schulen, haben 
sie sich den* intelligenten Berufen gewidmet und bekleideten 
sogar manches Staatsamt (dazu wie auch zum Konununal- 
bür gerrecht waren sie an manchen Orten zugelassen). Zwei- 
tens waren die Beschränkungen, manchmal sogar im Gre- 
biete der finanziellen Lasten, von der Regierung milde ge- 
handhabt"), und den Juden ging es hier bsi schlechten Gre- 
setzen und günstiger Auslegung besser als in so manchem 
Staate mit günstigerer Gesetzgebung aber drückender 
Durchführung. 

VI. 

So gestalteten sich also die Dinge in den verschiedenen 
Gebieten Deutschlands. Der vollständigen Emanzipation auf 
der einen Seite stand der grundsätzliche Ausschluß auf der 
anderen gegenüber, die Vollbürger eines Staates mußten 
beim Betreten der Grenze des anderen den Leibzoll entrich- 
ten. Kurz, ein Wirrwarr der verschiedensten Verfassungen. 
Mitten in diese Verhältnisse kam das Jahr 1813, kamen die 
Befreiungskriege. Die Juden haben an ihnen mit Gut und 
Blut teilgenommen"), und gemeinsam mit dem deutschen 
Volke gewaltige Opfer gebracht für die Befreiung, für die 
Einheit der deutschen Nation. Und nun war Deutschland be- 
freit. Auf den Trümmern der alten Vorfassung sollte eine 
neue erstehen. Da konnte die Vielgestaltigkeit in der Juden- 
gesetzgebung nicht mehr für die Dauer belassen werden. 
Man harrte der Lösung seitens des Wiener Kongresses, und 

und der Pflichten gegen den Staat bestehen, die Anwendung auf folgende 

Art gemacht werden Handbuch der Verordnungen Josefs II. 

XVIII, 361. Vgl. dazu das Votum der Hofkanzlei vom 17. Juni 1791 und 
ihren Vortrag v. 23. Juni 1805 bei Wolf. Kulturgeschichte S. 2 u. 6. 

") So waren die Steuerbehörden bei Erhebung der jüdischen Ver- 
mögenssteueir, die wie Wertheimer (290 f.) nachweist, sich gesetzlich 
bis auf 12^ % des Vermögens, also eine jährlich ganz unmöglich zu 
leistende Abgabe stellten, sehr oft gezwungen, sich mit einer Pauschal- 
summe, welche weit hinter diesem Satz stand, abzufinden. 

*») Vgl. darüber Donath, a. a. 0. S. 176, Philippson M., Über die 
Beteiligung der jüdischen Freiwilligen an dem Befreiungskriege 1813/1814 
in Monatschr. f. Gesch. u. Wiss. d. Judentums 50 (1906); Grunwald M., 
Österreichs Juden in den Befreiungskriegen (Leipzig 1908); derselbe, 
Die Feldzüge Napoleons (Wien und Leipzig 1913) Einleitung. 
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mittlOTweile blieb alles beim alten. Hie und da haben sich 
sogar Rückschritte gezeigt. 

In erster Beihe waren es die aus dem Königreiche 
Westfalen hervorgegangenen Staaten, die mit der Beseiti- 
gung alles Französischen sich auch in der Judenfrage ganz 
auf den Standpunkt der eigenen vorrevolutionären Gesetz- 
gebung stellten. So hatte Hannover, der größte von ihnen 
und bald zimi Königreiche erhobene Staat, die alten Gesetze 
wieder eingeführt, nur wurde durch einen besonderen Erlaß 
vom Anfange 1814 der Leibzoll beseitigt**). Ebenso gingen 
Kurhessen und Braunschweig vor, nur daß hier, insbeson- 
dere im letzteren Staate, die Praxis sehr weitgehend die 
verschärfte Gesetzgebung milderte. Diese plötzliche Rück- 
kehr zu den alten Verhältnissen ließ aber gerade eine ge- 
meinsame Regelung nur \miso notwendiger erscheinen. So 
bot also schon die allgemeine deutsche Judenfrage Anlaß 
genug zum Eingreifen des Kongresses. Doch den unmittel- 
baren Anstoß dazu gaben erst die aus den lokalen Juden- 
fragen in den freien Städten, aus der Judenfrage in Frank- 
furt und in den Hansestädten entstandenen Streitigkeiten. 

B) Die Judenfrage in Frankfurt a. M/) 

I. 

„Ihr haßt die Juden nicht, weil sie es verdienen, son- 
dern weil sie verdienen". Diese Worte schrieb in den Zwan- 



*•) Lob, a. a. 0. S. 24 f. 

^) Eine ersprießliche Quelle bilden die nach dem Wiener Kongresse 
entstandenen Streitschriften: Von jüdischer Seite: Actenmäßige Darstel- 
lung des Bürgerrechts jder Israeliten in Frankfurt a. M. (Rödelheim 1816) ; 
Rechtliches Gutachten der hochlöblichen Juristen-Facultät • auf der Grofi- 
herzoglich Hessischen Universität zu Gießen (bei Heidenheim in Rödel- 
heim 1816) ; Nachtrag zu der an die Hohe Deutsche Bundesversammlung am 
4. Nov. 18i6 überreichten unterthänigsten Denkschrift der Isr. Gemeinde zu 
Frankfurt die bürgerlichen Rechte und Verfassungsverhältnisse derselben 
betreffend (Rödelheim bei Heidenheim 1817). — Von selten des Senates 
und seiner Anhänger: Abdruck der Gegenerklärung des Senats der freien 
Stadt Frankfurt a. M. an die hohe deutsche Bundesversammlung (Frankf. 
bei Wenner 1817) mit 3 Beilagen; 1. Darstellung der Rechts- und Ge- 
meindeverhältnisse der hiesigen Judenschaft (Senatsdarstellung); 2. Gut- 
achten der königlich preußischen Juristen-Facultät zu Be,rlin; 3. Über 
die Ansprüche der Judenschaft zu Frankfurt a. M. auf das volle Bürger- 
recht dieser Stadt; Historisch-juridische Entwickelung der unveränderten 
Unterthanenpflicht Jüdischer Gemeinde zu Frankfurt a. M. usw. (1817); 
Gutachten, welches die Isr. Gemeinde zu Frankfurt a. M. wegen ihres 
Anspruchs auf das Bürgerrecht in dieser freien Stadt von der kurhessischen 
Juristen-Facultät zu Marburg eingeholt und erhalten hat; kurze Erledi- 
gung des sogenannten Nachtrags zu der an die hohe deutsche Bundes- 
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zigerjahren des vorigen Jahrhunderts ein begabter Frank- 
furter Judenetämmling'), und hatte dabei zweifellos vor 
allem die Verhältnisse in seiner Vaterstadt im Auge. Der 
wirtschaftliche Hintergrund des Judenhasses, der sich auch 
sonst überall entdecken läßt, wirkte in Frankfurt wie in 
allen freien Städten in einem noch verstärkten Maße. Der 
städtische Eaufmannstand, der sonstwo keine besondere 
Rolle spielte, war in einer Beichsstadt der einzig ausschlag- 
gebende Faktor. Und da stießen die Interessen der Christen 
und der Juden, welch letztere sich ebenfalls in erster Beihe 
dem Handel Ergaben, sehr heftig zusammen. Dies änderte 
sich auch dann nicht, als mit dem Wandel der theoretischen 
Voraussetzungen des Judenhasses dieser selbst andere For- 
men annahm. Darin finden wir die Erklärung, wanmi Frank- 
furt und die anderen freien Städte ihren schroffen Stand- 
punkt in der Judenfrage noch für lange Jahre hinaus be- 
wahrt haben, als sich schon die übrigen Staaten der neuen 
Zeitrichtung anzupassen wußten. 

Die reditlichen Verhältnisse der Juden in Frankfurt 
hatten noch am Ende des 18. Jahrhunderts die alte „Juden- 
stättigkeit und Schutzordnung'* vom Jahre 1616 *) zur Grund- 
lage. Diese war wiederum ein verfassungsmäßiger Nieder- 
schlag all jener Beschränkungen und Bechtsentäußerungen, 
die im Laufe des XV. und XVI. Jahrhunderts die frtüier 



Versammlung gerichteten Beschwerdeschrift der Frankfurter Judenschaft, 
deren Ansprüche auf die Bürgerschaft in der freien Stadt Frankfurt be- 
treffend (Frankf. bei Wenner 1817); die Judenschaft von Frankfurt und 
ihre Rechte (populär, 1817); An die hohe deutsche Bundesversammlung, 
Beurkundete Vertheidigung der Rechte der Bürgerschaft zu Frankfurt a. M. 
gegen die Ansprüche der Judengemeinde daselbst auf völlige bürgerliche 
und politische Gleichstellung mit den Bürgern dieser freien Stadt von 
Seiten der ständigen Bürgerrepräsentation (Frankfurt bei Andrea 1817) ; 
in den Beilagen sind die meisten Quellen auch zur primatischen und 
großherzoglichen Zeit entweder ganz oder im Auszug abgedruckt. 

Überdies vgl. noch: Der rheinische Bund (Zeitschrift) Jg. 1807, 
1810, 1811; J. H. Bender, Der frühere und jetzige Zustand der Isr. in 
Frankfurt a. M. (Frankf. 1833) ; G. L. Kriegk, Gesch. von Frankfurt a. M. 
(Frankf. 1871); K. Frh. v. Beaulieu-Marconnay, Karl von Dalberg und 
seine Zeit. 2 Bde. (Weimar 1879); G. Schnapper-Arndt, Jugendarbeiten 
Ludwig Börnes über jüdische Fragen in Zeitschr. f. Gesch. der Juden 
in Deutschland IV, 201 ff. und V 193 fif.; L. Geiger, Die Erteilung des 
Bürgerrechts an die Juden in Frankfurt (Ebenda V 54 IF.); P. Darm- 
städter, Das Großherzogtum Frankfurt (Frankf. 1901); Festschrift des 
Philantropins (Frankf. 1904); AI. Dietz, Stammbuch der Frankfurter Juden 
(Frankf. 1907); R. Schwemer, Geschichte der freien Stadt Frankfurt a. M. 
(1814—1866). I. Band (Frankf. 1910). 

*) Ludwig Börne, Der ewige Jude (Reklam-Ausgabe) II. 290. 

') Sie lag mir in einem schönen Abdruck, wahrscheinlich von der 
Mitte des 18. Jahrh. (nach 1753), vor. Über die verschiedenen Abdrucke 
dieser Stättigkeit vgl. Berliner Gutachten S. 90. 
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sehr gute Lage der Juden Frankfurts in so großem Maße 
beeinträchtigt haben und dieselben zu einem unter geordne" 
ten Stande herabsinken ließen*). Die Juden waren unge- 
achtet dessen, daß sie schon seit Jahrhunderten in der Stadt 
wohnten, noch immer als Fremde betrachtet, die nur unter 
dem gemeinsamen Schutze des Kaisers und der Stadtgemeinde 
lebten"). Selbstverständlich konnte dieser Schutz nur für 
teures Schutzgeld erkauft werden. So zahlten auch die Frank- 
furter Juden an ihren Schutzherrn, den römischen Kaiser, 
Jährlich 3600 fl.*), einen in jenen Zeiten jedenfalls ganz an- 
sehnlichen Betrag. Außerdem mußten sie noch verschiedene 
Abgaben an die Obrigkeit, beim Accis von Ochsen und Wein 
und dgl., leisten. In dieser Weise stieg jener Betrag auf 
9200 fl. jährliche Lasten^). Dazu bildeten die Juden in 
Frankfurt, wie in allen anderen Städten Deutschlands, eine 
autonome Gemeinde auf religiöser Grundlage, die nicht nur 
ihre religiösen Bedürfnisse, sondern auch die Armenpflege, 
die niedere Gerichtsbarkeit und das Schulwesen auf eigene 
Kosten zu versorgen hatte. Aber nicht nur diese schweren 
finanziellen Lasten mußten die Frankfurter Juden tragen, 
noch viele andere Beschränkungen machten ihre Lage kaum 
beneidenswert. Sie lebten (seit 1462) ihr Leben lang in einer 
dunklen, kaum zwölf (später 20) Fuß breiten Judengasse in 
drei- und mehrstöckigen Häusern. Die Übertretung der 
Ghettomauer bei Nacht oder an Sonn- und jüdischen wie 
christlichen Feiertagen war ihnen streng untersagt. Es war 
ihnen verboten, Grundeigentum oder Hypotheken zu er- 
werben, von der Landwirtschaft und dem Handwerk waren 
sie ganz ausgeschlossen. Bei diesen Verhältnissen mußten 
sie sich selbstverständlich ausschließlich dem Handel zu- 
wenden, aber auch da wurde ihnen der Handel mit Waffen, 
Spezereien, Korn und Wein überhaupt und mit Tuch und 
Seide en detail untersagt. Dieses Verbot wurde jedoch häufig 
umgangen. Es blieben also nur sehr wenig Berufe übrig und 
da wandten sich die Keicheren von ihnen meistens dem Wu- 
cher®), die Ärmeren und zahlreicheren dem Hausieren zu. 
Bei alledem befürchtete man noch, es könnte die Zahl der 
Juden anwachsen und, um dieser Eventualität vorzubeugen, 
legte man der Ansiedlung fremder Juden durch die Be- 
schränkung der Niederlassungsfreiheit auf die Gesamtzahl 

*) Vgl. auch Stättigkeit § 117 und Vertheidigung S. 15. 
») 8. u. S. 60 Anm. 41. 
*) Actenmäßige Darstellung S. XUI u. 8. 
7) Ebenda S. XX. 

B) In Frankfurt waren 1806 30 christliche und ein Dutzend jüdische 
Bank- und Wechselfirmen vorhanden. Darmstätter a. a. O. S. 298. 
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von 500 Familien, und der natürlichen Vermehrung durch 
Einschränkung der Zahl der jüdischen Heiraten auf 12 jähr- 
lich, einen Damm entgegen*). Dieser traurige Zustand der 
Frankfurter Juden dauerte noch bis in die Anfänge des 
19. Jahrhunderts hinein. Nur eine kleine Änderung zum 
Guten trat ein, zwar nicht rechtlich, wohl aber faktisch. Im 
Jahre 1796 nämlich erfolgte das große Bombardement Frank- 
furts durch die französische Armee Klebers und dabei ging 
das Judenquartier völlig in Trümmer. Jetzt mußte man die 
Juden nolens volens in die Stadt aufnehmen, wenn auch 
unter dem ausdrücklichen Vorbehalte, daß dies nur provi- 
sorisch, bis zum Wiederaufbaue der Judengasse, geschehe. 
Dazu kam es aber nicht mehr. Sonst blieb die alte Stättigkeit 
von 1616 trotz all ihrer Härten und Mängel, trotzdem sich 
zu dieser Zeit vieles von ihr als überflüssig, vieles andere 
als unzureichend erwies, aufrecht. 

Innerhalb der Frankfurter Judengemeinde erstand je- 
doch jetzt eine Anzahl aufgeklärter Mendelsohnisten, die sich 
um das schon damals aufblühende Philanthropin, eine Schule 
für arme Knaben jüdischer Religion, scharten und denen 
die Emanzipation als Lebensideal vorzuschweben begann. 
Diese aufgeklärten Kreise hatten sich einen besonderen 
Mittelpunkt in einer eigenen Freimaurerloge („zur aufge- 
henden Morgenröte") allgemein „Judenloge" genannt — wo 
aber auch Christen, obwohl in geringerer Anzahl, vorhan- 
den waren — geschaffen"). Diese Gemeinde besaß in ihrer 
Mitte schon einen Juda Lob Baruch (Ludwig Börne), der, 
1786 in der Judengasse geboren, damals, in den ersten 
Jahren des 19. Jahrhunderts, schon seine erste literarische 
Tätigkeit zu entfalten begann. Sie besaß ferner Großkapita- 
listen vom Schlage eines Maier Amschel Rothschild, der 
schon 1798 die nötigen Mittel besaß, um neben seinem Frank- 
furter Handlungshause ein zweites in London gründen zu 
können, der in der Zeit von 1804 bis 1812 mit dem Staate 
Dänemark Anleihegeschäfte im Gesamtbetrage von zehn 
Millionen machte, und der sogar 1808 die jahrelang dauernde 
Besorgung der Geldlieferungen an das englische Heer über- 
nahm, welches in Spanien mit den Franzosen kämpfte, eine 
finanzielle Unternehmung, dem sich kein anderes englisches 

•) Eine anschauliche, wenn auch auf Vollständigkeit keinen An- 
spruch erhebende Schilderung dieser Verhältnisse stammt aus der Feder 
des unermüdlichen Anwaltes der Juden, des Franzosen Gr6goire (ehe- 
maligen Bischofs von Blois), und findet sich in deutscher Übersetzung 
in Sulamith II, 1 (1808) S. 55 f. Auch Ludwig Börne skizzierte diese 
Verhältnisse in seiner witzigen Art (Fragmente und Aphorismen Nr. 96). 

") Vgl. u. S. 176 Anm. 92. 
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Haus gewachsen ftt]ilte^). Eine Gemeinde, die solche Männer 
besaß, konnte schwerlich Entwürdigungen und Einschrän- 
kungen für die Dauer ertragen. Sie schickte sich zum Kampfe 
um die Erweiterung ihrer Bechte mit allen Mitteln an und 
wartete nur auf eine günstige Gelegenheit, um den Kampf 
aufzunehmen, und eine solche Gelegenheit sollte auch wirk- 
lich kommen. 

II. 

Am 9. September 1806 wurde die Stadt auf Geheiß Na- 
poleons dem Beichserzkanzler Karl von Dalberg feierlich 
übergeben und aus einer Beichsstadt in die Hauptstadt des 
Primatialstaates verwandelt"). Damit hörte in Wirklich- 
keit die reichsstädtische Verfassung auf und die Juden 
durften die Hoffnung hegen, daß damit auch ihren Beschrän- 
kungen, zimiindest in großem Teile, ein Ende kommen werde. 
Diese Hoffnung sollte sich aber nicht so bald erfüllen. 

In der am 30. November 1807 erlassenen „Neuen 
Stättigkeits- und Schutzordnung der Juden zu Frankfurt 
a. M.'' ") wurden nur ganz geringe Erleichterungen gewährt. 
Anderseits hat aber gerade die Beibehaltung fast aller alten 

^) Kriegk, a. a. 0. S. 471. Dieses Gesch&ft hat wahrscheinUch 
nur das Londoner Haus, das unter Leitung Nathan von Rotschilds, eines 
der fünf Söhne Meyer Amschels, stand, ühemommen; denn es ist als aus- 
geschlossen anzusehen, daß ein Bankhaus in Frankfurt, das zu jener 
Zeit selbst unter der mittelbaren Herrschaft Frankreichs stand, G^ld 
für Feinde Frankreichs und zur Bekämpfung Napoleons liefern sollte. 
Für die Einschätzung der wirtschaftlichen Lage der Frankfurter Juden- 
gemeinde muß noch in Betracht gezogen werden, daß die Rothschilds zu 
jener Zeit nicht einmal die größten Reichtümer unter den Frankfurter 
Juden besaßen. Im Jahre 1800 nämlich schätzte man das Vermögen 
von Meyer Amschel Rothschild auf nicht mehr als 60.000 Gulden, 
während zur selben Zeit ein anderer jüdischer Bankier in Frank- 
furt, Joel Halle, zusammen mit seinem Schwiegersohne Markus 
Baruch (Bruder des Vaters von Börne) 113.000 (75.000 + 38.000) 
Gulden, ein zweiter, Benedikt Aren May, 135.000 Gulden, ein dritter 
Gumpertz Isaak Eli^s^ 165.000, ein vierter Isaak Michael Speyer, der 
für seine Verdienste bei der Munitionslieferung seit 1781 zum kaiser- 
lichen Hoffaktor ernannt wurde, sogar 420.000 Gulden besaß. Dieser 
letztere Betrag übertraf sogar das inzwischen in raschem Anwachsen 
begriffene Vermögen der Rothschilds noch beim Ableben ihres Begründers 
im Jahre 1812 (195.800 Gulden). Im Jahre 1800 war Rothschild der 
Zehnte in der Reihe der Frankfurter reichen Juden. Vgl. darüber Dietz, 
a. a. 0. S. 142, 196, 290 und 417 f. Die bei Kohut: Der Begründer der 
Dynastie Rothschild (Allg. Zeitung des Judentums LXXVI 1912, S. 134) 
angeführte Zahl von 12 Millionen Gulden als Hinterlassenschaft Mayer 
Amschel Rothschilds ist eine Legende. 

") Über die aus diesem Anlasse von der Frankfurter Judenschaft 
dem Fürstprimas übergebenen Oden vgl. Sulamith I, 2, S. 156 ff und 164 ff. 

^) Erschienen in Druck in 5 Abschnitten und 151 Paragraphen 
bei Varrentrapp und Wenner in Frankfurt 1808. 
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Beschränkungen bei den Juden den größten Widerspruch 
hervorgerufen^*) und auch die Festsetzung der jüdischen 
Abgaben auf eine Pauschalsumme von 22.(W0 Gulden, also 
mehr als das Doppelte des bisherigen Betrages, konnte die 
Juden unmöglich befriedigen. Dieser Zustand sollte aber 
nicht von langer Dauer sein. 

Am 16. Februar 1810 wurde der bisherige Primatial- 
staat * nach Abschluß der Fürstenttimer Hanau und Fulda 
vj>n Napoleon zum Großherzogtum Frankfiu*t erhoben. Und 
wenn schon auch bisher Frankfurt unter dem vorwiegenden 
Einflüsse Frankreichs stand, so wurde jetzt dieser dermaßen 
überwältigend, daß auch äußerlich zum Nachfolger Dalbergs 
auf dem Throne des schon ganz ansehnlichen Staates kein 
anderer als Eugen Beauharnais, Napoleons Stiefsohn, aus- 
ersehen ward. Nun konnte es schon naturgemäß bei den 
alten reichsstädtischen Institutionen, den Leibeigenen, Bei- 
sassen, Schutzverwandten usw. nicht mehr lange bleiben. 
Auf nachdrückliche Aufforderung von selten Frankreichs 
hin wurde am 16. August 1810 das große Organisationspatent 
des Großherzogtums erlassen, das die Grundlage für die 
künftige Entwicklung des Staates werden sollte. Es sollten 
nunmehr alle Einwohner des Großherzogtimis gleichgestellt 
werden, gleich vor dem Gesetze und gleich im Genuß aller 
Bechte. Der § 11 lautete: „Das Großherzogtum wird durch 
eine Konstitution regiert, welche die Gleichheit aller Unter- 
thanen Vor dem Gesetze und die freie Ausübung des Gottes- 
dienstes der verschiedenen, verfassungsmäßig aufgenom- 
menen Religionsbekenntnisse festsetzt." Der § 13 fügte noch 
hinzu: „Die Leibeigenschaft wird aufgehoben; alle Ein- 
wohner des Großherzogtums genießen gleiche Rechte". Alle 
diese Bestimmungen waren aber vorläiäg nur im Prinzipe, 
in der Theorie vorhanden; zur praktischen Ausführung 
sollten sie erst nach und nach durch besondere Verfügungen 
des Großherzogs gelangen. 

Auf Dalbergs Anregung hin beschäftigte sich bald der 
Staatsrat auch mit der Judenfrage. Die Juden selbst haben 
gleichfalls in einer besonderen Eingabe ") die Gleichberech- 
tigung gefordert. Hierauf kam es zu direkten Verhandlungen 
der Regierung mit fünf Vertretern der Juden (darunter 
auch Rothschild und Oppenheimer"), in denen nur mehr die 

") über den flammenden Aufsatz Börnes dagegen vgl. Schnapper- 
Arndt a. a. O. 

") Abgedruckt ohne die beiden Beilagen in der Senatsdarstellung 

S. 71 f. 

") Vertheidigung Anlage 36- Bei Geiger a. a. 0. S. 61 lauten die 
Namen falsch Th. Jak. Gumprecht (statt Isak) und Josef Elissen statt 
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Frage der Ablösung der Angaben besprochen wurde. Denn 
die Begierung wollte keinen finanziellen Schaden erleiden 
und bestand darauf, daß die Juden wie die anderen bisher 
Entrechteten durch die einmalige Bezahlung des vier zig- 
fachen Betrages der bisherigen Abgaben dieselben zuerst 
ablösen (Ablösungssatz 2HX) und erst dann der Gleich- 
berechtigung auch tatsächlich teilhaftig werden. 

Erst nachdem manche Gemeinden des Departements 
Aschaffenburg ihre Leibeigenen nach einem 55Sigen Satze 
abgelöst hatten ") willigte Dalberg auf diesen Maßstab auch 
den Juden gegenüber ein. So kam es mit Einverstänchiis der 
Judenvertreter zur Verordnung vom 9. November 1811, wo- 
durch die Juden ihr jährliches Schutzgeld von 22.000 fl. mit 
dem zwanzigfachen Betrage von 440.000 0. ablösen sollten, 
und zwar sollten davon 150.000 fl. noch in demselben 
Jahre eingezahlt, weitere 50.000 fl. unverzinslich 
am Ende des Jahres 1813 und der Rest in 24 Jahres- 
raten je 10.000 fl. mit 5 % igen Zinsen am Ende jedes 
der folgenden Jahre von den Juden regelmäßig aus* 
gefolgt werden. Als die Juden die ersten 150.000 fl. er- 
legt hatten (in der Kechenei in der Zeit vom 24« bis zum 
28. Dezember) "), kam es am 28. Dezember 1811 zu einem 
feierlichen Vertrage zwischen dem Großherzog und der 
Frankfurter Judenschaft. In diesem sicherte Dalberg den 
Juden die vollständige Gleichberechtigung zu, was er. auch 
wirklich noch am selben Tage in einer besonderen Verord- 
nung an alle Behörden klar zum Ausdruck brachte"). 

Josef Oppenheimer. Bei dieser so hoch wichtigen Aktion konnte un- 
möglich der angesehene Arzt (Opp.), der dem Großherzog seihst nahe- 
stand, fern bleiben. (Vgl. u. S. 30). Über die Persönlichkeit Oppen- 
heimers vgl. den nach seinem Tode (1817) veröffentlichten Nekrolog 
in Sulamith V, 1, 268 f. 

*^) Beaulieu-Marconnay, a. a. O. II. 203. 

") Bender a. a. O. II. 39. 

") Dieser großherzogliche Vertrag ist zuerst in der actenmäßigen 
Darstellung S. 9 ff. und dann bei Klüber, Akten des Wiener Kongresses 
VI 404 ff. abgedruckt worden. Nachdem er sich auf das Organisations- 
Patent vom 16. August 1810 und auf die Verordnungen vom 7. Feber und 
9. November 1811 beruft, bestimmt er in 10 Artikeln folgendes: 1. Auf- 
hebung aller Beschränkungen der Juden. 2. Alle Familienväter, Witwen 
und personae sui iuris erhalten das Bürgerrecht. 3. Die Söhne der Juden 
werden den christlichen gleichgestellt. Dabei aber mit Rücksicht darauf, 
daß die Juden bisher nur vom Handel lebten, eine provisorische Aus- 
nahmebestimmung: „Wird ein Zeitraum von 10 Jahren gnädigst vergönnt, 
binnen welchem für die jüdischen Bürgersöhne der bisherige Handel als 
anzugebender bürgerlicher Gewerbezweig genügen soll". 4. — 6. Die Töch- 
ter und Witwen der Juden wie auch fremde Juden sollen gleich den 
Christen behandelt werden. Die Verheiratung wird nach allgemeinen 
Vorschriften geregelt. 7. Die Juden verwalten und genießen allein die 
rein jüdischen „Kirchen-, Schulen- und milden Stiftungsfonds" wie die 
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Es gingen voraus oder folgten noch manche ergänzen- 
den Verordnungen, wie die Einführung des napoleonischen 
gleichen Erbrechtes der Tochter mit dem Sohne (26. Sep- 
tember ISll), die Abschaffung des Judeneides (5. September 
1812) und auch die innere Organisation der jüdischen Ge- 
meinde (30. Jänner 1812). Der Großherzog ernennt den „Hof- 
bankier" A. M. Eothschild zum Mitglied des Wahlkollegs 
des Departements Frankfurt und nach dessen Tode überträgt 
er dieses Amt auf seinen beliebten Arzt Dr. Josef Oppen- 
heimer, der überdies auf seinen Wunsch, trotz dem Wider- 
streben der Judengegner*®) Munizipalrat wird, nachdem er 
auch schon den Titel eines Oberschul- und Studienrates 
führte. Die Kegierung zeigte sich sogar den Juden als solchen 
freundlicher gesinnt, als selbst ihre Glaubensgenossen. Dabei 
begegnen wir, wie so oft unter den Juden, der traurigen Er- 
scheinung, daß die Frankfurter Juden ihren Glaubensgenos- 
sen, die von außen kamen, die ihnen erst kurz zuvor zuge- 
standenen Kechte nicht gönnen wollten und von der Re- 
gierung verlangten (gezeichnet Gumprecht), daß sie nur den- 



Christen die rein christlichen, während öffentUche, durch allgemeine Um- 
lagen erhaltene Anstalten allen ohne Unterschied zugänglich sein sollen. 
Christliches Gesinde bei den Juden hat aber Anspruch, im Erkrankungs- 
falle von den christlichen Stiftungen zu genießen. 8. Die speziellen jüdi- 
schen Quartier gelder hören auf. „In Betreff der Armatur, welche sich 
die Juden anläßlich der Erlangung des Bürgerrechtes anzuschaffen haben, 
werden ihnen einige Erleichterungen gewährt." 9. „Den Hausierhandel 
können diejenigen in das Bürgerrecht jetzt eintretenden Juden forttreiben, 
welche sich damit bisher ernährt haben; jedoch stehen sie unter des- 
falsiger Polizeiaufsicht. Ein neuer Hausierhandel kann dagegen nicht 
anders als auf besonders nachgesuchte und erhaltene polizeiliche Be- 
willigung angefangen werden". 10. Die fremden, später aufgenommen 
werdenden Juden nehmen Anteil an den jüdischen Gemeindeschulden. Im 
ganzen also eine völlige Gleichberechtigung mit nur wenigen Übergangs- 
bestimmungen. In der besonderen Verordnung (veröffentlicht in dem 
Kegierungsblatte) setzt der Großherzog alle Welt davon in Kenntnis, daß 
bei den Juden, die „Gleichheit der Rechte wirklich eingetreten" sei. 

Über die in § 7 des Vertrages erwähnten speziell jüdischen milden 
Stiftungen ist zu erwähnen, daß ein flüchtiger, gerade auf der Durch- 
reise (J. 1807) befindlicher Beobachter folgende jüdische Wohltätigkeits- 
anstalten als die wichtigsten aufzählt: 1. Eine alte und neue Krankenver- 
pflegeanstalt, 2. ein sogenanntes Hekdesch oder Lazarett für fremde 
Kranke und Heilbedüntige, 3. eine Holzgesellschaft, welche die 
Unbemittelten des Winters mit Holz versorgt, 4 .eine Almosen-Gesellschaft 
für Notleidende, 5. das „so nützliche und der Nation einst werdende" Phi- 
lanthropin und außerdem noch viele SpezialStiftungen für Rabbiner usw. 
Sulamith I, 2, S. 152. 

^) Unter anderen war es der Stadtschultheiß Günderrode. 
Über seine Stellung zu den Juden im allgemeinen wie auch zu der Er- 
nennung Doktor Oppenheimers als Munizipalrat vgl. R. Jung: Zur Ge- 
schichte der Familie Günderrode in der Vierteljahrschrift „Alt-Frankfurt" 
V, S. 113. 
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jenigen „fremden" (wie lange her waren sie selbst als Fremde 
betrachtet) Juden Aufnahme in die Stadt gewähre, die auAer 
einer Heirat mit einer Frankfurterin noch einen Nachweis 
der gründlichen Erlernung des Handels und des Besitzes 
eines Vermögens von zumindest 60000. erbringen werden. 
Der Staatsminister Albini wies aber eine derartige Zumutung 
kurzerhand zurück. 

So war also die Lage der Frankfurter Juden durchaus 
befriedigend, 645 von ihnen waren schon in den ersten Mo- 
naten in das Bürgerbuch eingetragen und sie konnten auch 
die besten Hoffnungen für die Ziikunft hegen, als plötzlich 
über sie die Katastrophe einbrach: Der Zusammenbruch des 
Großherzogtums Frankfurt. 

III. 

Schon etwa zwei Wochen nach der Schlacht bei Leizpig 
mußte die französische Armee Frankfurt räumen und am 
2. November 1813 rückten die verbündeten Truppen in die 
Stadt ein, wo sich bald auch die verbündeten drei Monarchen 
einfanden. Karl von Dalberg dankte ab, die Thronfolße 
des Franzosen Eugen Beauharnais wurde aber von den 
Verbündeten nicht anerkannt. Man richtete nun ein Ge- 
neralgouvernement unter Leitung des österreichischen 
Generalleutnants Prinzen Philipp von Hessen-Homburg ein, 
das provisorisch das Großherzogtum verwalten sollte. Es 
stand unter Aufsicht des Zentralverwaltungsrates für alle 
eroberten Gebiete, dessen Chef Freiherr von Stein war. 

Nun glaubte die Frankfurter Bürgerschaft die beste 
Gelegenheit während dieser grollen Umwälzung zu finden, 
die Rechte der ihr so verhaßten jüdischen Konkurrenten 
wieder wegzunehmen. Insbesondere erhoben jetzt der Klein- 
handel und die Handwerker ihre Stimmen, um die Konkurrenz 
derjenigen, welche — nach ihrer späteren (1817) Aussage — 
flechtenartig ihr Gewerbe überzogen und, in alle Teile der 
Stadt eindringend, gefährliche gewerbeabspannende Nach- 
barn wurden, sich möglichst schnell vom Halse zu schaffen. 
Ihre eigentlichen Vertreter, die Bürgerkapitäne, die als ein- 
zige aus der reichsstädtischen Zeit noch übriggebliebene In- 
stitution in hoher Gunst beim Kaiser Franz standen, er- 
schienen unter Führung des Advokaten Dr. Feyerlein schon 
anfangs Dezember 1813 vor diesem Herrscher, um ihm die 
Wünsche der „guten christlichen Bürger" vorzulegen. Als 
eines der wichtigsten Postulate stellten sie das Verlangen nach 
einer „billigen und angemessenen Beschränkung der Juden- 
schaft auf, welche sich das großherzogliche Bürgerrecht er- 
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kaufte".*^) Allgemein war auch die Unzufriedenheit darüber, 
daß der Großherzog das Schutzgeld der Juden, das früher 
zum großen Teile in die Stadtkasse floß, ohne die Stadt zu 
befragen, ablöste und das Ablösungsgeld für verschiedene 
der Stadt gleich fremde Zwecke verwendete.") Nun hat es 
also das Oberste Verwaltungsgericht eines seiner ersten 
Geschäfte sein lassen, den Vertretern der Juden Weiswöiller 
und Jonas Rothschild die weitere Tilgung der aus jenem 
Vertrage stammenden Obligationen zu verbieten. (10. Dez. 
1813.) Im allgemeinen wurde am 14. Dezember 1813 die alte 
Munizipalverfassung wieder hergestellt, die Stellung der Ju- 
den blieb aber noch unbestimmt. Der Rat lavierte anfangs 
unter den Parteien, wurde aber bald entschieden judenfeind- 
lich, nachdem die Drittbänker, d. h. die Vertreter der Hand- 
werker, in ihn eintraten. 

Diese zunehmende Verschärfung des Gegensatzes ge- 
genüber den Juden spiegelt sich auch in den Verfassungs- 
entwürfen wieder, die immer mehr vom judenfeindlichen 
Geiste durchdrungen werden. Der erste, vom Rat Fritz 
Schlosser ausgearbeitete Entwurf der vom Generalgouver- 
nement ernannten Kommission der 13er^*) (9. März 1814) ist 
noch den Juden verhältnismäßig günstig: „Die Frage, in 
welchem Verhältins die Juden, welche bereits in den Bürger- 
verband getreten sind, zu belassen seien . . . . ist von ju- 
ristischer Natur. Auf jeden Fall aber kann aus den den Ju- 
den von dem Großherzog unter Zugrundelegung der dama- 
ligen Verfassung gegebenen Bürgerrechte nicht gefolgert 
werden, daß sie bei veränderter Verfassung den übrigen 
Bürgern der jetzt freien Stadt in staatsbürgerlicher Hin- 
sicht gleichstehen und es kann daher überhaupt nur von 
Privatbürgerrecht in betreff derselben die Rede sein. Unter 
dieser Beschränkung aber möchte der hiesigen Judenschaft 
ihr vom Großherzog erlangtes Bürgerrecht, insoweit das- 
selbe erworben worden, nicht wohl können entzogen werden." 
Waren schon hier wesentliche Einschränkungen der Gleich- 
berechtigung vorhanden, so läßt der folgende Entwurf in 
der „Kapitulation der freien Stadt Frankfiirt" (vom Juli 1814) 

'*) Schwemer, a. a. O. 1. 31. 

'*) Über den Rest der zu zahlenden Ablösungssumme wurden Obli- 
gationen ausgestellt. Diese verwendete der Großherzog teils um seine 
treuen Berater zu belohnen, teils um seine Privatschuld zu tilgen (50000 
wurden auf eine Schuld an Rothschild abgegeben), aber teils auch für 
Staatszwecke, zur Ablösung der Staatsdomänen von Frankreich. Doch 
auch das, als eine nicht rein Stadt Frankfurter Angelegenheit, war in den 
bürgerlichen Kreisen durchaus nicht populär. Vgl. darüber Vertheidigung 
S. 119. 

*») Vgl. u. S. 62 Anm. 42. 

r 
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handlung der zu ""„-»«hatten". _^, ._.- ^jmsch^f^og 

die Bestiimn^g ^^''"f „^ ein, was f« ewe^ J^ ^5. Sep- 
Die Juden «ahen ^^de und wai^te^^f ^eü l^ö^*? 
die ganze Sache netoi^ ^^iSSrates, Frei- 

fem&r 1814) T«; HxHe f d ; Zentralvei^l^f ^eles sog« 

Instanz, an de« ^^^eser l^a"«/°^LSitotion S^^^f^J' 
wm von stein. \ ^^ «eDlanten 1^°^^* " vnft Franki»^" 

W«ser grolle »Ä^verpänte «. J"» «^ FraMä«!«*« 
(7. Septem''"'' ) „^rtlllBm l"Ä"ff ÄÄ«. 

«ailage abgedruckt «na e^^ ^tet m a g go t ^* -^rort 

■widerung aux g g» *^_- geele, w* * "Jint aber "®*^«-»ii«a 

Tg. April 1816' .7^j j^en, *«^le An»i***" M« NordküB*« >-^TJr^ 



& C. ^) auf die ihm zuvor eingereichte Vorstellung wie folgt : 
„daß ich in Betracht des Verhältnisses der israelitischen 
Glaubensgenossen in der Stadt, keine Änderung oder nähere 
Bestimmung über die deshalb in der Konstitution gemachte 
Festsetzung treffen kann, sondern sie das weitere darüber 
von der Gerechtigkeit und dem Gemeinsinn der konstitutio- 
nellen städtischen Behörden zu gewärtigen haben". 

Was sie nun von der städtischen Behörde zu gewärtigen 
hatten, wußten die Juden aus der bisherigen Erfahnmg 
sehr wohl. Sie faßten also den EntschluJJ, sich an den eben 
nach Wien einberufenen großen Kongreß zu wenden, um 
dort vor der großen Weltbühne ihre Rechte durchzukämpfen. 
Dies taten sie umsomehr, als ja Bestrebungen bekannt waren, 
welche die Lösung der Frankfurter Verfassungsfrage über- 
haupt einzig und allein von dem Wiener Kongresse erwar- 
teten. Konnte sich doch bereits am 17. August der österrei- 
chische Baron Hügel, der Chef der Zivilverwaltung beim 
Frankfurter Generalgouvernement, auf die Weisung Metter- 
nichs berufen, daß die ganze Verfassungsangelegenheit der 
„Finalentscheidung" in Wien vorbehalten bleiben soll, wie 
denn auch später (am 13. November) Metternich dem Frank- 
3Eurter Generalgouvernement rundwegs untersagt, zu irgend 
einem vorzeitigen Schritt die Hand zu bieten, da die Frage 
der Konstitution der Stadt lediglich den Bestimmungen des 
Kongresses vorbehalten sein soll.^®) 

Vom Wiener Kongresse sollte also die Lösung kommen. 

C) Die Judenfrage in den Hansestädten. 

I. 

In Hamburg,*) einer der größten und wichtigsten, wenn 
auch sehr jungen jüdischen Gemeinde^) nahmen die Dinge 

»*) Dieses „et co'nsortes" fehlt in der actenmäßigen Darstellung 
S. 42, ist aber in der Abschrift im Wiener Staatsarchiv vorhanden. Es ist 
auch ganz richtig, denn es ist kaum anzunehmen, daß der Freiherr von 
Stein auf eine Eingabe der Verwaltungsbehörde der jüdischen Gemeinde 
nur einzeln „dem Herrn Gumprecht" antworten sollte. 

>») Schwemer a. a. 0. S. 93 und 100. 

1) M M. Haarbleicher. Zwei Epochen aus der Gesch. der Deutsch- 
Israelitischen Gemeinde in Hamburg (Hamburg 1866); M. Grunwald. 
Hamburgs deutsche Juden bis zur Auflösung der Dreigemeinden 1811 
(Hamburg 1904); B. Tannenwald, Die rechtlichen Verhältnisse der Juden 
in Hamburg (Hamburg 1911) ; A. Wohlwill, Neuere Gesch. der Freien und 
Hansestadt Hamburg, insbesondere von 1789 bis 1815 (Gotha 1914). 

') Die ersten portugiesischen Juden kamen nach der Vertreibung 
aus Spanien. Tannenwald, a. a. 0. S. 4. Die deutschen erst am Endo des 
16. oder zu Beginn des 17. Jhd. Grunwald, a. a. 0. S. 2 ff. Die Wichtigkeit 
der Gemeinde kam besonders im großen Streite zwischen Eybens'^.hütz 
und Emden zum Vorschein. 
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im Laufe der zweihundertjährigen Entwicklung eine viel 
bessere Wendung als in der so alten Judengemeinde zu 
Frankfurt am Main. 

Dieser- Jüdischen Gemeinde gegenüber zeigte sich die 
Bürgerschaft der Stadt viel weniger engherzig gesinnt als 
in den anderen Reichsstädten. Auch hier mußte jedoch die 
Gesetzgebung dem Geiste der Zeit, der immerfort nur Juden- 
beschränkungen predigte, folgen. Auch hier waren sie von 
den Zünften, also auch von jedem Handwerk ausgeschlossen. 
Ihr Wohnrecht war auch hier beschränkt, doch umfaßte das 
Judenviertel nicht weniger als 30 Gassen und im allge- 
meinen entstand das Ghetto in Hamburg — wie Haarbleicher*) 
richtig bemerkt — mehr aus der Gewohnheit der Juden in 
der Nähe ihrer Bethäuser zu wohnen, als durch ein förmliches 
Gesetz. Das Grundgesetz, das die rechtlichen Verhältnisse 
der Juden Hamburgs regelte, erlassen durch Kaiser Josef I. 
im Jahre 1710,*) enthielt noch mehrere, weniger wichtige 
Beschränkungen. So war den Juden die Errichtung öffent- 
licher Bethäuser, die im jüdischen Ritus eingeführte schnelle 
Beerdigung, die Proselytenmacherei wie Verletzung aller 
kirchlichen Institutionen überhaupt, und auch der Wucher, 
das Pfanddarlehen und an Unmündige jedes Darlehen über- 
haupt untersagt. Eine zeitgenössische Stimme am Anfange 
des XIX. Jahrhunderts*^) klagt noch über die hart verspürte 
Ausschließung der Juden vom Häusererwerb wie auch von 
allen besseren Kaffeehäusern und Vergnügungslokalen. Aber 
anderseits hat auch der Konkurrenzneid der hamburgi- 
schen Kaufleute sie nicht bewogen, die Niederlassungs- 
freiheit der Juden irgendwie zu beschränken. Diesem Um- 
stände war es zu verdanken, daß die jüngere nordische Ju- 
dengemeinde die viel ältere Frankfurter an Zahl bald ums 
zweifache übertraf. Im Jahre 1810 — bei der durchgeführten 
Volkszählung — stellte sie sich auf 6299 •) Seelen. Die Juden 
waren auch in dieser Zeit von jedweden besonderen Abga- 
ben, wie dem Schutzgelde, verschiedenem Tribut und den 
Kirchengebühren vollständig befreit. Aber diese Befreiung 

») a. a. 0. S. 2. 

*) Abgedruckt bei Haarbleicher a. a. 0. S. 3 ff. nach einer Kopie, 
die zur Bestätigung dieses Gesetzes durch Karl VI. im J. 1717 beigelegt 
ward 

6) Ein Aufsatz in der lokalen Zeitschrift: „Hamburg und Altena" 
vom J. 1804; berichtet bei Grunwald a. a. 0. S. 55. 

«) Haarbleicher a. a. 0. S. 78. Ungenau wird die Zahl der Juden 
im Senatsantrag vom 20. Okt. 1814 (Allg. Ztg. des Judentums 1837, S. 187) 
auf 7000 beziffert und noch ungenauer, weil noch eine amtliche Statistik 
fehlte, figurieren die Juden Hamburgs in der Zahl von 9000 Seelen in 
dem obenerwähnten Zeitungsaufsatze von 1804. 
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konnte nur ein kleiner Teil der deutschen Juden genießen, 
denn die meisten von ihnen kamen von dem benachbarten 
Altena und teilweise auch Wandsbeck her, zwei Gemeinden, 
welche mit der hamburgischen vereint waren. Diese Juden 
haben nun für den Fall einer damals ganz leicht möglichen 
plötzlichen Vertreibung aus Hamburg einen Zufluchtsort 
in Bereitschaft halten wollen, und deshalb gaben sie ihre 
bisherige Zugehörigkeit an eine der beiden Ortschaften nicht 
ganz auf, sondern zahlten auch weiterhin das bisher gelei- 
stete Schutzgeld. So entrichtete zum Beispiel zur Zeit des 
dänischen Königs Christian VII., der als Herrscher von Hol- 
stein der Schutzherr von Altena war, die Altonaer Doppel- 
gemeinde (d. h. die jüdische Gemeinde in Altena und die der 
Altonaer Juden in Hamburg) an die holsteinische Regierung 
9600 Mark Cour, jährlichen Schutzgeldes.^) Das Größenver- 
hältnis der drei Gemeinden (A. H. W.) untereinander kam 
bei allen gemeinsamen Beratungen zum Vorschein, indem die 
Altonaer Doppelgemeinde 17, die Wandsbecker Doppel- 
gemeinde 4 bis 5, und die eigentlich hamburgische Gemeinde 
nur 6 Stimmen innehatte.®) Auch zu dem Gehalte des gemein- 
samen Oberrabbiners, der in Altena residierte, leisteten die 
Altonaer 5/8, die Wandsbecker 1/8 und die Hamburger nur 
1/4 der erforderlichen Summe.') 

Dies war der Zustand der Judengemeinde in Hamburg. 
Im großen ganzen im Verhältnisse ganz mäßige, aber an und 
für sich noch immer bedeutende Beschränkungen. Dieser 
Rechtszustand erhielt sich bis zum Jahre 1810. Da kam der 
plötzliche Umschwung: am 10. Dezember dieses Jahres wurde 
Hamburg durch Napoleon Frankreich einverleibt. Schon 
früher l^strebten sich die Vertreter Napoleons in ihren Ver- 
fassungsentwürfen für die Hansestädte, die Lage der Juden 
günstig zu beeinflussen. In der Konferenz vom 31. Oktober 
1809, die von Reinhard, dem französischen Gesandten in 
Kassel, einberufen wurde, und zu der außer dem französi- 
schen Gesandten in Hamburg, Bourrienne, auch Vertreter 
aller drei Hansestädte erschienen waren, legte Reinhard einen 
Verfassungsentwurf vor, in dem unter anderem verlangt 
wurde, daß die Juden, soweit sie in die Städte aufgenommen 
wurden, aller Rechte teilhaftig werden sollen, die ihnen von 
Frankreich durch die kaiserliche Gesetzgebung zugebilligt 
seien.^^) Tatsächlich fielen aber die Beschränkungen der Ju- 
den erst mit der Einführung der französischen Verfassung. 



^) Haarbleicher a. a. O. S. 24. 

8) Ebenda S. 21. 

») Ebenda S. 54. 

1«) Wohlwill, a. a. 0. S. 373. 
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Etwa drei Monate nach der Einverleibung der Hansestädte 
in Frankreich und nach ihrem Zusammenschlüsse nebst an- 
deren Gebieten in eine neue, die 32. französische Militär- 
division (1. März 1811), versprach der französische Staats- 
rat Chaban, das tätigste Mitglied der für diese Gebiete ein- 
gesetzten Organisationskommission, den bei ihm erschienenen 
Vertretern der Juden die volle Durchführung der von der 
französischen Gesetzgebung anerkannten Gleichberechti- 
gung. Ja, Chaban ging noch weiter und versprach für den 
Fall, daß sich die Zentralregierung in Paris damit einver- 
standen erkläre, diese Gleichberechtigung auch ohne die Ein- 
schränkungen des Dekrets vom 17. März 1808 durchzuführen. 

Nachdem sich die Juden auf französische Aufforderung 
vom dänischen Schutzverhältnis losgesagt hatten, trat die 
volle Gleichberechtigung in Kraft. Sie bekamen auch eine 
innere Organisation nach französischem Muster. Zwei Juden 
wurden zu Munizipalräten, zwei zu Notaren ernannt. ") 

All dies war aber nur von kurzer Dauer. Napoleons 
große Armee ging im russisdien Feldzug 1812 zugrunde. 
Die Küssen setzten den Krieg gemeinsam mit den Preußen 
auf deutschem Boden fort, und schon am 17. März 1813 ") ge- 
lang es dem kühnen russischen Obersten Tettenborn auf 
einem Streif zuge in Hamburg einzudringen. In den jetzt fol- 
genden begeisterten Tagen der Freiheit und der Kämpfe 
gegen die Franzosen haben die Juden vollen Anteil ge- 
nommen.^*) Trotzdem wurden sofort in den ersten Tagen der 
Befreiung (März. 1813) drei Bürgerkonvente (mit Ausschluß 
der Juden) abgehalten, welche ohne jedwedes Bedenken be- 
schlossen, die vollständige Restauration der alten Verfas- 
sung durchzuführen. Mit dieser mußten nun auch all die 
alten Judenbeschränkungen wieder zur Geltung gelangep. 
Daran konnte die übrigens allzu kriecherische Supplik ") der 
Judengemeinde an den Senat (3. Mai) mit all ihrem Verzicht 
auf die früheren reichsstädtischen Privilegien kaum etwas 
ändern. 

Für diesmal sollte aber die Absicht der Bürgerschaft 
doch nicht zur Ausführung gelangen: Die Franzosen kamen 
wieder (am 30. Mai) und mit ihnen auch die vollständige 
Gleichberechtigung. 



") Haarbleicher S. 79 ff. 100, 101. 

") Die Datierung ist hier wie an mehreren anderen Stellen bei 
Haarbleicher fehlerhaft angegeben. 

^) Vgl. insbesondere Haarbleicher S. 102. 

") Abgedruckt ebenda S. 103 ff. 
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Am 30. Mai 1814 fiel das belagerte ") Hamburg endgültig 
in die Hände der Verbündeten und bald war wiederum die 
Verfassungsfrage und mit ihr auch die der Juden auf- 
gerollt. Bereits nach wenigen Tagen (2. Juni 1814) haben 
die Juden eine eigene siebengliedrige Eeorganisations- 
Kommission eingesetzt, die sich mit der Wahrung der erst 
erlangten Gleichberechtigung zu befassen hatte.") Doch 
bald begannen die Rückschritte. Kaum zwei Wochen nach 
der Befreiung (13. Juni) enthielt die Kundmachung des 
Senats über die Abnahme der Bürgereide von den nach dem 
1. Januar 1811 (also während der französischen Herrschaft) 
Eingetretenen den Vermerk: „in Ansehung der nicht christ- 
lichen Religionsverwandten wird das Nähere bestimmt wer- 
den". Sofort bestimmte auch die Zollbehörde, daß die Juden 
in ihren Deklarationen nicht wie die übrigen Bürger „auf 
geleisteten Bürgereid", sondern „an Eides Statt" zu unter- 
fertigen haben. Man begann auch bald gegen die jüdischen 
Kleinhändler vorzugehen, was ganz im Sinne der konkurrie- 
renden christlichen Bürgerschaft lag, die nach wie vor der 
eigentliche Feind der Juden war. Sie hat auch diesmal ihren 
Standpunkt durchzusetzen verstanden, und es half gar nichts, 
daß die städtische „Hamburgische Reorganisations-Kommis- 
sion" sich in ihrem „Testamente der Zwanziger" für die 
Gleichberechtigung der Juden aussprach. Die alten Bestim- 
mungen sollten wieder in Kraft treten. Sogar die aus dem 
Kampfe^ in die Vaterstadt zurückkehrenden jüdischen Krie- 
ger sollten nicht berücksichtigt werden. Endlich entschloß 
sich der Senat, einen Kompromiß weg einzuschlagen und legte 
am 20. Oktober der Bürgerschaft einen ausführlich begrün- 
deten und warm empfohlenen Emanzipationsentwurf (in 
zwei Teilen, deren erster die nichtlutherischen Christen, der 
zweite die Juden betraf) ^^) zur Annahme vor. Im wesent- 
lichen bestand der neue Vorschlag in der Teilung der Juden 



") Während der langen, schweren Belagerung hatten auch die 
Juden, zum Teile durch die Strenge des französischen Kommandanten 
Davout (Prinzen von Eckmühl), viel gelitten. Eine zwar erst sehr spät 
vorkommende Bezeichnung Eckmühl Harascha — E. der Böse, seheint 
dem jüdischen Yolksmunde entnommen zu sein, indem sie sich von jener 
Zeit her erhalten hahen dürfte. Vgl. Dukkes, Chachmei A. H. W. (hebr. 
und deutsch, Hamburg 1908) S. 114. Dort ist statt 5572, 5574 zu lesen. 
Über die Tätigkeit Davouts in Hamburg im allgemeinen und insbesondere 
in der Belagerungsperiode vgl. namentlich Wohlwill a. a. 0. S. 463 £F. 

^*) Sie bestand aus: Jac. Oppenheimer, S. H. Oppenheim. S. I. 
Fränkel. M. J. Bresselau, E. Michaelis, A. Embden und S. Assur und 
setzte ihre Tätigkeit bis in das Jahr 1821 fort; Haarbleicher S. 122. 

17) Dieser Teil ist vollständig abgedruckt in der „Allg. Ztg. des 
Judentums" 1837. S. 162 ff. 
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in zwei Klassen. Die erste Klasse, die die Großkaufleute, die 
Gelehrten und Rabbiner wie auch alle, die 60 Mark spezies 
Steuer zahlten oder ein Vermögen von 50.000 Mark besaßen, 
umfaßte, sollte den übrigen Bürgern gleichgestellt sein. Die 
zweite aber, die alle übrigen, also die meisten Juden in sich 
schloß, sollten allen alten nur ein wenig gemilderten Be- 
schränkungen unterliegen. Diese Teilung verursachte, daß 
sich die Juden selbst für diesen Entwurf nicht besonders 
erwärmten. Die Bürgerschaft scheint sich ebenfalls damit 
nicht sehr stark befaßt zu haben, und so kam es, daß nur die 
geringe Anzahl von 198 Bürgern an der Versammlung teil- 
nahm. Gerade die größten Judenfeinde sind aber sicherlich 
erschienen, und so geschah es, daß, trotzdem der Senat auf 
den Zeitgeist der Freiheit und Gleichheit (das Beispiel Frank- 
reichs, Preußens und des „handelsklugen" Holland), auf die 
günstigen Veränderungen innerhalb der Judenschaft im 
bürgerlichen Sinne und auf die wertvollen patriotischen Lei- 
stungen der Juden während der letzten Zeit,*^) wie auf die 
großen Vorteile, die der Stadt von selten der wohlhabenden 
Juden erwachsen, hinwies, und trotzdem der Rat sich wärm- 
stens für die Annahme des Entwurfes einsetzte, daß trotz 
alledem derselbe mit der Majorität von 54 Stimmen abgelehnt 
wurde,") natürlich nur in dem Teile, der die Juden betraf. 
Die Rechte der nichtlutherischen Christen wurden ohne wei- 
teres angenommen, obwohl auch diese noch bis in das Jahr 
1848 nicht die völlige politische Gleichstellung genießen 
sollten. So blieb also den Hamburger Juden nur der einzige 
Weg übrig, ebenso wie ihre Frankfurter Glaubensgenossen 
an den Wiener Kongreß zu appellieren. 

IL 

Aber nicht nur die beiden großen freien Städte Frank- 
furt und Hamburg mit ihren in die Tausenden zählenden 
jüdischen Gemeinden hatten sich^mit dem Problem der Ju- 
dengesetzgebung zu befassen. Auch die beiden anderen 
Hansestädte Lübeck und Bremen mit ihren jungen und win- 
zigen Judenansiedelungen hatten bereits ihre Judenfrage. 

In Lübeck^") war die Gesetzgebung, im Gegensatze zur 
hamburgischen, den Juden seit jeher entschieden feindlich 

") Auf dieses Zeugnis kann sich nun auch ein Vertreter der jildi- 
schen Interessen auf dem Wiener Kongresse berufen. Buchholz, Akten- 
stücke S. 31 f. 

") Vgl. Haarbleicher a. a. 0. S. 123 ff. 

»") Die Juden in Lübeck (Frankfurt 1816), eine zeitgenössische 
gegen die Juden gerichtete Streitschrift. M. Hoffmann, Gesch. der freien 
Stadt Lübeck IL Bd. (Lübeck 1892); S. Carlebach, Gesch. der Juden in 
Lübeck und Moisling (Lübeck 1899). 
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gesinnt. In der Eegel wurden überhaupt keine Juden in das 
lübeckische Gebiet aufgenommen. Nur ganz ausnahmsweise 
erteilte der Senat einzelnen Juden die überdies von der Bür- 
gerschaft immer von neuem angefochtene Bewilligung, sich 
als Schutzverwandte gegen Zahlung eines teueren Schutz- 
geldes in der Stadt aufzuhalten. Da aber ein derartiger 
Schutzjude das Recht besaß, bei sich eine Anzahl von Haus- 
genossen, welche für seine kaufmännischen, häuslichen oder 
religiös-kulturellen Bedürfnisse notwendig waren, zu halten, 
entstand bereits im 17. Jahrhundert eine kleine Judenansie- 
delung, die jedoch bald durch die gewaltsame Vertreibung 
des Jahres 1699 ein jähes Ende fand. Kurz nachher (1701)^^) 
erschien aber wiederum ein Schutzjude in der Stadt^^) und 
um seine Person scharte sich alsbald eine gewisse Anzahl von 
anderen Juden, die sich eingeschlichen hatten und still- 
schweigend geduldet wurden.^^) Aber selbstverständlich war 
diese Ansiedelung viel zu winzig, um eine selbständige Ge- 
meinde zu bilden. Die lübeckischen Juden des 18. Jahr- 
hunderts haben sich also, nach Muster der A. H. W. Ge- 
meinde, eng an die ganz nahe, aber schon auf dänischem 
Territorium gelegene und unter dänischem Schutze stehende 
Judengemeinde in Moisling (drei Viertelstunden von der 
Stadt entfernt) angeschlossen. 

Die Verhältnisse sollten sich aber im ersten Jahr- 
zehnte des 19. Jahrhunderts rasch ändern. 

Nachdem Lübeck schon früher die Moislinger Guts- 
herrschaft als Privateigentum erworben hatte, erwirkte es 
(Lübeck) im Jahre 1806 nach langjährigen Verhandlungen 
mit der holsteinischen Regierung die Abtretung Moislings 
auch in Hinsicht der Staatshoheit und so gerieten mit einem 
Male die Moislinger Juden unter die Lübecker Staatsgewalt. 
Diese benahm sich den Juden gegenüber wie bisher, schroff 
und ablehnend, trotzdem für die Stadt selbst jetzt schwere 
Zeiten hereinbrachen. Sie ist noch in demselben Jahre 
(6. November) von den Franzosen nach ihrer siegreichen 
Schlacht gegen den sich auf Lübeck zurückziehenden Blücher 
erobert und damit in das Kontinentalsperresystem Napoleons 
hineingezogen worden. Trotzdem nun der französische Ein- 
fluß immer stärker zur Geltung gelangte, hat es noch mehr 
als zwei Jahre gedauert, bis sich die Stadtverwaltung nach 
vielen Vorstellungen der Moislinger Juden, die jetzt schon 

") Hoffmann, a. a. 0. S. 116. 

22) „Wahrscheinlich damit die durchreisenden Juden irgend jemand 
hahen möchten, an den sie sich wenden könnten." Die Juden in Lü- 
beck S. 6. 

") Ebenda. 

40 



i^aM^MBAl 



lübische Untertanen waren, entschlossen hat, denselben das 
Betreten der Stadt ohne die bisherige besondere Abgabe und 
Kontrolle zu gewähren (8. Dezember 1808). Die französi- 
schen Versuche, die hanseatischen Städte im Sinne der 
Gleichberechtigung der Juden zu beeinflussen, sind — wie 
scxion erwähnt — ergebnislos verlaufen. 

Die entscheidende Wendung sollte auch hier erst mit 
dem Augenblick eintreten, als Lübeck im Dezember 1810 
gleich Hamburg Frankreich einverleibt wurde. Die französi- 
schen Behörden beschäftigten sich allerdings nicht alsbald 
mit der Stellung der Juden. Dazu war die Zahl der letzteren 
zu gering und ihre Entfernung vom Sitze der General- 
gouvernements zu groß. Erst nachdem die Verhältnisse in 
der großen Schwestergemeinde zu Hamburg halbwegs ge- 
ordnet waren, schaffte gegen Ende des Jahres 1811 auch hier 
der französische Präfekt sämtliche besonderen Abgaben so- 
wohl der Lübecker wie der Moislinger Juden ab und pro- 
klamierte ihre vollständige Gleichstellung mit der übrigen 
Bevölkerung. Es eröffnete sich nun hier zum erstenmal den 
Juden der Weg zu den öffentlichen Ämtern und bereits im 
Jahre 1811 begegnen wir einem jungen, kaum 21jährigen jü- 
dischen Leutnant der französischen Douane. Es wurde ein 
Zivilstandregister wie bei den anderen Konfessionen ein- 
geführt. Im Innern blieben die Lübecker und Moislinger 
Juden in einer Gemeinde vereinigt. Diese Gemeinde erwarb 
im Jahre 1812 das erste jüdische Grundstück in Lübeck und 
begann darauf eine Synagoge zu bauen. 

Aber auch hier war diese Gleichberechtigung der Juden 
nicht von langer Dauer. Auch hier rückte eine Tettenborn- 
sche Abteilung in die Stadt ein, von der gesamten Bevölke- 
rung (auch von den Juden) mit der höchsten Begeisterung 
begrüßt (21. März 1813). Auch hier beteiligten sich die Juden 
sofort an der eben in Bildung begriffenen hanseatischen 
Legion (von der kleinen lübischen Gemeinde nachweisbar 
vier, von denen einer im Kriege gefallen ist).**) Aber all das 
half nichts. Schon acht Tage später stellte der nun wieder 
eingeführte Senat die alte Ordnung wieder her und mit ihr 
sollten alle alten Judenbeschränkungen wieder in Kraft 

treten. 

Inzwischen erfolgte aber (3. Juni 1813) die Wieder- 
eroberung Lübecks durch die verbündeten Franzosen und 
Dänen, und die Gleichberechtigung der Juden war erst nach 



*M Ebenda S. 55, Die Zahl stand also zu der Gesamtheit der 
jüdischen Einwolmer Lübecks (260) bei der später erfolgten Vertreibung 
etwa in demselben Verhältnis wie die der 800 lübeckischen Freiwilligen 
zur Einwohnerznhl im allgemeinen. Vgl. Hoffmann, a. a. 0. II, 133. 
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der abermaligen, jetzt schon endgültigen Befreiung Lübecks 
am 5. Dezember 1813 wiederum in Frage gestellt. 

Der Senat, der auch hier den Juden günstiger gesinnt 
war als die Bürgerschaft, wollte eine Revision der Jahrhun- 
derte alten Verfassung im allgemeinen und beantragte am 

2. März 1814 bei der Bürgerschaft die Ernennung von Depu- 
tierten zur gemeinsamen Behandlung dieser Frage. Die Ju- 
den wollten die Frage ihrer Rechte besonders hervorgehoben 
sehen und überreichten noch im selben Monate (26. März) 
ein Gesuch um Bewilligung der Bürgerrechte. Die ihnen 
feindlich gesinnte Bürgerschaft schob die Behandlung der 
Verfassungsrevision immer weiter hinaus. Ja, sie ging noch 
viel weiter und entschloß sich sogar, eine Eingabe von 
38 christlichen Krämern und Kaufleuten zu befürworten, die 
nichts weniger verlangte, als „den Juden ferner allen Handel 
hierselbst gänzlich zu untersagen, und zu verfügen, daß die 
Läden derselben unverzüglich möchten geschlossen werden" 
(16. Juni). Da sich der Senat zu einer solchen Maßregel nicht 
herbeilassen wollte, stellte jetzt die Bürgerschaft die For- 
derung, in einer gemischten Kommission die gemeinsame 
Behandlung der Judenfrage in diesem Sinne vorzunehmen, 
in kurzen Zwischenräumen zweimal auf (am 14. August und 

3. November). Während also die Bürgerschaft eine derart 
entschieden feindliche Haltung einnahm, war die Stimmung 
im Senat nicht mehr als lau. Er wollte nicht einmal si(£ 
offen für die Juden einsetzen, sondern setzte den Bestre- 
bungen der Bürgerschaft eine eher passive Resistenz ent- 
gegen. Unter solchen Umständen war es immer klarer, daß 
hier im Orte die Aktion der jüdischen Gemeinde immer 
weniger Aussicht auf Erfolg hatte. Es blieb also auch den 
Lübecker Juden kaum was anderes übrig, als sich an den 
.Wiener Kongreß zu wenden. 

III. 

Noch schwieriger als sogar in Lübeck gestaltete sich! 
die Lage der Juden in der jüngsten und kleinsten jüdischen 
Ansiedelung' zu Bremen'*), denn den Namen einer 
Gemeinde hatte sie sogar in den Franzosenzeiten 
kaum verdient. Bis zum Jahre 1803 waren in Bremen 
sowohl in der Stadt wie im ganzen Staatsgebiet überhaupt 
keine Juden. Es ist sicherlich nicht anzunehmen, daß die 

»*) Eine angedruckte Denkschrift dee Senators J. Smidt vom J. 1815 
im St. A. (siehe unten); J. H. Duntze, Gesch. der freien Stadt Bremen, 
IV. Bd. (Bremen 1851); W. Bippen, Gesch. der Stadt Bremen III. Bd. 
(HaUe a. S. u. Bremen 1904). 
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Juden, die sich in dem benachbarten Hamburg- Altena zu 
einer großen und blühenden Gemeinde entwickelt haben, die 
in Lübeck trotz des heftigen Widerstandes der Bürgerschaft 
sich immer von neuem festzusetzen strebten, daß sie nur 
gerade in der dritten im Innen- und Außenhändel ebenso be- 
deutsamen Hansestadt gar keinen Versuch unternommen 
haben sollten, sich auch hier anzusiedeln. Immer wieder 
wußte aber die ihnen entschieden feindlich gesinnte Obrig- 
keit einen derartigen Versuch zunichte zu machen. Gelang 
es ihnen auch einmal, sich in der Stadt „einzunisten", da 
folgte bald ein kurzgefaßtes Ausweisungsdekret.^) Als aber 
Bremen im Jahre 1803 von Hannover die vertragsmäßige 
Abtretung einiger Ortschaften erreicht hatte, da mußte es, 
wie unangenehm ihm auch die Sache sein mochte, die sich 
in diesen Ortschaften aufhaltenden Juden mit in den eigenen 
Staatsverband aufnehmen. Es war dies um so leichter, als die 
Zahl dieser Juden nicht mehr als vier Familien betrug, und 
sie in ihrem bisherigen Aufenthaltsorte weiter verblieben. 
Man erkannte ihnen die Schutzrechte, die sie bisher seitens 
der hannoverschen Regierung genossen haben, zu, nur ver- 
stand man es, sie von der Stadt selbst fernzuhalten. Fremde 
Juden wurden auch jetzt noch weder in die Stadt noch in 
das Gebiet, auch das neuerworbene, hereingelassen. Dieser 
Zustand erhielt sich auch in den Jahren, als der französische 
Einfluß in den Hansestädten immer mehr zur Geltung ge- 
langte. Es wurde in dieser Zeit nur der alte Leibzoll, den 
die Juden beim Betreten Bremens zu entrichten hatten, auf- 
gehoben. 

Erst mit der Einverleibung Bremens in Frankreich 
(Dezember 1810) kam auch hier die Änderung. Im Laufe der 
kurzen Franzosenherrschaft haben sich in der Stadt Bremen 
neben den zwei von den vier ursprünglich hannoverischen 
Juden etwa 20 bis 30 Familien aus Lübeck, Hamburg, 
Hannover und anderen Gegenden angesiedelt, teilweise 
auch ohne spezielle Bewilligung seitens der französischen 
Behörden, da keine derartige nach der französischen Verfas- 
sung notwendig war. Auf Grund von französischen Patenten 
befaßten sich diese Juden zumeist mit dem Handel, aber auch 
mit verschiedenen Gewerben. Ein Jude hatte sogar eine Fa- 
brik errichtet.^0 



»•) So im Jahre 1765. Vgl. die Sammlung der Verordnungen und 
Proklamen des Senats der Freien Hansestadt Bremen (1751—1810). 
(Bremen 1820). S. 74. 

«7) Smidt gibt in seiner wenig objektiven Denkschrift an, daß 
unter den Juden sich nur einer befindet, „welcher ein beträchtliches Ver- 
mögen besitzt, drey bis vier welche allenfalls Kaufleute heißen können, 
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So lebten die Juden ungestört, bis mit der Befreiung 
Bremens von französischer Herrschaft auch für sie die Zeit 
der schärfsten Reaktion eintrat. Der Senat befaßte sich 
sofort mit der Wiederherstellung der alten Verfassung und 
bereits am 3. Januar 1814 erließ er eine Proklamation mit 
der Aufforderung, daß, „wer das Bürgerrecht nidit besitze, 
solle es erwerben oder müsse wegziehen".**) Hier war die 
Bürgerschaft im Gegensatz zu den anderen freien Städten 
viel liberaler gesinnt als der Senat. So stellt sie schon jetzt 
die Kompetenz des Senats zur Erlassung einer derartigen 
Vorschrift in Abrede, worauf dieser seinen Standpunkt ver- 
teidigt und auf ihm beharrt. Nach längeren Kämpfen legt 
eine gemischte Deputation beider Teile am 28. Oktober einen 
Verfassungsentwurf in 50 Artikeln vor. Da findet sich nun 
als Bestimmung nur die Freiheit der religiösen Meinungen 
und des Kultus aller christlichen Konfessionen. Die 
Juden sind naturgemäß davon ausgenommen.^®) Im Sommer 
1814 war man mit den Verfassungsarbeiten bereits fertig. 
Als Antwort auf eine Eingabe der Judenschaft, die die Be- 
lassung bei der Gleichberechtigung nachsuchte, wurde nun 
verfügt, daß sich die Juden in Bremen provisorisch noch 
sechs Jahre aufhalten dürfen, insoferne sie den betreffenden 
Bedingungen entsprechen werden. Diese Bedingungen waren 
aber einerseits so zahlreich und anderseits in einem so 
allgemeinen Tone gehalten, daß sie dem vSenate vollständig 
freie Hand ließen.^®) Überdies wurden die Juden durch die 
Wiedereinführung der Zunftordnung bei ihrer Ausschlies- 
sung von den Zünften, wie durch die Entrichtung einer be- 
sonders fixierten Steuer an Stelle des aus eigener Initiative 
abgegebenen „Schosses" außer den Rahmen der Bürgerschaft 
gestellt. Die Begründung dieser sechsjährigen Frist bestand 
neben der Rücksicht auf den Pariser Frieden, der diese 
Frist für den Abzug der durch denselben unter andere Staats- 



dle übrigen nähren sich vom Kleinhandel, Trödel, sind Zahn* oder Hüh- 
neraugen-Operateurs, Pettschaftstecher etc. oder ohne bestimmtes 
Gewerbe". 

*®) Duntze, a. a. 0. S. 835. 

») Ebenda S. 842, 849, 850. 

^) „Diese Bedingungen sind, daß sie in dem Hufe eines unbe- 
scholtenen, keines Verbrechens bezüchtigten Lebenswandels stehen, daß 
sie einen zu ihrer Nahrung hinreichenden und keine bestehende Rechte 
anderer beeinträchtigenden Erwerb nachweisen, den Gesetzen gemäß sich 
betragen, die gewöhnlichen bestimmten Abgaben entrichten, und statt 
der unbestimmten, jedoch jährlich stattfindenden Vermögens- oder Ein- 
kommenssteuer ein, nach Maßgabe ihres Reichthums oder Erwerbs näher 
bestimmtes jährliches certum quantum entrichten." Smidt's Denkschrift. 
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Verhältnisse gekommenen Individuen festsetzte, und neben 
dem Bestreben, sich eine längere Zeit zur Ausbildung einer 
Volksmeinung über die den Bremern ganz neue Judenfrage 
bis zur endgültigen Entscheidung zu lassen, auch aus dem 
Momente, daß bis dahin eine allgemeine gesetzliche National- 
bestimmung im gemeinsamen deutschen Staatsverhältnisse 
auch die Frage der bürgerlichen Verbesserung der Juden er- 
ledigen werde.^^) So wurden also die Bremer Juden beinahe 
offiziell auf den Wiener Kongreß verwiesen, von wo sie ein- 
zig die endgültige Entscheidung über ihre Wünsche zu er- 
warten hatten. 



'^) Diese Begründung ist auch in der offiziellen bremischen Ant- 
wort auf die Hoefersche Note (1. März 1915) angeführt. (Siehe unten.) 
Dabei wurden aber, wie wir uns später überzeugen werden, zum Genüsse 
dieses Provisoriums auch nur die Großkaufleute zugelassen. Die Klein- 
händler wurden an das Krämer- Amt verwiesen, das sie wiederum als 
Juden nicht aufnehmen wollte, und so standen sie unmittelbar vor der 
Vertreibung. 



Erster Abschnitt. 

Das Auftreten der Judenfrage auf dem Kongreg. 

I. 

Im Juni des Jahres 1814, kurz nachdem der Pariser 
Friede bekannt geworden war, wandte sich der Frankfurter 
Eat an die Senate der drei Hansestädte, um ein gemein- 
sames Vorgehen bei der künftigen Gestaltung Deutsch- 
lands im Sinne der Selbständigkeit der Städte zu verab- 
reden.^) Die Hanseaten wollten sich aber auf ein Zusammen- 
gehen bei einer derartigen Unbestimmtheit der Verhältnisse, 
wie sie gerade Frankfurt gegenüber herrschte, dessen Unab- 
hängigkeit von Seiten Bayerns ernstlich bedroht war, nicht 
einlassen.^) Sie antworteten also nur, daß jede Stadt einen 
eigenen Gesandten nach Wien entsenden wolle. Für die 
Frankfurter folgte daraus klar genug, daß sie ebenfalls 
einen Deputierten mit der Vertretung ihrer Interessen in 
Wien betrauen müssen. Diese Vertretung wurde nun dem 
städtischen Syndikus Danz übergehen, *) der schon Ende Au- 
gust*) die Stadt verließ und wahrscheinlich in den ersten 
Septembertagen in Wien eintraf. Das Bürgerkolleg, das sich 
gerade in Fehde mit dem Bäte befand, wollte nicht ganz ohne 
Vertretung bleiben. Es begnügte sich also nicht mit der Be- 
schickung der gemeinschaftlichen Deputation, welche allein 



1) Schwemer, Geschichte Frankfurts, I. 102 f. 

') Auch später in Wien, solange die Selbständigkeit der Frank- 
furter unentschieden blieb, erachteten es die hanseatischen Deputierten 
für vorteilhafter, mit Frankfurt keine gemeinsame Sache zu machen. Vgl. 
die Meldung Gries nach Hamburg vom 15. Oktober bei Wohlwill a. a. 
0. S. 531. 

') Vgl. über ihn und die anderen Deputierten weiter unten S. 101 f. 

*) Das folgt aus einem Berichte Hügels vom 28. August, der Met- 
ternich mitteilt, daß er für Danz mit Rücksicht auf Bayern keinen Paß 
als offiziellen Vertreter der freien Stadt Frankfurt, sondern einen ge- 
wöhnlichen polizeilichen Paß eines Reisenden kontrasygniert habe. 
Schwemer a. a. 0. S. 378. 

46 



den Verkehr mit dem Wiener Deputierten pflegen und ihm 
Instruktionen erteilen sollte, sondern ernannte zu Danzens 
Überraschung noch einen „Condeputatus", den sich in Wien 
gerade in Geschäftsangelegenheiten aufhaltenden Kaufmann 
Gottfried Scharff. Auch die Hansestädte entsandten ihrer 
Erklärung vom Juni gemäß eigene Deputierte. So verließ 
der Bremer Senator Johann Smidt die Stadt ebenfalls Ende 
August, um am 10. September nach Wien zu gelangen.**) Un- 
gefähr zu gleicher Zeit trafen auch die Deputierten der bei- 
den anderen Hansestädte, Syndikus Gries aus Hamburg und 
Senator Hach aus Lübeck in Wien ein. Die drei hanseatischen 
Deputierten miteinander in engster Verbindung, die beiden 
Frankfurter, von denen eigentlich nur Danz als der offizielle 
Vertreter der Stadt auftrat, eigene Wege wandelnd. 

n. 

Wie sollten sich aber die Juden dazu verhalten? 

Bereits am 21. August 1814, zu einer Zeit, als noch in 
den freien Städten die Art der weiteren Regelung der bürger- 
lichen Verhältnisse der Juden ganz ungewiß war, finden wir 
die erste Anregimg zu einer jüdischen Aktion auf dem 
Wiener Kongresse. Nicht gerade von den großen jüdischen 
Gemeinden, nicht von Hamburg oder Frankfurt, ging diese 
Anregung aus, sondern von Lübeck mit seiner geringen An- 
zahl der jüdischen Einwohner und noch dazu von einem 
Manne, der selbst in dieser winzigen Judengemeinde orts- 
fremd war (erst in den Achtzigerjahren zum erstenmal in 
Moisling erwähnt) und keine leitende Stellung einnahm, von 
Moses Bloch. Dieser Mann wußte sich aber durch seine um- 
fassende sowohl spezifisch jüdische wie auch allgemeine 
Bildung (Kenntnis der französischen Spräche), durch seine 
Opferwilligkeit und Frömmigkeit, die allgemeine Hochach- 
tung seiner Mitbrttder zu gewinnen, wie auch Verbindungen 
mit auswärtigen bedeutenden jüdischen Männern anzu- 
knüpfen.^) Er wandte sich^) nun an die leitende Persönlich- 
keit der Berliner Judenschaft: an David Friedländer, um 
seinen Rat einzuziehen, ob es bei der gegenwärtigen Lage 
der Dinge vielleicht angezeigt wäre, bei dem sich in Wien ver- 
sammelnden europäischen Kongreß um Stellungnahme für 
die Juden seiner Heimatgemeinde anzusuchen. Er skizziert 
in seinem Schreiben kurz die Geschichte dieses jungen Ge- 
meinwesens, berichtet über die Schritte der Lübecker Juden 



Bippen, a. a. 0. S. 405. 
•) Carlebach, a. a. 0. S. 51. 
») Ebenda, S. 61. 
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zwecks Atifrechterhaltung der erlangten Gleichberechtigung 
und entwirft, allerdings in einem viel zu optimistischen 
Lichte, das Bild der gegenwärtigen Sachlage. „Indes geht 
alles viel zu wenig einen bestimmten und kräftigen Gang, 
als daß wir nicht wünschen müßten, jeden möglichen Schritt 
zu tun, der uns bald und sicher zum Ziele führt." Er fragt 
nun den erfahrenen jüdischen Politiker, ob nicht eine Peti- 
tion an den Kongreß ein derartiger Schritt wäre. Zum 
Schlüsse ersucht er, nicht nur ihm seine (Friedländers) 
eigene Meinung mitzuteilen, sondern gleichzeitig „über- 
legene Kücksprache darüber mit anderen achtenswerten Mit- 
gliedern unserer Nation sowie unter den Staatsmännern, 
hauptsächlich auch mit dem edlen Minister von Stein" zu 
pflegen. 

Bloch hatte seine Anfrage an die richtige Adresse ge- 
richtet; denn niemand war so wie Friedländer, der selbst in 
der langen Emanzipationsperiode der preußischen Juden- 
schaft in dem Vierteljahrhundert 1787 — 1812 eine entschei- 
dende Rolle spielte, (nach dem Edikt von 1812 wurde er zum 
Berliner Stadtrat gewählt), der bei dieser Gelegenheit eine 
große Erfahrung gesammelt, mannigfaltige Verbindungen 
angeknüpft hatte, geeignet, aus dieser heiklen Lage den 
richtigen Ausweg zu finden.®) Denn die Lage war wirklich 
heikel, der Entsdiluß, sich an den Kongreß zu wenden, zu- 
mindest schwierig. Ihn anzurufen, hieß, die ohnedies den 



*) Die Anfrage konnte zwar ebensogut an den wichtigsten Vor- 
kämpfer der Judenemanzipation in Deutschland in der vorriesserischen 
Zeit, Israel Jacobsohn, gerichtet werden, der nicht nur um die Abschaf- 
fimg des Leibzolls in den meisten deutschen Staaten sich verdient ge- 
macht, und auch später nicht nur in Westfalen, seinem Vaterlande, für 
die Gleichstellung der Juden gewirkt, sondern auch in den übrigen Staa- 
ten, wo er nur irgend einen Einfluß auszuüben vermochte, ihn zugunsten 
seiner Glaubensgenossen geltend gemacht hatte. So wissen wir, daß er 
zugunsten der Juden Frankfurts beim Fürstprimas intervenierte 
(24. Jänner 1808; seine Vorstellung ist auch im Druck erschienen; 
Schnapper Arndt, a. a. 0. S. 217 ff.), in Preußen sich bei Hardenberg 
für seine Glaubensgenossen einsetzte (14. Februar 1811; vgl. Freund, 
a. a. 0. I, 8. 221 ff. u. II, 428) und daß auch in Mecklenburg sein Ein- 
greifen von großer Bedeutung war (17. März 1811; vgl. die Notiz in 
der Allg. Ztg. des Judentums 1913 S. 104 f.) Bloch hatte sich aber doch 
nicht an Jacobsohn gewandt. Vielleicht wa^ die Ursache, daß er Fried- 
länder besser kannte. Viel eher dürfte aber hier von Bedeutung ge- 
wesen sein, daß die Stellung Jacobsohns mit der Auflösung des König- 
i^eiches Westfalen stark erschüttert war und man viel weniger auf seinen 
Einfluß und seine Verbindungen mit den Diplomaten der siegreichen 
Koalition rechnen konnte, während gerade jetzt infolge der Freiheits- 
kriege die Bedeutung Preußens immer stärker hervortrat, wobei das 
Eingreifen des Berliner Stadtrates auch in der Frage seiner Glaubens- 
genossen von größerem Nutzen sein durfte. 
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Juden nicht günstig gesinnte Volksmeinung noch mehr 
reizen, davon abzusehen, bedeutete wiederum die völlige 
Preisgabe der eigenen Bechte auf Gnade und Ungnade ge- 
rade dieser Volksmeinung. 

Friedländer hat die Frage sicherlich gründlich unter- 
sucht und mit manch anderer kompetenten Person bespro- 
chen, wenn dies auch kaum der Freiherr von Stein gewesen 
ist, dessen bald darauf erfolgte Entscheidung in der Frank- 
furter Judenfrage seine den Juden ungünstige Gesinnung 
zum Ausdrucke brachte.'*) Schon am 30. August antwortete 
er in einem kurzgefaßten Schreiben: Wahrscheinlich werde 
die Stellung der Hansestädte innerhalb des Deutschen Rei- 
ches auf dem Wiener Kongresse zur Besprechung gelangen 
und es ist zu erwarten, daß dieselben dem Beispiele der 
Großmächte, von denen ja ihre Wiederherstellung abhängig 
ist, auch in der Behandlung der Juden folgen werden. Der 
Schritt an den Kongreß ist also angezeigt: „In dieser Hin- 
sicht halt' ich's für gerathener, sich an ähnliche Gemeinden 
in anderen Städten, z. B. Hamburg anzuschließen". Anderer- 
seits sich des Wohlwollens der Ratsglieder") immer mehr 
zu versichern „ist gewiß rathsam, und kann allein, nach 
meiner Einsicht, zum erwünschten Ziele führen". Das wich- 
tigste in diesem Schreiben war die Aufforderung zum Zu- 
sammenschlüsse der Hansestädte zwecks Erreichung des ge- 
meinsamen Zieles, eine Aufforderung, die bald in Erfüllung 
gehen sollte. 

Bevor dies aber noch geschah, trat die Judenfrage auf 
dem Kongresse von einer anderen Seite, unabhängig von 
dieser schriftlichen Unterhandlung, auf. 

III. 

Schon im Laufe des Sommers mußte innerhalb der Frank- 
furter Judenschaft, die einerseits voll auf ihr teuer erkauftes 
Recht vertraute und anderseits von der mehr als zweideu- 
tigen Haltung der städtischen Behörden tief enttäuscht war, 
der Entschluß heranreifen, den Kongreß, der über die Un- 
abhängigkeit und Selbständigkeit Frankfurts überhaupt erst 
entscheiden sollte, um Beistand anzurufen. Schon eine 
Woche nach Erhalt der ablehnenden Antwort des Freiherrn 
von Stein^^) (14. September) versammelten sich die Mitglie- 

») Siehe oben. 

^0) Die Bürgerschaft wird nicht erwähnt. Die Bestrebungen in die- 
ser Richtung erkennt F. als aussichtslos. 
") Siehe oben. 
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der der israelitischen Verwaltungs-Behörde") in Frankfurt 
und beschlossen, zwei Delegierte nach Wien zu entsenden. 
Am selben Tage noch stellten sie den beiden Delegierten 
J. J. Gumprecht und Jacob Baruch, „in deren Rechtschaffen- 
heit, Eifer und Gemeindesinn sie alles Vertrauen" setzten, 
eine eigenhändig unterschriebene und besiegelte Vollmacht 
aus. Diese Vollmacht bestand in folgenden Worten: „Unsere 
die hiesige israelitische Religions-Gemeinde zu vertreten 
und derselben wohlerworbene Rechte und Gerechtsame, so- 
wohl bey den bevorstehenden Congresse zu Wien, als bey 
allen sonstigen höchsten Behörden, wo es nur immer nöthig 
oder für unsere der hiesigen israelitischen Gemeinde nütz- 
lich und ersprießlich seyn könnte und dürfte, bestens zu 
wahren, daher in dieser für die ganze Gemeinde und deren 
Nachkommen so wichtigen als gerechtesten Angelegenheit, 
bey allen höchsten und hohen Behörden, höchsten und hohen 
Herrschaften, und wo auch immer sonst nöthig, sowohl 
schriftliche als mündliche unterthänigste Dar- und Vorstel- 
lungen einzureichen, diese gerechteste Sache unserer Ge- 
meinde gehörig darzustellen, dieselbe auf das kräftigste zu 
unterstützen und zu bewahren, damit unsere Gemeinde und 
deren Nachkommen, in dem ruhigen Fortgenuß und Fort- 
besitz der wohlerworbensten bürgerlichen Rechten und Be- 



**) Es waren dies durchweg jüngere Männer, die die Sache der 
einmal erlangten Gleichberechtigung bis auf da« Äußerste zu verteidigen 
fest entschlossen waren. So waren auf der Vollmacht unterfertigt: 
1. Der 4()jährige (David Calman) Weis-Weiler; 2. Der 36jährige Josef (Isa- 
ak) Speyer, ein Sohn des steinreichen kaiserlichen Hoffaktors Isaak Mi- 
chael Sp. (vgl. o. S. 27 Anm. 11). 3. Der 41ährige Jonas (Moses) Rothschild, 
vermutlicher Neffe des Begründers dieser Finanzdynastie; 4. der ganz 
ortsfremde, selbst erst im Jahre 1800 nach Frankfurt aus Oberhessen 
eingewanderte Menke Simon Gerothwohl; 5. Der 38jährige Aron Benedict 
May, ein Sohn des oben (ebendort) genannten reichen Bankiers dieses 
Namens; 6. der 33jährige Enoch Samuel Halle, ein Neffe des (dortselbst 
genannten) Joel Halle, also auch durch desselben Schwiegersohn Markus 
Baruch mit dem Deputierten selbst verschwägert; 7. der ^jährige Jakob 
Stern, ein Schwager des Salomon Mayer Rothschild, spätem Freiherm, 
dessen Namen das Wiener Rothschildsche Bankhaus (S. M. Rothschild) 
bis auf den heutigen Tag trägt. Die alten angesehenen Juden schienen 
sich von dem Kampfe jetzt fernhalten zu wollen. Ihr durchaus konser- 
vativer Geist riet ihnen, nach alter Manier die ganze Sache mit den 
Lokalbehörden auszutragen und ihr nicht das große Aufsehen einer 
europäischen Angelegenheit zu verleihen« So blieben höchstwahrschein- 
lich unter anderen der alte Calmann Dawid Weisweiller (lebte bis 1820) 
und Benedikt Aron May (lebte bis 1824) der ganzen Sache fem und ließen 
nur ihre Söhne sich mit ihr befassen. Vgl. Dietz a. a. 0. S. 318, 290, 244, 
105, 196, 142, 297 f. Nur bei Speyer würde nach Dietz sich das Alter auf 
38 Jahre stellen. Er wurde aber im Jahre 1778 geboren nach den Verzeich- 
nissen der Judenloge in Frankfurt. Vgl. u. S. 176 Anm* 92. 
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fugnissen gerechtest belassen werde*'.") Die Vorbereitungen 
nahmen noch eine gewisse Zeit in Anspruch, und überdies 
wartete man ja auch später noch vergeblich auf die Eröff- 
nung des Kongresses, so daß sich die beiden Delegierten 
Gumprecht und Baruch erst nach mehreren Tagen auf den 
Weg nach Wien begaben. 

Die Wahl dieser beiden Männer war keine unglückliche. 
In erster Reihe mußte die Frankfurter Judenschaft nur auf 
die persönlichen Fähigkeiten der beiden Delegierten Bedacht 
nehmen. Und so sehen wir das zu jenen Zeiten so auffallende 
Bild, daß eine große und alte Judengemeinde mit der wich- 
tigsten, verantwortungsvollsten Mission Männer betraut, die 
selbst ortsfremd und erst seit kurzem als Gemeindemitglieder 
aufgenommen waren. Die beiden Abgesandten bestrebten 
sich dann wirklich nach Kräften, dem ihnen geschenkten Ver- 
trauen vollauf zu entsprechen. 

Isaak Jakob Gumprecht war in Göttingen") als Sohn 
des dortigen Handelsmannes Jakob Gumprecht im Jahre 
1773") geboren und kam erst anläßlich seiner Verheiratung 
im Jahre 1799 nach Frankfurt. Er studierte früher an den 
Universitäten zu Jena und Göttingen, befaßte sich aber in 
Frankfurt mit dem Handel in englischer Manufaktur.") Seine 
umfassende Bildung verschaffte ihm bald allgemeines An- 
sehen unter seinen neuen Gemeindegenossen. Er brachte 
überdies aus seiner Heimat das unter den preußischen Juden 
schon stark aufgeweckte Emanzipationsbestreben mit. Darimi 
wurde er bald zu den führenden Persönlichkeiten in der nun 
auch für die Frankfurter Juden beginnenden Emanzipations- 
epoche.^^) Diu*ch die persönliche Teilnahme an den meisten 



^^) Staatsarchiv in 2 Abschriften. Auf einer figuriert neben dem 
Namen Speyer der Titel „als Gemeindevorsteher". Vielleicht war er der 
Vorsitzende, wenn er auch erst an zweiter Stelle unterzeichnet. In der 
zweiten Abschrift tritt noch ein achter Name auf: I. E. Reiss, also einer 
der Brüder Israel Elias Beiss (geb. 1766) oder Isaac Elias R. (geb. 1773). 
Vgl. Dietz a. a. 0. S. 234 f. 

^*) Über zwei ebenfalls aus Göttingen stammende Ärzte namens 
Gumprecht, die sich später in Hamburg ansiedelten und einen Ruf er- 
langten (wahrscheinlich Verwandte des Frankfurter) vgl. Grunwald, 
Hamburgs deutsche Juden, S. 63. 

1» ) Diese Zahl wird in dem Polizei-Bapport vom Jahre 1815 im 
Verzeichnisse der Mitglieder der Frankfurter Judenloge angegeben, auch 
im gedruckten Verzeichnisse vom J. 1811 figuriert G. als ein 38jähriger. 
S. u. S. 176 Anm. 92. 

") Dietz a. a. 0. S. 131. Wiener Polizeirapport bei Foumier, Die 
Geheimpolizei auf dem Wiener Kongreß (Wien, Leipzig 1913) S. 208, 

8. W. U. 

") Siehe oben. Vom frankfurter Finanzrate Steitz wird er folgen- 
dermaßen charakterisiert: Joseph Pfungst, ein junger Mann mit viel Be- 
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Verhandlungen war er wirklich einer der besten Kenner der 
nun vor dem Kongresse auszutragenden Rechtsfrage und er, 
eines der jüngsten Gemeindemitglieder, wurde also mit Recht 
für geeignet befunden, den Standpunkt der jüdischen Ge^ 
meinde vor der höchsten europäischen Instanz zu vertreten. 
War schon Gumprecht als Kenner der inneren An- 
gelegenheiten seiner Gemeinde ihr berufener Vertreter, 
so war sein Kollege Jakob Baruch") für auswärtige 
Missionen wie wenige seiner Gemeindegenossen ge- 
eignet. Er war ein sehr gewandter, mit angeborenen 
diplomatischen Fähigkeiten begabter Kaufmann. Auch 
er war kein geborener Frankfurter. Sein Vater Baruch 
Simon war Geschäftsagent bei der Deutschordenskom- 
mentuerei in Neckarsulm, wurde bald mit Rücksicht auf 
seine Fähigkeiten und seine Treue in den Sitz des 
Großmeisters nach Mergentheim berufen, vm sich schließ- 
lich als Finanzagent des Kölnischen Kurfürsten in Bonn 
anzusiedeln. Er verheiratete zwei Töchter nach Frank- 
furt am Main, worauf auch noch seine beiden Söhne Markus^*) 
und Jakob Baruch sich dort ansiedelten und in angesehene 
Frankfurter Familien hineinheirateten. Sowohl diese Fami- 
lienverbindung mit der Frankfurter Judenschaft wie der 
Ruhm seines Vaters, dessen Freigebigkeit und Frömmigkeit 
weit über die Grenzen seines Aufenthaltsortes bekannt 
waren, verschafften dem im Jahre 1781 als achtzehnjährigen 
Jüngling nach Frankfurt angekommenen Jakob eine bedeu- 
tende Stellung innerhalb der neuen Gemeinde, in welcher 
Stellung er auch in der Frage der Judenrechte eine tätige 
Rolle spielte.^®) Nicht zuletzt waren es seine persönlichen 
Fähigkeiten, die sein Ansehen erhöhten. Von seinem Vater 
hat er die ihm nachgerühmten Tugenden übernommen. Nicht 
zuletzt die Umgangsformen. War jener in Mergentheim und 
Bonn als ein „feiner Mann"") bekannt, so nannte diesen 
später sein als Ludwig Börne zu Weltruhm gelangter Sohn 
Juda Lob einen „Hofmann",'*^) was beides die Anpassungs- 
fähigkeit und feine Umgangsformen der beiden Baruchs aus- 

scheidenheit, auf der Mittelstraße einherwandelnd (in religiöser Hinsicht) 
Isaak Jakob Gumprecht, älmlicher Art. Schnapper Arndt, a. a. 0. S. 214. 

«) Vgl. über ihn Gutzkow, Börnes Leben (Hamburg 1840) S. 27 ff. 
M. Holzmann, Ludwig Börne (Berlin 1888) S. 11 f und Dietz, a. a. O. 
S. 21 f. 

") Vgl, über ihn o. S. 27 Anm. 11. 

») Schnapper Arndt, a. a. 0. 

w) Gutzkow, a. a. 0. S. 27. 

») Börne, Nachgelassene Schriften (Mannheim 1844—50) II, 68, siehe 
weiter unten. 
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drücken sollte. Jakob hat auch schon während seines Frank- 
furter Aufenthaltes im Auftrage seines Vaters weite Beisen 
gemacht, die seine Menschen- und Weltkenntnis sehr berei- 
cherten. All diese Vorzüge, vereint mit einer unabhängigen 
finanziellen Stellung,**) machten ihn zu dem vorzüglichsten 
Vertreter der Frankfurter Judenschaft, wenn es sich um eine 
Außenfrage handelte. Bereits im Jahre 1803 vertrat er seine 
Gemeinde beim EeichsdeputationshauptschluB vor dem 
Eeichstage zu Regensburg, eine Vertretung, deren Mißlingen 
nicht seiner Schuld zuzuschreiben ist.**) Seine Geschicklich- 
keit hat er auch schon in einer bald darauf erfolgten Mission 
nach Wien bewiesen. Es handelte sich um ein seitens der 
städtischen Behörden aus der Vergessenheit alter Zeiten 
aufgestöbertes Verbot oder Einschränkung des Handels der 
Juden auf den Frankfurter Messen. In dieser für die Juden 
hochwichtigen Angelegenheit waren die Bemühungen Ba- 
ruchs von Erfolg gekrönt. Der Geheimrat von Götz beglück- 
wünschte die Frankfurter Gemeinde, daß sie einen Mann wie 
Baruch zu ihrem Vertreter nach Wien delegiert hatte, und 
schrieb: Dabei kommt ihm seine Bildung, welche er an Höfen 
und dem Umgange mit Menschen vom besten Charakter er- 
halten, seine Menschenkenntnis, sein angenehmer und reiner 
Vortrag und sein Phlegma vorzüglich zustatten und diese 
tugendhaften Eigenschaften verschaffen ihm auch überall 
Eingang, gute Aufnahme und gefällige Kücksicht auf das, 
was er für seine Gemeinde kurz, bündig und lichtvoll an- 
bringt. Auf diese Art hat es ihm noch neulich geglückt, einen 
bedeutenden Mann unserer Grafen — was ich von diesem 
letzteren erst nach der Hand erfuhr — für die Billigkeit der 
Meßfreiheit, die er von vor 600 Jahren herzuleiten wußte, so 
einzunehmen, daß dieser gewiß alles beitragen und mitwirken 
wird, was nur in seinem erhabenen Posten von seinem un- 
mittelbaren Einfluß abhängen kann.") So verstand es sich 



2») Schon im Jahre 1800 wurde sein Vermögen auf 32.100 fl. einge- 
schätzt. Dietz, a. a. 0. S. 418. 

") Krakauer, Die Geschichte der Judengasse in Frankfurt a. M. 
in der Festschrift des Philanthropins II, 433. 

») M. Horowitz, Frankfurter Rabbmen IV., S. 77. Damit stimmt 
auch die Bemerkung des Frankfurter Finanzrates Steitz vom Jahre 1807 
über Jakob Baruch, den „Baumeister" überein: „Er hat Verstand, ist ein 
Hofmann, bald altgläubig, bald Neolog, wie eine Wetterfahne." Schnapper 
Arndt, a. a. 0. S. 214. Auch Börne charakterisiert ihn später folgender- 
maßen: „Mein Vater ist ein Hofmann, hat von seiner Kindheit an unter 
Hofleuten gelebt, mit Fürsten verkehrt Er ist so verstockt wie ein 
Minister." Brief an Jeanette Wohl v. 24, Dez. 1821 in Börnes Werken 
(Histor. Krit. Ausgabe) IX., 300. — Alle drei Äußerungen stimmen also 
in der Benennung „Hofmann" überein. 
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also von selbst, daß, wenn es sich nun um die Entsendung 
einer Abordnung nach Wien handelte, dieser Mann in erster 
Reihe in Betracht kam. Da2su gesellte sich noch ein Moment, 
das schon an und für sich bei einer Vorstellung gerade in 
Wien die Wahl für Baruch hätte entscheiden können. Sein 
Vater nämlich hatte sich in Mergentheim vor vielen Jahren 
bei der bevorstehenden Wahl zur Besetzung des kurfürst- 
lichen Thrones sehr stark für den Habsburger Erzherzog 
Maximilian Franz Xaver eingesetzt imd angeblich seinen 
Bemühungen sollte der Erzherzog es zu verdanken haben, 
daß er bei der Wahl siegte. Dieses Auftreten hatte dem 
alten Baruch nicht nur die Gimst des neugewählten Kur- 
fürsten, dem er bald nach Bonn folgte, eingebracht, sondern 
auch die Kaiserin Maria Theresia fühlte sich ihm für seine 
Verdienste um ihr Haus zu Dank verpflichtet. Sie ließ also 
dem Bonner Hofagenten eine von ihr eigenhändig unterzeich- 
nete Urkunde zukommen, in der sie ihm jede Art von Begün- 
stigung versprach für den Fall, daß er oder eines seiner 
Kinder sich einmal in Österreich niederlassen sollte. Es war 
also zu erwarten, daß Jakob Baruch jetzt, mit einem der- 
artigen Versprechen ausgestattet, bei der österreichischen 
Kegierung, die als erstrangige Großmacht und als Gast- 
geberin des Kongresses auf den Verlauf desselben einen 
großen Einfluß ausüben sollte, eine günstige Aufnahme und 
Unterstützung finden werde. 

IV. 

Trotz alldem sollte aber bei der Ankunft der beiden 
Delegierten nach Wien der eigentliche Zweck ihrer Reise 
nicht sofort offen angegeben werden, damit der Vertreter 
der Stadt Frankfurt am Kongresse, Danz, nicht sofort ihren 
Bemühungen entgegenzuwirken vermöge. So wurde also der 
Zweck, wie es bei den meisten nach Wien zugereisten Juden 
der Fall war, als ein geschäftlich-kaufmännischer angegeben. 
Die Wiener Polizei, eine zu jener Zeit sorgfältig ausge- 
stattete allwissende Organisation, wußte aber bald den 
Schleier zu lüften. Bereits am 27. Oktober 1814'*) überreicht 
einer ihrer Agenten*') einen längeren Bericht, in dem er sich 
namentlich gegen Gumprecht wendet. Er berichtet, wie in 
Frankfurt vom Fürstprimas ein „Vorstand der israelitischen 
Religionsgemeinde" unter Leitung des Polizeidirektors von 
Idzstein eingesetzt wurde, zu dessen Mitgliedern unter an- 

w) Fournier, a. a. 0. S. 207 f. 

>») Herr von Weyland, ein ständiger Informator über deutsche 
Städtefragen. Vgl. ebenda S. 18. 
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deren auch Gumprecht gehörte. Idzstein und Gumprecht 
haben nun gemeinsam mit dem verstorbenen jüdischen 
Bankier Mayer Amschel Rothschild den Fürstprimas „be- 
redet**, der sämtlichen Judenschaft das Bürgerrecht zu ertei- 
len. „Er (Gumprecht) ist ein Preuße von Geburt, war mehrere 
Jahre auf den Universitäten zu Jena und Göttingen, ist zu 
Frankfurt seit acht Jahren verheiratet, wo er nie Handel 
trieb, sondern beständig der Verfechter der Jud^ngemeinde 
gewesen und mir wohlbekannt ist.**'*) Sein Vorgeben, in 
Handelsgeschäften in Wien zu sein, ist unwahr, denn sein 
eigenßr Glaubensgenosse Baruch habe dem Kaufmann Schar ff 
über seine mit Gumprecht gemeinschaftliche Mission Mittei- 
lungen gemacht, daß sie bevollmächtigt sind, in Verbindung 
mit Berliner und russischen Juden zu treten, und daß sie 
durch Konzessionen und Geld trachten sollten, sich neue 
Privilegien und Gerechtsame zu verschaffen, und seien die 
Sachen bereits dahin gediehen, daß es ihnen nicht fehlen 
könne. Der Polizei agent macht den jüdischen Gesandten den 
merkwürdigen Vorwurf, daß „dem Magistrat sowie dem Ge- 
neral-Gouvernement zu Frankfurt nichts von dieser Sendung 
bekannt ist, noch viel weniger ist solche mit dessen Bewilli- 
gung geschehen**. Zum Schlüsse kehrt er zu Gumprecht zu- 
rück, der als eines der eifrigsten Mitglieder der Judenloge 
zu Frankfurt am Main^*) und Ehrenmitglied der Löge Royal 
York'*®) zu Berlin durch diese Wege suchen wird, zu seinem 
Ziele zu gelangen. „Doch werde ich ihn stets im Auge be- 
halten**, schließt der eifrige Agent seinen Bericht. 

Der Polizeirat Goehausen nimmt diesen Bericht zur 
Kenntnis, stellt in seinem Rapport noch vom selben Tage 
auf dieser Grundlage fest, daß die jüdische Deputation nach 
Wien gekommen sei, „um geheime K'aballen zu machen*'. 
Nach einigen Ausfällen gegen Idzstein fügt er im Rapport 

'S) Er war ihm scheinbar doch nicht so wohl bekannt, denn die 
letztangeführten Punkte entsprachen nicht den Tatsachen: Gumprecht 
war nicht seit 8, sondern seit 15 Jahren mit der Frankfurter Witwe Edle 
Sinzheim, geb. Büsselheim verheiratet und begründete auch eine größere 
Firma mit englischer Manufaktur in der Fahrgasse 8 in Frankfurt. Vgl. 
Dietz a. a. 0. S. 131. Auch in den Verzeichnissen der Frankfurter Loge 
figuriert er bald als „negociant" (1811), bald als Fabrikant (1815) s. u. S. 
176 Anm- 92. 

») Vgl. oben. 

^) Diese Angabe scheint auch nicht ganz auf Bichtigkeit zu be- 
ruhen, denn, wie wir sehen werden, hatte diese Loge in Frankfurt 
eine eigene Filialloge „zur Einigkeit'*, die sich wiederum in offenem 
Gegensatze zur Judenloge befand. Vgl. Schwemer, a. a. 0. I. 343. Da 
nun Gumprecht zweifellos zu letzterer gehörte, klingt es höchst un- 
wahrscheinlich, daß er bei der Zentrale der feindlichen Loge gar — 
Ehrenmitglied sein sollte. 
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die Beschuldigung hinzu, daß „nach sicherer Nachricht der 
Gumprecht bei dem städtischen Gesandten Sjnidicus Danz, 
sich bisher nicht blicken ließ und dieser auch über eine solche 
Mission nicht die mindeste Kenntnis hat". Goehausen ver- 
langt nun nichts weniger, als „man soll dem höheren Er- 
messen unterlegen, ob diese Deputation, die aus Gumprecht 
und Baruch besteht, nicht vorschriftsmäßig^^) zu behandeln 
und von hier abzuschaffen sei". 

Die ganze Angelegenheit erweckt den Anschein, als 
ob sie eine kunstfertige Intrigue seitens der Frankfurter 
städtischen Bevollmächtigten wäre, um der unbequemen jüdi- 
schen Deputierten auf die leichteste Weise los zu werden. 
Wir erinnern uns, daß seitens der Bürgerschaft dem Senats- 
deputierten Danz der Kaufmann Scharff beigesellt wurde. 
Und nun tritt plötzlich dieser Scharff als der Gewährsmann 
des vielbeschäftigten Polizeiagenten auf, der, wie es seine 
Irrtümer beweisen, kaum der Sache gründlicher nachgeht. 
Wie unwahrscheinlich es ist, daß der sonst so vorsichtige 
Baruch jetzt plötzlich ohne jedwede Veranlassung redselig 
geworden wäre, und gerade keinem anderen gegenüber als 
— Scharff, über dessen Eolle ihn seine sich gut in der Sache 
auskennenden Auftraggeber sicherlich schon informiert 
hatten, liegt auf der Hand. Dieser Scharff nun, ein ge- 
wandter und geschickter Mann, bearbeitet den Polizisten, 
der seinen Angaben ohneweiters Glauben schenkt oder 
schenken will, während Danz seinerseits den Polizeirat, 
dessen „sichere Nachricht" kaum von einem anderen Munde 
als dem Danzschen stammt, direkt zu beeinflussen strebt. 
Wir sehen, mit Erfolg. Denn zunächst schien die Absicht zu 
glücken. 

Unter dem „höheren Ermessen" war die Entscheidung 
des Polizeiministers oder, wie man ihn damals nannte, Prä- 
sidenten der Polizeihofstelle, Freiherrn v. Hager gemeint, an 
den dieser Rapport gerichtejt war. Hager, seiner Stellung ent- 
sprechend, ein gewissenhafter aber strenger Beamter, glaubt, 
bei einem derartigen Sachverhalt nicht lange überlegen zu 
müssen und erläßt noch am folgenden Tage (28. Oktober) 
ein diesbezügliches Dekret an die Wiener Polizeioberdirek- 
tion :^^) „Die Frankfurter Juden Giunprecht und Baruch be- 
finden sich hier nicht, wie sie vorgeben, in Handlungs- 
geschäften, sondern wie mir bestimmt zur Kenntnis ge- 
kommen ist, um als Deputirte der Frankfurter Judenschaft 

•^) d. h., daß sie als Fremde von Wien ausgewiesen werden sollten. 

'>) Dieses Dekret ist, wie auch die folgenden Schriftstücke, bei 
Fonmier nicht abgedruckt. Sie befinden sich alle unter den Polizei- 
akten im Archive des Min. d. Inn. 
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durch Känke und Bestechungen bey dem Congresse gewisse 
Freyheiten, die ihnen der vormalige Großherzog von Frank- 
furt verkauft") hat, durchzusetzen. Da diese Juden durchaus 
keinen öffentlichen Charakter haben und ihre vermeint- 
lichen Ansprüche bei dem künftigen Oberherrn geltend 
machen können, so hat sie die Polizei-Ober-Direktion ohne 
weiters von hier abzuschaffen, und zuversichtlich binnen 
drei Tagen den Vollzug mir anzuzeigen." 

Dieses Dekret wurde am 30. Oktober expediert. Katmi 
war die im Dekret vorgeschriebene Frist verstrichen, als 
sich der Polizeiminister veranlaßt fühlte, ein zweites Dekret 
an die Polizei-Ober-Direktion zu erlassen, indem er darauf 
drang, ihm über die Ausführung seines Auftrages „unge- 
säumt" zu berichten (4. November). So drohte also den bei- 
den Frankfurter Juden nichts weniger als die sofortige Aus- 
weisung. Sie verstanden aber, die notwendigen Qegenmaß- 
regeln zu ergreifen, um dieser Eventualität, die alle ihre 
bisherigen Bemühungen und Opfer nutzlos machen würde, 
zu entgehen. Und so antwortet bald darauf (16. November) 
die Wiener Direktion**) dem Polizeiminister mit einer län- 
geren Begründung, warum sie die beiden Juden bis auf wei- 
teres beließ. Sie schreibt: 

„In Folge des hohen Hofdekretes vom 4. dieses soll be- 
richtet werden, ob und wie gegen die hieher gekommenen 
Frankfurter Juden Gumprecht und Baruch Amt gehandelt 
wurde. Bey de kamen hieher ihrer Angabe, und selbst ihrem 
Ausweise nach, um hier Handlungsgeschäfte zu schlichten. 

Für Baruch ist der würzburgische Geschäftsträger Herr 
V. Odelga, welcher die Privatgeschäfte des Herrn Fürsten 
Metternich besorget, wiederholt um die Aufenthaltsverlän- 
gerung, welche besagte Geschäfte nothwendig machen, ein- 
gekommen, aus welchem Grunde sie ihm auch verliehen 

wurde. 

Gumprecht wies sich durch das Zeugnis des hier tole- 
rierten Götz Gabriel Uffenheimer aus, daß er mehrere Ge- 
schäfte mit hiesigen Handelshäusern, mit denen er in Korre- 
spondenz stehe, abzutun habe. Weil soeben der Allerheiligen- 
Markt eintrat, so hat man im Referatsbogen angetragen, ihn 
während der Marktzeit hier zu lassen, welches auch hohen 
Orts genehmigt wurde. 

Indes hat man auf beyde Israeliten als Ausländer ein 
besonderes Augenmerk gerichtet, und sie beobachten lassen. 



*«) Hineingefügt eigenhändig von Hager an Stelle des ihm zu ge- 
linde scheinenden Auedruckes: „eingeräumt". 
»*) Ohne Unterschrift. 
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Das Resultat der Beobachtung ging da hinaus, daß beyde 
Israeliten, vorzüglich Gumprecht, der Vorsteher der Juden- 
gemeinde zu Frankfurt nidit der Handelsgeschäfte wegen, 
sondern wegen des Congresses sich hier einfinden, um dabey 
auf was immer für eine Weise einzuwirken, daß ihnen die 
bürgerlichen Freyheiten und das Bürgerrecht so, wie sie 
ihnen die vorige französische Regierung einräumte, belassen 
werden. Da der zum Congresse hieher geschickte städtische 
Syndicus v. Danz von ihnen keine Wissenschaft hat, so sind 
sie bloß im Geheimen hier und suchen durch zwei Juden vom 
Gefolge Sr. Majestät des russischen Kaisers'^) Protection 
zu erwirken. 

Sobald die Polizeioberdirektion in die Kenntnis von 
der Absicht ihres Hierseyns gekommen ist, hat sie auch nicht 
mehr verweilet, beyde Israeliten von hier zu entfernen, und 
zwar nach der hohen Anordnung vom 28. v. Monaths, indessen 
ist zu erwarten, daß selbe theils durch Herrn Fürsten v. 
Metternich, theils durch die Begünstigung der Jahrmarkts- 
zeit, sich noch hier auf dem Platze zu erhalten suchen werden." 

Die Voraussage der Polizeioberdirektion sollte sich 
auch bald verwirklichen. Die Protektion eines Metternich, 
des Ministers der auswärtigen Angelegenheiten in Österreich 
und zu jener Zeit auch eines der wichtigsten Leiter der euro- 
päischen Politik, mußte naturgemäß auch bei der von ihm 
zwar so ziemlich unabhängigen Polizeibehörde eine große 
Wirkung erzielen. Warum er sich gerade des Baruch und 
nicht des Gumprecht annahm, erklärt sich nicht nur aus der 
oben erwähnten Dankespflicht des kaiserlichen Hauses der 
Baruchschen Familie gegenüber, einer Pflicht, die, wie wir 
sahen, bei der ebenfalls kaiserlichen Polizei von so geringer 
Geltung war, sondern vielmehr aus der persönlichen Bekannt- 
schaft, die der spätere Kanzler bereits vor 30 Jahren in 
seiner Eigenschaft als Gesandter Österreichs in Frankfurt 
mit dem damals noch sehr jungen Baruch geschlossen hatte, 
umsomehr als er gerade zu jener Zeit mit manchen jüdischen 
Häusern Frankfurts im Interesse seines Staates in nähere 
Beziehungen trat.^*) Gumprecht, der, wie gesagt, erst 1799 
nach Frankfurt kam, also zu einer Zeit, als Metternich schon 



'*) Auch in einer anderen Polizeinote (bei Fournier, a. a. 0. S. 164, 
Anm. 2) wird von „zwei Hofjuden des Kaisers Alexander" gesprochen, 
die dem Fürsten Radzivill einen Geldsack gebracht haben sollten. Ob 
darunter vielleicht die russischen Kaufleute Schmidt und Schwarz gemeint 
waren, konnte ich bisher nicht feststellen. 

3«) Namentlich kam der reiche Munitionslieferant für die öster- 
reichische Armee Isaak Michael Speyer mit Metternich in Verbindung, auf 
dessen Veranlassung er auch hauptsächlich zum kaiserlichen Hoffaktor 
ernannt wurde. Vgl. o. S. 27 Anm. 11 und Dietz a. a^ 0. S. 290. 
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längst die Stadt verlassen hatte, blieb selbstverständlich eine 
derartige Verbindung versagt, und er mußte sich nun mit 
der weitaus geringeren Fürsprache eines Juden und mit der 
zufälligen Begünstigung der Jahrmarktszeit begnügen. 

War schon dies für die beiden Juden ein, wenn auch 
nur zeitweiliger Aufschub der Gefahr der sofortigen Aus- 
weisimg, so trat jedoch bald eine endgültige Wandlung ein, 
die diese Gefahr vollends beseitigte: Die jüdischen Depu- 
tierten sahen ein, daß das weitere Festhalten an dem Vor- 
wande, daß sie nur zu Handelszwecken nach Wien gekommen 
seien, ihnen nunmehr nur schädlich sein könne. Der Frank- 
furter städtische Vertreter Danz wie auch der Frankfurter 
Senat haben nur zu rasch von dem eigentlichen Zwecke ihrer 
Beise erfahren. So verlor die weitere Geheimhaltung ihrer 
Mission jedweden Zweck. Sie entschlossen sich also, Farbe 
zu bekennen imd traten offen als offizielle Vertreter der 
Frankfurter Judenschaft auch vor der Polizei auf und dies 
brachte sofort, sicherlich auch nicht ohne Unterstützung 
Metternichs, eine entscheidende Änderung in der Haltimg der- 
selben herbei. Der Polizeiminister billigte nicht nur das 
Vorgehen der Direktion, sondern erteilte den jüdischen De- 
putierten mit Rücksicht auf das von oben gewünschte Ent- 
gegenkommen gegen alle Kongreßgäste die Aufenthaltsver- 
längerung für die ganze Dauer ihrer Tätigkeit am Kon- 
gresse (^. November) ")• So bekamen also die beiden Abge- 
sandten eine gewisse Bewegungsfreiheit, um die Interessen 
ihrer Gemeinde zu vertreten. 

V. 

Aber bereits viel früher, noch vor dem Beginne all 
dieser Kalamitäten (am 10. Oktober 1814), überreichten Ba- 
ruch und Gumprecht eine von ihnen gefertigte „unterthä- 
nigste Vorstellung und Bittschrift der israelitischen Ge- 
meinde zu Frankfurt am Main an den hohen Congreß zu 
Wien".**) In dieser längeren, im Geiste der Zeit ziemlich 

•') „Da die Frankfurter Juden Gumprecht und Baruch in dem an- 
gebogenen Reverse sich ausweisen in Angelegenheiten ihrer Gemeinde, 
die auf die Congreß-Verhandlungen Bezug haben, hier zu seyn, und die 
geh. Hof- und Staatskonzley in dieser Hinsicht gegen aUe Fremde die 
größte Liberalität zu beobachten wtinscht, so wird der PCD (Polizei-Ober- 
Direktion) in Erledigung des Berichtes vom 16. d. M. bedeutet, daß ihnen 
die Aufenthaltsverlängerung, solange ihre Geschäfte bey dem Congresse 
solche verlangen, gegen sonst bey fremden Juden zu beobachtenden Vor- 
schriften, ertheilt werden kann." 

»») Staatsarchiv. Abgedruckt zuerst in der „Actenmäßigen Dar- 
stellung" als 11. Beilage und beinahe gleichzeitig bei Klüber, Akten VI, 
396 ff. 
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phrasenreichen Schrift begründen sie zunächst, aus welchem 
Anlasse sie sich gezwungen sahen, den Kongreß um Schutz 
anzurufen. Zu diesem Schritte hat sie die nicht lange zuvor 
(Juli 1814) bei Eichenberg erschienene Konstitution") der 
freien Stadt Frankfurt am Main bewogen, deren vierter Ar- 
tikel in betreff der dortigen jüdischen Gemeinde die folgende 
„merkwürdige Verfügung" enthält: „Wegen der bürger- 
lichen Gemeinheitsverhältnisse der israelitischen Glaubens- 
verwandten und der Behandlung der zu den letzteren ge- 
hörenden Gegenstände bleibt die Bestimmung vorbehalten". 
Diese Verfügimg ist ein offener Verstoß gegen den feier- 
lichen und öffentlichen Vertrag, den die Frankfurter Juden 
mit dem zu jener Zeit souveränen Großherzog am 28. De- 
zember 1811 abgeschlossen hatten und den die großherzog- 
liche Regierung auch in vollem Maße erfüllt hat. Es ist also 
nicht wohl begreiflich, wie man nun derart wohlerworbene 
Rechte von neuem in Frage stellen und sie eventuell ander- 
weitigen willkürlichen Verfügungen unterwerfen kann. Denn 
niemand wird doch daran zweifeln können, daß der damalige 
Souverän des Großherzogtums der dortigen Judenschaft das 
Bürgerrecht zu erteilen vollkommen befugt war. Ja, noch 
mehr, selbst wenn man von diesem zweifellosen Rechte ab- 
sehen und zu den alten Reichsgesetzen zurückkommen 
wollte, so müßte man dennoch zu einem für die Juden gün- 
stigen Schlüsse gelangen. Denn selbst nach der vom Reichs- 
oberhaupte für die Frankfurter Judenschaft im Jahre 1616 
erlassenen Stättigkeit*®) stand diese unter dem „immittel- 
baren Schutze Sr. Kaiserlichen Majestät". Bei jeder Thron- 
besteigung eines neuen Kaisers huldigte sie separat ohne 
Verbindung mit der übrigen Bürgerschaft. Sie hatte dem- 
nach eine von der christlichen Gemeinde ganz abgesonderte 
Existenz „und war vielmehr von dem überdies verfassungs- 
mäßig nicht iure proprio, sondern nur als Administrator des 
Gemeinwesens regierenden Senat politisch vollkommen un- 
abhängig".*^) 

«•) vgl. oben. 

•®) vgl. oben. 

•^) Diese Behauptung, die wir in der aktenmäßigen Darstellung 
8. XII. f. wenn auch schon in gemilderter Form wieder finden, ist weit 
hergeholt. Schon der Herausgeber der Wiener Kongreßakten, Staats- 
rat Kltiber (VI, 398), bekämpft mit gewissen Recht diese Auffassung 
mit dem Hinweise darauf, daß zwar die Judenschaft immer dem Kaiser 
separat huldigte, daß sie aber dabei jedesmal von Bürgermeister und 
Rat vtorbeschieden ward, daß immer im diesbezüglichen Magistratsbefehle 
die Verwahrung des Rates vorhanden war: „daß dieser Huldigungs Actus, 
hiesiger Stadt und Bürgerschaft an ihren auf den Juden Personen und 
Wohnungen wohl hergebrachten Rechten, und von selbigen dem Rath ge- 
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Mit Rücksicht auf diese unbestreitbaren Tatsachen hat 
auch wirkl ich die erste, zum Entwerfen einer neuen Staats- 
leisteten Pflichten zu keinem Abbruch und Nachtheil gereichen eoUe", 
(zitiert nach dem BLrönungs-Diarium des röm. Kaisers Franz I., Frkf. 1746 
S. 171) ja, daß selbst von den kaiserlichen Eommissarien die Versicherung 
ertheilt wurde: „Daß die von Sr. Kais. Majestät verlangte Huldigung der 
Juden deren Pflichten gegen den Magistrat nicht entgegen, sondern mit 
demselben gar wohl zu vereinigen sei" (befindet sich nicht im obigen 
Diarium, sondern nur im „Vollständigen Diarium der Wahl und Krönung 
Kaiser Leopolds L" Frkf. 1791 S. 247). Der Ausdruck Personen und 
Wohnungen, der auf die mittelalterliche Formel ,JLeib und Gut" zurück- 
geht, mit welcher die Juden seinerzeit vom Kaiser der Stadt zuerst ver- 
pfändet wurden (1349), hat aber mit der Leibeigenschaft nichts gemein- 
sam, wie denn ja eine. Deklaration des Kaisers Leopold I. vom Jahre 1685 
ausdrücklich feststellt, „daß die Juden in Frankfurt von undenklichen 
Jahren und bis auf diese Stund von keiner Leibeigenschaft wissen". Es 
betraf eigentlich nur die verschiedenartigen Abgaben wie Wohnungs- 
einschränkungen, in welchen Beziehungen die Juden zweifellos dem Senate 
unterstellt waren. Deshalb ist auch, wie gesagt, die Behauptung, daß 
die Juden vom Senate vollständig unabhängig waren, weit übertrieben. 

Betrachtet man aber das Wesentliche in der vorliegenden Streit- 
frage, so muß doch zugegeben werden, daß insofeme es sich nicht um 
administrative Tätigkeiten, sondern um eine Gesetzgebung den Juden 
Frankfurts gegenüber handelte, während der reichsstädtischen Verfassung 
weder der Senat, noch die Bürgerschaft, sondern einzig und allein der 
Kaiser maßgebend war, der Kaiser, dessen eigentlicher Einfluß auf die 
Verfassungen in Deutschland sich ohnedies beinahe nur auf die Reichs- 
städte konzentrierte, und der nie der eigentliche Schutzherr der Juden 
zu sein aufgehört hatte. In diesem Sinne nun kann man der Behauptung 
der aktenmäßigen Darstellung 1. c, daß sich ihr Bestand nicht auf „Be- 
stimmungen" des Senates, sondern auf den „Verfügungen" des Kaisers 
gründete, kaum das Recht absprechen. Diese Behauptung findet ihre 
Bestätigung in einer ausdrücklichen kaiserlichen Resolution vom Jahre 
1746, die ihrer Fassung nach offenkundig der Eingabe an den Kongreß 
zur Vorlage diente. Diese Resolution, anläßlich einer vom Senate selb- 
ständig erhobenen Vermögenssteuer abgefaßt, spricht demselben jedwede 
Superioritas territorialis (Landesherrschaft) ab und befiehlt ihm „in 
seinen Grenzen zu bleiben, und sich denen Ständen des Reiches nicht 
gleich zu achten, sondern wie er in der Tat nichts anders ist, als ein 
CoUegium solcher Männer, die Authoritate Caesarea, von der Bürger- 
schaft erwählt werden, nicht, iure proprio, zu regieren, sondern als be- 
stellte administratores, dem gemeinen Wesen vorzustehen". Vollständige 
Sammlung der kaiserlichen in Sachen Frkf. contra Frkf. ergangenen 
Resolutionen (Frkf. 1776) III, 58 ff. 

War schon aber in der reichsstädtischen Zeit die gesetzgebende 
Gewalt über die Juden einzig in den Händen des Kaisers, so hatte der 
Fürstprimas, dem die Rheinbundacte nicht nur die Souveränität, sondern 
auch das Eigentum (toute propri6t6) der Stadt Frankfurt zusprach, so- 
wohl diese Gewalt an Stelle des Kaisers, wie auch all die bisherige ad- 
ministrative Tätigkeit des Senates übernommen, und in seiner Person 
die beiden Machtvollkommenheiten vereinigt. Daß die Juden angesichts 
dessen doch noch auf ihre reichsstädtischen Zustände zurückkamen, 
konnte nur den einzigen Zweck verfolgen, den Gegnern, die ja bald die 
Regierung des Großherzogs als Usurpation hinstellen sollten (siehe 
unten) von vornherein jede Spitze abzubrechen. Vgl. Nachtrag Anm. 5Q 
und 90, und S. 35. 
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form berufene, aus den „wahren Repräsentanten aller Stände 
der Bürgerschaft" zusammengesetzte Organisations-Eom- 
mission der Dreizehn") (die bald darauf") von einer bloß 
magistratisehen Kommission verdrängt wurde) sowohl die 
Gültigkeit des Vertrages wie die daraus folgenden Bürger- 
rechte der Juden förmlich anerkannt. **) Diesem stimmte 
etwas später auch das „achtbare" Kollegium der Einund- 
fünfziger zu.**^) 



**) Wie aus ihrer bei Schwemer, a. a. 0. S. 60 mitgeteilten Zusammen- 
setzung zu ersehen ist, waren zwar in dieser Commission die nicht 
lutherischen Christen, nicht aher die Juden vertreten. So wurde, ohne 
diese letzteren zu befragen, üher ihre grundlegendsten Fragen verhandelt. 
Anderseits fehlten in der Kommission auch die größten Judengegner, die 
ehemaligen Drittbänker im Senat. 

") 27. April 1814. Schwemer a. a. 0. S. 66. 

^*) Vgl. 0. S. 32- Diese uneingeschränkte Anerkennung bezieht 
sich aber nur auf die Privatbürgerrechte der Juden, während die in 
„staatsbürgerlicher Hinsicht" bei veränderter Verfassung von der Groß- 
herzoglichen Rechtsverleihung ,4iicht gefolgert werden kann". Den Juden 
war es auch in der Hauptsache nur um das Zivilbürgerrecht und um die 
Aufhebung ihrer ehemaligen Beschränkungen in den Nahrungszweigen zu 
tun. So rückten auch die Vertreter der Juden in ihrer Eingabe an den 
Freiherm vom Stein diese Frage in den Vordergrund. Sie erklärten: 
„Wir müssen uns darauf fest berufen und stützen, daß wir durch die 
verliehenen bürgerlichen Rechte nur das erhalten haben, was allen 
Staatsangehörigen nach dem heiligen Naturrechte und nach den Urbe- 
dingungen der Staatsvereinigung gehörte, nämlich das ungestörte Recht 
der Benutzung rechtsmäßiger Nahrungsquellen". Oder sie beklagten sich 
über die möglichen Folgen der Reaktion: „Eingeborene dieser Stadt, bei- 
gezogen gleich allen übrigen Bürgern zu den öffentlichen ordentlichen 
und außerordentlichen Abgaben, sollten wir von neuem von allen im 
Staate eingeführten Gewerbs- und Nahrungszweigen ausgeschlossen, ein- 
zig auf den Handel beschränkt sein, und auch hier sogar allenthalben mit 
Fesseln, wie wir es waren belegt" werden. Vgl. Darstellung etc. S. 38, B7 
und 35. Auch der Frankfurter Korrespondent des „österreichischen Beob- 
achters" bestätigt zwei Jahre später diese Tatsache. Als er über den Be- 
schluß der Dreizehner vom Jahre 1814 zu sprechen kommt, bemerkt er zur 
Verweigerung der „staatsbürgerlichen Rechte" der Juden: „das verlangen 
die Juden auch gar nicht". Hingegen betreffs des Privatbürgerrechts 
erklärt er: „was sie allein, aber auch ohne die mindeste Schmälerung, 
in Anspruch nehmen". Ost. Beob. vom 8. August 1816 (Nr. 221.) Diese 
Erscheinung nimmt uns bei den ohnehin politisch noch ganz unausge- 
bildeten Juden umso weniger wunder, als ja die Grundtendenz der ganzen 
großen Revolutionszeit viel mehr auf die Gleichstellung aller Sttode in 
wirtschaftlich rechtlicher Beziehung als in rein politischer Hinsicht ge- 
richtet war. 

«>^) Dies war die eigentliche Vertretung der Bürgerschaft, die den 
Entwurf der Dreizehner in voller Ausdehnung annahm, selbst aber bald 
vom Rat im Einverständnisse mit dem General-Gouvernement bei der 
Behandlung der Verfassungsfrage ausgeschaltet wurde. Schwemer a. a. 
O. S. 66. — Diese Berufung sowohl auf den Entwurf der Dreizehner wie 
auf die Zustinmiung des Bürgerkollegs ist früher in die Eingabe an 
Stein aufgenommen worden. Aktenmäßige Darstellung S. 33 f. 
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Trotz alldem wurde in die neue Konstitution die ein- 
gangs erwähnte Verfügung aufgenommen. Die Juden sahen 
sich hierauf gezwungen, bei dem Chef des obersten Ver- 
waltungs-Departements Freiherrn von Stein eine .»ange- 
messene Vorstellung und Protestation" einzulegen, in der 
sie besonders auf zwei Punkte aufmerksam machten : 1. Wenn 
man alle Verfügungen des anerkannt^) gewesenen sou- 
veränen Fürsten annullieren wollte, würde man damit Ver- 
wirrung in den politischen und moralischen Zustand des Ge- 
meinwesens bringen und auch in das Privatwohl unzähliger ' 
Familien eingreifen, außer der jüdischen auch der 400 christ- 
lichen Bürger, denen das Bürgerrecht in Frankfurt erteilt 
wurde. Ja, sollte man neuen Staatseinrichtungen „eine rück- 
wirkende Kraft gegen ältere wohlerworbene und titulo 
oneroso*0 erlangte Rechte eines Dritten geben", würde man 
die Heiligkeit der Verträge verletzen und die Grundfeste 
aller Regierung erschüttern. 2. Aber auch nach der älteren, 

*•) Im Nachtrag Anm. 92 wird diese Anerkennung näher begründet : 
„Zuerst geschah dies von Sr. Maj. dem Kaiser von Rußland in Art. 15 des 
Tilsiter Friedens vom 7. Juli 1807; dann von Sr. Maj. dem Könige von 
Preußen in Art. 4 des Tilsiter Friedens vom 9. Juli 1807; zuletzt von 
Sr. Maj. dem Kaiser von Österreich in Art. 2 des Wiener Friedens vom 
14. Okt. 1809". Diese offenkundige Tatsache bestreben sich sowohl die 
Senatsdarstellung wie das Berliner und Marburger Gutachten und auch 
alle anderen von dieser Seite herstammenden Veröffentlichungen mittels 
verschiedener Haarspaltereien ganz einfach zu verneinen, und die groß- 
herzogliche Begierung als rein usurpierte Gewalt ohne jedwede recht- 
liche Folgen darzustellen. 

*') Dieses Argument galt zu jener Zeit als besonders überzeugend 
und hatten unter vielen anderen z. B. die Ältesten der Königsberger 
Judenschaft im Jahre 1805 sich ebenfalls darauf berufen. Vgl. Freund 
a. a. 0. I. 95. Denn wahrlich, lautete der Bechtssatz, Verleihungen, welche 
„non ex sola liberalitate fiunt, sed admixtam habent causam aliquam 
singula^em antecedentem, ideogue magis pro debiti exsolutione titulo 
oneroso habentur, nee revocationi subiectae sunt". Auf diesen Rechtsatz 
berufen sich auch bald die Frankfurter Juden ausdrücklich im „Nachtrag" 
Anm. 108. Der Senat bestrebt sich in seiner Darstellung S. 340 f. mit 
höchst dürftigen Argumenten die Ablösungsaktion und die Erteilung des 
Bürgerrechts für die Juden als zwei ganz unabhängig von einander er- 
folgte Maßregeln hinzustellen, lun auf diese Weise die causa onerosa zu 
beseitigen. Das Berliner Gutachten hingegen, das sonst für den Senat 
als Wegweiser dient und mit den Ausführungen desselben in der Regel 
übereinstimmt, erfaßt diese Angelegenheit von ganz entgegengesetzter 
Seite. Mit kaum stichhältigerer Begründung behauptet es, daß der 
Großherzog nur die für den Kaiser bestimmten jüdischen Schutzgelder 
ablösen zu lassen das Recht hatte, nicht aber die der Stadt Frankfurt 
entrichteten. War also die Ablösung null und nichtig, so konnte im 
Sinne der großherzoglichen Verordnung vom 7. Februar 1811 (Vgl. o. 
S. 29) die Gleichberechtigung gar nicht in Kraft treten. Das waren alles 
krampfhafte Anstrengungen, um die Tatsache der Causa onerosa hinweg- 
zuleugnen. 
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reichsstädtischen Verfassung könne man keineswegs die 
Juden der „willkürlichen" Entscheidung des Senats, der „als 
Administrator der christlichen Gemeinde, hier offenbar 
Richter in seiner eigenen Sache seyn würde", preisgeben.**) 

Gleichwohl erhielten sie vom Freiherrn v. Stein keine 
andere Antwort als die Verweisung an den Senat. 

Die Entscheidung in dieser wichtigen, gewiß auch für 
keinen Menschenfreund gleichgültigen Frage erwarten sie 
nun mit Zuversicht von dem „erhabenen Richterstuhle" des 
Kongresses, an den sie sich wenden. Denn nach dem bisher 
Ausgeführten bedürfe es keiner weiteren Auseinander- 
Setzung, warum sie sich mit dem Hinweise des Verwaltungs- 
Departements auf den „Gemeinsinn" ihrer Gegner durchaus 
nicht begnügen können. 

Nadi dieser so ausführlichen und eindringlichen Be- 
gründung, warimi sie sich an den Kongreß wenden, gehen 
die Jüdischen Deputierten zur Behandlung einer eventuellen 
Entschädigungsfrage über, die den Juden für ihre zur Er- 
reichung des Bürgerrechtes gebrachten Opfer zugestanden 
werden sollte. Sie verwerfen mit aller Entschiedenheit auch 
nur den Gedanken an eine derartige Entschädigung. „Für 
die politische Existenz — erklären sie in aller Kürze — , für 
die fortschreitende Kultur, für die durch schimpfliche Zu- 
rücknahme wohlerworbener Rechte gekränkte Ehr^ der 
gegenwärtigen und künftigen Geschlechter unserer Ge- 
meinde giebt es weder Entschädigung noch Ersatz." Sie 
setzen also ihr volles Vertrauen darin, der Kongreß werde 
es nicht gestatten, „daß die Wohlfahrt ganzer Generationen 
einem verjährten Vorurtheil, einseitigen Grundsätzen, per- 
sönlichen Rücksichten, oder einer partheyischen Abneigung 
aufgeopfert werde". 

Hierauf erklären die Bittsteller, daß sie „imi das Vor- 
urteil der weniger Unterrichteten zu widerlegen" Verschie- 
denes anführen könnten über den Gebrauch, den sie von den 
Bürgerrechten in den wenigen Jahren gemacht haben, und 
über den Eifer, mit dem sie den Bürgerpflichten nachge- 
kommen sind.*®) Doch ist dieser Nachweis gar nicht notwen- 

*8) Dieser zweite Punkt ist in der Eingabe an Stein viel nach- 
drücklicher ausgesprochen als der erste: „Der Senat, die Herren 51er 
würden als Richter in eigener Sache erscheinen, sobald sie als Administra- 
toren der Gemeinde oder als Stellvertreter der Bürgerschaft, der jüdischen 
Gemeinde entgegengestellt sind und eine solche Entscheidung würde 
mit den Grundsätzen der Gerechtigkeit ewig unvereinbar bleiben". 
Aktenmäßige Darstellung S. 36. 

*•) Nach einer allerdings etwas späteren Statistik (vom Jahre 1817) 
waren bei einer jüdischen Bevölkerung von 3229 Köpfen (ohne Fremde 
und Gesinde) in der Real- und in der Volksschule zusammen 225 Knaben 
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dig, denn die „erhabenen" Staatsmänner, von denen die Ent- 
scheidung der Frage am Kongresse abhängt, wissen sehr 
wohl, „daß man nur durch Verbesserung des politischen Zu- 
standes der Menschen ihren moralischen Wert erhöhen 
könne". Und abgesehen davon bedarf eine Sache, „die sich 
auf das Eecht und auf die Heiligkeit der Verträge gründet", 
keiner weiteren Empfehlung. 

Zum Schlüsse präzisieren die Deputierten den Wunsch 
ihrer Gemeinde, den sie dem Kongresse vorbringen, mit dem 
folgenden Satze : Sie erflehen „daß ihre durch den am 28. De- 
zember 1811, mit dem ehemaligen Souverain des Großherzog- 
thums Frankfurt, unter den Augen der ganzen Bürgerschaft 
errichteten feyerlichen Vertrag, wohlerworbenen Bürger- 
rechte, in ihrem ganzen Umfange unbedingt aufrecht erhalten 
werden mögen". 

Dieser Eingabe schlössen Baruch und Gumprecht vier 
Beilagen*^®) an: 1. Ihre eigene Vollmacht, von den Mitglie- 
dern des israelitischen Verwaltungsrates zu Frankfurt aus- 
gestellt.") 2. Eine Abschrift des Vertrages zwischen dem 
Großherzog und den Juden Frankfurts vom 28. Dezember 
1811"). 3. Eine Abschrift des Erlasses des Großherzogs über 
die bereits „wirklich eingetretene Gleichheit der Rechte" der 
Juden, vom selben Tage.***) 4. Die Erledigung des Freiherrn 
von Stein vom 7. September 1814.*^*) 

und Mädchen, in zwei Privatschulen 130 Zöglinge. Außerdem besuchten 
20 Israeliten das Gymnasium. Schwemer a. a. 0. S. 263. Bei Veit Va- 
lentin, Frankfurt und die Revolution 1848/49 (Stuttgart und Berlin 1908) 
S. 16, werden folgende Zahlen angeführt: Unter den 41.458 Einwohnern 
Frankfurts im Jahre 1817 waren 3173 frankfurter und 1136 fremde Juden. 
In den folgenden Jahren nahm eher die Zahl der fremden als der frank- 
furter Juden zu. So stellte sich die Zahl im Jahre 1823 bei einer Gesamt- 
zahl der Bevölkerung von 43.918 Seelen, auf 3242 Frankfurter und 1288 
fremde Juden. Vgl. auch Kriegk, a. a. 0. S. 463 und Darmstädter, a. a. 
0. S. 252. • 

") Bei Klüber a. a. 0. S. 404 ff. sind es nur 3 Beilagen: 1. Vertrag 
mit dem GroJßherzog; 2. Dessen Erlaß; 3. Irrtümlich an Stelle der im 
Texte (S. 400) angeführten Antwort Steins ein Auszug aus einer späteren 
Rekurs-Schrift vom 30. Oktober 1814. Im Wiener Staatsarchiv befindet 
sich aber vor diesen dreien als erste Beilage die Vollmacht der Depu- 
tierten. Im ganzen sind da 3 Exemplare der Eingabe (2 unterschrieben 
von Baruch und Gumprecht), 1 Abschrift als I. Beilage (vgl. folgende 
Anm.) und je 3 Abschriften als II.— IV. Beilage. 

") Diese Vollmacht wurde scheinbar beanstandet, worauf die De- 
putierten nachträglich eine zweite am 11. Oktober 1814 von den beiden 
Frankfurter Notaren Dr. Wüstenfeld und Johann Valentin Boegner lega- 
lisierte, erbrachten. 

62) Vgl. 0. S. 29. 

M) Ebenda. 

»*) Vgl. o. S. 33 f. 

5 Baron: Die Jadenfrage auf dem Wiener Kongresse. ()5 



Diese Eingabe ist in einem weit mannhafteren und 
selbstgewisseren Tone gelialten, als die einen Monat vorher 
an Stein überreichte. Sie rückt nicht mehr die Frage der 
Nahrungszweige in den Vordergrung, sie betont nicht so 
sehr den niedrigen Zustand der eigenen Gemeinde"), den 
man durch die Gleichberechtigung heben soll. Nein, sie 
spricht im Namen des Rechts und der Heiligkeit der Ver- 
träge, sie tritt mit der Forderung der politischen Existenz 
und der fortschreitenden Kultur in die Schranken, ja, hier 
wagten Juden angesichts des versammelten Europa im 
Namen ihrer gekränkten Ehre das Wort zu führen. Sie 
wiesen nicht auf ihre beklagenswerte Lage, sondern auf ihre 
Verdienste hin und verwarfen mit Entschiedenheit jeden 
Versuch einer wie immer gearteten Entschädigung. Diese 
Eingabe kriecht nicht, sie bittet. Ja, sie bittet nur der Form 
nach, in Wirklichkeit aber verlangt und fordert sie. Eine 
derartige Eingabe mußte beeinflussen, mußte wirken. Deshalb 
durften die jüdischen Abgesandten der weiteren Entwick- 
lung der Dinge mit Zuversicht entgegenblicken. 

Eines hatte aber diese Eingabe, das all diese Vorzüge 
beinahe ganz aufhob und schon den Keim des späteren Ver- 
derbens in sich trug. Es war dies der vollständige Mangel 
eines weiteren Gesichtskreises, der die Dinge von einem 
höheren Gesichtspunkte als dem der eigenen Gemeinde be- 
urteilen sollte. Baruch und Gumprecht forderten ihr Recht, 
aber dies war nur das Recht der Frankfurter Juden. Sie 
sprachen im Namen der „gekränkten Ehre", aber das war bei 
ihnen nur die Ehre „der gegenwärtigen und künftigen Ge- 
schlechter unserer Gemeinde". Sie verlangten die Gleich- 
berechtigung, aber nur für die Judenschaft Frankfurts, weil 
diese sich die Bürgerrechte titulo oneroso erkauft hatte. Als 
ob wirklich zu erwarten wäre, daß, während im- übrigen 
Deutschland die Juden in ihrem alten Zustande der Zurück- 
setzung verbleiben sollten, nur gerade für die Frank- 
furter Judengemeinde eine Ausnahme gemacht werden 
könnte und dies zu einer Zeit, wo sicherlich niemand am 
Kongresse an eine lediglich aus Entscheidungen in wenigen 
Einzelfällen bestehende Neuregelung der deutschen Ver- 
hältnisse dachte. Von Grund aiif sollte das Reich von neuem 
aufgebaut werden und nur von Grund auf sollten auch die 

w) Während in der Eingabe an Stein das in dem Mnnde der Juden 
höchst eigentümlich klingende Geständnis sich befindet, daß „wir genötigt 
werden dem schlechten und niedrigen Schacher uns hinzugeben" wurde 
hier nur der allgemein gefaßte Satz „daß man nur durch Verbesserung des 
politischen Zu Standes der Menschen ihren moralischen Wert erhöhen 
könne" aufgenommen. Aktenmäßige Darstellung S. 35 und 52. 






bürgerlichen Verhältnisse der deutschen Juden neugeregelt 
werden. Das war zu verlangen und immer wieder zu be- 
tonen und das gerade wurde von der Frankfurter Judennote 
unterlassen. 

VI. 

Was aber von dieser Seite vorfehlt wurde, sollte von 
einer anderen gutgemacht werden. Wir haben schon erwähnt, 
wie David Friedländer auf eine Anfrage eines Lübeckers 
demselben geraten habe, daß sich seine Gemeinde mit einigen 
ähnlichen, z. B. der hämburgischen in Verbindung setze und 
eine gemeinschaftliche Aktion am Wiener Kongresse einleite. 
Ähnliche Tendenzen wie in Lübeck und Frankfurt muJßten 
auch, wie gesagt, in den beiden anderen Hansestädten ge- 
herrscht haben. Es bleibt also ungewiß, ob diese Bloch-Fried- 
ländersche Korrespondenz wirklich den ersten Anstoß zu 
einer gemeinsamen Aktion gegeben habe. Für alle Fälle 
hatte sich das oben**) erwähnte hamburgische Komitee mit 
mehreren Gemeinden verständigt und bereits am 22. Novem- 
ber 1814 wendet sich der hamburgische Notar Bresselau, ein 
Mann, der sich lun die jüdische Gemeinde Hamburgs, nament- 
lich in der schweren Belagerungszeit gewaltige Verdienste 
erworben hatte ") und auch jetzt eine führende Rolle spielte, 
„im Auftrage des Komitees" an die Ältesten der Judenschaft 
in Lübeck mit einer Einladung, mit Hamburg und „mehreren 
anderen Gemeinden" gemeinschaftliche Sache zu machen. 
Bresselau schließt der Einladung sogleich öchon ein Formu- 
lar zu einer Vollmacht bei, bittet sie, dasselbe sofort ausge- 
füllt und unterfertigt zurückzuschicken, und empfiehlt 
schließlich die möglichste Verschwiegenheit. Die Lübecker 
überlegten nicht lange und bald sollte ein Mann von ihrer 
Stadt, Dr. Carl August Buchholz, mit den nötigen Vollmach- 
ten ausgestattet, als Vertreter der Juden in den drei Hanse- 
städten, ja, als Anwalt der Judenschaft Deutschlands nach 
Wien zum Kongresse kommen. 

Es war dies ein junger, aber hochbegabter Mann, dieser 
Dr. Buchholz, dem, trotzdem er Christ war, ein derartiges 
Vertrauen seitens mehrerer jüdischer Gemeinden geschenkt 
wurde. Ein späterer Darsteller, der über diese seine Mission 
spricht"), charakterisiert ihn auf Grund seiner späteren 

M) S. 38 Anm- 16. 

") Vgl. Haarbleicher. Zwei Epochen namentlich S. 109 und 115. 
Dafür sollte er aber in der Volksmeinung seiner Glaubensgenossen kaum 
Dank ernten. Ebenda S. 117. 

M) Carlebach a. a. 0. S. 63. 
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Selbstbiographie "•) folgendermaßen; Buchholz war, obschon 
erst 29 Jahre alt, für diesen schwierigen Auftrag vielleicht 
wie wenige geeignet. Mit großer Arbeitskraft ausgerüstet, 
rasch auffassend, fleißig, redegewandt, hatte er nach wenig 
Jahren eine Praxis sich erworben, welche ihm jährlich 20 bis 
30.000 C. M. einbrachte**). Als offener Gegner der fran- 
zösischen Zwangsherrschaft hatte er diese gute Praxis imd 
Haus und Hof verlassen und die Zeit bis zur Befreiung seiner 
Vaterstadt auf der Insel Rügen und in Berlin verleben 
müssen. Früher schon hatte ihn ein Bechtshandel nach 
Paris geführt und er hatte dort vielfache Bekanntschaften 
angeknüpft. Kurz, er war zum Umgang geeignet, wie er ja 
auch später*^) vielfach mit diplomatischen Sendungen und 
Abschließung von Staatsverträgen betraut wurde. Berück- 
sichtigt man noch •') seine umfassende Kenntnis der jüdischen 
Verhältnisse und seine im allgemeinen liberale Gesinnung, 
die ihm die Gleichstellung der Juden zu einer allgemein 
menschlichen Forderung machte, so ist es kein Wunder, daß 
nicht nur die Lübecker Juden, die ihn näher kannten, sondern 
auch die Judenschaft der benachbarten Städte mit der Ver- 
tretung bei der bevorstehenden für ihre ganze Zukunft den 
Ausschlag gebenden Entscheidung den jungen Juristen be- 
traut haben. 

Buchholz machte sich unverzüglich auf den Weg nach 
Wien. Bereits am 19. Dezember kann Jakob Oppenheimer, der 
neben Br esse! au eine führende Stellung in der Hamburger 
Kommission einnahm, dem ungeduldigen Lübecker Moses 
Bloch auf seine diesbezügliche Anfrage antworten, daß er 
zwar schon mehrere Briefe von Buchholz empfangen habe, 
ihm aber die „Particularitäten" nicht mitteilen könne, man 
jedoch der Hoffnung auf guten Erfolg Baimi geben dürfe •*). 
Buchholz befand sich also bereits eine längere Zeit in Wien, 
suchte in das Gewirre der diplomatischen Angelegenheiten, 
die auf dem Kongresse zur Beratung gelangen sollten, Ein- 
blick zu gewinnen, und sondierte die Meinung der maßgeben- 
den Kreise über die Judenfrage, worüber er zu beruhigenden 
Ergebnissen zu gelangen schien. Erst nachdem er sich so in 
die Kongreßverhältnisse hineingearbeitet hatte, überreichte 



*•) In der Lübecker Zeitung „Neue Lübeckische Blätter" (IX., 
No. 48, S. 385—387) erschienen. 

*) Bei einem erst 1785 geborenen, also im Jahre 1810 kamn 
25jährigen Advokaten, ein sicherlich staunenswerter Betrag. 

•*) Er war seit 1834 Syndikus in seiner Vaterstadt bis zu seinem 
Tode im Jahre 1843. 

•») Vgl. weiter unten. 

«) Carlebach S. 66 und S. 73, Anm. 9. 
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er, (am 9. Dezember)**), eine förmliche Vorstellung an den 
Kongreß. Diese Vorstellung ist im Wiener Staatsarchiv nicht 
vorhanden, und — meines Wissens — auch nirgends abge- 
druckt, es ist also unmöglich, ihren Inhalt auch nur an- 
nähernd bekanntzugeben. Eines steht aber fest: Die Buch- 
holzsche Eingabe betonte, im Gegensatze zu der Frankfurter 
Vorstellung, den Anspruch der Juden im gesamten Deutsch- 
land auf die Gleichberechtigung und forderte deren Zuer- 
kennung vom Kongresse. Daß es so war, dafür sprachen 
mit voller Gewißheit folgende zwei Momente. Erstens konnte 
es auch gar nicht anders sein. Denn die Judenschaft der 
Hansestädte hatte zwar ähnlich wie ihre Frankfurter Glau- 
bensgenossen schon mehrere Jahre hindurch die Gleich- 
berechtigung genossen, es bestand aber zwischen ihnen ein 
gewaltiger Unterschied. Während die großherzogliche Re- 
gierung Frankfurts eine von ganz Europa anerkannte Sou- 
veränität, und damit auch das volle Recht besaß, die bürger- 
lichen Verhältnisse ihrer Einwohner nach dem eigenen Gut- 
dünken zu regeln, war die französische Okkupation der 
32. Militärdivision eine doch mehr oder weniger „usurpier- 
te")". Darum hatte also die französische Gesetzgebung in 
diesen Gebieten keinen derart unantastbaren Charakter, wie 
es bei Frankfurt der Fall war. So konnten also die hanseati- 
schen Juden mit voller Sicherheit auf die Erhaltung ihrer 



••) Ebenda S. 78. S. 67 irrtümlich: 19. Dezember. Vgl. Mettermcha 
Schreiben unten S. lSf4. 

*B) Es klingt eigentümlich, wenn später gerade die Frankfurter 
Juden so unverhohlen und ohne Rücksicht auf ihre hanseatischen Glau- 
bensgenossen diesen Unterschied hervorheben. Um dem Senate, der auf 
das Beispiel der nach dem Wiener Kongreß in der Judenfrage ganz selb- 
ständig verfahrenden Hansestädte hinweist, entgegenzutreten, erklären 
sie (Nachtrag Anm. 92.): „Hierin (in der Anerkennung des Fürstprimas 
seitens der europäischen Mächte) liegt der Grund einer wesentlichen Ver- 
schiedenheit zwischen der Lage der Stadt Frankfurt und jener der Hanse- 
städte. Die Stadt Frankfurt war ebenso wie Nürnberg, auf den Grund 
der Rheinbund-Akte, ihrer Unabhängigkeit verlustig und der Herrschaft 
eines ihrer bisherigen Reichs-Mitst&ude unterworfen worden, und diese 
Veränderung wurde, in Ansehung ihrer, gerade ebenso wie in Ansehung 
Nürnbergs und in Aiisehung der, bei Errichtung des Rheinbundes mediati- 
sierten ehemaligen Reichfürsten und Stände der Fall war, späterhin aufs 
feierlichste in allen völkerrechtlichen Formen anerkannt. Die Hanse- 
städte hingegen haben sich nie in einem völkerrechtlich anerkannten 
Zustande von Unterwerfung befunden; die, erst nach dem Tilsiter, Ja 
nach dem Wiener Frieden von 1809, eingetretene faktische völkerrechtlich 
nichtige Unterdrückung desselben durch französische Übergewalt ward 
vielmehr in dem K. k. Osterreichischen Kriegsmanifeste von 1813 aus- 
drücklich zu jenen Gewaltsamkeiten gerechnet, welche den Krieg gegen 
Napoleon unvermeidlich gemacht hatten ....** Von diesem rein parti- 
kularistischen Geiste waren die Frankfurter, wie wir aus ihrer Eingabe 
ersehen, schon zu Zeiten des Kongresses beseelt. 
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Gleichberechtigung nur in dem Falle rechnen, daß der Kon- 
greß das Prinzip der völligen Gleichstellung der Juden auch 
im übrigen Deutschland aufstellen und durchführen würde. 
Deshalb war ihre Sache zugleich auch die der gesamten 
deutschen Juden und wenn sie füi' ihr Recht eintraten, so 
konnte es nur zugleich ein Eintreten für das Recht aller 
deutschen Glaubensgenossen sein. Und zweitens beweist die 
ganze weitere Tätigkeit Buchholz' am Kongresse, sein energi- 
sches Auftreten für die von ihm vertreterne Sache in Wort 
und namentlich in Schrift ®*), daß es ihm nicht um die parti- 
kularistischen Interessen der drei norddeutschen Judenge- 
meinden zu tun war, sondern daß das Ziel, das ihm immer 
vorschwebte, die völlige Emanzipation aller deutschen Juden 
war, nach deren Durchführung naturgemäß auch die han- 
seatische Judenfrage keine Frage mehr bilden würde. 

So sehen wir also am Kongresse Vertreter zweier Ju- 
dengruppen: Zwei Juden, die unermüdlich aber höchst kurz- 
sichtig, sich für die Einzelinteressen ihrer Gemeinde allein 
einsetzten, und einen Christen, bei dem vielleicht die Not zur 
Tugend geworden, der als wirklicher „Anwalt der Juden- 
schaft Deutschlands" sich mit höchster Kräfteanspannung 
in den Dienst der allgemein-jüdischen Postulate gestellt hat. 

Inzwischen ging aber die Reaktion in den Hansestädten 
— wie wir sahen — mit festen und entschlossenen Schritten 
vorwärts. Als Bloch die gewaltigen Rückschritte in der Ju- 
dengesetzgebung Bremens'^) sah, merkte er sofort auch die 
Gefahr für Lübeck nahen und alarmierte die hamburgische 
Kommission (10. Jänner 1815). Oppenheimer beruhigt ihn 
mit dem Hinweis auf Buchholz, den er nebenbei entschuldigt, 
daß er nicht an Bloch besonders schreibe. Von seiner Sendung 
iiabe man nur Gutes zu erwarten, „da er sich mit großer 
Tätigkeit und Einsicht in dieser Sache benimmt. (13. Jän- 
ner.) «»). 

Die Befürchtungen Blochs erwiesen sich als nicht un- 
begründet. Wie wir oben sahen, schob der Senat die Behand- 
lung der Forderung der Bürgerschaft, den Juden den Han- 
del völlig zu verbieten, immer weiter hinaus. Endlich mußte 
er aber dem wiederholten Drängen der Bürger nachgeben 
und in die Bildung einer gemischten Kommission zwecks Be- 
schlußfassung über die Stellung der Juden einwilligen. Diese 
Kommission bestand aus vier Senatoren und acht Vertretern 
der Bürgerschaft, und hielt die erste gemeinsame Beratung 

••) Vgl. weiter imten. 

•^) Siehe oben. 

•») Carlebach S. 67. Anm. 2. 
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am 9. Jänner 1815 ab. Der Eingangsantrag der bürgerlichen 
Deputation, daß man zuerst darüber berate; „ob die Auf- 
nafijne der Juden überhaupt geraten sei oder nicht", wurde 
von den Senatoren mit Entschiedenheit zurückgewiesen, aber 
ihr eigener Gegenantrag war für die Juden nicht viel gün- 
stiger. Dieser Antrag lautete: Aufgenommen werden von den 
Juden nur diejenigen, welche aus Moisling kamen und ein 
Vermögen von 10.000 C. M. nachweisen, alle übrigen, mit 
wenigen Ausnahmen nach Moisling oder sonst wohin sie 
wollen, binnen acht Wochen ausgewiesen. Die Aufgenom- 
menen haben außer den allgemeinen Lasten 50 C. M. Schutz- 
geld und bei einem nach auswärts gehenden Nachlasse ein 
Deeem zu entrichten. Sie müssen Familiennamen annehmen 
und deutsche Handlungsbücher führen und bei Kontrakten 
mit Christen besonderen Beweisanforderungen entsprechen. 
Die Fortsetzung der Handlung ist nur einem Sohne gestattet, 
und ein Fremder soll durch die Heirat mit einer Lübecker 
Jüdin noch kein Wohnrecht erhalten. Die Aufgenommenen 
dui'ften zwar Grundstücke erwerben und Gewerbe betreiben, 
waren aber vom Kommissions- und Speditionshandel, vom 
Handwerk wie vom Hausieren ganz ausgeschlossen**). Dieser 
Antrag ging also in den Einschränkungen der Juden nun 
weit genug und die Bürgerschaft mußte sich mit einem der- 
artigen Vorschlage doch zufrieden erklären. 

Diese Beratung fand im Geheimen statt. Doch erfuhr 
Bloch schon nach Verlauf einiger Tage von dem drohenden 
Unheil und ganz außer sich wendet er sich nochmals an 
Oppenheimer um Hilfe (16. Jänner). Gleich am folgenden 
Tage beruhigt ihn Oppenheimer mit dem folgenden Schrei- 
ben: „Seien Sie ganz ruhig! Die Hilfe kommt nicht zu spät; 
sie ist näher als Sie glauben. Mehr kann ich Ihnen nicht 
sagen. Verhalten Sie sich nur ganz ruhig und geben durch 
Ihr Betragen nicht zu erkennen, daß Sie glauben auf Hilfe 
höheren Orts rechnen zu dürfen. Von allem, was dort in 
dieser Angelegenheit vorfällt, geben Sie mir gefälligst Be- 
richt." '') 

Sollte die Hilfe wirklich so nahe sein? 



••) Außerdem beschäftigte sich noch der Entwurf mit der inneren 
Organisation der jüdischen Gemeinde. Carlebach S. 60 f. 

70) Ebenda S. 68. 



Zweiter Abschnitt. 

Das Einschreiten der Mächte. 

I. 

Wilhelm von Humboldt, der neben dem Staatskanzler 
Fürsten Hardenberg wichtigste preußische Staatsmann jener 
Zeit, verlangt in einem wahrscheinlich im April 1814 abge- 
faßten „M6moire preparatoire" für die Konferenzen der 
verbündeten Kabinette über die deutsche Frage die Ein- 
setzung eines Eedaktionskomitees für die deutsche Verfassung 
Im Sinne einer an das deutsche Volk noch vor dem 15. Mai 
herauszugebenden Kundmachung (d6claration) soll dieses 
Komitee, das am 1. Juli ßeine Tätigkeit beginnen könnte, die 
Kedaktion der deutschen Verfassung und der Bundesakte bis 
spätestens den 1. Dezember (oder g£ir Oktober) 1814 zu Ende 
bringen'). Und auch Hardenberg, der dieses Memoire sicher- 
lich gelesen hatte und von dessen Hand höchstwahrscheinlich 
die vielen Striche und Fragezeichen an der Note herstammen, 
wußte gegen diesen Punkt nichts einzuwenden. 

So sehr hat man sich in den preußischen leitenden Krei- 
sen über die ungeheuren Schwierigkeiten, die sich dem deut- 
schen Verfassungswerke entgegenstellten, hinweggetäuscht. 
Nein, der 1. Juli sah ebensowenig den Beginn, wie der 1. De- 
zember den Abschluß dieses großen Werkes. Die Augen der 
ganzen Welt waren auf Wien gerichtet, wo sich die Vertreter 
aller europäischen Staaten allmählich versammelten, aber die 
Eröffnung des Gesamtkongresses, schon gegen die Bestim- 
mung des Pariser Friedens auf den 1. November festge- 
setzt'), mußte immer von neuem verschoben werden, bis 
man den Gedanken an eine öffentliche Tagung in Anwesen- 
heit aller Vertreter ganz aufgab. Denn wahrlich, bei einer 
offenen Tagung würden zweifellos die gewaltigen Gegen- 
sätze, die auch ohnedies klar genug zum Vorschein kamen. 



*) Vgl. darüber W. A. Schmidt: Geschichte der deutschen Ver- 
fassungsfrage 1812—15 (Stuttgart 1890) S. 142 f. 

*) „Ce comit^ se r6unirait le 1. de juillet. Son travail principal, 
la rMaction de la Constitution G^rmanique et de Tacte f^d^ratif, devrait 
immanquablement 6tre termin^ le 1. d^cembre (zuerst stand octobre) 
de cette ann6e . . ." Ebenda S. 147. 

3) Klüber, Akten des Wiener Kongresses, I. 1, S. 33 f. 
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einen offenen Bruch herbeigeführt haben. So entschloß üian 
sich also, zum großen Teile im Sinne von Hiunboldtschen Vor- 
schlägen*) und Talleyrandschen Modifikationen, den gewalti- 
gen Fragenkomplex zwei engen Komitees zu übergeben. Die 
allgemein europäischen Fragen sollte ein von den Vertretern 
der achf^) großen Staaten (Österreich, Rußland, England, 
Preußen, Frankreich, Spanien, Schweden und Portugal) zu- 
sammengesetztes Komitee behandeln, die rein deutsdie Ver- 
fassungsangelegenheit aber einem zweiten aus Vertretern 
der fünf deutschen „Mächte": Österreich, Preußen, Bayern, 
Hannover und Württemberg bestehenden Komitee tibergeben 
werden. Das erste Komitee trat am 30. Oktober, das zweite 
etwas früher, am 14. Oktober zusammen. 

Dieses zweite sogenannte „Fünfer-Komitee" hielt nun 
in der Zeit vom 14. Oktober bis zum 16. November 1814 volle 
13 Sitzungen ab*). All diese Sitzungen waren durch die un- 
aufhörlichen Streitigkeiten zwischen den beiden geschlos- 
senen Gruppen ausgefüllt: Österreich (vertreten durch Fürst 
Metternich und Wessenberg), Preußen (Hardenberg undHiun- 
boldt) und Hannover (Grrf Münster und Graf Hardenberg), 
alle drei ursprünglich zur gegennapoleonischen Koalition 
gehörend, beharrten bei den von ihnen schon früher verab- 
redeten Verfassungsvorschlägen, welche die Vertreter der 
beiden ehemaligen Rheinbundstaaten Bayern (Fürst Wrede) 
und Württemberg (Baron Linden, später auch Grai Winzin- 
gerode) ganz entschieden und fast in allen Punkten be- 
kämpften. Diese Opposition kam ba}d, obgleich nur gelegent- 
lich und nebensächlich, auch in der Judenfrage zum 
Ausdruck. 

Schon nach dem obenerwähnten Humboldtschen „M6- 
moire pröparatoire" sollte sich in der an die deutsche Nation 
zu erlassenden Kundmachung auch die Ankündigung der 
vollständigen Gleichheit aller Konfessionen befinden 0. Spä- 
ter (13. September), in dem Entwürfe, den Hardenberg mit 
Metternich persönlich besprochen hatten, wurde in den § 6 
folgende Bestimmung aufgenommen: „Jedem Bundesunter- 
tan werden deutsche . . . Bürgerrechte zugesichert."*) 



«) B. Gebhardt: Wilhelm von Humboldt als Staatsmann (Stuttgart 
1899) II, 69 f. 

») Über die Territorialfragen verhandelten (erst später) nur die 
vier verbündeten Großmächte, wozu dann noch auch Frankreich hinzukam. 

•) Diese Sitzungen fanden am U., 16., 20., 22., 24., 26. und 29. 
Oktober und am 3., 7., 10., 14. und 16. November statt. Die Protokolle 
sind bei Klüber, a. a. 0. II, 64 ff. abgedruckt. 

7) Schmidt a. a. O. S. 148. 

») Klüber a. a. 0. I. 1, 47. 
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Schließlich (13. Oktober) ergaben die Konferenzen zwischen 
Österreich, Preußen und Hannover in den vereinbarten 
zwölf Artikeln im Artikel 2 für diesen Gedanken die folgende 
Fassung:*) „Der Zweck dieses Bundes ist die Erhaltung der 
äußeren Ruhe und Unabhängigkeit und die innere Siche- 
rung^"), der verfassungsmäßigen Rechte jeder Klasse der 
Nation". Diese zwölf Artikel wurden nun vom Vorsitzenden 
des Fünferkomitees Fürsten Metternich in der II. Konferenz 
desselben (16. Oktober), in welcher erst eigentlich die 
meritorischen Beratungen den Anfang nahmen, als Ver- 
fassungsentwturf zur Entscheidung vorgelegt. 

Da kam sogleich die entscheidende Opposition der Ver- 
treter der beiden süddeutschen Könige zum Vorschein, und 
der bayrische Bevollmächtigte, Fürst Wrede, begann der 
Reihe nach jeden der vorgelegten Artikel anzugreifen. Um 
auch den scheinbar so klaren und überzeugenden 2. Artikel 
nicht ohne Einwand vorbeigehen zu lassen, fand er unver- 
züglich einen Beanständungsgrund — die Juden. Er „er- 
innerte" also, „daß der Ausdruck der Zusicherung der Rechte 
für eine jede Klasse der Nation um deswillen zu weitgehend 
scheine, weil insonderheit in Hinsicht der Juden gedenkbar 
sei, daß sie in einem Staate nicht gleiche Rechte wie in den 
übrigen genäßen". Um sich bei diesem im großen ganzen 
wenig wichtigen Gegenstand nicht länger aufzuhalten, wurde 
ihm erwidert, „daß hier nur von verfassungsmäßigen Rech- 
ten die Rede sei, mithin, wenn durch die Verfassung für sel- 
bige Nichts festgesetzt worden, durch diesen Artikel keinem 
Landesherrn die Hände gebunden wären" ^^). Mit dieser Er- 
klärung gab sich Wrede vollkommen zufrieden und damit 
war für diesmal, wie auch für die nächsten Konferenzen, die 
Judenfrage als besondere Angelegenheit abgetan, nicht aber 
als ein Teil der deutschen Untertanenrechte im all- 
gemeinen. Denn hat sich auch Wrede schon mit dieser 
unbestimmten Deutung der „verfassungsmäßigen Rechte" 
zufrieden gegeben, so beanständete er um so schärfer 
die Artikel, die über die Verfassung als solche 
sprachen. In der nächsten (III.) Konferenz verlas 
er also eine Erklärung seines Hofes, die unter an- 
derem in Betreff der beiden letzten Artikel, des elften über 
die „ständische Verfassung" und des zwölften über „gewisse 

•) Ebenda I ,1, 57, Schmidt, S. 209 führt diesen Punkt auf Vor- 
schläge Humboldts vom Dezember 1813 und April 1814 zurück. 

") Schmidt. Klüber hat anstatt „Sicherung" „Schonung", doch 
scheint mit Bücksicht auf die spätere Fassung die Schmidtsche Leseart 
die richtigere zu sein. 

") Klüber a. a. 0. II, 80. 
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Rechte, welche jeder Deutsche ... in jedem deutschen Staate 
ungekränkt genießen soll" ") offen .heraussagte, daß der 
König von Bayern schon früher beschlossen habe, seinen 
Staaten eine angemessene Verfassung zu geben, es daher für 
nicht zweckmäßig halte, den künftigen Bundesrat darüber 
aussprechen zu lassen"). Der zweite Oppositionelle, Würt- 
temberg, ging, wie auch bei den meisten anderen Punkten, 
noch weiter. Graf Winzingerode, der bei dieser Konferenz 
zum erstenmal erschien, äußerte sich in seiner schriftlichen 
Deklaration nicht bloß gegen die beiden letzten Artikel, da 
die Verbindlichkeit einer ständischen Verfassung die Rechte 
eines jeden Landesherrn kränke und in einem Staatsver- 
trage nie von Verhältnissen einzelner Untertanen gegen ihre 
Staaten die Rede sein kann. Er geht noch weiter und bean- 
ständet den schon von Wrede angenommenen Artikel 2, wo 
er genauere Präzisierung fordert, und gegen die etwaige 
Absicht „aus verschiedenen Völkerschaften, z. B. Preußen 
und Bayern, sozusagen eine Nation schaffen zu wollen" auf- 
tritt. Diese ablehnende Haltung verstärkt er noch womöglich 
in der nächsten (IV.) Konferenz, . indem er ad Art. 2 rund- 
wegs erklärt, „daß er instruiert sei, sich auf Nichts einzu- 
lassen, was die Rechte des Souverains im Innern beschränken 
könne, und glaube er, daß das, was die Rechte der Einzelnen 
gegen ihren Souverain betreffe, nicht in die Bundesakte ge- 
höre"^*). 

Die Vertreter der Mehrheit mußten naturgemäß zu 
diesen Äußerungen Stellung nehmen. Schon in der dritten 
Konferenz erwiderte Metternich auf die Württembergische 
Erklärung, daß die Festsetzung der Rechte der Untertanen 
der deutschen Nation „schlechterdings notwendig sei", na- 
mentlich mit Rücksicht darauf, „daß in den letzten Zeiten 
in einzelnen Staaten solche Bedrückungen eingetreten seien, 
wider welche die Untertanen in der Zukunft notwendig ge- 
sichert werden müßten". Als aber bei der IV. Konferenz die 
vollständige Ablehnung Württembergs zum Ausdrucke kam, 
da folgte ihr ein Sturm der Entrüstung. Als erster ergriff 
das Wort der Hannoveraner Graf Münster. Er verlas zu 
Protokoll eine Erklärung") über die „absolute Notwendig- 



") Ebenda. I, 1, 61, Schmidt a. a. 0. S. 212. 

") Klüber II, 94. 

") Ebenda S. 102, 97, 107. 

*») Diese Erklärung (datiert vom 21. Oktober) ist abgedruckt bei 
Klüber I, 1, S. 68. Sie ist durch den Einleitungssatz gekennzeichnet: 
„Se. königl. Hoheit der Prinz-Regent von Großbritannien und Hannover 
können den Satz nicht anerkennen, daß selbst nach den Veränderungen, 
die in Deutschland vorgegangen sind, den Fürsten ganz unbedingte oder 
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keit der Festsetzung der Rechte der einzelnen deutschen 
Untertanen" und entwickelte die Grundsätze dieser Fest- 
setzung. Nach ihm sprachen Hardenberg und Humboldt, die 
sich mit diesen Ausführungen völlig einverstanden erklärten. 
Der erste behielt sich sogEir vor, dazu noch einen Nachtrag 
zu liefern. Wrede konnte nun nicht anders, als ebenfalls zu- 
stimmen. Er stimmte aber nur den Grundsätzen zu, woraus 
noch keinesfalls ein Einverständnis mit der Art deren An- 
wendung folgen sollte. Namentlich forderte er Einschrän- 
kungen des Berufungsrechtes der Untertanen an das Bundes- 
gericht. Nachdem noch Metternich seine volle Zustimmung 
sowohl zum Inhalte des Art. 2 wie zur hannoveranischen 
Erklärung aussprach, wurde eine veränderte Fassung des 
zweiten Teiles des Art. 2 vorgeschlagen. Er sollte lauten: 
„Der Zweck usw. Sicherung der verfassungsmäßigen Rechte 
jedes Einzelnen, so wie des Ganzen, nach den in den folgen- 
den Artikeln bestimmten Grundsätzen." Alles stimmte zu, 
nur wiederum nicht Württemberg. Winzingerode erklärte 
kurz, er könne, aus den schon angeführten Gründen, auch in 
diese Redaktion nicht einstimmen^*). Dabei sollte es aber 
nun nicht sein Bewenden haben und im Verlaufe der wei- 
teren Konferenzen wurde diese Frage wiederum aufgenom- 
men. Zur VIII. Konferenz übergab Winzingerode seine Ge- 
genvorschläge zur Redaktion der zwölf Deliberationspunkte. 
Den Art. 2 läßt er diesmal unverändert, bemerkt nur in einer 
Note, daß man ihn „da er keine Disposition, sondern allge- 
meines Raisonnement enthält" ganz weglassen dürfe. Dafür 
schlägt er an Stelle der beiden letzten Artikel seine eigene 
Fassung des Art. 12 vor: „Die einzelnen Glieder des Bundes 
nehmen die Verbindlichkeit auf sich, ihren untergeordneten 
Staaten eine ständische Verfassung ^ zu geben, welche der 
Landesart, der Lokalität und den Bedürfnissen derselben 
angemessen ist." In der nächsten (IX.) Konferenz erklärte 
Hiunboldt, der die Vergleichung der württembergischen Vor- 
schläge mit dem Ergebnis der bisherigen Konferenzen über- 
nommen hatte, mit Bezug auf die Abstimmung in der IV. Kon- 
ferenz: „der in der Anmerkung württembergischer Seits ge- 
machte Vortrag, auf die Weglassung dieses Paragraphs ward 
in Proposition gestellt, aber von allen übrigen BevoUmäch- 



rein despotische Rechte über ihre Untertanen zustehen". Nach einer aus- 
lührUchen Begründung der Restituierung oder Einführung der ständischen 
Territorial Verfassung schHeßt die Erklärung: „Nur durch solche liberale 
Grundsätze können wir beim jetzigen Zeitgeist und bei den billigen 
Forderungen der deutschen Nation, Ruhe und Zufriedenheit herzustellen 
hoffen". 

*•) Ebenda IL, S. 88 u. 97 f. 
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tigten auf die Beibehaltung desselben gestimmt".") Damit 
war die Gegnerschaft Württembergs gegen diesen so allge- 
mein gefaßten Artikel abgetan. Zur Beratung jedoch und 
Beschlußfassung über die näher bestimmten beiden letzten 
Punkte, die, wie wir sahen, auf die Opposition nicht nur 
Württembergs, sondern auch Bayerns gestoßen sind, kam 
man im Verlaufe dieser Konferenzen nicht mehr. So konnte 
also der Artikel 2 kaum jemanden befriedigen, wenn er nicht 
durch speziellere Verfügungen näher bestimmt und kon- 
kretisiert werden konnte. Die Untertanenrechte blieben in 
Schwebe. 

Von den Juden hatte man keinen Grund, besonders zu 
sprechen. Sie bildeten ja nur einen Ring in der großen Kette 
der Bedrückten, die einer allgemein-deutschen verfassungs- 
mäßigen Regelung ihrer Verhältnisse entgegenblickten. 
Hatte schon Wrede seine Abneigung gegen die Juden offen 
zum Ausdrucke gebracht, so brauchte Winzingerode, der ent- 
schieden jede allgemein deutsche Regelung der Untertanen- 
rechte auch nur im Prinzip verwarf, gar nicht seinen Stand- 
punkt gegen die speziell jüdische Frage erst zu erörtern. 
Und ebenso kamen auch die übrigen Bevollmächtigten nicht 
dazu, ihre Meinungen über die Rechte der Bevölkerung 
Deutschlands im einzelnen zu äußern und dabei ihre Auf- 
fassungen über die Judenfrage klar darzulegen. Zweifellos 
war aber in dieser Einzelfrage ungefähr dasselbe Stimm- 
verhältnis wie bei allen anderen Erörterungen. Bayern und 
Württemberg gegen Österreich, Preußen und Hannover. 

Wrede und Winzingerode hatten auch die Lage der Juden 
in den von ihnen vertretenen Ländern im Sinne, wenn sie 
mit so großer Entschiedenheit die uneingeschränkte Freiheit 
der Gesetzgebung ihrer Könige verteidigten. Diese Könige 
haben doch gerade bei der Judenfrage in den verflossenen 
Zeiten des Rheinbundes Frankreich und dem französischen 
Einflüsse gegenüber ihre selbständigen „Souveränitäts- 
rechte" gewahrt. Sie haben, wie wir sahen ") im Gegensatze 
zu Westfalen und den meisten Rheinbundsgenossen die Lage 
der Juden nur ganz unwesentlich verbessert, im großen gan- 
zen aber die Beschränkungen aufrecht erhalten. Es war also 
klar genug, daß sich die beiden Süddeutschen die völlige 
Freiheit ihrer Entschließungen nicht so leicht werden neh- 
men lassen. 

Ihnen gegenüber standen die beiden Hannoveraner Ge- 
sandten ohne eine sichere diesbezügliche Tradition. Einer- 

") Ebenda S. 148, 156 u. 174 
^«) Oben S. 17 f. 
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seits war die Ortsbevölkerung den Juden recht ungünstig ge: 
sinnt und sie setzte kurz vor dieser Zeit die ersten Rück- 
schritte in der Behandlung der Judenfrage bei der Regie- 
rung durch "). Diese Reaktion war aber erst in den Anfängen 
begriffen und noch ganz unbestimmt. Anderseits hat aber 
Hannover während der napoleonischen Herrschaft völlig die 
Unabhängigkeit eingebüßt, und war zum größten Teil in dem 
neugebildeten Königreiche Westfalen aufgegangen. Und ge- 
rade dieses Königreich schritt ja iii der Emanzipation der 
Juden allen anderen deutschen Staaten voran, und als die 
hannoveranischen Diplomaten endlich ihr Land wieder be- 
freit sahen, da trafen sie doch eine zahlreiche Schichte von 
jüdischen selbstbewußten, und eine hohe soziale Stellung ein- 
nehmenden Bürgern an, die für sich und ihre Glaubens- 
genossen im übrigen Deutschland die Gleichberechtigung 
forderten. Dabei waren noch Münster und Graf Hardenberg 
persönlich modern und liberal denkende Männer, auf die 
England, das mit Hannover durch eine Personalunion ver- 
bunden war, und die englischen Einrichtungen mächtig ein- 
gewirkt haben. Und wenn diese beiden Bevollmächtigten im 
Sinne der englischen Maximen sogar die Bestimmung in die 
deutsche Verfassung aufgenommen sehen wollten, „daß kein 
deutscher Untertan anders als mit seiner Zustimmung be- 
steuert werden könne"*®), so durften die Juden, obgleich 
man berücksichtigen muß, daß die englische Gesetzgebung 
ihnen nicht gerade sehr zugetan war und sie eher völlig 
ignorierte als eine entschlossen feindliche oder freundliche 
Stellung einnahm, von dieser Seite keine Gegnerschaft er- 
warten. Aber auch dies sollte, nur für diesen Zeitpunkt auf 
Richtigkeit beruhen. 

Dagegen war Österreich") der Judenschaft Deutsch- 
lands durchaus günstig gesinnt. Entschiedene Gegner der 
französischen Revolution und der von ihr propagierten Ideen, 
standen doch die leitenden österreichischen Kreise zu jener 
Zeit noch unter dem Einflüsse des Josephinismus und seiner 
judenfreundlichen Tendenzen. Überdies war damals liberale 
Gesinnung Mode und, was wichtiger, galt das Bekenntnis zu 



i«) Vgl. die Resolution des Kabinetts-Ministeriums vom 22. April 
1814: „daß eine wesentliche Abänderung des Verhältnisses, unter denen 
ihre Stammgenossen als Fremde bisher im hiesigen Lande Schutz ge- 
nossen, als in die ganze Verfassung eingreifend, nicht Statt findet.'* 
M. Zuckermann, Die Stellung der Hannoverschen Regierung zur Juden- 
emanzipation auf dem Wiener Kongreß und der Bundesversammlung zu 
Frankfurt a. M. (Hannover 1909) S. 4. 

20) Schmidt a. a. 0. S. 202. 

") Vgl. o. S. 20 ff. 

78 



den liberalen Grundsätzen als das beste Mittel, die deutsche 
Volksmeinung für sich zu gewinnen. Dabei mußte man doch 
nicht alle Grundsätze, die man für Deutschland aufstellte, 
auch sogleich in den Erbländern zur Anwendung bringen. 
Konnte man doch, falls man es nur wünschen sollte, sicher 
für die nicht in den deutschen Bund eintretenden österreichi- 
schen Länder, aber vielleicht auch für die westlichen Kron- 
länder, wie in so manch anderer Frage**) eine von dem 
übrigen Deutschland gesonderte Behandlung erreichen. Für 
den Augenblick war nur kein solcher Wimsch vorhanden. 
Bei einem derartigen Stande der Dinge konnte es bei einem 
Politiker vom Schlage Metternichs, dessen Hauptvorzug in 
der Geschmeidigkeit imd geschicktesten Anpassungsfähig- 
keit an alle jeweils vorherrschenden Verhältnisse bestand, 
kein Zweifel weiter obwalten, was für eine Stellung jetzt 
gegen die Untertanenrechte im allgemeinen, deren Bestand- 
teil auch die Judenfrage war, einzunehmen sei. Hiezu gesellte 
sich noch der Einfluß, den hochgestellte Wiener jüdische 
Kreise, worüber wir später im Zusammenhange noch zu 
sprechen kommen, ausgeübt hatten, und gerade bei Metter- 
nich und Wessenberg vielleicht noch auch die Einwirkung 
der Frankfurter Juden, wie Rothschild usw. Haben wir doch 
schon gesehen**), wie die Intervention Metternichs zugunsten 
der Frankfurter jüdischen Deputierten so sehr zur rechten 
Zeit flekommen war und auch Wessenberg hat sich ja zweimal 
als österreichischer Gesandte in Frankfurt aufgehalten**) 
und dort mit den reichen Juden sicherlich manche Verbin- 
dung angeknüpft. All diese Momente zusammen haben aus 
den sonst so vorsichtigen österreichischen Deputierten Be- 
günstiger, ja Vorkämpfer der jüdischen Gleichberechtigung 
in Deutschland gemacht, was bei der entscheidenden Rolle, 
die der österreichische Hof damals spielte, von großer Be- 
deutung war. 

Die größte und mächtigste Stütze waren aber für die 
Juden in ihrem Kampfe um die Gleichberchtigung unstreitig 
die beiden preußischen Bevollmächtigten, Hardenberg und 
Humboldt. Ist für die Hannoveraner während der Kongreß- 
zeit die Rücksicht auf die früher bereits erfolgte Emanzipa- 
tion der Juden in ihrem Lande (im Zeitpunkte vor der Resti- 
tution der alten Beschränkungen) und ist für die Österreicher 
das Bestreben, die deutsche Volksmeinung, die man damals 



**) So z. B. bei den Auseinandersetzungen über eine nationale Neu- 
ordnung der katholischen Kirche. Vgl. Treitschke Geschichte Deutschlands 
im XTX. Jhd. S. 706. 

»«) Oben S. 57 ff. 

") Vgl. A. Arneth, Johann Wessenberg (Wien 1898). 
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allgemein als von den liberalen Forderungen auch in der 
Judenfrage durchdrungen annahm, der Hauptbeweggrund 
zu ihrer für die Juden günstigen Stellungnahme gewesen; so 
waren diese beiden Momente, nur noch in verstärktem Maße, 
bei d^n preußischen Vertretern vereinigt. Auch in ihrem 
Staate hatten die Juden eine beinahe vollständige Gleich- 
stellung erreicht.") Ja, noch mehr. In Preußen hatte nicht 
eine fremde, jetzt verschwundene Regierung diese Emanzi- 
pation durchgeführt, sondern derselbe König und dieselbe 
zurzeit noch amtierende Regierung hatten sich aus freien 
Stücken zu diesen Grundsätzen bekannt und sie in die Tat 
umgesetzt. Und wiederum im Kampfe um die Vorherrschaft 
in Deutschland war ja gerade Preußen der hauptsächliche 
Konkurrent des Donaureiches. Ja, während Österreich auf 
seine Traditionen, auf die Traditionen des römischen Kaiser- 
tums sich stützen konnte, blieb für Preußen wirklich nur 
die Volksmeinung, dieser recht unbestimmibare Faktor, der 
aber durch die nationale Begeisterung, mit der Preußen in 
die Freiheitskriege eintrat, mitgerissen, zum großen Teile 
auf der Seite Preußens stand. Diese Volksgunst nicht zu ver- 
scherzen, sondern sie im Gegenteil nach Kräften noch mehr 
zu gewinnen, galt als erster Grundsatz eines jeden vernünf- 
tigen preußischen Politikers. Und dann hieß es, mit aller 
Gewalt nationale Politik betreiben, und national und liberal 
galten damals als Synonyme. Fügte man noch die Einwir- 
kung der einflußreichen jüdischen Kreise Wiens und Berlins 
hinzu, so konnte kein Zweifel mehr obwalten, auf welche 
Seite die preußischen Staatsmänner am Kongresse bei einer 
Auseinandersetzung über die Judenfrage hinneigen werden. 
Dazu gesellte sich noch die persönliche Auffassung. 
Sowohl Hardenberg als Humboldt hatten von altersher ihre 
feststehende Überzeugung in dieser Frage. Der Staatskanzler 
hatte sich noch in den ersten Jahren seiner preußischen poli- 
tischen Karriere in dieser Richtung geäußert. Er trat sowohl 
für die Verbesserung des bürgerlichen Zustandes, wie für 
die Einrichtung einer kirchlichen Verfassung der Juden in 
den seiner Verwaltung unterstellten Fürstentümern Ansbach 
und Bayreuth ein.**) Dieser Gesinnung blieb er auch später 
treu, und sie verstärkte sich sogar in ihm unter dem Ein- 
flüsse der Zeitströmung und der inzwischen eingetretenen 
Wandlungen. Mögen da auch persönlich gute Erfahrungen 
mit einzelnen Juden mit eine Rolle gespielt haben, für alle 

**) Siehe oben. 

*•) Vgl. seine Denkschrift über diese Fürstentümer vom Jahre 1797, 
abgedruckt in „Hohenzollerische Forschungen" hrsg. v. Dr. Chr. Mayer I, 
(Beriin 1892), S. 40 f. und 74. 
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Fälle war er, als er am 6. Jmii 1810 in die Stellung des preußi- 
schen Staatskanzlers trat, fest entschlossen, die Juden aus 
ihrer schmählichen Lage zu befreien.'^) Zeitgenossen spra- 
chen da von „seiner stark hervortretenden Huld für die 
Juden"; wenn man in diesem Sinne mit dem Kanzler sprach, 
so hob er die bekannten Gründe hervor und verwies auf die 
Zukunft.'®) Er war zwar nicht der Initiator in der preußi- 
schen Gesetzgebung. Die Initiative in dieser Eichtung ge- 
hört unstreitig dem ehemaligen heftigsten Judengegner, der 
aber unter dem Eindrucke des preußischen Zusammenbruchs 
zur Einsicht gekommen ist, Schrötter.'") Und Hardenberg 
fand bei der Übernahme der Geschäfte ein schon in der Vor- 
bereitung weit gediehenes Werk vor. Er hat aber, wenn er 
sich auch nicht sofort damit befassen konnte, die Angelegen- 
heit beschleunigt, manche mit dem Geiste d^r Vorlage in 
Widerspruch stehende und trotzdem von den Antragstellern 
noch aufrechterhaltene Beschränkung beseitigt*®) und das 
Werk, wenn auch nicht ganz nach seinen^ Wunsche, zu Ende 
geführt. Es wird zwar unrichtig sein, was von mancher 
Seite behauptet wird, daß er die Vorlage dem Könige gegen 
dessen Willen aufgezwungen hat, denn der König wußte 
noch in letzter Stunde einige Beschränkungen hineinzu- 
fügen'O» iDi übrigen aber hat er sich noch vor der Amts- 
tätigkeit Hardenbergs dafür interessiert. Trotzdem hatte 
dieser noch mannigfaltige Widerstände (namentlich von sel- 
ten des Justizministers von Kircheisen) zu brechen, bevor 
es ihm gelang, die Angelegenheit abgeschlossen zu sehen. 
So konnte man mit Recht den Staatskanzler als den Haupt- 
schöpfer des Judenedikts vom 11. März 1812 ansehen. Es war 
also klar, daß derselbe Mann zwei Jahre später sich für die 
Verbreitung derselben Grundsätze auch außerhalb seines 
engeren Vaterlandes nach Kräften einsetzen werde. 

Der Staatskanzler hat in dieser Frage in Humboldt 
einen ganz gleichgesinnten, womöglich noch eifrigeren Mit- 
arbeiter gefunden. Dieser geistreichste und vielseitigst^ 
unter den Diplomaten hatte sich schon lange vorher eine 



»7) Vgl. über die Tätigkeit H. in dieser Zeit namentlich J. Freund, 
Die Emanzipation der Juden in P,reußen I. 165 f. 

«8) Denkwürdigkeiten von Heinrich und Amalie v. Beguelin aus 
den Jahren 1807—1813, hrsg. v. A. Ernst (Berlin 1892) S. 290. 

») In einer Immediatvorlage an den König vom 20. November 1808, 
abgedruckt bei Freund a. a. 0. II. (Urkundenband) S. 208 f. 

«>) Ebenda S. 397 (und auch früher). 

•1) Ebenda I, 205. Der Vortrag Hardenbergs und die Zustimmung 
sowie die Abänderungen des Königs erfolgten am 6. März und die bei 
Grätz (XI, 288) mitgeteilte Sage über die augenblickliche Haltung des 
Königs entbehrt folglich jedes historischen Wertes. 



(5 Harou: Die Judonfmgt' auf d^m Wl«^nor Kongresse. 
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eigene originelle Meinung über die Judenfrage ausgebildet. 
Schon als Kind galt er, wie auch sein Bruder, der später so 
berühmte Gelehrte Alexander, als besonderer Judenverteidi- 
ger.") Als Knabe besuchte er Vorträge David Friedländers, 
wo er so manches über Juden und Judentum erfuhr, kor- 
respondierte dann als Jüngling mit der „tragischen Muse" 
Berlins, Henriette Herz, in hebräischer Kurrentschrift. Kurz, 
er bewegte sich sehr stark in jüdischen Kreisen und hatte 
sich eine derart umfassende Kenntnis der jüdischen Verhält- 
nisse verschafft, wie sie nur wenige Christen seiner Zeit be- 
saßen. Dieser Mann hatte sich nun zum erstenmal über die 
Judenfrage ausführlich zu äußern, als ihm, dem Chef der 
Sektion für Kultus und Unterricht im Jahre 1809, der Schröt- 
tersche Entwurf über die Verbesserung der Lage der Juden 
zur Begutachtung vorgelegt wurde. Das Gutachten, das er 
unverzüglich (17. Juli 1809) *•) abgefaßt hat, trägt ganz das 
Gepräge seines genialen Geistes. In diesem überaus interes- 
santen Gutachten, das an dieser Stelle ganz ausführlich zu 
besprechen wir uns versagen müssen, erklärt Humboldt die 
Lage der Juden als „eine kirchlich welthistorische und so 
merkwürdige Erscheinung, daß bereits von gewiß nicht 
schlechten Köpfen gezweifelt worden ist, ob sie sich über- 
haupt auf bloß menschliche Weise erklären lasse". Eine 
Besserung muß aber geschaffen werden, und zu diesem 
Zwecke muß eine vollständige, uneingeschränkte Gleichbe- 
rechtigung durchgeführt werden. Für diesen Grundsatz tritt 
er nun mit aller seiner Geistesschärfe ein und erklärt ihn 
für einzig gerecht'*), politisch") und konsequent**). Das 



'') In einem Briefe an seine in der Judenfrage ganz anders denkende 
Frau Earoline schreibt er über seine Geneigtheit für die Juden: „Es ist 
überdies eine Jugendidee bei mir, denn Alexander und ich wurden noch 
wie wir Kinder waren, für Schutzwehre des Judentums gehalten." Wilhelm 
und Karoline von Humboldt in ihren Briefen (hrsg. v. Anna v. Sydow) 
IV (1812—1815, Berlin 1910) S. 565. Auch noch ein Jahr später (22. März 
1816) erklärt er kurz, daß er „die Juden nicht verlasse". Ebenda V 
(1815—17, Berlin 1912) S. 209. 

3») Exzerpiert bei Gerhardt, I, 310 ff. Dann vollständig abgedruckt 
in W. v.Humboledts Gesanmieltepchriften X 97 ff. und bei Freund a. a. 0. n, 269 ff. 

'*) „Gerecht: denn es läßt sich kein Rechtsgrund denken, warum 
der Jude, der alle Pflichten der Christen erfüllen will, nicht auch der 
Rechte teilhaftig sein soll?" 

**) „Politisch; denn diejenigen, die nicht viritim und persönlich, 
sondern aus Vorurtheil, und weil sie, als zu einer Clässe gehörig, die 
Schuld ihrer Mitbrüder tragen müssen, verachtet werden, zu der, selbst 
zur Moralität nötigen Achtung zu bringen, ist ein Sprung, eine plötzliche 
Erklärung nötig." 

'•) „Consequent; denn eine allmähliche Aufhebung bestätigt die Ab- 
sonderung, die sie vernichten will, in allen nicht mit aufgehobenen 
Punkten, verdoppelt gerade durch die neue größere Freiheit, die Auf- 
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wichtigste aber, was an diesem Gutachten ist, ist das Auf- 
treten Humboldts gegen die zu jener Zeit so allgemein ge- 
teilte Auffassung, daß der Staat die Juden erst moralisch 
bessern müsse, woraus sich ja so viele Verordnungen jenes 
Zeitalters erklären. Dieser denkende Kopf nennt diese Auf- 
fassung schlechthin „eine zwar ehemals angenommene, aber 
auch schon längst mit Recht verworfene Theorie der Gesetz- 
gebung", denn — ruft er im Brusttone der Überzeugung 
aus — „der Staat ist kein Erziehungs-, sondern ein Rechts- 
institut".*^) Sollte jemand ihm entgegenhalten, daß eine 
plötzliche Gleichstellung der Juden ein Sprung von einem 
Extrem in ein anderes sein würde"), so ist das nichts als 



merksamkeit auf die noch bestehende Beschränkung, und arbeitet dadurch 
sich selbst entgegen." 

'0 »>Ein Nationalcharakter ist überdies ein viel zu unbestimmter 
Faktor, um darauf eine auf die Besserung derselben hinzielende Gesetz- 
gebung zu gründen. Wie so können auch die Fortschritte der Nation zum 
besseren festgestellt werden? Woran soll z. B. erkannt werden, daß die 
Juden der öffentlichen Achtung würdiger sind? Etwa an gesammelten ein- 
zelnen Handlungen? oder durch offizielle Kapporte von gewiß zu tausend 
Dingen, aber nur nicht zu Menschenbeachtung tüchtiger Offizianten über 
einen Gegenstand, über den selbst das einzelne Gespräch sich schwer ver- 
ständigt? oder gar durch Tabellen, wie viele Juden dieses oder jenes 
Handwerk erlernt haben, Ackerbauer oder Soldaten geworden sind? 
Wenn nach solchen Äußerlichkeiten die allgemeine Achtung einer ganzen, 
nur unglücklichen Nation abgewogen, nach ihnen bestimmt werden soll, 
ob der unbescholtene Jude nun ein ebenso gültiger Zeuge seyn kann, als 
der erste beste Christ? so ist das, glaube ich, auch mit den schlichtesten 
Gefühlen von Menschenwürde unverträglich. Wollte ein Sta^t in diesem 
Punkte consequent seyn, so müßte seyne Gesetzgebung auch unter den 
Christen, nach Maßgabe der Cultur, die Bürgerrechte ungleich vertheilen, 
was doch glücklicherweise noch niemand eingefallen ist.'' 

**) Dies wurde Humboldt noch viel später (4. Februar 1815) ent- 
gegengehalten — von seiner eigenen Frau. Sie schrieb: „Mit den Juden 
gehe doch vorsichtig um. Ich finde es nicht angemessen, so alle Zustände 
mit ihnen zu überspringen, und sie in den Genuß aller bürgerlichen 
Rechte auf einmal zu setzen. Alles, was sich natürlich macht, geht schritt- 
weise. Warum sollen denn die Juden Salti mortali machen?" Humboldts 
Briefe IV, 462. Vgl. auch die folgende Anm. Diese judenfeindliche Stim- 
mung Karolinens von Humboldt, jetzt noch gemäßigt, steigerte sich später 
in der Zeit der wachsenden deutschnationalen Romantik. Am 29. März 
1816 schreibt sie an ihren Gatten (V, 219 f.) : „Du rühmst Dich, die Juden 
nie zu verlassen. Es ist der einzige Fehler, den ich an Dir kenne." Nach 
Aufzählung der verschiedenartigsten Beschuldigungen gegen die Juden, 
wie ihre Hinneigung zum Schacher, ihr Loskaufen vom Militärdienst, ihre 
rasche Besitzergreifung eines großen Teiles des Grundeigentums, schließt 
sie mit folgenden Worten: „Wenn ich was zu sagen hätte, ich ließe sie 
(die Juden) drei Generationen lang nicht handeln und alle zwanzig- 
jährigen Jünglinge ohne irgend eine Ausnahme, als die der körperlichen 
Gebrechlichkeit, wären Soldaten, da wollte ich wetten, daß in 50 Jahren 
die Juden als Juden vertilgt wären. Und daß das nicht ein Gewinn für die 
Menschheit wäre, lasse ich mir nicht ausreden, die Juden in ihrer Ge- 
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ein Mißverständnis. „Wenn ein widernatürliclier Zustand in 
einen naturgemäßen übergeht, so ist kein Sprung, gewiß kein 
bedenklicher, vorhanden . . . Wer vom Knecht zum Herrn 
wird, der macht einen Sprung; denn Herren und Knechte 
sind ungewöhnliche Erscheinungen. Aber wem man bloß die 
Hände losbindet, die erst gefesselt waren, der kommt nur 
dahin, wo alle Menschen von selbst sind". Also nur Gleich- 
stellung der Juden auf einmal. 

Humboldt hat zwar später in der Hardenbergschen 
Periode keinen Anteil mehr an der Judengesetzgebung ge- 
nommen. Dieses Gutachten aber hat zweifellos auch in diese 
Zeit hinein mächtig nachgewirkt. Ein Mann also von dieser 
Überzeugung und von der Begabung wie Humboldt mußte 
naturgemäß der einflußreichste und unermüdlichste Anwalt 
der Judenemanzipation am Kongresse werden. 

Ein interessantes Licht auf die Gesinnungen der beiden 
leitenden preußischen Staatsmänner dieser Zeit wirft ein 
vom 13. Jänner 1815 dadiertes Schreiben Humboldts. Auf die 
Behauptung Carolinens, daß der bevorstehende Krieg (mit 
Österreich wegen Sachsens), "üen Juden eine große Furcht 
eingejagt habe**), erwidert der vorurteilslosere Gatte: „Was 
du mir von den Juden schreibst, ist mir sehr auffallend ge- 
wesen. Auch hier neulich beim Kanzler am Tisch behaupteten 
einige seiner Räte, das von ihm gegebene Judenedikt habe 
diese schlimmen Folgen hervorgebracht, die vorzüglich in 
den kleinen Städten verderblich wären. Er, der immer sehr 
liberal ist, stritt dagegen. Ich bin ganz seiner Meinung und 
billige das Edikt. Es kann unmöglich vernünftig sein, den 
alten Unterschied zwischen Jud und Christ ewig bestehen 
zu lassen, und das Vorurteil noch zu vermehren. Allein, ich 
möchte nicht, wie er tat, von unterrichteten Leuten behaup- 
tete Tatsachen wegräsonnieren und glaube gewiß, die Er- 
scheinung, die ich nicht ableugne, rührt aus anderen Um- 
ständen her, wäre es auch nur, daß man vielleicht versäumt 
hätte, Dinge zu tun, die notwendig hätten mit dem Edikt 
zugleich geschehen müssen".") Im Wesen also stimmten 

sunkenheit, ihrem Schachergeist, ihrem angeborenen Mangel an Mut, der 
von diesem Schachergeist herrührt, sind ein Flecken der Menscheit." 

»») Karoline schrieb unter dem 3. Jänner 1815: „Es würde ein Krieg 
einen großen Schrecken machen, allein so viel ich beurteilen kann, mehr 
unter der Klasse der Niedriggesinnten, wenn ich mich so ausdrücken darf, 
der Wuchernden, der Juden. Es gibt auch christliche Juden. Apropos von 
Juden." Ebenda S. 452. 

*•) Ebenda S. 454. Was für Dinge er eigentlich hatte geschehen 
sehen wollen, erklärt Humboldt in einem späteren Briefe an seine Frau 
(1. April 1816): „ . . . Aber auf die Juden zurückzukommen, so wäre 
allerdings, ohne das aufzuheben, was ich immer für gut halte, daß man 
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Hardenberg und Humboldt überein, daß die Zeiten des Leib- 
zolls und des Schutzgeldes, der Judengassen wie der „Fremd- 
heit" der Juden, unwiderruflich vorbei waren. Sie sollten 
also auch für ganz Deutschland vorbei sein. 

III. 

So lagen denn die Verhältnisse in dem Fünferkomitee. 
Bayern und Württemberg gegen die Juden wie gegen die 
Untertanenrechte in der Bundesakte überhaupt, Hannover, 
entschieden für diese letzteren, notgedrungen auch den 
Juden nicht direkt ungünstig, Österreich und Preußen, die 
beiden eigentlichen Großmächte, geschlossen für die Juden. 
Bei einem derartigen Stimmenverhältnis war kein Zweifel, 
daß falls jetzt die Entscheidung über die Judenfrage fallen 
sollte, sie nur eine Befriedigung der Wünsche der Juden 
sein konnte. Die Entscheidung ist aber nicht gefallen. Und, 
wie erwähnt, gelang es noch über das reine Prinzip der 
Untertanenrechte im Artikel 2 des Verfassungsentwurfes 
eine gewisse Einigung zu erzielen. Jedoch zur Erörterung 
der Einzelheiten ist es in den 13 Konferenzen des Fünfer- 
komitees nicht mehr gekommen, und nach diesen 13 fand 
keine Konferenz mehr statt. Am 16. November, am Tage der 
letzten Konferenz, erfolgten drei verschiedene Angriffe auf 
den Bestand des Komitees. Von innen meldete Württemberg 
mit verblümten Worten seinen Austritt an"), von außen 
protestierte sowohl Baden") wie eine Konferenz von 
29 Fürsten und freien Städten ") gegen die Ausschaltung von 
den Beratungen über die deutsche Verfassung. Es gesellten 
sich noch manche Verdrießlichkeiten hinzu, hervorgerufen 
durch die nicht gebotenen Einmischungen Steins in Form 
sowohl einer von ihm veranlaßten russischen Note vom 
11. November**) wie eines heftigen Zeitungsfeldzugs.**) Und 
wären all diese Gründe noch nicht stark genug, das ohnehin 
schwer fortkommende Komitee zu sprengen, da kam noch 
ein Umstand, der bald die Fortdauer der Beratungen un- 

ihnen bürgerliche Rechte gibt, viel zu tun, was man versäumt. Warum 
z. B. leidet man das Loskaufen? Warum schlägt man nicht Mittel ein, 
andere Gewerbe unter ihnen zu befördern? Häuser mögen sie wohl viele 
besitzen, Güter sehr wenig bis jetzt .... Der Staat brauchte sieh in 
seinen Finanzen nicht so viel mit ihnen abzugeben, und das ist ein 
Hauptverderben." Ebenda V, S. 28. 

") Klüber a. a. 0. I. 1, S. 101 f. 

«) Ebenda S. 97 f. 

") Ebenda S. 72 f. 

♦*) Ebenda S. 61 f. 

«) Schmidt a. a. 0. 256 f. 
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möglich machte: die große Verschärfung der polnisch-säclisi- 
schen Krise. Zwischen den beiden leitenden Staaten inner- 
halb des Komitees öffnete sich eine Kluft, die nicht nur die 
Behandlung der deutschen Verfassungsfrage als vorläufig 
unwichtig zur Seite schob, sondern jedes weitere Zusammen- 
gehen geradezu unmöglich machte. So wurden also die Kon- 
ferenzen am 16, November vertagt, ohne aber je wiederum 
zusammenzutreten. Inzwischen ist die Judenfrage, wie wir 
wissen, seitens der Frankfurter Deputierten, und bald darauf 
von Buchholz offiziell auf den Kongreß als eine besondere 
Frage gebracht worden, und sie mußte auch von nun an 
separat, nicht innerhalb der Untertanenrechte im allgemeinen, 
zur Verhandlung kommen. Für den Augenblick fanden 
aber keine Verhandlungen über die deutsche Verfassung 
statt, es konnte also auch in Betreff der Juden nichts für 
ganz Deutschland allgemein Gültiges festgesetzt werden. 

Unterdessen aber machte die Reaktion in den freien 
Städten, wie wir sahen, gewaltige Fortschritte; sollten denn 
wirklich die Juden ihr ganz preisgegeben werden? Das 
durfte nicht geschehen. 



IV. 

Hardenberg entschloß sich, zu ihren Gunsten zu inter- 
venieren. Er tat dies aber nur den Hansestädten gegenüber, 
während Frankfurt ganz außeracht gelassen wurde. Dafür 
waren vielfache Gründe bestimmend. Erstens war die Frank- 
furter Verfassung überhaupt erst am Kongresse anhängig, 
der bei Wiederkehr normaler Verhältnisse unter den vielen 
anderen Streitfragen auch die Judenfrage lösen sollte. Die 
Hansestädte hingegen konnten schon damals über ihre Ver- 
fassungsfragen selbständig verfügen. Zweitens darf voraus- 
gesetzt werden, daß die Ansicht des preußischen Staats- 
mannes schon damals die war, wie er sie einige Monate später 
auch faktisch ausgesprochen hat,") daß nämlich „indem die 
Verhältnisse der Frankfurter Jundenschaft als gesetz- und 
rechtmäßig feststehend nicht bezweifelt werden können, es 
der preußischen Interzession gar nicht bedarf." Als so sicher 
konnte die Läge der Juden in den Hansestädten nicht erachtet 
werden. Und schließlich, was noch das wichtigste war, war 
zu jener Zeit die Unabhängigkeit Frankfurts überhaupt noch 
ganz in Frage gestellt. Bayern hatte es darauf abgesehen, 
die schöne Handelsstadt am Main um jeden Preis in die Hand 



♦•) 18. Mai 1815; siehe unten. 
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zu bekommen*')» und Österreich, das schon mit dem Ver- 
trage von Ried") an den ehemaligen Rheinbundstaat ge- 
bunden war und auch dessen bedurfte, konnte nicht wider- 
sprechen. Anders verhielt es sich mit Hamburg, Lübeck und 
Bremen. Bereits im Dezember 1813, zu einer Zeit, als noch 
der Kampf mit Napoleon nicht einmal zu Ende geführt war 
und Hamburg sich noch in französischen Händen befand, 
erklärte der preußische König in einem Schreiben an den 
Senat zu Bremen, daß „es immer meine und der mit mir ver- 
bündeten Mächte Absicht gewesen ist, die Freiheit der Hanse- 
städte sowohl in ihrer Verfassung, als in ihrem Handel wieder 
herzustellen".**) Auch später machten nur vorübergehend 
Württemberg und Bayern Schwierigkeiten rein formaler 
Natur, die sie schließlich doch aufgaben"). Es drohte den 
Hansestädten nur noch eine Gefahr seitens Dänemark-Hol- 
steins, das die Landgebiete von .Hamburg und Lübedk haben 
wollte und in diesem Bestreben seitens Rußlands unterstützt 
wurde.^O Doch sowohl England als die beiden deutschen Groß- 
mächte waren dagegen und schon Ende des Jahres 1814 
konnte die Unabhängigkeit der Hansestädte als außer 
Frage angesehen werden. An diese nun sollte sich die preußi- 
sche Intervention zugunsten der Juden richten. 

Am 4. Januar 1815, zu einer Zeit, als seine ganze Auf- 
merksamkeit von der zu ihrem Höhepunkt gelangten") 
europäischen Spannung in Anspruch genommen war, fand 
Hardenberg Muße genug, sich auch der Juden anzunehmen. 
Er richtete an den seit mehreren Jahren, nur mit kurzer 
Unterbrechung in der Franzosenzeit, sich in Hamburg auf- 
haltenden, dort allgemein geachteten preußischen Gesandten 
Grafen Grote, der die Interessen seines Staates von Hamburg 
aus in allen drei Hansestädten vertrat, ein Schreiben"), das 



•^ Vgl. das Gutaxjhten BethmannB an Nesselrode bei Schwemer 
a. a. 0. S. 358 f. Und über die bayerischen Aspirationen überhaupt, 
namentiich die ebenda S. 369 f. abgedruckten Schriftstücke. 

*«) 8. Oktober 1813. 

«•) Bippen a. a. 0. III, 401 f. 

") Es handelte sich um die offizielle Anzeige der wiedereinge- 
tretenen Selbständigkeit. Der Forderung wurde bald entsprochen. Vgl. 
Bippen a. a. 0. III. S. 405 f. Anm., Wohlwill a. a 0. S. 532 und Elüber 
a. a. 0. II, 133 f. 

^^) Vgl. über eine diesbezügliche Polemik in der „Augsburger 
Allgemeinen Zeitung" bei Wohlwill a. a. O. S. 534. 

^) Einen Tag zuvor (am 3. Jänner) wurde bekanntlich der Bünd- 
nisvertrag zwischen Osterreich, England und Frankreich gegen Rußland 
und Preußen von Mettemich, Castlereagh und Talleyrand unterschrieben. 

M) Abgedruckt Sulamith IV, 1, S. 368 f. und bei Klüber a. a. 0. I, 
4, S. 77 f. und stimmt, von einigen geringfügigen Abänderungen abgesehen, 

87 



folgende Auöluhrungen enthält: Der Staatskanzler weist zu- 
nächst auf die Mission des Dr. Buchholz hin, der dem Kon- 
gresse die Schicksale der jüdischen Gemeinden zu endlicher 
und gleichförmiger Bestimmung zu empfehlen hat. „Dieser 
Gegenstand wird auch, bey dem Einfluß, den die jüdischen 
Häuser auf das Kreditwesen und den Handel der einzelnen 
deutschen Staaten geltend machen, der Aufmerksamkeit des 
Kongresses nicht entgehen." Inzwischen sind aber seitens 
der Hansestädte Maßregeln erfolgt, die sein Interesse um- 
somehr erregen, „als sie ganz unabhängig von den künftigen 
Entschließungen des deutschen Kongresses betrachtet, den 
Grundsätzen ganz entgegen sind, welche unsere Gesetz- 
gebung besonders durch das Edikt vom 11. März 1812 san- 
ciert hat." 

Um nun seine Einmischung in die inneren Verhältnisse 
einiger anderer, wenn auch noch so kleiner Staaten, zu recht- 
fertigen, führt Hardenberg folgende Beweggründe an: „Die 
Schicksale der Juden in den übrigen Provinzen und Städten 
des nördlichen Deutschlands können seitdem (seit dem Edikt 
von 1812) dem preußischen Staat nicht gleichgültig seyn, 
weil durch eine fortdauernde Bedrückung und gehässige 
Ausschließung von den Rechten, auf welche sie als Men- 
schen einen Anspruch haben, der ihnen zimi Vorwurf ge- 
machte Zustand ,der Immer alität verlängert, und die Ab- 
sicht unserer Regierung vereitelt wird, durch Teilnahme an 
allen bürgerlichen Rechten und Lasten, die Spuren eines 
Vorwurfs zu erlöschen, der nur aus einer verächtlichen und 
knechtischen Behandlung hervorgegangen ist. Auch hat die 
Geschichte unseres letzten Krieges wider Frankreich bereits 
erwiesen, daß sie des Staates, der sie in seinen Schoß auf- 
genommen, durch treue Anhänglichkeit würdig geworden. 
Die jungen Männer jüdischen Glaubens sind die Waffen- 
gefährten ihrer christlichen Mitbürger gewesen, und wir 
haben auch unter ihnen Bey spiele des wahren Heldenmuths 
und der rühmlichen Verachtung der Kriegsgefahren aufzu- 
weisen"), so wie die übrigen Einwohner, namentlich auch 
die Frauen, in Aufopferungen jeder Art den Christen sich an- 

— --■■■■■■■ ^ 

mit den beiden im Wiener Staatsarchiv vorhandenen Abschriften überein. 
— Dieses Schreiben ist, wie wir mit Sicherheit annehmen können, vom 
preußischen Geh. Finanzrat Friedrich August Stägemann (dem Vater der 
Hedwig von Olfers) verfaßt worden. In einem Briefe an seine Frau vom 
12. Jänner 1815, also kurz nach Abgang des Hardenbergischen Schreibens, 
berichtet er: „Frau von Arnstein war besonders gütig für mich, weil ich 
eine sehr günstige Resolution für die jüdische Gemeinde in Hamburg, 
Lübeck und Bremen ausgearbeitet habe.'* Hedwig von Olfers, Memoiren 1, 
275. 

") Siehe oben. 
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geschlossen". Dem gegenüber würde aber eine schlechte Ge- 
setzgebung in den Nachbarstädten „bey der Verbindung worin 
die Familien unter einander stehen, besonders in Rücksicht 
auf die Einwanderungen und Heurathen, auch auf den Geist 
der preußischen Juden nothwendig nachtheilig einwirken, 
und auch bei uns die Fortschritte ihrer Wirkung hemmen." 

Nach dieser Begründung") des preußischen Interesses 
ersucht nun der Staatskanzler seinen Gesandten, „die ange- 
legentlichste Verwendung der preußischen Regierung für die 
Jüdischen Einwohner in Hamburg, Bremen und Lübeck ein- 
treten zu lassen und die Magistrate und Bürgerschaften dieser 
Städte zu vermögen, daß sie, mit Aufhebung der zum Nach- 
theil der jüdischen Einwohner genommenen Maßregeln, sich 
der Einrichtung anschließen, die der preußische Sfaat 
durch das Edikt vom 11. März 1812 ebenso sehr den Forde- 
rungen der Menschlichkeit, und dem Bedürfnisse der Zeit, 
als einem verständigen Regierungssystem angemessen be- 
funden hat." 

Zur Verstärkung dieser Verwendung bestrebt sich 
Hardenberg, die Hansestädte zu überzeugen, daß das von ihm 
Verlangte nicht nur im preußischen, sondern auch in ihrem 
eigenen Interesse liege, ,,da es ihnen doch nicht gelingen 
werde, den jüdischen Häusern den einmal erlangten Wohl- 
stand zu entziehen, und eine fortdauernde Bedrückung sie 
nur nöthigen dürfte, mit ihren dem Handel der Hansestädte 
selbst so nützlichen Kapitalien sich denjenigen Staaten zu- 
zuwenden, worin ihnen die Rechte der christlichen Einwoh- 
ner eingeräumt sind." 

Zum Schlüsse ersucht er den Gesandten, ihm die Re- 
sultate der Verwendung mitzuteilen. 

In diesem Schreiben spiegelt sich die innige Anhäng- 
lichkeit des Kanzlers an das von ihm vollzogene Werk der 
Emanzipation der Juden in Preußen wieder, das er ja nicht 
im mindesten geschädigt sehen will "). Er schwingt sich zwar 

") Vgl. die ähnliche Begründung in der viel späteren Note Grotes 
an die hannoveranische Begierung (10. Okt. 1817) bei Zuckermann, 
a. a. 0. S. 67. 

^) Mehr als zwei Jahre später (22. Okt. 1817) schreibt der Bremer 
Smidt: ,J)ie Juden verdanken die ausgezeichnete Begünstigung, welche 
ihnen in den preußischen Staaten durch das Edikt vom 11. März 1812 zu 
teil geworden ist, fast ausschließend dem gegenwärtigen Staatskanzler, 
Fürsten Hardenberg, und dem zunächst unter ihm arbeitenden Bureau- 
personale. Die Juden exerzierten in diesem Kreise seit längerer Zeit 
einen bedeutenden Einfluß, von welchem jenes Edikt, dem der König nur 
ungern, durch wiederholtes Andringen bewogen, endlich seine Zustim- 
mung Pgab (s. 0. S. 81), die Frucht war. Mit naiver Offenheit haben mir 
mehrere Personen aus der Umgebung des Fürsten, und namentlich der 
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nicht bis zur Höhe der Humboldtschen Auffassung hinauf, 
daß der Staat kein Erziehungs- sondern ein Rechtsinstitut 
sei, und er kann sich nicht über den Lieblingsgedanken aller 
damaligen Liberalen erheben, die Juden durch die Gleich- 
berechtigung zu bessern, zu erziehen. Aber in dieser Rich- 
tung sieht er sehr scharf die erzielten Erfolge und läßt den 
Juden volle Gerechtigkeit widerfahren. Er übersieht zwar 
dabei die Tatsache, daß derartige Erfolge in einer so kurzen 
Zeit unmöglich erzielt werden können, und daß ein Volk 
kaimi durch eine zweijährige Dauer der Gleichberechtigung 
zum VoUbürgertume erzogen werde, sondern daß vielmehr 
die jüdische Bevölkerung Preußens schon früher sich dazu 
selbst erzogen hat und die Juden schon früher derartige Voll- 
bürger in der" Potenz waren. Aber wenn er gerade diese Tat- 
sache verkennt, so befestigt sich in ihm angesichts des Auf- 
schwunges der Juden umsomehr die Überzeugung, daß der 
einzig richtige Weg die Emanzipation der Juden sei. Kein 

geheime Staatsrat Stägemann, welcher in mehr als einer Hinsicht dem 
Hause Israel verwandt schien, in Wien gesagt, der Staatskanzler sei des- 
halb so sehr persönlich dabei interessiert, daß die anderen deutschen 
Staaten in der Behandlung der Juden dem preußischen Beispiele folgten, 
weil der Fürst dem Könige eine solche Nachfolge als unzweifelhaft vor- 
gestellt und nur dadurch seine Einwilligung zu jenem Edikt bewirkt habe. 
Desgleichen werde sich die große Unzufriedenheit, welche sich im preußi- 
schen Staate selbst über dieses Edikt und seine Folgen offenbart hat, 
nicht eher ganz beschwichtigen lassen, bis den Juden die nämlichen Rechte 
auch in den übrigen deutschen Staaten eingeräumt seien — indem sich 
sonst alle nach Preußen drängen würden/* — Mitget. bei Schwemer a. a. 
O. I, 399 f. Allerdings bilden die Gewährsmänner des bremischen Senators 
eine höchst unzuverlässige Quelle. Und so wissen wir von dem einzig 
genannten Stägemann, daß er, der Verfasser der preußischen Note vom 
4. Jänne^r 1815 (vgl. o. Anm. 53) später unter dem Einfluß der 
deutschtümelnden Richtung seine Gesinnungen den Juden gegenüber ge- 
ändert, oder zumindest offen ausgesprochen hat. Er schreibt nämlich in 
einem Briefe an Benzenberg (am 27. April 1819): „Mein evangelisch- 
christliches Gemüt gestattet mir nicht, ihnen (den Juden) etwas zu Lioide 
zu thun, und ich bin auch völlig überzeugt, daß nur eine völlige Gleich- 
stellung in allen Rechten sie zu Christen machen werde. Je mehr Druck, 
und die Verachtung ist der größte, je mehr isolieren sie sich und nehmen 
uns das Geld ab." Und in einem zweiten Briefe an denselben (25. Sept. 
1819) äußert er sich über die grausame Hep-hep-Bewegung folgender- 
maßen: „Unsere Juden haben wenig hep-hep gehört. Die Franzosen freuen 
sich auf ihre Einwanderung in Frankreich. Wenn die verwünschten soge- 
nannten freien Städte nicht wären, würden wir (ohne die polnischen) in 
50 Jahre keine Juden mehr in Deutschland haben." Briefe und Akten- 
stücke zur Gesch. Preußens unter Friedrich Wilhelm III.; hrsg. v. Franz 
Rühl, III (Leipzig 1902) S. 1 und 7. Sieht man aber von der judenfeind- 
lichen Betonung ab, so kann man im Grunde die Äußerung gegenüber 
Smidt als richtig annehmen, daß nämlich Hardenberg an dem von ihm 
herausgegebenen Edikte, auch ohne Rücksicht auf den König, dem er es 
gar nicht aufgedrungen hatte, persönlich hing, und es gegen alle An- 
fechtungen verteidigen wollte. 
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Wunder auch, daß er, vom Auftreten der Juden während der 
Freiheitskriege erfreut, ihnen das beste Zeugnis ausstellt, 
auf welches sie sich auch später berufen können '^^). Dieses 
Zeugnis entspricht seiner vollsten Überzeugung, die er, wie 
wir sahen, gerade in diesen Tagen auch gegenüber den 
Judenfeinden in seiner nächsten Umgebung vertritt. 

Die Anregung zu diesem Hardenbergschen Schreiben 
ging zweifellos von der zwei Wochen vorher überreichten 
Vorstellung Buchholz' aus. Deshalb setzt der Staatskanzler 
diesen nächst interessierten Bevollmächtigten der Juden- 
gemeinden von dem Schreiben in Kenntnis. Noch am selben 
Tage (4. Jänner) schreibt er an Buchholz"): Ew. Wohlge- 
boren können sich versichert halten, daß ich den Grund- 
sätzen treu, welche die preußische Verordnung vom 11. März 
1812 in Rücksicht auf die Behandlung der jüdischen Ein- 
wohner enthält, mit Theilnahme die Anträge unterstützen 
werde, die Sie zur Erleichterung des Schicksals der jüdischen 
Glaubensgenossen in Deutschland an den Kongreß gelangen 
lassen. Für jetzt habe ich mich darauf beschränken müssen 
bey den Städten Hamburg, Bremen und Lübeck eine Ver- 
wendung eintreten zu lassen, und beehre mich Ihnen anlie- 
gend eine Abschrift meines dieserhalb an den Herrn Grafen 
von Grote ergehenden Schreibens mitzuteilen." 

Das Schreiben kam sicherlich mit Verspätung an, denn 
Graf Grote konnte seine Verwendung erst nach längerer Zeit 
eintreten lassen. So kam z. B. in Lübeck sein diesbezügliches 
Schreiben erst am 4. Februar") an, zu einer Zeit, als sich 
gerade die Lübecker anschickten, ihre Beschlüsse vom 9. Jän- 
ner in die Tat umzusetzen. An diese preußische Verwendung 
nun dachte zweifellos Oppenheimer, als er am 17. Jänner mit 
voller Zuversicht erklärte, die Hilfe komme nicht zu spät. 

Seine Zuversicht sollte sich bald noch steigern. Denn 
nicht nur Preußen, sondern auch Österreich, das Reich mit 
den Kaisertraditionen, dessen Wort gerade bei den Reichs- 
stadtpatrioten wie ehemals ein kaiserliches Dekret gelten 
durfte, erhob seine Stimme zugunsten der Juden. Zu einer 
Zeit, als eine Entspannung in der europäischen Krise allmäh- 
lich begann, entschloß sich auch Metternich, dem preußischen 
Beispiele zu folgen. Am 26. Jänner 1815 richtete er an den 



w) Grätz (a. a. 0. XI, 292) war nicht der erste, der es in diesem 
Sinne zitiert hat. 

w) Wiener Staatsarchiv. Carlebach, a. a. 0. S. 67 erwähnt kurz und 
ungenau dieses Schreiben. 

<^) Garlebach ebenda. 

91 



k. k. Geschäftsträger in Hamburg C. L. v. Hoefer die folgende 
Note:~) 

„In dem Augenblick, wo die jüdischen Glaubensge- 
nossen eine nach liberalen Grundsätzen berechnete Bestim- 
mung ihrer Verhältnisse und Rechte von dem hier versam- 
melten Kongreß zu erwarten berechtigt sind, hat es mir nicht 
gleichgültig seyn können, die Bedrückungen zu erfahren, 
welche die jüdischen Einwohner in Hamburg, Bremen und 
Lübeck zu erleiden haben; (Ich fühle mich um so mehr zur 
Theilnahme an ihrem Schickal aufgefordert) •^) als in der 
österreichischen Monarchie*') so wie in mehreren anderen 
Staaten Deutschlands die jüdischen Gemeinden schon längst 
sich einer den Forderungen der Menschlichkeit dem Bedürf- 
nis der Zeit, und einem väterlichen Regierungs-System an- 
gemessenen Behandlung sich zu erfreuen haben, und der 
Druck, den die Häuser dieser Nation im Auslande") leiden, 
auf die unter dem schützenden Scepter Österreichs lebenden 
jüdischen Familien, der engen mit jenen bestehenden Han- 
delsverbindungen wegen, eine höchst nachtheilige Einwür- 
kung haben mußte. 

Ich finde mich aus diesen Gründen bewogen E. W. auf- 
zutragen, bey dem Magistrat der Stadt Hamburg sich nach- 
drücklichst dahin zu verwenden, daß die zum Nachtheil der 
dortigen jüdischen Einwohner ergriffene (harte) Maas- 
regeln aufgehoben, und der Stand ihrer Verhältnisse, Rechte 
und Befugnisse bis zur endlichen aus der künftigen Ver- 
fassung Deutschlands hervorgehenden Bestimmung (en) un- 
verrückt gelassen werden. (Zugleich werden Sie die 
k. k. Consuln in Bremen und Lübeck von diesem Auftrage 
in Kenntnisse sezen und durch sie eine gleichförmige Ein- 
schreitung bey den Obrigkeiten jener Städte veranlassen). 
Ihren Bericht über den Erfolg ihrer Verwendung aber bald- 
möglichst einzusenden. 

Empfangen etc." 

Diese Note geht, wie wir sehen, auf dieselbe Begrün- 
dung wie die preußische zurück, und zwar: die Furcht vor 
einer nachteiligen Einwirkung seitens der sonstwo gesetz- 
lich zurückgesezten Juden auf ihre Glaubensgenossen im 



w) Abgedruckt in Sulamith IV, 1, S. 369 f. Im Wiener Staatsarchiv 
befindet sich das Konzept mit eigenhändiger Korrektur Mettemichs. 

^) Die in Klammer gesetzten Stellen sind eigenhändige Zusätze 
Mettemichs. 

**) Diese Behauptung ist nicht ganz richtig, siehe oben. 

^ Diese Bezeichnung der anderen deutschen Staaten findet sich in 
der Abschrift der Hoeferschen Note im W. St. A. wieder. Bei Carlebach 
a- a. 0. S. 68, „in einigen Orten in Deutschland". 
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eigenen Staate. Im übrigen ist sie kürzer als die preußische, 
man kann sagen, setzt dieselbe voraus, aber in einem nicht 
minder entschiedenen Tone gehalten. 

Hoefer leistet bald dem Auftrage Folge und richtet an 
die Senate der drei Hansestädte unterm 13. Februar eine 
Note**) im Namen seiner „allerhöchsten Kegierung". Im we- 
sentlichen werden hier die Ausführungen des Metternich- 
schen Schreibens wörtlich nachgeschrieben. Geändert wird 
nur, was dem Gechäftsträger als etwa zu hart erschien*). 
Auch fügt er zum Schlüsse einen Zusatz hinzu, in dem er 
die Wichtigkeit der erzieherischen Tätigkeit des Staates 
näher ausführen zu müssen glaubt. Schon in diesem Zusätze 
macht er einen Unterschied zwischen Hamburg, wo ihn — 
wie er es in einem Bericht darüber begründet — das Verhal- 
ten des Senates vollkommen zufrieden stellt und dem er also 
für seine „humanen Gesinnungen" sein „Wohlgefallen" be- 
kundet, und den beiden anderen Städten, wo nach seiner An- 
sicht Senat und Bürgerschaft den Juden gleich schlecht ge- 
sinnt sind und wo er deshalb nur seine Hoffnung ausspricht, 
daß sie die erwünschten Gesinnungen werden „Platz greifen 
lassen". 

Oppenheimer, durch die österreichische Note noch weit 
mehr in seiner Zuversicht bestärkt, schreibt gleich darauf 
(18. Februar) an Bloch ••) : „Haben Sie nicht bemerkt, ob die 
Stimmung sich in den letzten Tagen dort etwas verändert? 
Es kann fast nicht anders sein, und ich halte mich überzeugt, 
daß man Jetzt keine harten Maßregeln ergreifen wird." Dies 
mochte immerhin richtig sein. Denn der Bat, wenigstens der 
Lübecker, der sofort die Bürgerschaft von den beiden Schrei- 
ben in Kenntnis setzt, entschloß sich mit dem Vorgehen 
gegen die Juden bis zur Entscheidung des Kongresses zu 
warten. Darin bestand aber auch der ganze Erfolg der 
preußisch-österreichischen Intervention. 

Als erster antwortete der Hamburger Senat. Schon drei 
Tage nach Empfang der österreichischen Note überreichte 

•*) Abgedruckt bei Carlebacb, a. a. 0. S. 68 f., und Btimmt außer 
einigen geringfügigen Verftnderungen ganz mit der von HOfer an Metter- 
nich eingesandten Abschrift (im W. St. A.) überein. 

«) So wird MettemichB Fassung : die Bedrückungen zu er- 
fahren, welche die jtid. Einwohner in H., Br. und L. zu erleiden haben", 
bei Hoefer folgendermaßen umgemodelt: „wenn billige Wünsche und 
Forderungen gedachter Nation nicht nur nicht berücksichtigt werden, 
sondern wohl gar ihre schon genossenen Rechte Schmälerung oder Krän- 
kungen erfahren sollten." Ebenso wird das von Mettemich zugesetzte 
Wort „harten" Maßregeln wieder weggelassen. 

••) Carlebach, a. a. O. S. 69, wo merkwürdigerweise der Zusammen- 
hang dieses Schreibens mit der Hoeferschen Note verkannt wird. 
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er an Höfer sein Antwortschreiben "). In einem höchst krie- 
cherischen Tone gehalten, spricht es zunächst den „verbind- 
lichsten Dank" aus. Wofür? Weil es „schmeichelhaft" ist bei 
dem bisherigen Vorgehen „nach dem Bey spiel einer erha- 
benen und weisen Regierung, der Regierung eines allver- 
elnrten Monarchen verfahren zu seyn, der den vereinten 
Stimmen des deutschen Vaterlandes an der Spitze seines ge- 
treuen Budes zu sehen, mit so unbegrenztem* Vertrauen er- 
sehnt." Es wird noch viel über die „Erfahrungen und Ver- 
dienste des Herrn Geschäftsträgers", die sich „gehäuft" 
haben, wie über das „erhabene Bey spiel des ersten Monar- 
chen von Europa" und vom „AUerhöchstdessen beglückenden 
ferneren Beyfall" gesprochen. In der wesentlichen Frage 
wird aber nur ganz allgemein hingewiesen, wie sich der 
Senat immer bestrebt habe, trotz der „Bedenklichkeiten" 
mehrerer Mitbürger die Beschränkungen der Juden zu mil- 
dern und sie selbst zu bessern, sowie die Hoffnung ausge- 
sprochen, mit Hilfe der Kongreßbeschlüsse „die noch herr- 
schenden Vorurtheile dergestalt zu besiegen, daß auch die 
Israeliten hierselbst, in den ferneren Beschlüssen einen 
Grund dankbarer Anerkennung der liberalen Gesinnungen 
des größern aufgeklärtem Theils der höchsten hiesigen 
Staatsbehörden finden werden." 

Mit diesem unbestimmten, nichtssagenden und schließ- 
lich auch zu gar nichts verpflichtenden Antwortschreiben 
des Hamburger Magistrats war der geschmeichelte Hoefer 
vollkommen befriedigt. Er berichtet unverzüglich (18. Fe- 
bruar) an Metternich sowohl über die eigene Note 
wie über die hamburgische Antwort. Er schildert 
die Ortsverhältnisse, indem er behauptet, der Hamburger 
Senat bestrebe sich nicht nur „für den unverrückt zu be- 
lassenden Stand" (unter dem er nur den Stand vor der fran- 
zösischen Okkupation versteht) ,~) sondern auch für die Er- 
weitei*ung der jüdischen Rechte, wobei er aber auf Wider- 
stand der Bürgerschaft stoße, während in Bremen und Lübeck 
die beiden verfassungsmäßigen Faktoren im Verlangen 
einig sind, die auch ohnehin weit mehr als in Hamburg ein- 
geschränkten Rechte noch mehr einzuschränken. Damit er- 

•^) Dieses, wie die folgenden Dokumente, ist den Berichten Höfers 
an Metternich (gegenwärtig im W. St. A.) beigelegt. 

•») (der zu belassende Stand) „der auch in der That völlig unge- 
schmälert geblieben ist, es wäre denn, daß derselbe auf die Zeit der 
französischen Regierung bezogen werden wolle, wo förmlich kein Unter- 
schied von Rechten gemacht wurde". Sehen wir hier den österreichischen 
Geschäftsträger ohne sichere Ansicht hin und her schwanken, so hat er 
sich aber später für die Gültigkeit der französischen Gesetzgebung ent- 
schieden. Siehe unten. 
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kläre sich der Unterschied in seiner Fassung des Zusatzes 
in der Note. Zur Antwort der Hamburger tiWgehend, muß 
er zwar gestehen, die Fassung sei etwas zu allgemein und 
unbestimmt, er tröstet sich aW damit, daß es verfassungs- 
mäßig, ohne vorherige Einholung der Zustimmung der Bür- 
gerschaft nicht anders geschehen konnte. In Ermangelung 
eines besseren Erfolges findet nun der österreichische Ge- 
schäftsträger seinen Trost darin, daß die Antwort auf die 
preußische Note noch weniger bestimmt laute, „Mrie denn 
nicht zu bezweifeln ist, daß die von selten des Allerhöchsten 
Hofes geschehene Einschreitung weit mehrern Eindruck und 
Wirkung, als jene die nur gefürchtet wird, bei der Bürger- 
schaft, bei welcher noch eine gewisse Anhänglichkeit an ihr 
vormaliges Oberhaupt zurückgeblieben ist, machen werde". 
In längeren Zwischenräumen folgten die Antworten der 
beiden Schwesterstädte. Die lübeckische mußte in dem- 
selben Sinne abgefaßt worden sein, denn Hoefer scheint mit 
ihr zufrieden zu sein.") Ganz anders fiel die mit langer Ver- 
zögerung (am 1. März) erfolgte Antwort Bremens aus. Es 
werden zunächst die Zustände geschildert, wie die Juden 
erst während der französischen Okkupation eingewandert 
sind und wie für sie ein sechsjähriges Provisorum festge- 
setzt wurde, wie die sich anmeldenden Großhändler zur Aus- 
übung ihres Berufes zugelassen, die Detaillisten hingegen 
an das Krämer- Amt verwiesen wurden. Aber über die schwe- 
ren Bedingungen^) des Genusses des Provisoriums wird 
wohlweislich hinweggeglitten, die Tatsache der Nichtauf- 
nahme der Juden in das Krämer-Amt ganz einfach ver- 
schwiegen. „Wir verfuhren solchernach mit den Juden nach 
den Umständen nach liberalsten Grundsätzen" erklären 
Bürgermeister und Rat der freien Stadt Bremen — und wer 
sollte es ihnen nicht glauben. Zum Schlüsse spielen sie ihren 
Trumpf aus: die eigene Selbständigkeit. Es ist ein unbe- 
streitbares Prinzip — sagen sie — daß auch der kleinste un- 
abhängige Staat das Recht habe, seine Verhältnisse nach 
der eigenen Ansicht zu regeln. Da sie noch dazu den Be- 
schlüssen für die allgemein deutsche Verfassung keiheswegs 
vorgreifen, wohin ja einzig die Tendenz der österreichischen 
Note abzielt, so dürfen sie diesen Gegenstand „für erledigt 

halten". , ,. x 

Der Gegenstand war aber noch gar nicht erledigt, und 
am allerwenigsten für Bremen. Noch vor dieser Beantwor- 

I - -- 

••) Vgl. unten den Bericht an Mettemich vom 8. März. Die Ant- 
wort selbst ist im W. St. A. nicht vorhanden. ^ , , .ju 

w) Die schon verznckert genug in der Sraidtschen Denkschrift 
erscheinen. Siehe oben. 
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tung kamen gerade in Bremen Zwischenfälle vor, die eine 
neuerliche Intervention der Mächte erforderlich machten. 
Am 9. Februar wurde ungeachtet der schon eingetroffenen 
preußischen Note sämtlichen jüdischen Kaufleuten vom Rate 
befohlen, „allen Handel gänzlich einzustellen, und die zum 
Zeichen der daseienden Handlung gewöhnlich ausgehängten 
oder ausgestellten Waren einzuziehen". Warum? Weil sie 
nicht Mitglieder des Krämer- Amtes waren. Daß dieses sie in 
ihi'er Eigenschaft als Juden nicht aufnehmen wollte, war 
doch gerade erwünscht. Ebenso strenge wurde mit dem ein- 
zigen jüdischen Fabrikanten Hesekel Jakob Alexander ver- 
fahren, der im Jahre 1811 mit Bewilligung der französischen 
Behörde und des Lohger her- Amtes, folglich ganz regelrecht, 
sich eine Lederfabrik errichtet hatte. Jetzt gelang es nach 
langem Prozessieren durch ein Gerichtsurteil die Vertilgung 
dieser Fabrik aussprechen zu lassen. 

Die bremische jüdische Gemeinde^O, durch die Haltung 
der Großmächte ermutigt, wollte sich nicht so etwas gefallen 
lassen. Sie wandte sich also an den Notar Bresselau in Ham- 
burg, daß er eine diesbezügliche Beschwerde bei den Ver- 
tretern der beiden Mächte vorbringe. Der unermüdliche 
Hamburger, dessen Tätigkeit im gemeinsamen Komitee für 
das Wohl aller hanseatischen Juden galt, beschwert sich im 
Namen der bremischen Judenschaft in einer sehr energischen 
Weise bei Grote und Hoefer gegen diesen „barbarischen Ver- 
folgungs-Geist" (23. Februar). Nachdem er die beiden Fra- 
gen sachlich auseinandergesetzt hat, fügt er in dem an 
Hoefer gerichteten Schreiben hinzu: „Und so verfährt man 
noch jetzt gegen friedfertige Einwohner, die in der 
schreckenvollsten Zeit alle Leiden mit ihren übrigen Mit- 
brüdern getheilt haben, in einem Zeitpuncte, wo die mächtig- 
sten Beherrscher Europas mit neuen Einrichtungen zur 
Wohlfahrt aller ihrer Unterthanen sich beschäftigen, nach- 
dem die Theilnahme des Allerdurchlauchtigsten und Groß- 
mächtigsten Kaisers und Königs Majestät an das Schicksal 
der Jüdischen Einwohner der Hanse-Städte so huldreichst 
als allergnädigst ausgesprochen hat." Auch das Schreiben 
an Grote durfte eines ähnlichen Hinweises nicht entbehren. 

Grote protestierte sofort. Auch Höfer folgte dem Bei- 
spiele mit Rücksicht sowohl auf den Metternichschen Befehl 
der nachdrücklichsten Verwendung als auf den Umstand, daß 
— wie er berichtet — „eine Ungerügtlassung dem Zwecke 
nur nachtheilig seyn, und die gewohnte finassierende (?) 

'^) So wird sie ausdrücklich bei Bresselau benannt, haben sich also 
die wenigen Juden in Bremen in so kürzer Zeit bereits in eine Gemeinde 
organisiert. 
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Hartnäckigkeit des Bremer Magistrats nur bestärken konnte". 
Ohne also die Antwort des bremischen Senates auf seine 
erste Note abzuwarten, erließ er ein zweites Schreiben 
(27. Februar), in dem er zunächst seine frühere Verwendung 
in Erinnerung bringt, und dann das Vorgehen des Senats 
gegen die jüdischen Kaufleute und den Fabrikanten zu 
Sprache bringt. Er schließt : „Ich darf nicht noch hinzufügen, 
daß dieses neuere Benehmen gegen die jüdischen Glaubens- 
genossen bei meinem allerhöchsten Hofe einen sehr unan- 
genehmen Eindruck zurücklassen müßte, wenn ich mich 
nicht überzeugte, daß Eure etc. nach reiferer Ueberlegung 
diesen Kränkungen die fördersamsten abhelflichen Maße zu 
geben, von selbst den Bedacht nehmen werden". 

Der Bremer Senat war nicht gewillt, nachzugeben. Un- 
term 10. März antwortet er an Hoefer, er hoffe mit seiner 
früheren Antwort die prinzipielle Frage erledigt zu haben, 
er wolle nun noch auf die Einzelheiten eingehen: Den jüdi- 
schen Kaufleuten, die keine Mitglieder des Krämer-Amts 
sind, könne er nicht größere Rechte verleihen als den christ- 
lichen, von denen die Mitgliedschaft verlangt wird. Dabei 
wird aber auf die Frage der Nichtzulassung der Juden zu 
derselben gar nicht reagiert. Was die Fabrik Alexanders be- 
trifft, so sei sie eine unbedeutende Lohgerberei, ohne Zu- 
stimmung des Lohgerber-Amtes, nur auf Grund eines be- 
reits erloschenen französischen Patentes errichtet. Die Sache, 
welche im Wege der Justiz erledigt wurde, könne überdies 
nicht mehr aufgehoben werden. Und schließlich „würde es 
uns, die wir durch die glorreichen Siege der verbündeten 
Mächte wieder befreyt sind, jedenfalls nicht angemuthet 
werden können, um ein so undeutsches Institut, wie die ohne- 
hin selbst bey den Franzosen mit jedem Jahr ihre Wirkung 
verliehrenden Patente bey uns fortdauern zu lassen". 

In der Antwort an Grote, dem sie sie schon früher auf 
seine beiden Verwendungen gleichzeitig zukommen ließen, 
machen es sich die Bremer noch leichter. Sie spielen ganz 
einfach die Beleidigten. In Ausnützung eines Kanzlei- 
versehens, in dessen Folge in der zweiten preußischen Note, 
die von der „offenbaren Mißachtung der Empfehlungen 
zweyer großer Höfe" spricht, an Stelle des Wortes „Empfeh- 
lungen" der Ausdruck „Befehle" trat, betont der Senat mit 
Nachdruck, daß Bremen zwar einen kleinen, aber doch unab- 
hängigen freien Staat bilde, dem es ungemein empfindlich 
falle, eine derartige Redeweise des preiißischen Gesandten 
walirzunehmen.") Der Senat fügte noch die Erklärung hinzu, 

^•) Die Unzufriedenheit der Bremer mit Grote gerade wegen der 
Judenfrage finden wir auch noch später ausgedrückt. S. u. S. 185. 

7 Baron: Die Jadenfrage auf dem Wiener Kongresse. 97 



daß er seinen Abgeordneten in Wien instruieren werde, 
direkt dem königl. preußischen Ministerixun die Verhand- 
lung über diesen Gegenstand und dessen walu^e Lage vor- 
zulegen. Grote, der sich damit ganz ausgeschaltet sah, mußte 
sich schließlich (6. März) noch vor dem Bremer Senate ent- 
schuldigen, im übrigen aber beharrte er auf seinem Stand- 
punkt.") 

Hoefer mußte nun ebenfalls wiederum Stellung nehmen. 
Nach Empfang der ersten bremischen Antwort schreibt er an 
Metternich, daß der Bremer Senat im Gegensatze zu Ham- 
burg und Lübeck, „wie man von ihm zu erwarten gewohnt 
ist, es in keiner Weise an Scheingründen habe fehlen lassen, 
um nur dem Zwecke und der Absicht nicht entsprechen zu 
dürfen". Er wolle also nur noch die Antwort auf seine zweite 
Note abwarten, um dann in Einem „die Scheingründe mög- 
lichst zu entkräften und die angeblichen — nichts weniger 
•— als humanen Grundsätze, deren der Magistrat sich rühmt, 
in ihrer Blöße zu stellen suchen". Einige Tage später aber 
hat er sich die Sache überlegt. Wie er nun nach Wien be- 
richtet, besorgte er mit Rücksicht auf die ihm „nur zu gut 
bekannte Denkens- und Handlungs-Art des dortigen Magi- 
strats", daß der Schluß der bremischen Antwort, man halte 
dort die Sache für erledigt, wie das bisherige Ausbleiben 
einer Antwort auf seine zweite Note nichts anderes bedeuten, 
als, daß überhaupt keine Antwort mehr erteilt werde". Er 
entschloß sich daher, ohne weiteres Warten wiederum das 
Wort zu ergreifen. 

Am 10. März, d. h. am Tage, an dem die von ihm nicht 
mehr erwartete Antwort des bremischen Senates erfolgte, 
richtet er an denselben seine dritte Note. Wenn sie sich auch 
mit dieser Antwort kreuzte, so kannte doch Hoefer ihren In- 
halt aus dem bereits früher an Grote gelangten Antwort- 
schreiben und er konnte schon, obwohl ohne Wiederauf- 
nahme der Einzelfragen, im Prinzipe auf ihre Argumente 
eingehen. Er wiederholt zunächst den Auftrag seines Hofes 
und die darin enthaltenen Wünsche und erklärt, daß der An- 
trag in seinem Schreiben keine bloße „Tendenz" war, „son- 
dern es waren klare, deutliche und buchstäblich ausge- 
sprochene Wünsche", auf welche aber in der Antwort auch 
nicht die allerkleinste Rücksicht genommen wurde.^ Hoefer 
geht nun zur Frage der französischen Gesetzgebung über 
und spricht seine Auffassung aus, die weit hinaus über 



7») Bericht Höfers vom 8. März und die Smidtsche Denkschrift 
(siehe unten). 
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diese» Einzelfall, auch für die Stellung der Juden in allen 
freien Städten und sonst in Deutschland von Bedeutung ist. 
Er schreibt: „War gleich die, Gott sey gelobt, ntu: kurzer 
Dauer der französischen Herrschaft allerdings Usurpation, 
so waren doch die damaligen Patente unter Autorität, und 
mit Gesezmäßigkeit ertheilt; wie alles Recht nach damaligen 
Gesetzen behandelt und geurtheilt worden ist. Wie hart würde 
es seyn, und welche Verwirrung davon entstehen, wenn alle 
gesezmäßig abgethane Rechts-Sachen als unbindend erklärt 
— alle erhaltenen Befußnisse und Erwerbungen darum 
wieder vertilgt werden sollten, weil sie in der Usurpations- 
Periode erworben worden sind? Haben nicht alle Mächte das 
redenste Beispiel von dem Gegentheile — und ihren wahren 
humanen Gesinnungen gegeben?" Was stellt der Senat dieser 
französischen Gesetzgebung entgegen. Etwa die Zunft- 
privilegien? Waren doch diese nur vom Reichsoberhaupte 
ertheilt und bestätigt, jetzt also ganz unsicher, und noch 
dazu von der künftigen Verfassung Deutschlands abhängig, 
also vorläufig nur provisorisch. Und — fügt Hoef er hinzu, und 
seine Worte klangen, angesichts der formell noch nicht wie- 
derhergestellten Unabhängigkeit Bremens wie ein verhülltes 
Memento — „wer weiß es nicht, daß größere und kleinere 
deutsche Staaten selbst noch in einem mehr oder minder pro- 
visorischen Zustande sich befinden?" Er verlangt also „wenig- 
stens" die Anwendung eines derartigen Provisoriums mit 
Aufrechterhaltung des Bestehenden auch in der Judenfrage 
bis zur Entscheidung des Kongresses, wodurch „ein Merk- 
mal wirklicher hiunaner Gesinnungen, und zugleich der 
rücksichtlichen Aufmerksamkeit gegen den billigen Wunsch 
und Antrag des in der Befreiung Deutschlands und mithin 
auch Bremens so wesentlichen Antheil gehabten Kais, österr. 
Hofes gegeben werden könne". 

Damit war die Sache auf diesem Boden zum Abschlüsse 
gebracht. Dem so mäßigen Verlangen wurde da, wie auch 
in den beiden Nachbarstaaten entsprochen und die Juden 
provisorisch in ihren bisherigen Verhältnissen belassen 
und alles erwartete nim mit Spannung die endgültigen Ent- 
scheidungen des Wiener Kongresses. Für die Zukunft wollte 
man sich aber keinesfalls die Hände binden lassen und in 
keine Verpflichtungen eingehen. So geschah es, als bei er- 
neuter Kriegsgefahr seitens des zurückgekehrten Napoleon 
ein gewisser Benedix Gumpel Schwabe „im Auftrage" der 
Bremer Juden an den Senat die Erklärung überreichte, in 
der die Juden ihre Bereitwilligkeit zur Beteiligung an der 
Verteidigung des Vaterlandes sowohl durch persönliche wie 
finanzielle Kriegsleistungen zum Ausdrucke brachten. Der 
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Senat antwortete nun unterm 31. März^*) : „Daß den hiesigen 
Israeliten wegen der von ihnen erklärten Bereitwilligkeit, 
zu den jetzigen Sicherungsmaßregeln Deutschlands mitzu- 
wirken, der Beifall des Senates zu bezeigen, auch die ange- 
botenen freiwilligen Beiträge mit Dank anzunehmen seien. 
In Ansehung der persönlichen Mitwirkung zum hiesigen 
Kriegsdienst wird den Supplikanten eröffnet, daß auch den 
sich dazu qualificier enden Israeliten, wie auch bisher ge- 
schehen, der Eintritt in die hanseatische Legion gestattet 
sei, jedoch ohne daß dadurch Berechtigungen und Verpflich- 
tungen über die Dauer des den einzelnen hieselbst gestat- 
teten Aufenthalts hieraus hervorgehen, und daß übrigens 
wegen des gewünschten Beitritts zur Bürgergarde vorab von 
der mit diesem Gegenstande beauftragten Deputation der 
Bericht zu erwarten sei." Also nur ein Provisoriiun; die end- 
gültige Entscheidung sollte einzig auf dem Wiener Kon- 
gresse fallen, und auf diesen waren die Augen sowohl der 
Bürgerschaft wie der Judenschaft der Hansestädte mit Span- 
nung gerichtet. 



w) Sulamith IV. 1, 371 f. 



DritterAbschnitt. ; 

Der Kampf der Deputierten. 

I. 

Die schroff ablehnende Haltung des Brömer Senats 
kam auch auf dem Wiener Kongresse zur Geltung und sein 
Deputierter, Senator Smidt, wurde bald zum schärfsten^ 
Widersacher der Juden am Kongresse. Von den übrigen 
städtischen Bevollmächtigten waren sowohl der Hamburger 
Deputierte, Syndicus Johann Michael Gries, als auch der Lü- 
becker Senator Johann Friedrich Hach den Juden, gemäß, 
den Instruktionen, namentlich der letztere, sicherlich un-^ 
günstig gesinnt, und mochten alle ihnen zur Verfügung 
stehenden Mittel angewandt haben, um die Judenfrage mög- 
lichst von dem Forum des Kongresses ganz zu beseitigen. 
Aber beide hatten keine besondere Stellung am Kongresse 
inne, und scheinen kaum einen nennenswerten Einfliä auf 
den Gang der Ereignisse sowohl bezüglich der Juden wie bei 
allen anderen Angelegenheiten ausgeübt zu haben. Gries 
war überdies während der Dauer des Kongresses überwie- 
gend unwohl.^) Beide gerieten bald völlig in das Schlepptau 
des um vieles bedeutenderen Bremer Senators. 

Dr. Johann Smidt war zu jener Zeit ein noch junger, 
aber doch schon erfahrener Mann. Geboren im Jahre 1773, 
ist er als 27jähriger Mann bereits in den Senat seiner Vater- 
stadt gewählt worden (13. Dezember 1800) und sollte später 
im Jahre 1821 zimi Bürgermeister vorrücken, auf welchem 
Posten er lange Jahre verbleiben und sich namentlich durch 
die Begründung des Bremer Hafens große Verdienste um 
die Stadt erwerben sollte. Er war ein gescheiter, mit großen 
diplomatischen Fähigkelten begabter Mann, der schon seit 
mehreren Jahren (noch vor der französischen Okkupation) 
im Dienste seiner Stadt an den meisten auswärtigen Ange- 
legenheiten regen Anteil nahm. Er war zwar durchaus kein 
„diplomatisches Genie", wie ihn ein übertreibender Histo- 
riker') nennt, aber er kannte sich in der damaligen Art der 

1) WohlwiU, Gesch. Hamburgs S. 632. 

') Johann Hermann Duntze in seiner ganz unter dem Einflüsse des 
noch lebenden greisen Smidt, (dessen Bildnis auch vorangeschickt wird) 
stehenden Geschichte Bremens IV 858. 
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Diplomaten, in ihren Methoden wie in ihren Schwächen aus- 
gezeichnet aus. Der hauptsächliche Zug und die Hauptstärke 
seiner Politik bestand darin, daß er über die Ortsverhält- 
nisse seiner Stadt nicht die allgemein deutschen Verhältnisse 
vergaß. Sowohl während des Wiener Kongresses, als vor 
und nach ihm verstand er, wenn auch durchwegs parallel mit 
den Interessen seiner Stadt, zu der großen deutschen Frage 
Stellung zu nehmen. Schon im Hauptquartier und später in 
Paris hat er Beziehungen mit den wichtigsten Diplomaten 
seiner Zeit angeknüpft, und nun trat er, rasch entschlossen, 
auf einen Wink Gagerns, sofort in die Verbindung der „min- 
dermächtigen'' Staaten') ein, wo er bald eine bedeutendei-e 
Rolle spielen sollte. 

Dieser Mann sah nun mit höchster Unzufriedenheit die 
preußisch-österreichische Einmischung in die inneren Ver- 
hältnisse seiner Stadt und noch namentlich eine Einmischung 
in der Judenfrage, der er, der Bremer, welcher die Juden 
überiiaupt wenig kannte und nur die einzelnen, während der 

, französischen Okkupation eingewanderten, die sicherlich 
* ! unternehmungslustigen, kaum aber würdigsten Repräsen- 

, tauten ihres Volkes kennen lernte, feindlich gegenüber stand. 
Er, der am Kongresse die fortwährenden Zwistigkeiten der 
Großmächte und ihre Schwäche gegenüber den kleineren, wo 
es sich um entscheidendere Schritte handelte, von der Nähe 
sah, hat nun auch die Bedeutung dieser Einmischung nicht 
zu hoch angeschlagen, und durch seine langatmigen Berichte 
das Rückgrat seiner Senatskollegen in ihrem Widerstände 
bestärkt. Und daraus läßt sich vielleicht das lange Zögern 
der Bremer erklären, die, bevor sie eine entscheidende Ant- 
wort auf das ihnen überraschend kommende Eingreifen der 
Großmächte erteilt haben, den Rat ihres bewährtesten und 
bestinformierten Politikers einholen wollten. Wir wissen 
nun schon, daß sie dem preußischen Gesandten Grafen Grote 
gegenüber die Rolle der Beleidigten zu spielen begannen, 
und daß sie die Absicht ausdrückten, mit der preußischen 
Regierung in Wien in direkte Verhandlungen zu treten. 
Dieser Aufgabe unterzog sich Smidt willig und schon am 
29. März ü&rreichte er, scheinbar nicht nur an die preus- 

. sische, sondern auch an alle Kongreßregierungen, eine aus- 

l führliche Denkschrift über die Judenfrage in Bremen.*) 

Gleich im ersten Satze stellt Smidt fest, daß die Ver- 
hältnisse der bremischen Juden ganz verschieden von denen 
der anderen Städte seien: denn während sie dort überall das 



») Vgl. 0. S. 85 u. Schwemer a. a. 0. I, 884. 
«) Befindet sich un W. St. A. S. oben. 
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Ansiedlungsrecht genießen und die Frage sich nur um die 
Ausdehnung ihrer bürgerlichen Rechte dreht, waren die Ju- 
den in Bremen nie als Insassen geduldet und ihr diesbezüg- 
liches Recht bleibt überhaupt in Frage gestellt. Smidt schil- 
dert nun die geschichtlichen Begebenheiten. Wie bis 1803 in 
Bremen gar keine Juden waren, wie erst mit der Erwerbung 
der hannoverschen Gebiete einige Juden mit aufgenommen 
wurden, wie sich dann infolge der Franzosenherrschaft die 
Verhältnisse von Grund auf verändert und wie in diesen : 
Jahren etwa 20 bis 30 jüdische Familien sich in der Stadt; 
Bremen niedergelassen haben.') Er erzählt, wie nach der Be-* 
freiung von der französischen Herrschaft „transitorische 
Gesetze" angenommen wurden, um den bei der Aufhebung 
der französischen Gesetzgebung „erforderlichen Übergang" 
zu erleichtern, und wie die Juden, die fast durchwegs eine, 
niedrige soziale Stellung einnahmen*), um Bürgerrecht • 
nachsuchten. Jetzt kommt Smidt auf die Frage selbst zu 
sprechen. Die Juden haben bisher ihren Berufen ungestört 
nachgehen können, und zwar auf Grund von französischen 
befristeten Patenten. Als aber die Frist zu Ende ging, fand 
„eine ähnliche Gelegenheit zur Erwerbung von dergleichen 
Patenten" angesichts der wiederhergestellten Zunfteinrich- 
tung, „da alle Bürger welche sie betraf, dieselbe reclamirt 
hatten" nicht mehr statt. Der Senat nun konnte daran nichts 
ändern, weil — so lautet Smidts Begründung — er ja die 
Aufrechterhaltung der Rechte der Bürger beschworen hat, 
und konnte ihm davon nur die „Einstimmung" der Bürger- 
schaft „die nicht stattfand", oder ein Reichs- oder Bundes- 
gesetz, „woran ebenfalls noch nicht zu denken war" befreien. 
Ja, die Juden selbst hatten nichts dagegen und gaben zu er- 
kennen, „daß sie schon Mittel finden würden, sich deshalb 
mit den verschiedenen Zunftbehörden zu vereinigen". Wie 
nun die „bestehende" Verfassung des vollständigen Aus- 
schlusses der Juden vom altbremischen Gebiete abzuändern 
wäre, ist noch kein Beschluß gefaßt worden, doch hat sich 
die Bürgerschaft bei den Vorbesprechungen „durchaus 
gegen jedwede Änderung erklärt. Der Senat war also ver- 
fassungsmäßig nur eine „temporäre" Aufenthaltsbewilligung 
zu erteilen befugt, natürlich unter gewissen Bedingungen. 
(Welche Art diese Bedingungen waren, wissen wir schon.^ 
Eine dieser Bedingungen bespricht Smidt ausführlicher, 
nämlich die Zahlung eines Certum quantum, wie alle Schutz- 
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») S. oben S. 42 ff- 

•) S. oben S. 43 Anm. 27. 

S. oben S. 44 Anm. 30. 
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verwandten an Stolle des Schosses, „des ausschließlichen 
Vorzugs des Bürgerrechts", (d. h. Schutzgeld an Stelle von 
Bürgersteuern). Diese Abgabe wurde nun für die Juden auf 
eine so „moderate" Weise festgesetzt, „daß die wirkliche 
Zahlung des Schosses ihnen eher nachtheilig, als vortheilhaft 
sein würde". Diese Aufenthaltsbewilligung wurde auf 6 Jahre 
angesetzt, um den Bestimmungen des Pariser Friedens, ob- 
gleich sie „nur für eigentliche französische Unterthanen 
anwendbar sind", zu entsprechen, um zweitens der National- 
bestimmung, von der der Senat laut seiner Instruktion vom 
17. August 1814 auch die Regelung der Judenfrage im gesam- 
ten Deutschland erwartet, nicht vorzugreifen, und endlich, 
mn Zeit zur Beurteilung der Angelegenheit aus eigener Er- 
fahrung zu gewinnen. Für die Zwischenzeit dürfe der ein- 
zige Jude, der Immobilienbesitz hat, ihn auch weiter be- 
halten. „Auf diese Weise — erklärt nun Smidt — glaubte 
der Senat gegen die der Stadt während des Napoleonischen 
Regiments in derselben aufgedrungenen Juden mit der- 
jenigen Schonung verfahren zu haben, welche sich irgend mit 
der Handhabung bestehender Rechte und Gesetze verein- 
baren ließ." Die Juden haben sich aber mit dieser Schonung 
doch nicht zufrieden gegeben und „der ganz verschiedenen 
Verhältnisse ungeachtet" an die Hamburgischen und Lü- 
beckischen Juden angeschlossen, welche die „Intercession 
des Kais. Oesterreichischen und Königl. Preußischen Hofes 
zur Erhaltung größerer Rechte in jenen Städten nachgesucht 
und erwirkt haben". Diese Intervention wird von seiner 
Stadt zweifellos berücksichtigt, jedoch konnte der Senat, bis 
zur Durchführung endgültiger „organischer Beschlüsse" 
wohl nicht anders verfahren als er bisher verfuhr, und die 
vorkommenden Einzelfälle®) waren nichts, als eine „recht- 
liche Consequenz der obgeschilderten Grundsätze". „Wenn 
man — erklärt nun Smidt — die wahre Lage der Sache 
offen darlegen will, so ist sie folgende": Die 21 aufgedrun- 
genen Juden wollen um ihretwillen die Aufrechterhaltung 
der französischen Verfassung gegen den Wunsch, ja, gegen 
die wohlerworbenen Rechte der gesamten übrigen Bevöl- 
kerung. Dabei verwahrt sich aber Smidt, daß er keineswegs 
für die Beibehaltung der Zunftordnung auftreten wolle, ob- 
wohl gerade in den letzten Jahren sich die öffentliche Mei- 
nung zu ihren Gunsten geändert hat. Die Absicht des Senats 
geht nur dahin, sie, „insoferne sie ein Mittel zur Vervoll- 
kommnung der Arbeiten, der Cultur, der Sittlichkeit, des 

®) Diese Einzelfälle sind wohl keine anderen, als die uns schon 
bekannten Angelegenheiten mit dem Krämeramt und der Gerberei, die 
Smidt ausführlich ganz im Sinne der Antworten des Senats darstellt. 
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Talents und des Fleißes sei, auch zur Nahrung und Erhaltung 
eines gewissen Gemeinsinns und Ehrgefühls bey den unteren 
Volks-Klassen diene" beizubehalten, alles übrige abzustellen. 
Und schon früher ging die bremische Regierung in dieser 
Richtung reformatorisch vor. 

Smidt versteht aber, daß mit einer bloßen schroffen 
Ablehnung er sehr wenig überzeugen würde, und da er in 
der Vergangenheit nichts auffinden kann, verweist er die 
judenfreundlichen Großmächte auf die Zukunft. , JDie Hanse- 
städte sehen mit Sehnsucht der Herstellung einer deutschen 
Verfassung entgegen, und dann wird sich zeigen, daß sie 
weder in Anregung noch in williger Auffassung und Befol- 
gung liberaler Ideen, die letzten seyn werden". Bis dahin 
aber müssen sich die Juden der Mehrheit „in Geduld fügen". 
Die vier Judenfamilien auf dem ehemals hannoveranischen 
Gebiet werden bei den ihnen „damals zugestandenen 
Rechten" belassen, und in der Ausübung des Handels mit 
Ellenwaren und des Schlächterhandwerks wie in der Reli- 
gionsübung nicht gestört worden. Der schon vor der Ein- 
verleibung in Frankreich abgeschaffte Leibzoll wird nicht 
wieder eingeführt werden. Und nach Verlauf der Gjährigen 
Frist werden die besseren von ihnen zum vollen Bürger- 
rechte zugelassen werden. „Vorurtheile in religiöser Hin- 
sicht stehen ihrer Aufnahme gerade am wenigsten im Wege", 
das beweisen die Katholiken, denen schon vor mehreren 
Jahren die Möglichkeit zur Erreichung des Bürgerrechts 
eröffnet wurde. Die Ursachen der Abgeneigtheit der Bürger 
der freien Städte gegen die Juden liegen ganz anderswo. In 
derart kleinen Staaten bildet die Verfassung nur den Rahmen 
eines erweiterten Familienlebens, wo das Band nur durch 
gegenseitiges Zutrauen festgehalten wird. „Eine Tendenz 
zur Vergrößerung der Population" ist auf dem engen Räume 
nicht vorhanden, und wenn schon, wäre es lieber die sich ] 
zahlreich genug meldenden Fremden mit ähnlichen Meinun-l 
gen und Sitten aufzunehmen, als die Juden, „deren ganzes i 
Äußere, deren Maximen und Handelsweise, immer noch so ^ 
etwas fremdartiges enthält, daß es auch dem ungeübtesten 
Sinne, sich beim ersten Anblick kund gibt". Ihre Aufnahme 
würde „die patriarchalische Weise der Entrichtung der Ab- 
flaben" und dergleichen untergraben, da „sich die Hegung 1 
eines gleichen Vertrauens in Ansehung der Juden, doch ein- 
mal nicht erzwingen läßt". Und wiederum eine Aufnahme' 
mit Beschränkungen bei sonstiger Gleichheit aller würde 
umso drückender auffallen. Wenn alle diese Gründe noch 
nicht genügen, fügt Smidt noch einen hinzu: den Vorwurf 
des Mangels an bremischem Patriotismus, weil sie, die Ju- 
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den, den kleinen Staat mit jenen großen geachteten Höfen, 
in unangenehme Erörterungen verwickelt haben. Smidt fügt 
noch geschickt die Begebenheit mit Grote herein und schließt 
mit der Erwartung, daß bei den weiteren Kommunikationen 
über diesen Gegenstand die wohlwollende Achtung der ge- 
dachten allerhöchsten Höfe der Stadt erhalten bleiben werde. 

Im ganzen war diese Schrift eine sehr geschickte diplo- 
matische Arbeit. Angesichts der liberalen Tendenzen, die die 
beiden deutschen Großmächte gerade in der Judenfrage an 
den Tag legten, verstand Smidt in einem höchst liberal ge- 
stimmten Tone zu sprechen, ohne hervorstechende Gehässig- 
keit, wenn er auch nicht immer die Gereiztheit zu verbergen 
vermag. Da seine Sache nicht so glatt war, wie er sie dar- 
gestellt zu haben wünscht, bestrebt er sich, sich durch die 
Schwierigkeiten hindurchzuwinden. Daß er dabei nicht den 
Widersprüchen entgehen kann, war nur deren unmittelbare 
Folge. Um die Mächte zu beruhigen, möchte er sie über- 
zeugen, daß die Juden selbst sich mit dem Vorgehen der 
Stadt abgefunden hätten, muß aber bald darauf selbst die 
Tatsache erwähnen, daß sich die bremischen Juden, „der 
ganz verschiedenen Verhältnisse ungeachtet", zusammen mit 
ihren hamburgischen und lübeckischen Glaubensgenossen 
an die Mächte um Schutz gewendet haben, ja, er kommt 
schließlich dazu, ihnen daraus einen Vorwurf zu machen, 
um damit den Mangel an Zutrauen ihnen gegenüber zu be- 
gründen. Er selbst dürfte auch ebenso wenig von der Stich- 
hältigkeit eines seiner Hauptargumente erbaut gewesen 
sein, daß die 21 Juden um ihretwillen gegen den Willen der 
50.000') übrigen Einwohner die französische Verfassung er- 
halten wollten. Es erweckt den Anschein, als ob die winzigen, 
noch dazu, nach seiner eigenen Behauptung, sehr armen 
Juden, nichts anderes als die Herrschaf t in Bremen ange- 
strebt hätten. Smidt war ein viel zu gediegener Politiker, 
als daß er nicht verstehen sollte, daß nicht dieser Weg ihn 
zum Ziele, zum Überzeugen der großen Höfe führen würde. 
Er versteht also sofort andere Töne anzuschlagen. Über 
die Vergangenheit gleitet er, sie immer beschönigend und 
verzierend, hinweg, und verlegt sein Hauptgewicht auf die 
Zukunft. Er sucht sich von der Rolle eines Vorkämpfers der 



•) Genauer betrug die Bevölkerungszahl im Jahre 1807: Altstadt, 
Neustadt und Vorstädte 36.041, Landgebiet und Vegesack 12.461, zu- 
sammen 48.502 Köpfe. Bippen, a. a. 0. III, 351 Anm. 1812 vermindert sich 
die Zahl auf: Stadtgebiet 35.806, Staatsgebiet 47.797. Vgl. Fr. Waldhausen. 
Der Bremer Vermögensschoß im Rahmen der direkten Besteuerung Bre- 
mens im 19. Jahrhundert in Münchener volk wirtschaftliche Studien, 
Stück 111. 
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Zunftordnung loszulösen, obgleich er sofort Einschränkun- 
gen macht, um sich für alle Fälle freie Hand zu lassen. Die 
Juden selbst haben von der Zukunft alles beste zu erwarten. 
Die würdigeren unter ihnen werden nach Ablauf der sechs- 
jährigen Frist von der Stadt als Bürger aufgenommen wer- 
den und überdies erwarte Ja auch die Stadt selber die Lö- 
simg nur von der allgemein deutschen Verfassung, Ja, sie 
habe ihm, dem Bevollmächtigten, in ihrer ersten Instruktion 
geradezu den Auftrag erteilt, sich für eine derartige Rege- 
lung einzusetzen.^") Darin sollten die Großmächte ihre Be- 
ruhigung finden: denn bei der Beschlußnahme über die all- 
gemein deutsche Verfassung werden sie doch beteiligt, vor- 
aussichtlich sogar vorherrschend sein, folglich auch diese 
Angelegenheit im eigenen Geiste zum Abschlüsse bringen 
können. Dieses Argument des Bremer Deputierten schien 
gev/irkt zu haben und seine Absicht glückte. Die beiden 
Großmächte ließen sich nicht einmal in die von ihm erwar- 
teten „weiteren Kommunikationen*' ein, sondern beschlossen 
die generelle Erledigung der Judenfrage in Deutschland ab- 
zuwarten, und den ohnedies nicht sehr sympathischen unauf- 
hörlichen Notenwechsel mit den Hansestädten nicht weiter 
fortzusetzen. Zu diesem Entschlüsse mochte auch vielleicht 
die inzwischen eingetretene Wendung in der gesamteuropä- 
ischen Lage, die durch die Rückkehr Napoleons hervorge- 
rufen, allen Diplomaten vollauf Arbeit verschaffte, mitge- 
wirkt haben. Diese Sache blieb also noch in Schwebe, in Un- 
sicherheit gelassen. 

IL 

In den ersten Märztagen kam endlich die Entscheidung 
über die Unabhängigkeit Frankfurts.") Frankfurt sollte 
eine freie Stadt bleiben. Jetzt lag es also nicht mehr im 
Interesse der Hansestädte, ihre Sache möglichst von der 
Frankfurter zu trennen und es folgte bald ein inniges Zu- 
sammengehen. Zu den drei hanseatischen Vertretern, deren 
Leiter unzweifelhaft Smidt war, trat bald auch Danz hinzu 
(Scharf f war, wie gesagt, kein offizieller Bevollmächtigter), 
und es entstand so eine für die Juden höchst gefährliche 
Verbindung. 

^0) „Der Senat hat seinen Abgeordneten zum Congresse in der ihm 
unter dem 17. August 1814 ertheilten schriftlichen Instruktion ausdrücklich 
beauftragt, dahin zu streben, daß über das Benehmen in Hinsicht der 
Juden in Deutschland allgemeine Prinzipien möchten festgesetzt werden." 
(Fußnote bei Smidt). 

") Vgl. Schwemer a. a. 0. I, 128 ff. 
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Der rrankfurter Syndicus Doktor der Rechte Johann 
Ernst Friedrich Danz war entschieden weniger talentiert, 
als sein Bremer Kollege. Dieser letztere charakterisiert ihn 
in seiner trefflichen Weise folgendermaßen"): „Danz ist 
ein gerader, furchtloser Mann, der viel Respektables hat und 
eine Menge gelehrter Kenntnisse besitzt, aber es fehlt ihm 
an allen Weltformen; er ist ein Stubengelehrter, der seine 
vier Wände nicht verläßt, als wenn er ein bestimmtes Ge- 
schäft auszurichten hat." Und in der Tat war Danz viel spieß- 
bürgerlicher und von viel engerem Gesichtskreise als Smidt. 
Während dieser sich, obwohl nicht über den Durchschnitt 
seiner Zeit, der allgemein deutschen Angelegenheit wid- 
mete, sah der Frankfurter hinter den Mauern seiner Vater- 
stadt keine Welt vor sich. In den Bund der „Mindermäch- 
tigten" trat Smidt mit Freuden ein und verschaffte sich auch 
bald einen entsprechenden Einfluß. Danz kostete es Selbst- 
tiberwindung sich in so etwas mehr gewagtes einzulassen.is) Aber 
innerhalb seines engen Kreises war er ein tüchtiger Mann. 

Ebenso wie seine jüdischen Widersacher war auch er 
kein gebürtiger Frankfurter.") Erst seit zwanzig Jahren 
in der Stadt ansässig, hatte er sich bald als fähiger Reichs- 
jurist ausgezeichnet und rückte rasch vom Kanzleirat zum 
Syndicus vor. In primatischer Zeit versah er ein Richteramt, 
um nach Wiederkehr der Stadtverwaltung eine noch bedeu- 
tendere Rolle als in der vorprimatischen Periode zu spielen. 
In der Verfassungsfrage gehörte er zu den ersten, und Jener 
Konstitutionsentwurf, der bei Eichenberg erschienen war 
und die Juden zu ihrem Einspruch zuerst bei Stein, dann 
am Kongreß bewog, war sein Werk.") Mit dieser Sach- 
kenntnis ausgerüstet, und auch nicht ohne frühere diplo- 
matische Erfahrung (er vertrat die Stadt Frankfurt am Re- 
gensburger Hauptdeputationsschluß) ging er nach Wien, 
einerseits die Sache der Stadt als solche und zweitens die 
Sache des Senats gegen seine Gegner innerhalb derselben 
vor dem großen europäischen Richterstulile zu vertreten. 

Über sein Verhalten zur Judenfrage in der ersten Zeit 
haben wir so manche Nachrichten.") Der Senat erfuhr als- 
bald von der Sendung der jüdischen Deputierten und geriet 
in höchste Unruhe. Er verständigte davon unverzüglich Danz 
mit der Weisung, darauf zu achten, „daß nicht die Juden- 



^) Ebenda S. 392. 

") Vgl. seinen Bericht ebenda S. 119 f. 

") Ebenda S. 37. 

") Vgl. ebenda S. 82. 

*•) Die meisten aufgenommen von Schwemer auf Grund der eigenen 

Berichte Danzens, ebenda S. 108 und 122 f. 
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Schaft sich Vorteile zu erschleichen suche". Wir sahen nun, 
daü, wie es wahrscheinlich ist, Danz sich seiner Gegner auf 
eine einfache Weise zu entledigen suchte, durch eine polizei- 
liche Ausweisung/^ Die Absicht mißlang. Die Juden hin- 
gegen wußten das Terrain derart gut vorzubereiten, daß die 
erste Frage, die Danz an entscheidender Stelle (sicherlich 
bei Metternich) gestellt wurde, gelautet hat: was die Ver- 
fassung an Bestimmungen über, die Juden enthalte. Danz 
sah nun ein, daß es nicht so weitergehen könne und be- 
strebte sich, die mit ihm in Verbindung stehende Senats- 
kommission in der Richtung der Zugeständnisse für die 
Juden zu beeinflussen. Er selbst hatte sich der österreichi- 
schen Regierung gegenüber in dieser Frage auf eigene Faust 
entgegenkommend geäußert. Die heimische Kommission je- 
doch wollte unter keiner Bedingung über die Vorschriften 
der Konstitution hinausgehen, d. h. sie wollte keine nähere 
Bestimmung über die Juden. Sie erklärte nur, man werde den 
Juden in Frankfurt diejenigen Freiheiten gestatten, welche 
die aufgeklärten Regierungen ihnen angedeihen lassen wür- 
den, insoferne solche mit der hiesigen Lokalität vereinbar 
seien. Naturgemäß konnte Danz mit einer derartigen Er- 
klärung der Wiener Regierung nicht imponieren. Er ver- 
suchte, den Widerstand der Kommission durch das Einsenden 
des Ilardenbergschen Schreibens an die Hansestädte zu 
brechen. Für den Augenblick hatte dieses Schreiben wie in 
Hamburg und Lübeck einen gewissen, obwohl nur halben 
Erfolg. Der Senat sah sich gezwungen, die Juden mindestens 
provisorisch als Bürger anzuerkennen. So konnte er in 
seinem Ratschlüsse vom 28. Februar 1815 die Juden nicht 
übergehen, und mußte in seiner im Frankfurter Intellegenz- 
blatte vom 7. April 1815 erschienenen „Edictalladung'' unter 
anderen in Frankfurt „verburgerten" Personen auch einen 
Juden, namens Salomon Lob Schotte, auffordern, die rück- 
ständigen Abgaben binnen einer unerstrecklichen Frist von 
drei Monaten zu entrichten, unter der Verwarnung, „bei 
dessen Entstehen des Frankfurter Bürgerrechts sofort ver- 
lustig erklärt zu werden".") Im Prinzipe jedoch verweigerte 
die Kommission jedwedes Zugeständnis, indem sie sich auf 
den Wortlaut der Konstitution berief, von der abzukommen 
sie sich nicht befugt halte. Ein Argument, dem wir wie- 
derholt bei den Bremern begegnet sind. Um aber Danz, dessen 
Stellung am Kongresse durch eine so schroffe Ablehnung be- 



*0 S. oben. 

") Mitgeteilt in der Frankfurter Korrespondenz des „Oesterreichi- 
schen Beobachters" vom 8. August 1816 (Nr. 221). 
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einträchtigt werden mußte, ein anderes Machtmittel zu geben, 
autorisierte sie ihn und Scharff , nötigenfalls Geschenke und 
Versprechungen anzuwenden. Danz antwortete darauf etwas 
überlegen (1. März), daß sie schon früher wahrgenommen 
haben dürften, daß „die gewöhnlichen Springfedern ange- 
zogen worden seien". Dies wußte bald die Kommission nur 
zu gut, denn bald mußte sie den Deputierten nach Wien recht 
beträchtliche Summen, abgesehen von kleineren Sendungen 
in natura, nachschicken.**) 

III. 

So hatten die Juden an zwei Fronten zu kämpfen. Von 
der einen Seite Smidt mit seinem diplomatischen Schrift- 
kampfe, von eventueller geheimer Beeinflussung abgesehen, 
von der anderen Danz mit seinen für den Kampf hinter den 
Kulissen ihm zu Gebote stehenden bedeutenden Machtmitteln 
der reichen Mainstadt. Die Juden verstanden es aber, die 
Stöße mit denselben zweifachen Waffen zu parieren. So ver- 
nehmen wir aus dem Briefe Oppenheimers an Bloch vom 
18. Februar,") daß die unansehnliche jüdische Gemeinde 
Lübecks die schwersten Lasten nicht scheute, um den Zweck 
zu erreichen, und daß sie bis dahin an das gemeinsame Ham- 
burger Komitee 1000 Taler (500 Taler in barem und 1500 C. M. 
in einem Wechsel) abgeliefert hatte. In diesen Lasten 
herrschte sicherlich eine gew^isse Proportion und die große 
und reiche hamburgische Judengemeinde hatte zweifellos an 
ihrem Teile einen weit größeren Betrag entrichten müssen. 
Und noch mehr konnte sich die Judengemeinde Frankfurts 
mit ihren Rothschilds, Speyers und Mays leisten. Während 
sich aber anfangs die Verhältnisse so gestaltet hatten, daß 
die hanseatischen Deputierten im Bewußtsein ihrer Über- 
legenheit sich von den Frankfurter Kollegen wohlweislich 
fernhielten und bei den Juden im Gegenteil gerade die Frank- 
furter ihre Sache von der allgemein deutschen trennten, so 
erfolgte in den Märztagen der für die Juden verhängnisvolle 
Umschwung: der Zusammenschluß der christlichen Vertreter 

") So z. B. eine Sendung von 80 Flaschen alten Johannisberger 
Weines. Die Barzahlungen stellten sich auf den in jener Zeit höchst 
ansehnlichen Betrag von 71.000 Gulden, darunter 55.000 für eine Wiener 
Persönlichkeit, in der Schwemer (a. a. 0. S. 129) keinen anderen als 
Metternich aus der Chiffre herauszulesen weiß. Naturgemäß war das 
Geld in erster Beihe als Mittel zur Sicherung der Unabhängigkeit be- 
stimmt, doch konnte man dabei auch in der Judenfrage, die für die Frank- 
furter Geldgeber keinesfalls zu den nebensächlichsten gehörte, einiges 
Entgegenkommen erhoffen. Wir sehen, in bezug auf Wien erwies sich 
die Hoffnung trügerisch. 

>») Carlebach, a. a. Ö. S. 69. 
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der freien Städte bei gleiclizeitiger Aufrechterhaltung der 
Sonderbestrebungen innerhalb der jüdischen Repräsentanz. 
Die Frankfurter jüdischen Deputierten stellen ihre An- 
gelegenheit als Rechtsstreit dar und forderten vom Kon- 
gresse eine mehr juridische Entscheidung. Buchholz hin- 
gegen konnte sich nicht auf Verträge und dgl. mehr berufen, 
sondern mußte die politischen Grundsätze, welche die Eman- 
zipation der Juden im ganzen Deutschland bestimmen wür- 
den, in den Vordergrund rücken. Zu diesem Zwecke genügte 
es nicht einmal, seine Sache wie eine Rechtsklage darzu- 
stellen, sondern er mußte'*) immer und immer wieder neue 
Argumente heranziehen, die alten wiederholen und einschär- 
fen, um die Auffassungen der leitenden Kreise für sich zu 
gewinnen. Ja, es genügte nicht einmal mit den Diplomaten 
zu verhandeln; bei einer derartigen politischen Neuordnung 
galt es auch, die Volksmeinung, mit der man gerade in der 
Kongreßzeit mehr zu rechnen begann, im eigenen Sinne zu 
beeinflussen. Dieser Aufgabe unterzog sich nun BucbJiolz. 
Bereits in der ersten Kongreßzeit'*) hatte ein einfluß- 
reicher Schriftsteller, Geheimer Rat Karl Ernst Schmid *•) in 
seiner allgemein gelesenen und auch von den bedeutend- 
sten Männern beachteten Schrift, „Deutschlands Wieder- 
geburt", welche ganz im Sinne der zwölf Artikel geschrie- 
ben war, unter anderem auch zur Judenfrage Stellung ge- 
nommen, indem er die Forderung aufstellte, die Juden zur 
Erlangung des vollen Bürgerrechts unter gewissen Bedin- 
gungen zu befähigen. Indes ist diese Forderung nur neben- 
bei unter den vielen anderen ausgesprochen worden und 
konnte keinesfalls genügen. Wenn schon früher so oftmals 
sich in Deutschland Stimmen für und gegen die Emanzipa- 
tion der Juden in besonderen Schriften erhoben, so konnte 
dies jetzt, im Zeitpunkte der Entscheidungen, schon gar nicht 
ausbleiben. Für jetzt war es Buchholz, der nicht nur den 

'^) In dem Vorwort zu seinen Aktenstücken schreibt Bachholz selber 
wie folgt: „Wer eine Sache der Menschheit vertheidigt, darf den Beruf 
dazu nicht erst darlegen. Dringt was er sagt aus seinem innersten 
Herzen — fehle auch dann seinen Worten der rednerische Schmuck — 
die Herzen seiner besseren Hörer wird er noch erreichen." „Wahr- 
heiten, an welche man nicht oft genug erinnern, — Vorurtheile welche 
man nicht oft genug bekämpfen kann; wird nicht wenn sie auf das Wohl 
und Wehe von Millionen einwirken, es um so höhere Pflicht lauter die 
Stimme zu erheben? Lauter in einem Zeitpunkt, welcher als den einer 
wohlthätigen Umgestaltung sich ankündigt?" 

'') Schon am 12. Oktober war die Schrift des hildenburghausischen 
Vize-Präsidenten der Landesregierung auf dem Kongresse im Umlauf. 
Vgl. Schmidt, Gesch. der deutschen Verfassungsfrage S. 213 ff. 

'*) Er sollte erst später (1816) eine besondere Schrift: „Ueber das 
Bürgerrecht der Juden in Deutschland" herausgeben. 
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Kampf um die Diplomatengunst aufnahm, sondern auch um 
die Gesinnung des Volkes in die Schranken trat. Schon 
früher hat er sich seine schriftstellerischen Sporen im 
Dienst« derselben Sache, nur in geringerer Ausdehnung, ge- 
holt. Wenn man auch von einigen judenfreundlichen Artikeln 
im Lübecker Amtsblatte vom Jahre 1813, unter deren Ver- 
fasser nicht mit Unrecht Buchholz vermutet wird,"*) absieht, 
hat er eine besondere Schrift für die Forderungen der Juden 
in seiner Vaterstadt schon im Jahre 1814 veröffentlicht, und 
jetzt am Kongresse nicht ohne Erfolg in Umlauf gesetzt.*"*) 
Schon in dieser Schrift, die den Titel führt: „Über die Auf- 
nahme der jüdischen Glaubensgenossen zum Bürger- 
recht",**) wird über die Lübecker Ortsverhältnisse hinaus die 
Judenfrage von einem allgemeinen Standpunkte, von allge- 
mein menschlichen wie spezifisch deutschen Erwägungen 
ausgehend behandelt.'^) Viel stärker und nachdrücklicher 
sollte dies in der zweiten Schrift geschehen, welche sich nicht 
an die Lübecker Bürgerschaft, sondern an die gesamte deut- 
sche Volksmeinung wendet, und in der Buchholz nicht als 
ein gewöhnlicher Lübecker Ortspolitiker, sondern tatsächlich 
— mag er sich auch als „Privatmann" bezeichnen — als 
„Anwalt der Judenschaft Deutschland" auftritt, um im Namen 
derselben an die Monarchen und Völker zu sprechen. Diese 
Schrift, die den Namen „Actenstükke die VerbesseriÄig des 
bürgerlichen Zustandes der Israeliten betreffend" trägt und 
bei Cotta in Stuttgart und Tübingen im Jahre 1815 erschie- 
nen ist, interessiert uns nicht nur an und für sich, sondern 
auch deshalb, weil sie uns die Richtlinien zeigt, nach welchen 
die offizielle Buchholzsche Eingabe an den Kongreß verfaßt 
worden war. Daß dem so ist, beweist nicht nur die Tat- 
sache, daß die beiden Schriftstücke von demselben Verfasser 
imd in denselben Tagen verfaßt worden waren,*®) sondern 
auch eine Äußerung des Verfassers am Schlüsse des Vor- 
wortes. In diesem schildert Buchholz den Zweck der Ver- 
öffentlichung. Er erklärt, zunächst die Fragte erörtern zu 
müssen, ob wirklich „müßte dem Philosophen der Politiker 
gegenülDer treten — wäre was jenem Vorurtheil dünkt, diesem 
nur eine notwendige Schonung bestehender Verfassungen". 

**) Carlebach, a. a. 0. S. 56. 

») Klüber, a. a. 0. I, 4, S. 77 Note. 

^) In 64 Seiten, erschienen bei Michelsen in Lübeck. 

^) Vgl. die Charakteristik bei Carlebach, a. a. 0. S. 64 u. Note dort. 
Dieselbe ist übertrieben liebevoll. 

*8) Die Vorstellung am Wiener Kongreß war am 9. Dezember über- 
reicht, und das Vorwort der Druckschrift ist „Wien im Dezember 1814" 
gefertigt. 
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Auf diese Frage will er nicht, wie es bisher geschah und ge- 
schehen mußte, nur in einer theoretisch-prinzipiellen Weise 
eingehen, sondern er werde sidi bestrelx^n, auf Grund von 
Tatsachen darauf die Antwort zu erteilen. „Erfahrungen sind 
es heute, deren Resultate ich liefere, nachaiimungswerte 
Muster die ich bringe. Nicht aus Vernunftschlttssen allein, 
aus Thatsachen habe ich dargelegt, daß und wie jene notwen- 
dige Reform möglich, daß und wie, aller ans(|ieinenden Hin- 
dernisse ohnera^tet, sie Auf einem allgemeinen Wege für 
Deutschland, dulch eine 'einzige konforme Maßregel erwirkt 
werden könne, olinq daß verschiedene Lokalitäten, ohne (laß 
verschiedene Grade der Zl:«»ilisation ernsthafte Hindemisse 
in den Weg legen''. Diese * einheitliche Regelung für <anz 
Deutschland ist nun sein Hauptziel. Es ist aber fraglich, ob 
sich das deutsche Komitee am Kongresse dazu b^Pugt halten 
wird. Darauf antwortet Buchholx : „Wenn ich njit^ht sehr irre, 
gehören da, wo von den inneren Angelegei^litten Deutsch- 
lands und von inneren Grundverfassung^.^||^e Rede sein 
soll, auch solche Gegenstände zur Sache„^!:w6lche von Ein- 
flüssen auf alle Deutschen Staaten ohne Ausnahme sich be- 
währen, und wo die gemeinschaftlich darüber zu nehmenden 
Beschlüsse besonders dahin zwecken, Trennung der Gemüter 
unter Deutschen Unterthanen selbst zu entfernen, Ungleich- ^ 
förmigkeiten ein Ziel zu setzen, deren Inkonvenienzen an-' 
erkannt sind, und unter allen welche auf deutschen Boden 
geboren sind, auf deutschem Boden wohnen, ein festeres 
Band zu knüpfen''. Von dieser Art sind nun die Vorschläge, 
welche er zu unterbreiten wünscht. Hierauf schließt er das 
Vorwort mit folgenden Worten: „Sollen Vorschläge der be- 
zeichneten Art überhaupt entfernt bleiben von der Beratung 
des deutschen Komitees, so ist das Schicksal dieser Blätter 
und einer der deutschen Comit^e übergebenen Vorstellung 
geweissagt. Sollen sie es nicht, so werden die nachstehenden 
Darstellungen nicht ohne Erfolg die Frage behandeln: ob 
die Verbesserung des bürgerlichen Zustandes der Israeliten 
in Deutschland, zu den gegenwärtigen Bedürfnissen Deutsch- 
lands gehöre oder nicht". Wie aus diesen Sätzen klar zu Tage 
tritt, haben sowohl die Schrift wie die Vorstellung einen und 
denselben Inhalt, mag auch die Druckschrift, welche für 
weitere Kreise bestimmt war, manches zwecks besseren Ver- 
ständnisses ausführlicher auseinandergesetzt haben. 

Sehen wir uns nun diese interessante Schrift näher an. 
Sie umfaßt zusammen 157 Seiten, von denen aber dem Titel 
eigentlich nur 73 mit abgedruckten Aktenstücken entspre- 
chen, währ,end die übrigen von den eigenen einleitenden Er- 
örterungen, Schlüssen und Vorschlägen des Verfassers aus- 

8 Bftron: Die Jndcafmc« Mif dem Wiener KongreMe. ÜS 
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gefüllt sind. — Die Aktenstücke, welche zum Abdrucke in 
folgender Reihenfolge gelangen, sind:") 1. das preußische 
Edikt vom 11. März 1812, 2. das Mecklenburg-Schwerinsche 
Edikt vom 22. Februar 1812, 3. das badische Edikt vom 
13. Jänner 1809, 4. das bayrische Edikt vom JO. Juni 1813, 
5. das dänische Edikt vom 29. März 1814 und 6. ein Auszug 
aus der Niederländischen Konstitution nebst dem seinerzeiti- 
gen batawischen Dekrete vom 2. September 1796.'°) All diese 
Aktenstücke '0 sollen nun dem Verfasser als Mittel dienen, 
lun auf Grund von Erfahrung und Tatsachen, wie er wünscht, 
seine Vorschläge zu erhärten. 

In längeren, teils weitschweifigen, teils aber auch aus- 
gezeichneten Auseinandersetzungen beleuchtet er das jü- 
dische Problem von den verschiedenen Gesichtspunkten dog- 
matisch-aufklärerischer, historischer und namentlich politi- 
scher Natur. Zimi Schlüsse verlangt er für die gesamte Juden- 
frage eine einzige konforme Maßregel für ganz Deutschland, 
ohne besondere Rücksichten auf die Lokalitäten und ohne 
Verzögerungen. „So wenig der unschuldig Eingesperrte, von 
seinem den Irrtum später erkennenden Richter, länger im 
Kerker um deswillen detiniert werden darf, weil er nun erst 
an den Gebrauch der Freiheit gewöhnt, und daß seinem Ge- 
müt erst die nachteiligen Folgen der getragenen Sklaven- 
kette verwischt werden müßten, so wenig darf es hier ge- 
schehen.*') Diese Forderung begründet er ausführlich na- 
mentlich mit dem Hinweise auf Preußen, wo die Lokalunter- 
schiede gar nicht geringer sind, als in den weitesten Gebie- 
ten Deutschlands. Nachdem er noch die seit dem Befreiungs- 
kriege erfolgten Rückschritte aufzählt, schließt er auf eine 
eindrucksvolle Weise: „Deutsche Regenten und Staats- 
männer dieser großen und merkwürdigen Zeit! Die Augen 
der Zeitwelt begleiten Euere Schritte, und die Nachwelt wird 
richten". 



«•) S. oben. 
»0) Siehe oben. 

»^) Nicht alle stellen natürlich Buchholz zufrieden. Am Schlüsse 
seiner Einleitung schreibt er: „Lassen einige derselben manche Wünsche 
noch übrig so wird der zweyte Schritt nicht fehlen, nachdem der erste 
so ruhmwürdig geschehen war. Darinn und in dem wesentlichen Punkte 
stimmen sie alle überein: daß die Isralitischen Unterthanen der Staaten, 
für Landeskinder zu achten, und alle erlaubten Wege des Gewerbs ihnen 
zu öffnen sind". — Buchholz plante noch eine Beihe weiterer Akten- i 

stücke sowohl außerhalb Deutschlands wie innerhalb seiner Grenzen als 
zweites Heft seiner Schrift herauszugeben. Der Grund, warum die Ab- 
sicht nicht zur Ausführung gelangte, ist nicht bekannt. S. 80 f. 

»») Diesem Gedanken sind wir schon bei Humboldt im Jahre 1809 
begegnet. S. oben. 
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Die ganze Schrift steht unter dem Einflüsse Mendels- 
sohns, den der Verfasser von tiefstem Herzen bewizndert 
(„der unsterbliche Mendelsohn", der „Sokrates der Deut- 
schen")") und Dohms. Er geht in manchem sogar über diesen 
letzteren hinaus und verlangt auch die Zulassung der Juden 
zu Staatsämtern. Das Menschenalter war nicht umsonst ver- 
strichen. In den inneren Fragen des Judentums bewegt er 
sich auf schwachen Füßen (z. B. die Gleichschätzung des 
Pariser Synhedrins mit der Bibel und dem Talmud) und 
bleibt nur ein Sprachorgan einiger besonderen Kreise, der 
Friedländers, Bendavids, Jakobsohns usw., die alle in der 
Schrift erwähnt werden, die aber kaum für ihn objektive 
Gewährmänner sein konnten. Dafür bezeugt er aber in den 
politischen Fragen eine genaue Sachkenntnis, wie sie nur in 
langem Nachdenken erreicht werden kann. Überdies ist die 
Schrift in einem damals überall, auch in den diplomatischen 
Aktenstücken eingeführten schwunghaften Stil abgefaßt, der 
aber auch nach unserem Geschmacke an Schönheit und Kor- 
rektheit nicht viel zu wünschen übrig läßt, und dieser Stil 
in Verbindung mit den sachlichen Ausführungen mußte so- 
wohl auf die „Regenten und Staatsmänner", an die die 
Schrift direkt gerichtet ist, wie auch auf die Volksmeinung, 
zu welcher sie mittelbar aber bewußt spricht, eine mächtige 
Wirkung ausüben. 

Da nun, wie wir angenommen haben, die Buchholzsche 
Vorstellung an den Kongreß vom Dezember 1814 vielleicht 
inhaltlich kürzer aber nicht nur dem allgemeinen Geiste 
nach, sondern auch in den meisten Einzelheiten sich mit 
dieser Schrift deckt, dann ist der nicht nur äußerliche, son- 
dern auch innere Zusammenhang dieser Vorstellung mit der 
später erfolgten Intervention der Großmächte, namentlich 
Preußens unverkennbar. 

Nicht nur die Initiative, sondern auch eine inhaltliche 
Beeinflussung des Buchholzschen Gedankenganges läßt sich 
im Hardenbergschen Schreiben vom 4. Jänner leicht erken- 
nen, um nur den Umstand als Beispiel anzuführen, daß sich 
in der Buchholzschen Schrift schon der Hinweis auf das 
später mit besonderem Nachdruck von Hardenberg betonte 
Argument findet, und zwar: Das eigene Interesse Preußens 
aii der Gestaltung der Judengesetzgebung in den anderen 
deutschen Gebieten. Wann die Buchholzsche Schrift fertig- 
gedruckt und in Wien in Umlauf gesetzt wurde, läßt sich 
nicht näher bestimmen. Es scheint aber, daß sie schon Smidt 
bei der Abfassung seiner Denkschrift (März 1815) vor Augen 

") S. S. 23, 43, 59. 
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hatte, und darauf ist vielleicht seine längere Ausfülirung 
über die Zünfte, die Buchholz als das für die Juden feind- 
lichste Element angreift, zurückzuführen. So wurde nun 
Buchholz und nicht die beiden von partikularistischen Ge- 
sichtspunkten ausgehenden Frankfurter Juden zum eigent- 
lichen Vertreter der Judenemanzipation auf dem Kongresse 
und ihm fiel einzig der Schriftkampf gegen die städtischen 
Deputierten zu. Es bekämpften sich also auf diese Weise die 
städtischen Deputierten, die christlichen und die jüdischen 
als die Hauptgegner und rüsteten sich zu dem entscheiden- 
den Kampfe. In diesem Kampfe sollte den Vertretern der 
Juden sowohl Buchholz als auch den Frankfurtern ein star- 
ker Bundesgenosse erstehen: die prunkvollen jüdischen 
Salons in Wien. 



Vierter Abschnitt. 

Die Wiener Salons.^) 

I. 

„Le congres danse, mais il ne marche pas'\ dieses ge- 
flügelte Wort des geistreichen greisen Feldmarschalls Für- 
sten de Ligne bildet die Überschrift schon in sehr vielen 
Abschnitten, die auf den Wiener Kongreß zu sprechen kom- 
men. Die ganze Dauer des Kongresses schien ein großes 
Fest, ein ununterbrochener Tanz, ein Wirbel von Unterhal- 
tungen und Vergnügungen zu sein, hinter denen die nie 
rastende unermüdliche Arbeit der Diplomaten nur zu oft ver- 
kannt wurde. Dem Auge des Zeitgenossen offenbarte sich nur 
der äußere ungewöhnliche Prunk, nur das farbenreiche „Ge- 
mälde'' des Kongresses, aber die meisten tiefen, kaum über- 
brückbaren Gegensätze, die die Diplomaten trennten und die 
gerade nur durch die Maske des Gesellschaftslebens ver- 
deckt werden konnten, um nicht sofort zum Abbruche zu 
führen, die waren für die große Mehrzahl sogar der Berufs- 
politiker ein Geheimnis. Man sah die überlange Dauer des 



^) Als Hauptquellen zu diesem Abschnitte dienen: A. Foumier, 
Die Geheimpolizei auf dem Wiener Kongreß (Wien und Leipzig 1913); 
Stägemanns Briefe bei Hedwig von Olfers. Ein Lebenslauf (Memoiren) 
I. Bd. (1799—1815), Berlin 1908; Tagebuch des Marquis St. Marsan bei 
I. Binieri, Corrispondenza inedita dei cardinali Consalvi e Pacca (1814 
bis 15) Torino 1903; Carl Bertuchs, Tagebuch vom Wiener Kongreß, 
hrsg. y. Egloffstein, Berlin 1916; Vamhagen Rahel. Ein Buch des An- 
denkens n (Berlin 1834). Vgl. auch de la Garde, Gemälde des Wiener 
Kongresses (deutsch in 4 Bändchen, Leipzig 1844); C. A. Varnhagen 
V. Ense, Ausgewählte Schriften XVII S. 328—335 (Leipzig 1875); Fr. 
Graf f er, Kleine Wiener Memoiren III, 247 ff. (Wien 1845); Jüdischer 
Plutarch I, 118 ff, H, 10 ff. (Wien 1848); C. Wurzbach, Biographisches 
Lexicon des Kaisertums Oesterreich (unter F. v. Amstein. Bernhard 
y. Eskeles und Simon v. Lämmel); G. Wolf, Die jüdischen Friedhöfe und 
die Chewra Kadischah in Wien (Wien 1875); M. Grunwald, Fanny v. 
Amstein (Feuilleton in der „Neuen Freien Presse" v. 25. Nov. 1907); 
Derselbe, Zur Familiengesch. einiger Gründer der Wiener Chewra Kadi- 
3cha: Amstein im Anhang zum 35. Heft der Mttlg. d. jüd. Volkskunde 
(Wien 1910); Derselbe, Die Feldzüge Napoleons; J. Taglicht, Nachlässe 
der Wiener Juden im 17. und 18. Jahrhundert (Wien u. Leipzig 1917); 
B. Wachstein, Die Inschriften des alten Judenfriedhofes in Wien II. Bd. 
(Wien u. Leipzig 1917). 
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Kongresses, man konnte sich die Ursache des Hinziehens 
nicht erklären, da schob man gerne die Schuld auf die nie 
aufhörende Reihe der Bälle, wie der Theatervorstellungen, 
der Soupers, wie der musikalischen Abende, die sich in ra- 
scher Aufeinanderfolge überstürzten und an denen sich die 
Monarchen und Diplomaten, die hohen Militärs, der Hochadel 
und die Hochfinanz mit wenigen Ausnahmen beteiligten. 
Nicht in letzter Reihe in diesem stark pulsierenden Gesell- 
schaitsleben schritt die jüdische Hochfinanz. Es war dies der 
Arnstein-Eskelessche Kreis, um den sie sich gruppierte, und 
dieser Kreis wurde bald zu einem der Hauptzentren des ge- 
sellschaftlichen Lebens im Wien der Kongreßzeit. 

An der Spitze dieses Kreises, wenn auch keinesfalls 
als dessen bedeutendste Persönlichkeit, stand Nathan Adam 
Freiherr von Arnstein (1748 — 1838). Von seinem Vater, dem 
Hoflieferanten Adam Isaak Arnstein (auch Arnsteiner ge- 
nannt), der im Leben der Wiener Juden bereits eine hervor- 
ragende Stellung eingenommen hatte, erbte er ein recht be- 
deutendes Vermögen.') Er hat nun nicht nur die Geschäfte 
des Vaters weitergeführt, sondern auch sie um vieles höher 
entfaltet. Er gewann bald in den offiziellen Kreisen einen 
bedeutenden Einfluß. Diese seine Stellung datierte nicht, 
wie es gewöhnlich dargestellt wird, erst vom Zeitalter der 
napoleonischen Kriege und der damals beginnenden öster-^ 
reichischen Papiergeldwirtschaft, welche die Handhabe für 
Arnstein wie für viele andere bot, ihr Kapital auf die 
rascheste Weise zu vervielfachen. Schon zu der Regierungs- 
zeit der Kaiser Josef II. und Leopold II. war seine Bedeu- 
tung keine geringe. Und wir hören sogar von einem Zwi- 
schenfalle, bei dem um seinetwillen die wichtigsten Staats- 
behörden wie der niederösterreichische Regierungspräsident 
Graf Sauer, die böhmische Kanzlei und die oberste Justiz- 
stelle dem ausdrücklichen Befehle des Kronprinzen und wäh- 
rend der Abwesenheit des Kaisers Leopold auch zeitweiligen 
Regenten Franz entgegenzuarbeiten, die "oberste Justizstelle 
sogar den Befehl auf eine dem Prinzen „grob und unan- 
ständig" dünkende Weise zu beantworten wagen.') 1795 

») Vgl. im einzelnen bei Taglicht, a. a. 0. S. 146 ff. und 297 ff. 

>) Es war dies anläßlich eines Überfalles auf Arnstein auf offener 
Straße, wobei der Täter im Auftrage eines gewissen Gr. M. zu handeln 
vorgab. Arnstein wollte mm diesen eigentlichen Initiator feststellen, und 
wünschte, daß die Regierung einen Preis für die Festnahme des Täters 
und auch die Straflosigkeit desselben, falls er den Auftraggeber bekannt- 
geben werde, öffentlich ankündige. Dies geschah auch trotz des ausdrück- 
lichen Verbotes des Prinzregenten und wurde erst nach eindringlicher Wie- 
derholung desselben revociert. Vgl. Dr. C. Wolfsgruber, Franz I. (Wien 
und Leipzig 1899) IL 178 f. Die Angabe der Berichte vom 25. Mai 
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wurde er geadelt, 1798 in den Freiherrnstand erhoben, und 
war von nun an die erste Persönlichkeit unter den Wiener 
Juden. Er selbst scheint kein hervorragender Mann gewesen 
zu sein. Er war ein ruhiger, tüchtiger Kaufmann, persönlich 
vielleicht eher zurückgezogen, und nicht von besonderer 
Charakterstärke.*) Ein durchschnittlicher Mensch, aber ge- 
diegener Finanzmann. Als solch letzterer war er allgemein 
anerkannt, was besonders in seiner Ernennung zum schwedi- 
schen Generalkonsul zum Ausdrucke kam. ^Er allein hätte 
aber nie zu der hohen Bedeutung gelangen können. Das 
hatte er nur seiner ihm um vieles überlegenen Frau zu ver- 
danken. 

Fanny (Franziska, Vögele) Arnstein war am 29. No- 
vember 1757 in Berlin als eines der 14 Kinder des reichen 
und angesehenen Führers der Berliner Juden Daniel Itlig 
geboren. Sie genoß eine feine und vielseitige Erziehung, 
welche ihren angeborenen Eigenschaften zur vollen Entfal- 
tung verhalf. Es war dies die Zeit der glänzenden jüdischen 
Salons in der Hauptstadt Preußens, die Zeit einer Henriette 
Herz, einer Rahel Lewin, eine Dorothea Mendelssohn. In die- 
sen Kreisen verkehrte das ganze damalige aufgeklärte Ber- 
lin, und die noch junge Fanny konnte da ihren Witz schär- 
fen, ihren Geist im Kreise der geistreichsten Männer des 
damaligen Preußen ausbilden und die feinsten Umgangs- 
formen sich aneignen, kurz selbst zur Leiterin eines Salons 
heranwachsen. In Wien, wohin sie ihrem Gatten folgte, er- 
weckte sie bald allgemeines Aufsehen. Schon ihre persön- 
lichen Eigenschaften waren ungewöhnlich. Einer ihrer 
besten Bekannten schilderte sie in späteren Jahren, wie 
folgt*): „Eine hohe schlanke Gestalt, vqn Schönheit und An- 
mut strahlend, vornehmen Tons und Betragens, lebhaften 
feurigen Ausdrucks, scharfen Verstand und Witz mit fröh- 
licher Laune vereinend, nicht ohne Belesenheit und fremder 
Sprachen wie der eignen mit Meisterschaft kundig, war sie 
in Wien eine höchst auffallende und merkwürdige Erschei- 
nung." Diese hohen persönlichen Eigenschaften, in Verbin- 
dung mit der immer steigenden sozialen Stellung und den 
Reichtümern des Mannes, ließen sie einen glänzenden Salon 

„getaufte" Juden, ist vielleicht eine nur auf Schönfeld (unter dem 
wahrscheinlich der wirklich getaufte älteste Sohn des Brünner Tabak- 
pächters gemeint ist. Vgl. Taglicht, a. a. 0. S. 191 Anm. 10.) sich be- 
ziehende Verschreibung. Vgl. den Bericht vom 21. April. 

•) So witzelt über ihn Gräffer, a. a. 0. III. S. 249, anläßlich eines 
aufregenden Zusammenstoßes zweier Militärs: „Dieser Act war zu be- 
deutungsvoll als daß Herr von Arnstein sich nicht hätte zurückziehen 
wollen". 

^) Vamhagen a. a. 0. XVII, 330. 
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begründen, nach Berliner Art mit einem eigenartigen, per- 
sönlichen wie auch wienerischen Einschlag. Dieser Salon 
— sagt ein Zeitgenosse') — „habe die vielen Jahren hin- 
durch, wie eine Missionsanstalt gewirkt, und die Vorste- 
herin habe das Verdienst einer Vermittlung, die ohne sie 
nicht zu Stande gekommen wäre". Ihr Haus blieb lange Jahre 
hindurch das einzigl» in Wien seiner Art und erst viel später 
folgten ähnliche Gründungen. In diesem Hause verkehrte 
die ganze literarische und politische Welt Wiens und 
namentlich die Schriftsteller^) bewarben sich um die Aner- 
kennung der hochgebildeten Frau, „deren Urteil — sagt ein 
Memoirenschreiber — mit Recht ebensoviel galt und noch 
mehr, als das einer ganzen Akademie". Schon unter der Re- 
gierung des Kaisers Josef II. nahm die „in Jugendreiz, An- 
mut, Bildung und Geist prangende" Frau von Arnstein eine 
bedeutsame Stellung ein und der gütige menschenfreundliche 
Monarch zeichnete sie immer, wenn er ihr begegnete, durch 
Gruß und Ansprache aus, und bedauerte nur, daß sie nicht 
immer in seiner Nähe sein könne.*) Aber auch später blieb 
ihr Haus in Wien am Hohen Markt und ihre Landhäuser 
auf dem Wege nach Schönbrunn') und in Baden, alle zur 
Aufnahme zahlreicher Gäste eingerichtet (auch ganze Fami- 
lien wohnten dort), gesellschaftliche Zentren ersten Ranges 
im damaligen Wien. Nicht mit Unrecht ist Fanny von Arn- 
stein eine Wiener „Recamier" genannt worden, während 
man sie in Hinsicht ihrer persönlichen Eigenschaften mit der 
Stael, die ebenfalls bei ihr zu Gaste war, verglich. Der Frau 
des Hauses trat bald ihre einzige Tochter zur Seite. In An- 
mut und Schönheit wie in Bildimg und Witz war sie die wür- 
dige Tochter ihrer Mutter, besaß noch überdies bedeutende 
musikalische Talente, die namentlich, für Gesellschafts- 
abende von großer Bedeutung waren.**) 

Man sprach einst davon, daß sie dem Grafen Degen- 
feld von der preußischen Botschaft in London versprochen 
war. Sie hat aber nicht ihn, sondern von Pereira ge- 
heiratet.") 

«) Ebenda S. 331. 

7) Am meisten werden folgende Persönlichkeiten aus der literari- 
schen Welt genannt, die dem Hause Arnstein eine dankbare Erinnerung 
bewahrt haben: Varnhagen, die Schlegels, Justinus Keraer, Karoline 
Pichler, Zacharias Werner und Theodor Körner. 

») Gräffer, a. a. O. III, 248 und 251. ,J)ie Schönheit ist tiberall 
Königin** sagte der Kaiser in bezug auf die Frau von Arnstein. 

•) Nach dem Ableben der beiden Gatten wurde die Straße, wo dieses 
Landhaus stand, die „Arnstein-Gasse" benannt. 

*o) Vgl. z. B. den Polizeibericht bei Foumier, a. a. 0. S. 430. 

") Graf Wilh. Nesselrode schreibt an seinen Sohn Karl (den späteren 
russischen Kanzler) am 1./13. November 1801: „Mme. Amsteiner, que j'ai 
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Aber nicht nur in ihrer Tochter fand Fanny von Arn- 
stein eine wertvolle Stütze. Bald sollte sie in ihren gesell- 
schaftlichen Bestrebungen in der österreichischen Haupt- 
stadt von einer ihrer geistreichsten Schwestern unterstützt 
und ergänzt werden. Ihre um etwa drei Jahre jüngere 
Schwester Cäcilie (Oaroline, Zippora) heiratete in zweiter 
Ehe Bernhard Eskeles und kam nadi Wien, wo sie an 
Fannys Seite in die hohen gesellschaftlichen Kreise eintrat 
und ein ähnliches Haus wie ihre Schwester begründete. Da- 
durch wurde aber die Verbindung mit dieser letzteren, die 
nach wie vor den ersten Platz einnahm, keinesfalls ge- 
lockert. 

Diese Verbindung war noch dadurch gestärkt, daß zwi- 
schen den beiden Männern ein enges geschäftliches Zusam- 
mengehen herrschte, das in der Begründimg eines gemein- 
schaftlichen Bankhauses zimi Ausdrucke kam. Zwischen 
Eskeles und seiner Frau scheint ein umgekehrtes Verhält- 
nis bestanden zu haben, als bei den Arnsteins. Bei diesen 
war die Frau, bei jenen der Mann geistig überlegen.") 
Bernhard (Berusch) Eskeles entstammte einer berühmten 
jüdischen Familie. Sein Vater Berusch, von den be- 
rühmtesten jüdischen Männern seine Genealogie ab- 

beaucoup vue a Berlin, il y a six ou sept ans, Joint a beaucoup d'esprit 
nne tr^s grande amabilit6. Sa fille, je crois, avait alors douze ou 
treize ans, et anongant d^jä par ses premiers progrös les plus heureux 
rösultats d'une education tr^s soign^a. Je ne les revues ici qu'un instant 
(car eile ne s*y [in Frankfurt] sont arrdtöes que deux jours, en venant 
en demier lieu de Paris pour se rendre a Berlin) a un bal que Maurice 
Bethmann leur a donn6. J^ai ti^uv^ la m^e extr^mement vieillie de 
figure, la fille dansant k merveille et d^une maniere distingu^e; on la 
dit ici promise a un comte de Degenfeld, attachö k la mission prussienne 
ä Londres. J*ignore si ce bruit est fond6, mon demier mot sera, que Mlle. 
Amsteiner 6tant fort aimable, sa m^re ayant beaucoup d'esprit et a coup 
8ur un plus grand savoir vivre que les trois quarts et demi des dames 
de Berlin, vous ferez bien de voir et la m^re et la fille, le plus souvent 
que vous pourrez.^' Lettre» et Papiers du chanceliier Comte de Nesselrode 
II, 143 ff. Fanny von Amstein hat also bald ihre Berliner Meister über- 
troffen, nach der Ansicht einer so sachkundigen Persönlichkeit, wie der 
alte Graf Nesselrode- Über den im Texte erwähnten Frankfurter Beth- 
mann und seine Stellung zu den Juden vgl. Schwemer, a. a. 0. I, nament- 
lich S. 399. 

") Hahel Lewin schreibt über die Wiener Kongreßzeit (a. a. 0. 
n. 258): „Eskeles, den ich sehr liebe, weil ihm seine ELlugheit bis aus 
den Poren dringt, er ißt, er schweigt, er lacht klug: er sagt lauter Selbst- 
gedachtes, Originales. Ja! ich amüsiere mich hier, im gewissen Sinne 
besser als alle anderen Leute; weil er ganz altvaterisch geblieben ist, 
mit geistigen Gaben, und ein reiches Leben über ihn weggegangen ist, 
welches er ganz nach seiner Art bearbeitet hat, und lauter Originales 
davon ausgibt, mit der aisance der gelebtesten Menschen auf gut alt- 
testamentliche Weise". 
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leitend und persönlich mit großen Fähigkeiten ausgestattet, 
kam als Schwiegersohn des Simson Wertheimer nach Wien 
und rückte bald ziun Landesrabbiner von Mähren und Ober- 
und Landesrabbiner von Ungarn mit dem Sitze in Wien vor. 
Er starb da am 14. März 1753, ein bedeutendes Vermögen 
seinen Kindern hinterlassend.") Zu diesen trat erst etwas 
später als posthumer Sohn der nach dem Vater benannte 
Berusch hinzu. Dieser wurde von seiner Mutter, die ihrem 
zweiten Mann nach Amsterdam folgte, in der holländischen 
Hauptstadt erzogen. Sie legte das Hauptgewicht auf die 
rabbinische Wissenschaft, denn sie wollte ihn zum Nach- 
folger des Vaters erziehen. Es wurden aber dabei auch die 
sich bald zeigenden kaufmännischen Fähigkeiten des Knaben 
nicht vernachlässigt, denn auch der Vater hat ja nebenbei 
Geldgeschäfte mit großer Gewandtheit betrieben. Gerada 
die Hauptstadt des „handelsklugen" Holland war das geeig- 
nete Milieu, wo das Fundament zur späteren finanziellen 
Größe gelegt werden konnte. Etwa 1772 kommt Eskeles 
nach Wien und tritt in Verbindung mit seinem zukünftigen 
Schwager. So entsteht das bedeutende Bankhaus „Arnstein 
und Eskeles". Seine großen Fähigkeiten stellt Eskeles bald 
dem Staate zur Verfügung! Josef II. und Franz II. nehmen 
sehr oft seinen Rat in Anspruch. Im Jahre 1795 macht er sich 
durch die Entdeckung der Fälscher von Reservescheinen in 
Frankfurt verdient, worauf er im Jahre 1797 in den Adel- 
stand erhoben wird. In der schwersten finanziellen Lage 
Österreichs gibt er dem Staate in den Jahren 1805 und 1809 
bedeutende Geldvorschüsse und wird im Jahre 1810 von der 
Regierung zu finanziellen Missionen nach Paris und Hol- 
land verwendet. Hierauf wird er am 8. April 1811 in den 
Ritterstand erhoben. Als „Ritter von" tritt er mm zur Zeit 
des Wiener Kongresses auf. Seine Meinung in den finan- 
ziellen Fragen war um diese Zeit in den Regierungskreisen 
hoch angesehen. Der Finanzminister Graf Stadion läßt ihn 
zu sich kommen und konferiert mit ihm über verschiedene 
Finanzangelegenheiten.") Seine Äußerungen legt der Po- 
lizeiminister, der sie durch einen besonderen Vertrauten er- 
fahren hat, unmittelbar dem Kaiser vor.") Seine Hauptwirk- 

") Vgl. Taglicht, a. a. 0. S. 132 ff. 277 ff. und hebr. 38 ft. 

") BoUmami an Gentz am 21. Februar 1814 bei Fournier, a. a. 0. 

S. 326. 

^) Im Wiener Polizeiarchiv: „Eure Majestät! In der Anlage unter-- 
ziehe ich gehorsamst der a. h. Würdigung Eurer Majestät eine Bemerkung, 
welche der Banquier Eskeles über den dermaligen ungünstigen Curs der 
Kronen, Thaler, und der Bayerischen Thaler gegen die Zwanziger, nach 
der Versicherung des Vertrauten gemacht hat. (Ein nachträglicher 
eigenhändiger Zusatz): Ich bitte E. M. die Beilage, welche meine Quelle 
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samkeit sollte aber erst in die späteren Jahre fallen. Nach 
den Wiener Kongresse wird er zum Begründer der Wiener 
Sparkasse, wie zu einem der Hauptgründer der National- 
bank (der späteren Oesterr eichisch-ungarischen Bank), (1816) 
deren Direktor und später Stellvertreter des Gouverneurs 
er bis zu seinem im Alter von 86 Jahren 1839 erfolgten 
Tode verbleibt. Für diese Verdienste wird ihm im Jahre 1822 
der Freiherrnstand verliehen. 

IL 

Aus diesen sowohl geschäftlich, als auch familiär innig 
miteinander verknüpften Persönlichkeiten bestand nun der 
Arnstein-Eskelessche Kreis. In den schweren Zeiten, die für 
Österreich in dem Vierteljahrhunderte der französischen Re- 
volution herangebrochen sind, nahm diese Familie den leb- 
haftesten Anteil an allen patriotischen Aktionen.") Ihre 
rastlose politische, wie namentlich humanitäre Tätigkeit 
verschaffte der Frau von Arnstein allgemeine Anerkennung, 
was schon nach dem Kriege von 1809 zum Ausdruck kam, 
als nämlich eine Gesellschaft von Damen des höchsten 
Wiener Adels zusammentrat, lun den Notleidenden zu hel- 
fen. Unter diese Damen wurde nun auch die Baronin Arn- 
stein aufgenommen, und — bemerkt später ein Kenner der 
Verhältnisse^O — »»sie war nicht nur die einzige ihres Glau- 
bens unter diesen Fürstinnen und Gräfinnen ersten Ranges, 
sondern auch die einzige Frau nicht so hohen Adels". 

In einem derart hohen Ansehen stand das Arnstein- 
sche Haus schon zu Beginn des zweiten Jahrzehnts des 
19. Jahrhunderts. Seinen Höhepunkt an Glanz und Pracht 
sollte es aber erst in der Zeit des Wiener Kongresses er- 
reichen, in der Zeit, als das Gesellschaftsleben in der öster- 
reichischen Residenz überhaupt einen nie gesehenen Auf- 
schwung erlebt und als überdies die internationale Gesell- 
schaft die eventuell noch bestehenden Schranken niederzu- 
reißen geholfen hat. Dazu gesellte sich noch der Umstand, 
daß sich zu jener Zeit die Finanzlage der Wiener Bankiers, 

kenntlich machen würde, nicht unmittelbar Min. G. Ügarte mittheilen zu 
wollen". Übrigens läßt sich die Polizei auch über die finanziellen An- 
sichten Arnsteins berichten. Vgl. Fournier a. a. 0. S. 251 f. 

") Die offizielle Wiener Zeitung vom 13. September 1815 hebt 
auch ausdrücklich hervor: „Die durch ihre patriotischen Gesinnungen und 
mannigfaltigen Handlungen der Wohltätigkeit und Menschlichkeit rühm- 
lich bekannte Frau Freyin Franziska v. Arnstein ..." Außerdem 
vgl. Grunwald, Feldztige Napoleons S. 27 f. und das Feuilleton wie auch 
Tänzer, Das Jahr 1809 und die Juden. (S. A.) S. 5 f. 

17) Vamhagen, a. a. 0. S. 333. 
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der GeymüUer xind Fries, wie Arnstein und Eskeles, immer 
vorteilhafter gestaltete und sie sich so manches leisten 
konnten, was einem Vertreter des höchsten Adels sehr oft 
versagt blieb. Nathan Adam von Arnstein hatte — schreibt 
ein Beobachter") — „so zu sagen, sich selbst übertroffen. 
Die seltensten Blumen, allen Elimaten entlehnt, schmückten 
die Treppen, die Salons, die Tanzsäle mit reichstem Farben- 
glanze und ausgezeichnetstem Dufte. Tausende von Kerzen 
und Spiegeln, Gold und Seide glänzten überall. Eine ausge- 
zeichnete Musik, wie man sie damals nur in Wien hören 
konnte, bezauberte das Ohr. Es war mit einem Worte eins 
der unvergesslichen Eesultate, welche der Eeichtum erlangt, 
wenn er vom Geschmacke unterstützt wird". Hat Herr von 
Arnstein seine großen finanziellen Mittel in den Dienst des 
Salons gestellt, so hatte die Frau die ganze Zauberfülle 
ihrer Persönlichkeit dieser Aufgabe gewidmet. „Die Frau 
von Arnstein — charakterisiert sie in diesen Tagen ein 
preußischer Diplomat^*) — ist in den Fünfzigern,^) eine 
für mich sehr interessante gescheite Frau, ungemein 
lebendig aber ernsthaft, und durch vielen Umgang für die 
Welt gebildet, weiß sie sich überall zu mäßigen, sie Weiss 
jedem etwas Verbindliches zu sagen, und scheint sehr leicht 
den Gehalt und das Gemüt der Leute zu erfassen." Ihr zur 
Seite stand die hübsche, wenn auch kränkliche Tochter, 
Frau von Pereira, der von allen, die sie kannten, auch von 
den auswärtigen, uneingeschränktes Lob zuteil wurde.*^) 
Auch die sich in Wien aufhaltenden Schwestern der Frau 
des Hauses, die Berliner Damen Levi, Oppenheim und 
Ephraim, die letztere samt ihren feingebildeten Kindern, 
waren für diese Zeit eine mächtige Stütze. Die Eskeles ver- 
anstalteten zwar auch selbständige Empfänge, es geschah 
dies aber immer parallel mit den Arnsteinschen und sie 
bildeten keine Konkurrenz, sondern nur eine willkommene 
Ergänzung derselben. Auch eine Nichte des Hauses, die zu 

*8) De la Garde, a. a. 0. H. 151 f. 

") Stägemann bei Olfers, a. a. 0. S. 228. 

^) Sie war damals 57 Jahre alt. 

>i) Stägemann (a. a. 0. S. 228) schreibt über sie: „ . . . die imge- 
mein reizend sein soll, noch jetzt hübsch und von Anbetern umringt, 
obwohl anhaltende Kränklichkeit mehr als die Zeit (sie ist in den Zwan- 
zigern) die Frische der Jugend verlöscht hat. Zerboni macht ihr stür- 
misch die Cour . . ." (In Wirklichkeit, wie wir wissen, war sie damals 
nicht in den Zwanzigern, sondern 84 Jahre alt). Darauf antwortete ihm 
seine Frau aus Berlin: „Die Savigny kennt Frau von Pereira. Auch sie 
spricht von ihr, als von einer höchst liebenswürdigen Frau. Da sie 
sonst im Lobe nicht verschwenderisch ist, will das viel sagen." Vgl. aber 
auch die Meinung über sie und ihre Mutter in einem Briefe Bertuchs 
(a. a. 0. S. 245). 
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dieser Zeit noch nicht zum Christentume übergetretene 
Marianne Saaling, stellte durch ihren Witz wie durch ihre 
Schönheit eine der Hauptpersonen des Hauses dar. 

Das waren die Damen des Salons. Diesen entsprachen 
aber auch die Gäste. Alles, was nur in Wien von Namen war, 
all die unzähligen Fremden und Einheimischen von der 
höchsten Stellung („Minister ohne Zahl")"), alles, nur mit 
Ausnahme der Souveräne"), hat sich in den Arnsteinschen 
Salons eingefunden; ja, man rechnete es sich zur Ehre, ein- 
geladen zu werden"). Wir wollen nun auf Grund von ganz 
zuverlässigen Quellen") ein kurzes, aber an sich vielspre- 
chendes Verzeichnis der Besucher des Arnsteinschen Hauses 
zusammenstellen: Die Prinzen von Preußen, von Hessen- 
Homburg, Mecklenburg-Strelitz und Hohenzollem. Eugen 
Beauharnais mit seinem Sekretär Mejean. Die Lords Wel- 
lington, Stewart und Auckland. Die Preußen Hardenberg, 
Humboldt, Jordan, Hoffmann, Stägemann, Domdechant Spie- 
gel, Zerboni von Sposetti, Küster Hahn, Große, Krug, Hede- 
mann, Fürst Radziwill usw. Kardinal Consalvi mit dem Nun- 
tius Severoli"). Der spanische und der portugiesische Ge- 



») Bertuch, a. a. 0. S. 91. 

^) Für die oft zitierte Behauptung, daß Kaiser Alexander das 
Haus besucht hat, fehlt der Beweis. M. Bermanns: Konzert bei Baronin 
Fanny v. Amstein (in den Blättern für Musik, Theater und Kunst) 
(Wien 1855). S. 357, 369, 381, 397, wo dies erwähnt wird, ist nur eine 
„historische Novelle" ohne historischen Wert Wenn man schon von 
Talleyrand und Gastlereagh schwerlich annehmen kann, daß die aufmerk- 
same Wiener Polizei wie auch der sonst genaue Stägemann oder auch 
Bertuch und später Vamhagen über sie hinweggehen sollten, so ist dies bei 
einem Alexander ganz ausgeschlossen. Auch de la Garde (a. a. 0. S. 152) 
schreibt über die Besucher des Arnsteinschen Hauses: „Die vornehmste 
Gesellschaft von Wien drängt sich in den Salon, alle einflußreichen Per- 
sonen des Congresses, alle Fremde von Auszeichnung, alle Häupter der 
fürstlichen Häuser waren anwesend, es fehlten eigentlich nur noch die 
Souveräne". Die nächste Umgebung des russischen Kaisers war durch 
seinen Adjutanten Fürsten Ypsilanti, seinen Leibarzt Stoffregen wie seine 
Berater Pozzo di Borge und Capo d'Istria allerdings stark vertreten, 
er selbst kam aber nicht. 

2«) Rahel schreibt am 30. Jänner 1815 (a. a. 0. II. 256) ; „Gestern 
war Sonntag, und ich bei Amstein, wo alle " Menschen außer Stägemann, 
Otterstedt und Vamhagen, der nicht mehr hingeht, waren. Viele Damen 
und alle Herren. Ich amüsor mich, weil man nur so viel sprach, und 
zu sprechen braucht, als man will, Leute sieht und hört, die nicht schreien 
und diskutieren, und sich in der Artigkeit halten, die wohltut und mir 
durchaus nöthig ist . . ." 

») Hauptsächlich die unmitelbaren Berichte der Polizei bei Four- 
nier a. a. O. S. 201, 207, 261, 303, 339, 394, Stägemanns bei Olfers a. a. 0. 
S. 224—275 und Bertuchs (a. a. 0.) S. 39, 45, 52, 68, 123. 

*•) Ihr Erscheinen rief in gewissem Sinne eine Sensation hervor. 
Stägemann berichtet (31. Oktober) „Gestern um 8 Uhr abends fuhr ich 
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sandte, die Grafen von Münster und Hardenberg (Han- 
nover), Keller, von Bernstorf f, von Neipperg, Fürst 
Trauttmannsdorf. Die russischen Vertreter Fürst der 
Moldau Ypsilanti, Stoffregen, die Grafen Pozzo di 
Bergo und Capo d'Istria. Metternichs Vater, die öster- 
reichischen Generale Bianchi und Bentheim Steinfurt, 
Baron Kaiserstein, General Sinclair, Commandeur Ruffo. 
Die Grafen St. Marsan, Solms Laubach"), Degenfeld, 
Salmour (Sachsen), Schlitz, NogaroUa Medici. Der 
Herzog von Acerenza-Pignatelli. Baron Spiegel, Herr von 
Labrador, von Carpani, Baron Ulrich (Vertreter des deut- 
schen Ordens), Em. KhevenhüUer, die Bevollmächtigten Flos- 
sen, Oertzen, Hacke. Von schriftstellerischen Kreisen 
Varnhagen, Schlegel, die Buchhändler Cotta und Bertuch und 
andere. Zum Unterschiede von den Berliner Salons, wo in- 
folge des zu frivolen Tones die besseren Damen der Gesell- 
schaft sich fernhielten, waren bei Arnstein die Damen des 
höchsten Adels vertreten. Die Gräfin Engel, die mit Schwar- 
zenberg verschwägert war und in Hofkreisen verkehrte, 
wird als eine Freundin des Hauses bezeichnet. Die schöne 
holst einsehe Gräfin Bernstor ff wird dort bei ihrem Erschei- 
nen zur Königin des Salons. Ebenso wurden hier des öfteren 
Fürstin Palm, Gräfin CoUoredo-Creneville, Baronin Kaiser- 
stein, Dechantin Dietrichstein, Frau von Bildt, Baronin 
Oertzen aus Mecklenburg und die Portugiesin de Castro ge- 
sehen. Auch die alten Bekannten von der Berliner Zeit, 
Dorothea Mendelsohn-Schlegel und Rahel Levin- Varnhagen 
fehlten nicht. Die Gäste wurden manchesmal zur Beteiligung 
an den Veranstaltungen und Konzerten herangezogen. Der 
Prinz von Hohenzollern, Fürst Radziwill und Martens wie 
auch die Damen Frau von Geymüller, Frl. von Wertheim- 
stein und von Olivier haben sich dabei neben der Frau von 
Pereira ausgezeichnet. Auch der junge 233ährige Mayer Beer 
saß da am Klavier'®). An einem Abende wurden dort nicht 

zu Arnstein, wohin zu unser aller Verwunderung der Cardinal Con- 
salvi und der Nuntius kamen. Sie unterhielten sich mit den Damen sehr 
artig einige Stiinden lang • . . Ich vermute doch, daß sie das Haus für 
getauft halten . . ." (a. a. 0. S. 239.) Stägemann durfte aber später bei 
den wiederholten Besuchen des Kardinals seine Vermutung aufgegeben 
haben. — St. Marsan notiert gleichzeitig in sein Tagebuch (4. Nov.) : 
,,0n voit ces jours passes le Nonce Severoli präsenter le Cardinal Consalvi 
chez le juif Arnstein, Motif, bons procSdös du juif pour le Nonce dans 
les tems calamiteux." (S. LXI.) Vgl. auch Bertuch, a. a. O. S. 97. 

") Dieser ehemalige Reichshofrat war ein langjähriger Freund 
der Frau v. Arnstein und verfaßte nach ihrem Ableben (1818) eine leb- 
hafte Schilderung ihrer Persönlichkeit, die er aber nicht veröffentlichte. 
Varnhagen, a. a. O. S. 335. 

M) Bertuch a. a. 0. S. 45. 
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weniger als 150 Personen gezählt *•). Zu den glänzendsten 
Veranstaltungen gehörten ein Weih- und du-istbaumfest 
am Weihnachtsabend*®), wo alle eingeladenen Gäste herr- 
liche Geschenke bekamen, was den Herrn. des Hauses auf 
mehrere Tausend Taler zu stehen kam'*), und der Abend des 
11. Jänner 1815, an dem lebende Personen (Pereira, Gey- 
müller, Saaling usw.) ein Wachsfigurenkq,binett als lebende 
Tableaux vorstellten. „Man sagte: Frau von Arnstein hatte 
zum Zweck, die Tableaux mouvants vom Hof zu übertreffen; 
sie hat ihren Zweck erreicht", bemerkt der Wiener Polizei- 
beamte''). 

In diesen prächtigen Salons bewegte sich die ganze 
internationale Gesellschaft Wiens, doch waren vor allem die 
Preußen bevorzugt. Trotz des oft bezeugten österreichischen 
Patriotismus haben die beiden Hausfrauen ihre alte Heimat 
nicht vergessen und fühlten sich nach wie vor als eigentliche 
Preußinnen. Noch in den Zeiten der ersten Vorbereitungen 
zu dem erst bevorstehenden Kongresse berichtet der Wiener 
Polizeiagent nicht ohne böswilligen Nebenton: „Arnstein 
und Eskeles — beide Häuser sagen es selbst — geben durch 
die Zeit des Kongresses alltäglich mittags und abends Tafel 
für alle Berliner und Preußen als Landsleute")." Kaum 
waren die beiden Damen von ihren Landwohnungen nach 
Wien zurückgekehrt (25. September 1814), als sie schon am 
folgenden Tage zu Beginn der Kongreßsaison den preußi- 
schen Finanzrat Stägemann ein für allemal zu Mittag und 
Nachtmahl einluden'*). Er fühlte sich auch bald hier wie 
in einer Art von Häuslichkeit und er war ein derart regel- 
mäßiger Besucher, daß ihm, als er einmal infolge der Inan- 
spruchnahme von verschiedenen Arbeiten zwei Tage hin- 
durch ausblieb, Marianne Saaling die Frage stellte, „ob er 



»») Fournier a. a. 0. S. 303. — Nach Bertuch (S. 97), sogar 200 
Personen der gedrängten Menge. Rahel, a. a. 0. II, 249. „Meine Gesundheit 
leidet zu sehr von der nicht zu atmenden Hitze." 

•0) Es klingt beinahe ironisch, daß gerade dieses jüdische Haus das 
einzige war, welches ein derartiges Fest veranstaltete. Prinz Anton Rad- 
ziwill schreibt an seine Gemahlin am 23. Dezember 1814: „Hier ist seine 
(des Weihnachtsabends) Feier nicht Sitte und das Haus Arnstein das 
einzige, wo die Frauen die Berliner Gewohnheit festhalten und für morgen 
abend alle Preußen eingeladen haben, von denen jeder ein Geschenk er- 
hält." Mitget. V. Fournier in „Deutsche Rundschau", Juli 1915, S. 61. 

»1) Radziwill schreibt ebenda: „Frau von Arnstein hat sich da wirk- 
lich in große Unkosten gestürzt." Stägemann berechnet: „Einige Tausend 
Taler kostete der Scherz wohl." (Olfers a. a. 0. S. 268.) 

M) Fournier a. a. 0. S. 340. Vgl. die Beschreibung bei Bertuch, 

a. a. 0. S. 96. 

»«) Fournier a. a. 0. S. 100. 
»*) Olfers a. a. 0. S. 224. 
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denn als Kurier von Berlin käme?"") Aber auch alle an- 
deren Preußen fanden hier die „angenehmste Stätte, wo sie 
mit den Reizen der Fremde alle Behaglichkeit der Heimat 
genießen könnten*"*). Diese Zusammengehörigkeit war noch 
dadurch befestigt, daß der Neffe der Frauen von Arnstein 
und Eskeles, Bartholdy'O» zugleich als preußischer Beamter 
(nachher iger Generalkonsul und Legationsrat) in den preu- 
ßischen Diplomatenkreisen eine angesehene Stellung ein- 
nahm. So verkehrten hier also alle in Wien anwesenden 
preußischen Diplomaten, nicht zuletzt Hardenberg imd 
Humboldt. Diesen letzteren nennt sogar der Wiener Polizei- 
agent mit Bezug auf Frau von Eskeles: „ihr Humboldt""). 
Der Staatskanzler wiederum, der selbst Gastabende veran- 
staltete, lud oft auch den Herrn von Arnstein ein"). 

So lange nun die politischen Beziehungen zwischen 
Preußen und Österreich gut waren, war nichts Auffälliges 
dabei. Dies änderte sich aber mit dem Augenblicke, als sich 
die Beziehungen infolge des polnisch-sächsichen Streites 
immer mehr zuspitzten, und als man für den, wie man rech- 
nete, bevorstehenden Krieg die Volksstimmung gewinnen 
wollte und zu diesem Zwecke die Volksleidenschaften na- 
mentlich in Preußen, dessen Macht auf dem neuerwachten 
nationalen Gefühle beruhte, zu entfachen suchte. In dieser 
kritischen Periode drang ein Mißton in den sonst so fried- 
lichen Amstein-Eskelesschen Kreis hinein. Die Damen, nicht 
nxir diejenigen, die in Wien nur Gastrollen spielten, sondern 
auch die beiden Hausfrauen blieben nach wie vor ihrer alten 
Heimat treu. Sie waren „gut preußisch" oder „skandalös 
preußisch", je nach der persönlichen Anschauung des Be- 
richterstatters*®). Sie verbreiteten preußisch gesinnte Flug- 
schriften über die sächsische Frage"). Dabei mag noch der 
Haß, denn nur so ist er zu nennen, der sich namentlich bei 
der Frau von Arnstein gegen den großen Korsen und gegen 
alle, die sich an ihn anschlössen, und insbesondere den 
Sachsenkönig richtete, mit einen Einfluß ausgeübt haben. 
Die Männer hingegen waren und blieben „enragierte Öster- 
reicher", nur brachte es der gescheite Eskeles seinen preußi- 



») Ebenda S. 236 und 266. 

»•) Vamhagen a. a. O. S. 334. 

^) So berichtet Bertuch (a. a. 0. S. 28) : „Mit Cotta zu Arnsteiners, 
durch Bartholdy eingeführt." 

'S) „So relationiert Mme. Eskeles vertraulich über die Seele ihres 
Bon Humboldts.^' Foumier, a. a. 0. S. 252. 

«») Ebenda S. 168. 

«0) Stägemann, bei Olfers, a. a. 0. S. 250 und der Wiener Polizist 
bei Foumier a. a. 0. S. 306. 

") Foumier, S. 394. 
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sehen Gästen gegenüber vielleicht weniger zum Vorscheine 
als der gerade und offene Arnstein, wenn sie auch beide 
artig und zuvorkommend waren"). Es kam aus diesem An- 
lasse sogar zu peinlichen Familienszenen. So wurde erzählt, 
daß am 19. Dezember, also zu einer Zeit, als die Krise ihrem 
Höhepunkte entgegenging, bei Arnstein zufällig nur Preußen 
am Tisch waren und er daher sich geweigert habe, an den Tisch 
zu kommen; die Ephraim hätte ihn nur mit Tränen dahin 
gebracht. Frau von Arnstein hatte davon nichts gewußt. Als 
sie diese Szene erfuhr, sagte sie ganz ruhig: „ihr verderbt 
ihn mir, hätte ich es gewußt, hätte ich ihm gesagt: iß Du 
hübsch unten allein, ich werde Dir alles schicken""). Dieser 
Zwiespalt in der Familie blieb, wie man sieht, auch den 
Gästen nicht verborgen. Er wich erst, als durch das fried- 
liche Übereinkonmien die Gefahr des Zusammenstoßes zwi- 
schen den beiden deutschen Mächten beseitigt worden war. 

Bald machte sich aber ein anderes Moment geltend, das 
wiederum die politischen Meinungen aufbrachte und „beson- 
ders" das Arnst einsehe Haus in Bewegung setzte, nur daß 
diesmal keine Meinungsunterschiede mehr obwalteten: die 
Rückkehr Napoleons. Fanny von Arnstein, die Hasserin Na- 
poleons, war ganz untröstlich und rief immer aus: „Warum 
hat man ihn nicht gehangen!"**) Sie betrachtete es direkt wie 
eine persönliche Angelegenheit, und einer der Gäste**) mel- 
dete am 2. April: „Sie ist sich nicht mehr ähnlich, so haben 
diese letzten acht Tage sie heruntergebracht: der Ärger und 
der Ingrimm."*') In dieser Beziehung fand sie nun, mit Aus- 
nahme ihrer französischen Gäste, eine ungeteilte Überein- 
stimmung. So beteiligte sieh das Haus Arnstein-Eskeles an 
den wichtigsten politischen Fragen und in jenen Zeiten, als 
die Salondamen auf den Gang der politischen Ereignisse 
einen unzweifelhaft großen Einfluß ausübten, ja, auf ihn 
manchmal entscheidend einwirkten, konnte ein Machtwort 



•») „Gegen mich — schreibt Stägemann (266) — sind beide Mftnner 
sehr artig und zuvorkommend. Eskeles ist sehr gescheit, Arnstein nicht 
sonderlich, aber sonst ein guter Mensch, dem man den Österreicher zu 
Gute halten muß." 

*«) Stägemann bei Olfers, a. a. 0. S. 266. 

«*) Ebenda S. 311. 

^) Stägemann, ebenda S. 316. 

*•) Sie fragte Beauhamais Sekretär Mej^an, ob er sich jetzt nicht 
schäme, Franzose zu sein, und als dieser hoclunütig antwortete, er sei im 
Gegenteil nur stolzer als je auf sein Franzosentum, wo Frankreich sich 
für seinen Kaiser erklärt habe, ist hierauf Fanny von Arnstein be- 
leidigend geworden und schließlich in Krämpfe verfallen. Foumier, 
a. a. 0. S. 438. Vgl. auch ebenda S. 440 und Bertuch, a. a. 0. S. 150. 

9 BAi-on: Die Jadenfrage auf dem Wiener Kongregge. 129 



von „la Fanny*'*^ und ihrer Gefährtinnen von großem, sehr 
großem Gewichte sein, namentlich bei ihren Landsleuten, den 
Preußen.**) 

IIL 

Hatte der jüdische Arnstein-Eskelessche Kreis einen 
mächtigen Einfliiß auf die preußischen Diplomaten des Kon- 
gresses gewonnen, so blieben ihm doch die Österreicher 
fern. Durch den alten Metternich, die Generale Bianchi und 
Bentheim Steinfurt und die Gräfin Engel war eine vermit- 
telnde Verbindung hergestellt. Aber es läßt sich aus den 
bisher bekannten Quellen nicht nachweisen, daß irgend eine 
direkte gesellschaftliche Verbindimg zwischen den jüdischen 
Hofbankiers und den Wiener Diplomaten, namentlich dem 
leitenden Minister Klemens Metternich außerhalb der dienst- 
lichen bestanden habe. Dafür gewann aber ein anderer jüdi- 
scher Bankier gerade auf Metternich einen nicht geringen 
Einfluß und trotzdem er einen viel kleineren Prunk ent- 
faltete und entfalten konnte, kam dies auch während der 
Kongreßzeit zimi Vorschein. Dieser Bankier war Arnsteins 
Neffe von Herz. 

Leopold Edler von Herz war ein Sohn des Salomon 
Lefmann Herz**) (1743—1825), der, aus Hamburg stammend, 
in jungen Jahren nach Wien kam, wo er die Tochter des 
Hoffaktors Adam Isaak Arnstein, Merle (Marianne), heiratete. 
Salomon leistete bald ebenso wie sein Schwager Nathan 
Adam Arnstein bedeutende Dienste dem Staate, wofür er im 
Jahre 1797 nobilitiert wurde. Sein ältester Sohn war Leo- 
pold (Lippmann) von Herz, im Jahre 1767 geboren. Er be- 
trieb wie sein Vater Geldgeschäfte, hat aber erst in der 
Zeit der Befreiungskriege eine größere Rolle gespielt. Es 
handelte sich damals in der Zeit der Leipziger Schlacht um 
die Abwicklung der englischen Subsidien, an der nun Herz 
neben den übrigen Wiener Bankiers teilnehmen will. Er 
setzt sich also in Verbindung mit Friedrich von Gentz, der 
ihn auch alsbald Metternich empfiehlt. (Prag, 16. Oktober 



*^) So nannten sie die Diplomaten untereinander, vgl. Fournier, 
S. 338. 

^) Wie weit die Vertraulichkeit in politischen Dingen ging, heweist 
daß Humboldt der Frau Eskeles seine vertrauliche Meinung über die Er- 
schütterung der Stellung Mettemichs mitteilt. Auch Hardenberg &ußert 
sich über so manches vertraulich, wenn wir auch gerade die interessan- 
testen Auseinandersetzungen, schon ihres vertraulichen Charakters 
wegen, nicht überliefert bekommen. Vgl. Foumier, a. a. 0. 252 f. und 268. 

«•) Vgl. über ihn bei Wachstein, a. a. 0. S. 460, Anm. 3. 
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1813*^).) Wir werden zwar gerade dem Gentz kaum Glauben 
scheinen, wenn er beteuert: „Ich habe mit diesem Mann nie 
in irgend einer näheren Verbindung gestanden und nicht 
das geringste Motiv für ihn zu sprechen." Nichtsdestoweniger 
sind die Umstände, welche er zur Unterstützung seiner 
Empfehlung anfülirt, von nicht geringem Interesse. Er 
schreibt: „1. Ist so viel ich weiß, den bekannten vier Häu- 
sern") in Wien nie ein Privilegium von ausschließender 
Natur zur Führung der Geldgeschäfte des Staates erteilt 
worden. Wenn also ein anderer Banquier bessere Bedingun- 
gen anbietet, wie es hier eigentlich der Fall zu sein scheint, 
so ist es der Regierung nicht untersagt, sich mit ihm einzu- 
lassen. 2. Herz ist unstreitig der liberalste") aller Wiener 
Banquier. Hierüber habe ich in Wien selbst nur eine Stimme 
gehört. Er ist der einzige, dem um Ehre noch mehr zu tun ist, 
als um Gewinn. Zur Probe dient, daß er bloss der Ehre 
wegen mit einem Fürsten und Grafen alle Tage Whist zu 
spielen, gegen Wenzel Liechtenstein") und Schulenburg 
vor zwei Jahren in Baden 60.000 Gulden verlor. 3. Er ist der 
beweglichste und gewandteste von allen diesen Menschen. 
Während die anderen alle, sich nicht leicht entschliessen 
würden ihre Comptoires zu verlassen, oder (wie Eskeles) 
durch ihre Reisen zehnmal mehr Schaden als Nutzen stiften, 
würde er jede Reise unternehmen, die man ihm auftragen 
möchte, imd die ihm anvertrauten Geschäfte mit einer ge- 
wissen guten Art und Geschicklichkeit treiben, auf welche 
zuweilen viel ankömmt." 

Die Verwendung Gentzens hatte raschen Erfolg. 
Die Geschäfte wurden dem Herz übergeben und schon 
zwei Wochen später sehen wir Metternich, dem es 
nicht um Transaktionen, sondern imi Kredit ging, zum 
Teile in seinen Erwartungen auf Herz enttäuscht (2. No- 
vember) und Fürst Schwarzenberg mit Rücksicht auf die 
Mängel in den ihm unterstellten Armeen auf Metternich 
drängen, die Angelegenheit Herz zu beschleunigen.**) Am 
12. Jänner 1814 berichtet Herz aus Freiburg seinem Vater 
über den guten Fortgang der Geschäfte, bei denen ihm ein 

") „Österreichs Teilnahme an den Befreiungskriegen" (Hrsg. von 
Klinkowström; Wien 1887), S. 85 f. 

") Wahrscheinlich außer Arnstein und Eskeles noch Graf Fries 
und V. GeymtiUer gemeint. 

^) Der Ausdruck war nicht in politischem Sinne, sondern in Bezug 
auf die Freigehigkeit gehraucht. 

") Wenzel Fürst Liechtenstein (1767—1842), etwas später (im 
Jahre 1814) Oberst und Qeneraladjutant des Fürsten Schwarzenberg. 

**) Österreich in den Befreiungskriegen, S. 773 f. 



mediatisierter*^) Freiherr von Bartenstein an die Hand zu 
gehen schien."«) Wir erfahren auch bald, daß ihm der Vize- 
präsident der Hofkammer von Barbier'O sehr behilflich war 
und daß er eine mächtige Stütze auch in seinem Schwager, 
einem bekannten Armeelieferanten, Markus Leidesdarfer, 
der sich namentlich um die Organisation des gesamten 
Spitalsdienstes hohe Verdienste erworben hatte und dafür 
später geadelt worden ist"), gefunden hat. Die Wiener Polizei 
ist nämlich auf die hervorragende Stellung, die Herz in der 
Armee einnahm, aufmerksam geworden, und will der Sache 
näher nachgehen. So erteilt also der Polizeiminister Baron 
Hager dem Wiener Polizeidirektor Hofrat von Siber den 
Auftrag, „im Stillen, aber genau nachzuforschen, was für 
Gattung von Geschäften der hiesige Banquier Leopold Herz 
bey der Armee mache, in welchen Verhältnissen derselbe 
deshalb mit dem Herrn Hofkammer-Vice-Präsidenten von 
Barbier stehe, welchen Gewinn er dabey habe und noch 
hoffe und wo er sich dermahl befinde". (28. Februar ISU"**).) 
Siber entledigt sich des Auftrages, indem er unterm 3. März 
dem Minister die folgenden Ergebnisse seiner Erhebungen 
mitteilt : 

„Herz war zuerst bey der großen Armee, und kam dann 
mit dem H. Vicepräsidenten von Barbier nach Frankfurt, 
wo er bey der sogenannten Operationskasse der Armee war. 
Dem Vernehmen nach bestand allda sein Geschäft eigentlich 
darin, daß er die von England an Österreich in Wechseln ge- 
zahlten Subsidien — wie dieses auf dem hiesigen Platz durch 
einige der vorzüglichsten Handlungshäuser geschah — weg- 
gab. Daß er so wie die hiesigen Handlungshäuser, welche 
sich mit diesem Geschäft befasst haben, an Provision dabey 
einen nahmhaften Gewinn machte, kann man überzeugt 
seyn, nur lässt sich die Summe des Gewinns nicht bestimmen. 

Man behauptet, dass er und auch Herr von Barbier vor 
ungefähr 12 oder 14 Tagen nach vorläufig erhaltenem Befehl 
von Frankfurt in das grosse Hauptquartier abgegangen sey. 

Dieser Herz wird durch den bekannten Marcus Leides- 
dorf er Armeelieferanten protegiert ; der Sohn dieses letzteren 



ß») Vgl. Fournier, a. a. 0. S. 247. 

**) Interzept im Wiener PoUzeiarchiv. 

»7) Andr. Nikolaus Frh. v. Barbier (1758—1840). 

*®) 1817 bekommt er das Prädikat von Neuwall, 1825 wird er in 
den Bitterstand erhoben. Er war mit der Schwester Leopolds v. Herz, 
Katharina, verheiratet, Wachstein, a. a. 0. S. 473 und 461, Anm. 3. 

*•) Wiener Polizeiarchiv. 
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hat eine Tochter des Herz zui* Gattin*"); Marcus Leides- 
dorfer b3findet sich im großen Hauptquartier." 

Diesem Berichte folgt dann ein zweiter eines Polizei- 
agenten (vom 10. April 1814), der im wesentlichen mit dem 
ersten übereinstimmt, nur über die Art der Herzschen Ge- 
schäfte manche Ergänzung bietet.*^) 

So trat also Herz in die engste Verbindung mit den 
einflußreichsten Persönlichkeiten des damaligen Österreich 
und das sollte auch während der Kongreß zeit zum Vorscheine 
kommen. Herz konnte es seiner einmal erreichten Stellung 
nicht versagen, wie seine Verwandten die Arnsteins, einen 
wenn auch viel weniger glänzenden Salon zu öffnen, wobei 
er auch auf die Unterstützung seiner Tante und ihres Kreises 
rechnen konnte*'). Gentz, der den Arnsteinschen Kreis um 
diese Zeit mied, kaum aus dem angegebenen Grunde der 
Preußenfreundlichkeit der beiden Häuser**), hat vielleicht 
die Bekanntschaft mit dem zu jenen doch in nahen verwandt- 
schaftlichen Beziehungen stehenden Herz vernachlässigt. 
Dafür hat sich aber Metternich geradezu exponiert, indem 
er auf eine unerhörte Weise seinen Bankier bevorzugte. 
Kaum war Lord Wellington nach Wien gekommen (1. Feber 
1815), wobei sich alle Augen auf den gefeierten Feldherrn 

•®) Dies bestätigt die Annahme Dr. Wachsteins (a. a. 0. S. 474), 
daß Ignaz von Neuwall mit der Tochter Leopold v. Herz verheiratet war, 
was ebenfalls in einer Notiz im polizeilichen Jndenindex v. 1812 (Statth.- 
Archiv), wo anläßlich der Gewährung der Toleranz an Ignatz Leides- 
dorfer von Marcus L. und von Herz, als von „seinem Vater und Schwieger- 
vater" gesprochen wird, die Bestätigung findet. 

•^) Über den erhaltenen Auftrag wegen Leopold Herz habe ich 
nach aller angewandten Mühe folgendes erhoben: „Selber wurde von der 
Finanzhofstelle als Armee-Bankier noch nach Frankfurt berufen, dann er- 
hielt er von dem Vize-Präsidenten v. Barbier den Auftrag, die Eng- 
lischen Subsidien zu vernegozieren, welche Operation er auch unter der 
Leitung des H. v. Barbier besorgte, und dabey sehr große Summen ge- 
wonnen haben soll: einige wollen sogar behaupten, daß mancher hiesige 
Banquier nur an Provision von dem Verjcauf der eingekauften londner 
Tratten mehrere Hundert Tausend Gulden gewonnen habe. — Dann be- 
ziehet er noch besonders einen unglaublichen Gewinn bey der Verwechs- 
lung der Einlös-Scheine, welches Geschäft er gemeinschaftlich mit seinem 
bey der Armee als Liferanten befindlichen Schwager Leidesdorffer be- 
treibet, und wobey ihnen H .v. Barbier großen Vorschub leisten soll, 
dem Vernehmen nach soll Herz erst vor kurzem zu einer neuen Operation 
ins Hoüager berufen worden seyn." 

w) So schreibt Stägemann am 7. NovemTjer (S. 242) : „Ich war mit 
meinen Damen bei einem Verwandten des Hauses Henrn v- Herz einge- 
laden, wo zur Feier seines Geburtstages Konzert und Ball, klein und 
amtissant, gegeben wurde/* 

•*) „Frau V. Eskeles sagt mir, daß er (Gentz) zu ihr und ihrer 
Schwester gar nicht mehr käme, weil sie beide nichts Antipreußisches 
sehen." Ebenda S. 224. 
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richteten, als ihn Metternich bald am nächsten Tage zu- 
sammen mit Castlereagh tind Stewart zu Herz einführte. 
Das rief eine gewaltige Sensation hervor, und im allge- 
meinen Gespräche bekam Metternich wie Herz die scharfen 
Zungen zu spüren"). 

IV. 

So standen nun die einflußreichsten Persönlichkeiten 
am Kongresse sowohl österreichischer- wie preußischerseits 
unter dem bedeutenden Einflüsse der Wiener jüdischen 
Kreise. Haben aber diese jüdischen Bankiers diesen ihren 
Einfluß zu gunsten ihrer Glaubensgenossen zur Geltung ge- 
bracht? Den Familientraditionen gemäß sollten sie es tun. 
Adam Isaak Arnstein ist oftmals für seine Glaubensgenossen 
in die Schranken getreten. Nicht nur hatte er für sich und 
seine Familie die Aufhebung der Wohnungsbeschränkungen 
durch die Androhung einer Übersiedelung nach Holland er- 
wirkt (1763), sondern er ist auch in Verbindung mit Low 
Isaak Leidesdorf im Namen der Wiener Juden namentlich im 
Jahre 1782 aufgetreten^). Gegen Sachsen wie gegen Ham- 
burg verstand er der Juden wegen seine Begierung in Bewe- 
gung zu setzen"). Er war überdies ein Mäzen der jüdischen 

**) St. Marsan trägt am 2. Februar in sein Tagebuch (S. LXX.) ein: 
„Pour Premier diner (für den englischen Gast) WeUington, Metternich, 
Castlereagh dinent chez le juif Herz(en)." Der Wiener Polizeiagent 
meldet (4. Febr.) : Weil Lord Wellington und F. Metternich alle Augen 
auf sich ziehen, so wurde allgemein davon gesprochen, daß Donnerstag 
F. Metternich mit den Lords . Wellington. Castlereagh und Stewart bei 
dem Juden, Banquier Herz, zu Mittag gespeist haben. Sie sagen: „Das 
kommt aus dem letzten Feldzug, da Herz Hofbanquier gewesen und mit 
allen diesen Herren in liaison gekommen." Sie sagen: M. Herz ist ver- 
schrien, als der schlechteste Agioteur; er nimmt Agio auf die unver- 
schämteste und sträflichste Weise von den Loosen der Lotterie aus- 
spielenden bömischen Herrschaften.'' Sie sagen: „F. Metternich prote- 
giert den Herz, weil er ihm Geld schuldig ist.'* Ein anderer Polizist 
berichtet unter demselben Datum eine Äußerung eines Grafen P.: „Stellen 
Sie sich vor, Metternich hat dem guten Monarchen weis gemacht, es hätte 
müssen so sein, es wäre englisch, daß der Minister bei seinem Banquier 
speist." Foumier, a. a. 0. S. 377 ff. 

•») Wolf, Geschichte S. 98. 

••) Vgl. Kaufmann-Freudenthal, Die Familie Gomperz (Frankfurt 
1907) S. 390 u. M. Grunwald, Portugiesengräber auf deutscher Erde 
(Hamb. 1912) S. 30. Der Fall mit Hamburg ist für uns von besonderem 
Interesse, weil die Nachricht, daß Arnstein am 29. Juni 1765 dem ham- 
burger Senat drohte, er werde sich an den Kaiser wenden, wenn man 
seinem kürzlich verheirateten Schwiegersohn Salomon Lefman Herz das 
Recht zum Einschreiben eines Hauses nicht gewähren wolle, zeigt 
einerseits, den Einfluß Amsteins auf die österreichische Regierung und 
seinen Willen, sich, obwohl immer bei persönlichen Begleiterscheinungen, 
für die Sache seiner Glaubensgenossen einzusetzen, und anderseits, 
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Wissenschaft, kurz ein Förderer des Judentums in ieder Be- 
ziehung. 

Noch viel mehr war dies beim alten Berusch Eskeles 
der Fall, der schon in seiner Eigenschaft als Landesrabbiner 
oftmals für die Juden auftreten mußte. So hat er sich auch 
wirklich, insbesondere im Jahre 1744 bei der drohenden Ver- 
treibung der Juden durch die Kaiserin Maria Theresia große 
Verdienste erworben, indem es ihm in erster Reihe zu ver- 
danken war, daß dieselbe unterblieb. 

Nicht minder eifrig betätigte sich in Berlin Daniel Itzig 
als der Oberlandesälteste der Judenschaft im Dienste seiner 
preußischen Glaubensgenossen und Friedländer, der Schwa- 
ger der Frauen Arnstein und Eskeles, war ja gerade der be- 
deutendste Vorkämpfer der Judenemanzipation in Preußen. 
Und auch Salomon Lefman Herz hat lebhaften Anteil an allen 
jüdischen Fragen genommen. 

Also die Familientraditionen sprachen dafür, daß sich 
die jüdischen Salons in Wien auch der mitten im Kampfe um 
die Gleichberechtigung stehenden Juden Deutsdilands an* 
nehmen werden. Aber war dem wirklich so? Wenn Grätz*') 
behauptet, daß Fanny von Arnstein „ohne Zweifel in ernster 
oder scherzhafter Unterredung mit Hardenberg und Metter- 
nich ein geflügeltes Wort für ihre Stammesgenossen hinge- 
worfen habe", so bedarf das — wie schon ein neuerer For- 
scher bemerkt "*) — erst eines Beweises. Wir sind nun jetzt 
in der Lage, auf die Beantwortung dieser Frage näher ein- 
zugehen. 

Sowohl Nathan Adam von Arnstein als auch Bernhard 
von Eskeles und ihre Frauen zeigen in den jüdischen Ange- 
legenheiten im großen ganzen einen zu jener Zeit kaum 
erstaunlichen Indifferentismus. Hat Arnstein in den frü- 
heren Jahren noch welches Interesse für die neuhebräische 
Bewegung bekundet, so war das eine Jugendregung, die sich 
später kaum mehr wiederholt. Aber während er zumindest 
seine Tochter Henriette noch im Glauben der Väter erzog 
(ihre Kinder waren getauft*), so kann dasselbe von Eskeles 
nicht mehr behauptet werden. Dieser persönlich mag „es sich 
zur Ehre gerechnet haben, seinem Glauben nicht untreu zu 

daß der alte Herz in Hamburg recht große Verbindungen hatte, die auch 
in der Eongreßzeit von ihm und seinem Sohne noch nicht ganz aufge- 
geben sein mochten. 

•7) XI, 298. 

^) Wachstein, a. a. 0., 8. 463. 

**) Vgl. Fannys Testament in Grunwalds Mitteilungen, a. a. O. 
S. 12. 



werden'^)", doch seine beiden Kinder Denis Freiherr von 
Eskeles, der nach dem Tode des Vaters die Leitung des 
Bankhauses übernahm und als letztes männliche Glied der 
Familie 1889 starb, und seine Tochter Helene, bald mit Ge- 
neral von Gablenz (später Gablenz-Eskeles) vermählt, sind 
zum Christentume übergetreten. Fanny von Arnstein konnte 
zwar nicht umhin, ihre Mildtätigkeit auch den Juden gegen- 
über Äu betätigen; sie hält es aber für notwendig, sich des- 
wegen in ihrem Testamente zu entschuldigen^^), obgleich 
die Sache selbst für sie ein Herzensbedürfnis war, wie es 
ihre Mahnung an Henriette beweist, in der sie sie auffordert, 
auch ihren schon als Christen erzogenen Kindern die Mensch- 
lichkeit den Juden gegenüber einzuschärfen^*). Eskeles 
stand ^) später auch kurze Zeit an der Spitze der Judenge- 
meinde Wiens, aber gerade um diese Zeit kamen neue Be- 
schränkungen für die Juden, und wir sehen nicht, daß er 
etwas dagegen tun sollte^*). Alles in allem war diese Fa- 
milie auch für die jüdischen Armen wie die Wohltätigkeits- 
fonds recht freigebig, sonst aber hat sie sich nicht weiter 
um die Lage der Juden gekümmert. 

Nichtsdestoweniger muß zugegeben werden, daß das 
Emporsteigen dieser einzelnen Wiener Juden auch für die 
Gesamtheit von Bedeutung war. „Die freie, geachtete, dem 
Zwang der Vorurteile enthobene Stellung — schreibt später 
ein zeitgenössischer Schilderer'*) Fanny von Arnsteins — , 
deren später und jetzt die mosaischen Glaubensgenossen in 
Wien sich erfreuen, ist ganz unleugbar erst mit und durch 
das eindringende Wirken und Walten der Frau von Arn- 
stein gewonnen worden"''). Und das ist zum großen Teile 
wahr. Wie schon früher die Berliner, so haben sich jetzt die 
Wiener an leb- und leibha;ften Beispielen überzeugt, daß die 

«») Ein Zeitgenosse in der „AUg. Ztg. des Judentums" 1839, S. 449. 

^) „daß der arme Jude, nur bey seinen Glaubensgenossen Unter- 
stützung findet, statt daß den armen Christen beyder Nationen Stütze 
und Hülfe wird." Testament S. 12. 

^) Ebenda. 

^*) Auch im Jahre 1793 waren er und Arnstein Ausschußmänner, 
1796 war er Vertreter der Wiener Juden. Wolf, Geschichte S. 98. 

^*) Ein anderer Zeitgenosse in der „AUg. Ztg. des Judentums", 
S. 518. 

»») Vamhagen, a. a. 0. S. 331. 

^) Schon 1801 schreibt der alte Nesselrode mit Hinblick auf die 
Arnstein (Vgl. oben S. 120 Anm. 11): „Au reste, il est incontestable que 
le peuple juif a consid^rablement gagn^ du cot6 de Teducation depuis 

une trentle d^ann^es^' Sein Sohn antwortet ihm darauf: 

„L'amabilitö de Mme. et de Mlle. Amsteiner a fait nattre chez moi le dösir 
de fr^quenter les juifs; s'il y en a beaucoup qui leur ressemblent leur 
societö vaut bien la pein d*6tre cultiv^e.." Lettres etc. S. 144 u. 153. 
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Juden sich doch der von ihnen verlangten bürgerlichen Stel- 
lung anpassen können und daß sie gar nicht so unfähig sind, 
Vollbürger eines Staates zu werden, wie man es vor nicht 
langer Zeit noch allgemein glaubte. In der Zeit der zuge- 
spitzten polnisch-sächsischen Krise schreibt Stägemann ^^) : 
„M.an sagt oft, die Juden hätten kein Vaterland. Aber Frau 
von Eskeles bekommt Krämpfe, wenn gegen Preußen ge- 
sprochen wird, und Frau von Arnstein sagt den Leuten Grob- 
heiten, und ist außer sich. Sie kompromittiert einen durch 
ihren ungestümen Patriotismus, sagt Humboldt^*)." Mit einem 
Worte, man betrachtete diesen Kreis als einen echt jüdischen 
noch mehr, als es den Leuten selbst lieb gewesen wäre, und 
so wurden die Arnsteins und Eskeles, mehr unbewußt als 
bewußt, Vorkämpfer der Judenemanzipation im Kaiser- 
staate. Dieser Umstand würde aber noch nicht genügen, um 
diesen jüdischen Bankiers eine größere Rolle in der Ge- 
schichte der Judenemanzipation zuzuerkennen. Dazu hat 
außer dieser aus passivem Verhalten hervorgegangenen Wir- 
kung, die darin bestand, daß die Häupter selbst noch im 
Glauben der Väter verblieben und folglich als Muster- und 
Probestück des gesamten Judentums dienten, noch irgend 
etwas Aktives gemacht werden müssen. Und dies ist auch 
tatsächlich gemacht worden. 

Es wird in einer Anekdote berichtet^), welche Ant- 
wort Frau von Arnstein, die sich beim Kaiser Josef II. für 
ihre Glaubensgenossen verwendete, von demselben erhielt, 
eine Anekdote, deren historischer Wert an und für sich mit 
Recht bezweifelt werden kann, die aber von symptomatischer 
Wichtigkeit ist. Sie zeigt, daß die Zeitgenossen, und ins- 
besondere ein Kenner der Verhältnisse (Stägemann), sie 
mindestens nicht für unmöglich hielten. Wir haben schon 
erwähnt ®®), wie Franziska von Arnstein auf eine besonders 
zuvorkommende Weise den preußischen Diplomaten aus- 
zeichnete, der das Konzept zu dem hochwichtigen Harden- 

77) Olfers, a. a. 0. S. 254. 

7») Der spätere Schwiegersohn Humholdts, Hedeman, der ührigena 
die judenfeindlichen Anschauungen mit seiner späteren Braut (vgl. Hum- 
boldts Briefe V, 236) und Schwiegermutter (vgl. o. S- 83 f. Anm. 38 u. 
39) teilte, war ganz darüber erstaunt, daß die Arnsteins Juden sind. 
Stägemann schreibt darüber: „H. ging nachher mit mir zu Hause und 
äußerte seine Verwunderung, als ich ihm sagte, daß im Amsteinschen 
Hause niemand, auch nicht Marianne (Saaling) getauft sei. Darum habe 
er ihr auch heute abends die überbildete Jüdin gleich angemerkt. So ver- 
stecken sich die Gemüter!" Ebenda 8. 239. 

7») Vgl. Stägemanns Brief an Benzenberg am 27. April 1819; 
mitget. bei Rühl, Briefe und Aktenstücke zur Gesch. Preußens unter 
Fr. Wilhelm III., III, S. 1. 

w) Oben S. 88 Anm. 53. 
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bergschen Schreiben an die Hansestädte abgefaßt hatte und 
die historische Autentizität dessen wird schon durch einen 
unmittelbar darauf erfolgten privaten Bericht dieses Diplo- 
maten außer Zweifel gesetzt. Auch Buchholz war in dem 
Arnstein-Eskelesschen Salon zu Gast^O nnd schon auf seine 
Veranlassung mußte so manches für die Juden gesagt worden 
sein. Haben wir also schon eine berechtigte Handhabe, das 
Eingreifen der Frau von Arnstein auch in solchen Fällen 
vorauszusetzen, die uns aus welchem Grunde immer nicht 
überliefert wurden, so nehmen wir gerade in der Kongreß- 
zeit ein offenes Auftreten dieser leitenden jüdischen Persön- 
lichkeiten im Interesse ihrer Glaubensgenossen wahr, wie 
es sich zwar schon früher unzweifelhaft ereignet hatte, doch 
jetzt mit einer viel größeren Entschlossenheit zu Tage trat. 

Es war dies eine Immediateingabe an den Kaiser von 
Österreich zwecks Erreichung der Gleichberechtigung für 
alle Juden Deutschösterreichs. Um aber als Repräsentanten 
aller Juden in den deutschen Gebieten Österreichs auftreten 
zu können, genügte es keinesfalls, daß nur die leitenden Per- 
sonen der hauptstädtischen Judenschaft das Wort ergreifen. 
Es mußten zu diesem Zwecke auch die Juden der, wenn man 
von Ungarn, Galizien und Italien absah, wichtigsten öster- 
reichischen Provinzen Böhmen und Mähren, wo denn auch 
die Mehrheit der deutschösterreichischen Juden wohnte, 
herangezogen werden. Als Repräsentanten der Judenschaft 
dieser beiden Länder treten nun zwei Männer auf, die in der 
Geschichte der Juden in Westösterreich eine recht bemer- 
kenswerte Stellung einnahmen: Simon von Lämel und Lazar 
Auspitz. 

Simon Edler von Lämel")» (Lämmel, Lemel, Lem- 
mel") war im Jahre 1766 in Tuschkau bei Pilsen geboren. 
Früh verwaist, begründet er schon als 21iähriger jimger 
Mann in Prag, wohin er übersiedelte, ein sein eigenes nicht 
kurzes Leben überdauerndes Großhandlungsgeschäft. Als ge- 
diegener kaufmännischer Kopf erkannte er bald die hohe 
Wichtigkeit der Wollveredelung und der Schafzucht in Böh- 
men, und erwarb siQh bei der Organisierung derselben ge- 
waltige Verdienste. Seine patriotischen Leistungen kamen 

»i) Rahel, a. a. 0. II, S. 258. 

») Vgl. über ihn Jüdischer Plutarch I, 118 ff., bei Wurzbach, Bio- 
graphisches Lexikon (Autor arbeitete auch auf Grund „amtlicher Akten") , 
Jewisch Encyklopedia und Wolf, Geschichte, S. 109, Anm. 2. 

^) Trotzdem alle obgenannten sich der Schreibweise Lämmel be- 
dienen, ziehen wir ,Jliämel*' vor, entsprechend einer Original visitkarte des 
Prager Großhändlers, die im Wiener Polizeiarchiv erhalten ist und 
der eigenhändigen Unterschrift auf der Eingabe. (Siehe unten.) 
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aber erst recht in den Kriegsjahren 1801—14 zum Vorscheine. 
Mit Lebensgefahr stellte er sich in den Dienst des Staates, 
kaufte zu wiederholten Malen von den Franzosen weggenom- 
mene Lebensmittelvorräte, Artilleriegegenstände usw. zu 
den niedrigsten Preisen auf und übergab sie den Öster- 
reichern wieder, ohne dabei für sich irgend welche Provi- 
sion zu verlangen. Seine diesbezüglichen Verdienste fa£t das 
folgende Zeugnis des Prinzipalkommissärs des Erzherzogs 
Karl, Grafen von Wrbna, zusammen, indem es erklärt, „daß 
er bei der französischen Invasion, die ihm aufgetragenen 
Geschäfte mit dem größten Eifer besorgt, dem höchsten Ärar 
dadurch die wichtigsten Dienste geleistet und hierüber die 
sprechendsten Beweise seiner Redlichkeit, Uneigennützig- 
keit, unerschütterlichen Treue gegen seinen Monarchen, mit 
persönlicher Aufopferung als auch Hintansetzung seiner 
ausgebreiteten Handelsgesdiäfte an Tag legt, und sich da- 
durch der allgemeinen Achtung in vollstem Maße würdig ge- 
macht habe'"."*) Im Jahre 1809, in den Zeiten der schwersten 
finanziellen Not, gab er, der Einzige in Prag, dem Staate 
ganz bedeutende Vorschüsse („ein ganzes Vermögen""), und 
ebenfalls ohne Provision. Ja, er, der 43]ährige, meldete sich 
freiwillig ziun bürgerlichen Militärdienste bei der Errichtung 
der böhmischen Legion und Landwehr. Angesichts dieser 
Verdienste wurde er im Jahre 1811 in den erblichen Adels- 
stand erhoben, es wurde ihm überdies eine immerwährende 
Toleranz und eine Großhandlungsbefugnis in Wien erteilt, 
wohin er auch bald übersiedelte. Im Jahre 1813 wurde er 
von Schwarzenberg zum Armeekommissär ernannt. Ein be- 
sonderes Vertrauen genoß er beim Bruder des Kaisers, Erz- 
herzog Rudolf, dem Kardinal-Erzbischof von Olmütz. So 
lebte er im höchsten Ansehen bis zum Jahre 1845.^) 

Dieses Ansehen benützte er, um seinen Glaubens- 
genossen zu helfen. Um die Zeit des Wiener Kongresses 
richtete er ein Immediatgesuch an den Kaiser wegen Auf- 
hebung des Verbotes des Salz- und des Getreidehandels für 
die Juden. Später verwendete er sich beim Kaiser für die 
böhmische Judenschaft. Seine Solidarität mit den böhmischen 



»•) Jtid. Plutarch, S. 124 f. 

~) Wolf. 

^) Von seinen Kindern war neben seinem eigentlichen Nachfolger 
Ijeopold und seiner Tochter Franziska von Salmesfeld, die bedeutendste 
unter allen Elise (venu. Herz), die zum Andenken ihres Vaters eine 
„Simon Edler von Lämel-Stiftung" in Jerusalem errichtete, wo denn auch 
das Porträt Lämels erhalten ist. Die Stifterin behauptet, durch die 
Gründung dieser Kinderbewahranstalt in Palästina „im Sinne ihres 
Vaters zu handeln'*. Vgl. ihre Stiftungsurkunde bei Ludw. Aug. Frankl, 
Nach Jerusalem (Leipzig 1858) I, 1 f. 
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Volkgenossen kam auch darin zum Ausdrucke, daß er trotz 
seiner Übersiedelung nach Wien seinen Anteil an der böh- 
mischen Judensteuer weiter zahlte.^0 Seine großen Ver- 
dienste, die er sich auch um Sachsen erwarb") und den 
daraus folgenden Einfluß machte er bei dem Generalgouver- 
nement im Jahre 1813 zugunsten der Juden geltend, indem 
es nicht zuletzt seinen Bemühungen zu verdanken war, daß 
endlich auch da der Leibzoll abgeschafft wurde. So war 
wirklich Lämel ein würdiger Kepräsentant der böhmischen 
Juden, in deren Namen er auch wirklich au f- 
tretendurfte. 

Weniger tatkräftig, dafür aber von seltener Charakter- 
festigkeit war sein Brünner Kollege Auspitz. 

Lazar Auspitz (geboren 1772, gestorben 1853) gehörte 
zu den größten Kaufleuten, später auch Industriellen 
Mährens. Ein Charakterbild dieser bedeutenden Persönlich- 
keit wird uns in einer vortrefflichen Schilderung seines be- 
rühmten Enkels, Theodor Gomperz®"), überliefert: 

Einem männlicheren Mann, als Lazar Auspitz es war, 
bin ich in meinem nunmehr schon recht langen Leben nicht 
begegnet. Wuchtig wie seine gedrungene Gestalt, wie seine 
massiven Gesichtszüge war sein großes Wesen: die Kraft 
seines Willens, sein Unabhängigkeitssinn, die Selbständig- 
keit seines Urteils. Dem kynisch stoischen Ideal der „Wahn- 
freiheit" stand er so nahe als möglich. Nur auf das Wesent- 
liche war sein Sinn gerichtet, mit schwerem, oft mit schrof- 
fem Ernst und mit heftiger, auch unduldsamer Abneigung 
gegen die Vertreter jedes Scheinwesens. Unverbrüchlich treu 

^^) Allerdings mochte dabei noch ein anderer Beweggrund mitge- 
wirkt haben. Bei den in Wien obwaltenden Verhältnissen, wo den Juden 
nur eine befristete Toleranz gewährt wurde, und es immer eine Möglich- 
keit gab, daß dieselbe nicht mehr erneuert werde, (wenn es auch tat- 
sächlich bis 1821 nie geschah; Husserl, a. a. 0. S. 52), haben sehr viele 
ihre Verbindungen mit ihrem ehemaligen Aufenthaltsorte nicht aufge- 
geben, und ihre Beiträge weiter entrichtet. Bei Lämel erscheint dies um 
so wahrscheinlicher, da wir wissen, daß er nach dem Jahre 1811 noch 
Schwierigkeiten mit der Toleranz hatte. So befindet sich im Judenindex 
von 1813 (Statth.-Archiv) die folgende Eintragung über den Prager Groß- 
händler Lämel: „ . . . von demselben sey seit dem Jahre 1811 kein Aus- 
weis über die Errichtung einer Großhandlung mit dem Fonds 60.000 fl. 
(vgl. Husserl, S. 44), unter welcher Bedingnis ihm die Toleranz 
bewilligt wurde, eingelangt (12. März). Darauf legt die Polizei-Ober- 
Direktion (am 26. März) dessen Erklärung vor, daß er gegenwärtig keine 
Großhandlung errichten könne. Hierauf folgt ein kurzer Bescheid: „Akt 
zurück, könne ihm die Toleranz nicht bewilligt werden." Sie wurde ihm 
aber später doch bewilligt. 

^) Über die Anerkennung, die ihm deshalb zuteil wurde, vgl. Jüd. 
Plutarch, S. 127. 

^) Essays und Erinnerungen (Stuttgart und Leipzig 1905), S. 4 f. 
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war er der Maxime, die er von seinem väterlichen Großvater 
empfangen hatte; niemals zu lügen, aber freilich auch nicht 

jedem und zu jeder Zeit alles zu offenbaren 

So haben sich also die fünf Männer von höchster 
sozialer Stellung unter den Juden Österreichs: Arnstein, 
Eskeles, Herz, Lämel und Auspitz zusammengetan, um an- 
gesichts der günstigen Umstände eine Besserung der Lage 
ihrer Glaubensgenossen zu erwirken. Die treibende Krait 
unter ihnen dürfte Lämel gewesen sein, der schon früher das 
regste Interesse für die Stellung seiner Glaubensgenossen 
sogar außerhalb Österreichs offen an den Tag legte. So kam 
also eine gemeinschaftliche Immediateingabe an den Kaiser 
lYanz zustande, die am 11. April 1815 mit einer Begleitschrift 
an den leitenden Minister Fürst Metternich überreicht 

wurde.«») 

Schon aus dem Eingange der Bittschrift ersehen wir 
mit Deutlichkeit, daß dieselben jüdischen Führer schon vor- 
her sich an den Kaiser in derselben Angelegenheit ge- 
wandt haben. „Der Gegenstand — schreiben sie — , dem diese 
ehrfurchtsvolle Vorstellung gewidmet ist, wird jetzt nicht 
zum erstenmale vor Ew. Majestät erhabnen Thron gebracht. 
Ew. Majestät haben frühere, auf einen ähnlichen Zweck ge- 
richtete Schritte mit so ausgezeichneter Huld und Milde auf- 
zunehmen geruht, daß die Unterzeichneten auch heute auf 
ein gnädiges Gehör mit Zuversicht hoffen zu dürfen 



glauben." 



Jetzt haben aber die Bittsteller ein anderes Argument, 
als bloß theoretische Auseinandersetzungen. Sie können 
jetzt schon den Weg beschreiten, auf dem ihnen Buchholz 
vorangegangen und auf Grund von Tatsachen sprechen. 
Wenn der Kaiser in seinem böhmischen Edikt vom Jahre 
1797 sein Bestreben kundgibt, den Unterschied der Gesetz- 
gebung zwischen Christen und Juden aufzuheben, so haben 
die Juden ihrerseits alles getan, um diesem Zwecke näher 

zu kommen. t:, -t j 

„Die israelitischen Glaubensgenossen haben li.w. Ma- 
jestät Erwartungen Genüge geleistet. Ihre Fähigkeit zu allen 
nützlichen Gewerben ist durch Thatsachen erwiesen, die 
zahlreichen Werkstätten ihres Fleisses in mehreren Pro^an- 
zen der Monarchie, ihre ausgebreiteten Fabriksanlagen, der 
Umfang ihrer auswärtigen Handels-Verbindungen, lassen 
über den Gebrauch, den sie unter liberalen und gleichför- 
migen Gesetzen von ihren Kräften und Capitalien machen 
würden, keinen Zweifel übrig; an Diensten, die sie dem 

w) Im Staatsarchiv: an Metternich Original, an den Kaiser Kopie. 
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preisen, wenn nur die erhabene Verheissung vom Jahre 1797 
endlich in Erfüllung ginge, wenn nur der allgemeine Grund- 
satz, der die Israeliten allen übrigen Glaubensgenossen in 
Rücksicht auf Erwerbs-, Gewerbs- und Besitz-Rechte, gleich- 
stellte, von Ew. Majestät als Gesetz proclamirt wäre." ") 

So sehen wir auch jetzt bei dieser heldenhaften An- 
strengung, zu der sie sich zum Wohle ihrer Glaubens- 
genossen entschlossen haben, diese fünf höchst gemäßigten 
und opportun gesinnten Herren in ihrer weitgehendsten 
Mäßigung verbleiben. Alles, nur nicht zuviel verlangen, 
denn wenn man zuviel verlangt, bekommt man garnichts, 
sagten sich die Herren und entschlossen sich zu Kompro- 
missen mit den obwaltenden Umständen. Ein Kompromiß 
war es, daß sie nicht sofort die Durchführung der Gleichheit 
forderten, sondern selbst nicht mehr verlangten als die Er- 
lassung eines gesetzlichen Grundsatzes, dessen Ausführung, 
wie sie es selbst gut wußten, lange Jahre hinausgeschoben 
werden konnte. Ein Kompromiß war es, wenn sie nur privat- 
bürgerrechtliche Gleichstellung in Anspruch nahmen, von 
der staatsbürgerlichen aber kein Wort erwähnten. Mag man 
auch berücksichtigen, daß in Österreich manche Juden sogar 
zu Staatsämtern zugelassen waren, so waren aber noch viele 
gesetzliche Beschränkungen vorhanden, deren Beseitigung 
sie fordern müßten, würden sie nicht damit über das Maß 
hinauszugehen befürchtet haben. Ein Kompromiß war es 
ferner, daß sie die Gleichberechtigung nur für die Juden 
Deütschösterreichs verlangten, der galizischen und ungari- 
schen Juden hingegen nicht einmal Erwähnung taten. Dafür 
waren freilich neben dem partikularistischen Geiste noch an- 
dere Momente mitbestimmend. Die Gesetzgebung den Juden 
Ungarns und Galiziens gegenüber war eigentlich günstiger 
als den Westösterreichs, trotzdem aber nicht minder ver- 
worren und noch viele Vorarbeiten erheischend, so daß die 
West Österreich er in einer Vermengung dieser Angelegen- 
heiten eine Gefahr erblicken dui'ften, ihre eigene Sache nur 
zu überlasten und damit auch hinauszuschieben. Und zwei- 
tens haben sie ja nicht den Gesichtspunkt aus den Augen 
verloren, daß es doch möglich war, daß die einheitliche Re- 
gelung der allgemeinen deutschen Judenfrage vom Kon- 
greß ausgehen würde, und diese würde doch in den österrei- 
chischen Erbländern nur die deutschen Gebiete betreffen. 
Und den Kongreß wollten sie doch schließlich mittels dieser 
Eingabe von der österreichischen Seite beeinflußen. 



•^) Vgl. auch den Schluß des Majestätsgesuches von 1813 bei 
Husserl, a. a. 0., S. 10. 
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So war diese Eingabe voll von Halbheiten und Kompromis- 
sen und an dieser Tatsache änderte gar nichts das an Metter- 
nich als dem leitenden Staatsminister beigefügte Begleit schrei- 
ben.'*) In dieser längeren Ausführung richten sie an ihn 
unter den vielen Lobpreisungen für seine Person und seine 
staatsmännischen Fähigkeiten die Bitte, um sich „Hochdero 
kraftvollen Beystand auf den Fall, dass die Sache der Israeli- 
tischen Glaubensgenossen, beim Kongreß verhandelt werden 
sollte, zu sichern", ohne sich aber auf jene Voraussetzung 
zu beschränken, denn „bedarf — fragen sie — Oesterreichs 
Monarch einer fremden Aufforderung, um das Wohl seiner 
Unterthanen zu beschliessen?" Sie ersuchen ihn also, auch 
ohne den Kongreß innerhalb der österreichischen Gesetz- 
gebung selbst ihre Wünsche durch seine „entscheidende 
Stimme und vielvermögende Fürsprache" zu unterstützen. 
Dieses Begleitschreiben an den Minister, in noch allgemei- 
neren und unbestimmteren Worten gehalten, als die Eingabe 
an den Kaiser, ändert wie gesagt, nichts an den in derselben 
enthaltenen Halbheiten. 

Die größte Halbheit aber war es, daß die beiden wich- 
tigsten Persönlichkeiten Arnstein und Eskeles ihre Auf- 
gabe mit der Überreichung der Immediateingabe für erledigt 
betrachteten und gerade für die wichtigste Zeit, für die Zeit 
der Entscheidungen fernblieben. Denn was sie bezweifelt 
haben, das geschah. Der Kongreß hat sich doch endlich mit 
der Judenfrage eingehender befaßt, aber gerade die ange- 
sehensten Häupter der Juden, wie auch ihre einflußreichsten 
Salondamen waren nicht dabei, um jetzt für die Sache ihrer 
Glaubensgenossen zu wirken. Kaum war die Immediatein- 
gabe überreicht, und schon zogen die Arnsteins aus Wien 
in ihr Landhaus nach Baden (16. April)'") und bald folgten 
ihnen die Eskeles, die ihre Villa in Hietzing bezogen (an- 
fangs Mai).®*) Mag noch dieser oder jener von den Diplo- 
maten manchmal die beiden Familien auch in ihren Land- 
häusern aufgesucht haben, gerade die jetzt mit Volldampf 
Arbeitenden waren daran gehindert, und auch mit den 
übrigen, die in entfernten Zeiträumen kamen, war der un- 
unterbrochene Kontakt verloren. So nahte also die Ent- 
scheidung und die Juden waren ihrer Stütze beraubt. 

M) Dieses Begleitschreiben trägt nur die Unterschriften des Arn- 
stein, Eskeles, Herz und Lämel. Auspitz hat es aus einem unbekannten 
Grunde nicht mit unterschrieben. .^ 

M) Tagebuch St. Marsans, S. LXXVII, die Eskeles waren noch am 
folgenden Tage in Wien. Ebenda S. LXXVIII. 

»*) Foumier, a. a. 0. S. 468 u. 482. 
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Fünfter Abschnitt 

Die Entscheidung. 

I. 

Die Entscheidung nahte wirklich. Die am 16. November 
1814 unterbrochenen Verhandlungen sollten nach der güt- 
lichen Beilegung der polnisch-sächsischen Streitfrage, die 
das Haupthindernis für die Fortsetzung der Besprechungen 
über innerpolitische Fragen gebildet hatte, wiederum auf- 
genommen werden. Aber kaum wurden die ersten vorbe- 
reitenden Schritte dazu vorgenommen, als bald ein zweites 
Ereignis dazwischen kam: Die Rückkehr Napoleons. In der 
ersten Märzhälfte hä.uften sich in Wien die Nachrichten über 
die Flucht des gefangenen Franzosenkaisers aus Elba, über 
seine Landung in Frankreich und seinen glänzenden wider- 
standslosen Vormarsch auf die Hauptstadt des Reiches. Ab- 
gesehen von der allgemeinen Überraschung und Verblüf- 
fung stellte dieses Ereignis die gesamte europäische Diplo- 
matie vor ganz neue Aufgaben und mußte im ersten Augen- 
blicke die Aufmerksamkeit auch von der deutschen Frage 
ablenken. Als man aber bald Napoleon in Paris eintreffen, 
als man hinter ihm ein geeinigtes Frankreich erstehen sah 
und die wieder drohende Gefahr der alten napoleonischen 
Kriege erkannte, da gab gerade dies den Anstoß zur Be- 
schleunigung. Man wollte nun in größter Eile zumindest die 
wichtigsten Angelegenheiten des Kongresses erledigen, alle 
noch schwebenden Differenzpunkte mindestens in den 
Grundfragen aus der Welt schaffen, damit dem geeinigten 
Frankreich sich das geeinigte Europa entgegenstellen 
könne. So suchte man die Zwiespältigkeiten auch in der 
deutschen Frage, sei es auch nur in den Hauptsachen, und 
sei es sogar um den Preis des Aufgebens verschiedener bis- 
her mit größter Entschiedenheit verfochtener Grundsätze 
wegzuräumen, um nur mit größter Raschheit noch vor Be- 
ginn der eigentlichen Feindseligkeiten den Grund für ein 
geschlossenes Deutschland zu legen. So kam es, daß man das, 
worüber lange Kongreßmonate ganz unnütz verflossen 
waren, jetzt mit ungestümer Eile, 3a, vielfach mit Übereilung 
zustande bringen wollte. 
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Auch die Judenfrage sollte jetzt ihrer Lösung entgegen- 
gehen. Wir sehen hier einen bemerkenswerten Fortschritt. 
Haben die Verhandlungen des Fünferkomitees^ die Juden- 
frage nur mittelbar betroffen und sich mit ihr als solcher 
fast gar nicht befaßt, so trat sie Jetzt als selbständiges Gan- 
zes auf, als eine besondere Frage, die ihrer Lösung harrte. 
Das haben zum Teil die inzwischen in manchem Staate 
Deutschlands immer mehr zum Vorschein kommenden Rttck- 
wärtsbewegungen in der Behandlung der Judengesetzgebung 
bewirkt. In der Hauptsache aber war das ein Erfolg der jüdi- 
schen Deputierten, die durch ihre eindringlichen Eingaben 
und Vorstellungen, und unzweifelhaft auch in persönlichen 
Besprechungen die Aufmerksamkeit der maßgebenden Kreise 
auf das Judenproblem im allgemeinen gelenkt und sie zu 
einer gesonderten Stellungnahme bewogen haben. Dies kam 
schon in dem Dezember 1814 von einem österreichisdtien Mi- 
nister (Wessenberg) verfaßten Entwürfe einer deutsdien 
Bundesverfassung zum Ausdruck. In diesem Entwürfe, der 
ganz im antipreußischen Sinne geschrieben war, und ein 
Türchen sogar für den Ausschluß Preußens aus Deutsch- 
land offen ließ') (es waren ja damals die Tage der größten 
Spannung in der polnisch - sächsichen Frage), war 
allerdings das Hauptgewicht mehr auf die Zusammensetzung 
der Bundesmitglieder als auf die innerpolitischen Angele- 
genheiten gelegt. Und doch finden wir hier zum ersten 
Male in den Bestimmungen der Untertanenrechte neben der 
Vorschrift der „Gleichheit der bürgerlichen Rechte für die 
christlichen Glaubensgenossen, nämlich Katholische, Luthe- 
rische und Reformierte", noch den folgenden Zusatz: „N. B. 
Wobei noch die Duldung der Juden zu erwäh- 
ne n i s t".') Dieser in einem so allgemeinem Tone gehaltene 
Vorschlag ist schon eine bedeutsame Neuerung. Daß sich die 
österreichische Regierung nicht zu einer näheren Bestim- 
mung der Judenrechte herbeilassen wollte, nimmt uns ge- 
rade in dieser Zeit um so weniger wunder, als ja die öster- 
reichischen Diplomaten die deutschen Mittel- und Klein- 
staaten für sich und gegen Preußen gewinnen wollten, und 
dabei ganz gut wußten, daß sie mit der Verfechtung der Ju- 
denrechte bei diesen ehemaligen Mitständen nicht gerade 
Anklang finden werden. 

Doch der erste Schritt war gemacht. Nicht sofort folgte 
man preußischer seit s dem gegebenen Beispiele. Humboldt, 

1) Vgl. oben. 

») Vgl. Schmidt, Gesch. der deutschen Verfasslingefrage S. 373 ff. 

3) Klüber, Akten II, 5. 



dem man ja sicherlich keine Abgeneigtheit in der Sache 
selbst zuschreiben kann, sieht nicht gerne das Hereintragen 
der religiösen Fragen überhaupt in die deutsche Verfas- 
sungsakte, weil sie ihm zweifellos als eine Erschwerung der 
Erlangung einer Übereinstimmung bei den ohnedies nicht 
leicht überbrückbaren gegensätzlichen Anschauungen er- 
scheint. Deshalb begnügt er sich in seinen beiden Februar- 
entwürfen (mit und ohne Kreiseinteilung) nur über Bechte, 
„deren jeder Deutsche genießen muß" zu sprechen,*) was ihm 
als genügende Gewähr gegen die Übergriffe auch in kon- 
fessioneller Hinsicht erscheinen durfte. Dasselbe wiederholt 
sich, als er in der Zeit der Wiederaufnahme der Verfassungs- 
angelegenheit, unermüdlich wie immer, zur Abfassung eines 
neuen Entwurfes schreitet. Im preußischen Entwürfe vom 
Anfang April 1815, wo er sich schon zur Aufnahme einer 
Bestimmung über die katholische Kirche entschlossen hatte, 
wird im Artikel über die Landstände (§ 9) im allgemeinen 
nur eine „ungekränkte Religionübung" gefordert. *) 
Nähere Auseinandersetzungen schienen Humboldt entweder 
überflüssig oder nicht zweckmäßig. 

Es dauerte aber nicht lange und Humboldt mußte 
seine Meinung ändern. Diesen ersten Aprilentwurf hatte er 
an Metternich übersendet.') Dieser hat sich zwar offiziell 
nicht geäußert, aber in den mündlichen Besprechungen 
sicherlich so manche Meinung ausgesprochen, die zur Umar- 
beitung des Entwurfes geführt haben mag.') Und nun wissen 
wir, daß gerade in dieser Zeit (11. April) die österreichische 
Judenschaft jenes Schreiben an Metternich richtete, in dem 
sie ihn um Unterstützung ihrer Wünsche auf dem Kongresse 
ersuchte, falls diese da zur Verhandlung kommen sollten. Sie 
gaben also damit ganz genau zu verstehen, daß eine der- 
artige Verhandlung ihrem Wunsche ganz entsprechen 
würde. Und unmittelbar darauf (am 15. April) be- 
richtet der Weimarer Buchhändler®) über den Erfolg 
seiner Bestrebungen, auch die österreichischen Diplo- 
maten für die Forderungen des deutschen Buchhandels 
zu gewinnen, wie folgt: „Nun kam es in Zug, und 
gestern schon bekam ich die Versicherung, daß man 
zwei übersehene Sachen, uns und die Juden aufnehmen 
wolle." Die Eingabe der deutschösterreichischen Juden 
mag also dem österreichischen Minister den Anstoß 

*) § 89 des ersten und 74 des zweiten Entwurfes, Ebenda S. 45 u. 62. 

») Schmidt S. 447. 

•) Remis & TAutriche. Ebenda S. 445. 

f) Ebenda S. 448. 

8) Bertuchs Tagebuch S. 257. 
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gegeben haben, die Preußen auch auf diesen Punkt auf- 
merksam zu machen. So entstand der zweite preußiische 
Aprilentwurf (vom 22. April), der im Artikel 9 den folgen- 
den Zusatz enthält: „Die drei christlichen Reli- 
gionsparteien genießen in allen deutschen 
Staaten die gleichen Rechte, und den Be- 
kennern des jüdischen Glaubens werden, in- 
sofern sie sich der Leistung aller Bürger- 
pflichten unterziehen, die denselben ent- 
sprechenden Rechte eingeräumt, welche un- 
abhängig von allen religiösen Beziehungen 
und von politischem Einfluß und Wirksam- 
keit in Staatsämtern (als welche Punkte der 
Bestimmung der besonderen Verfassungen 
vorbehalten bleiben), den übrigen Bürgern 
zustehen."") Daß dieser Zusatz im ganzen nur der Ju- 
den wegen eingeschaltet wurde, war klar, denn der Grund- 
satz der Gleichberechtigung der drei christlichen Konfes- 
sionen war schon von ganz Deutschland mit nur geringen 
Ausnahmen im Prinzipe anerkannt. Zweifelhaft war nur das 
Verhalten in betreff der Juden. Ja, die Haltung der Juden 
selber war — wie der Zusatz es deutlich zeigt — gar nicht 
als sicher vorausgesetzt. Die Diplomaten wiäten doch gut, 
daß manchen jüdischen Kreisen, namentlich von der alten 
Richtung, ihre religiös-nationale Autonomie und Absonde- 
rung durchaus lieber waren als die Gleichberechtigung, die 
nur um den Preis der Aufgabe jener zu erreichen war, und 
in der sie sogar eine Gefahr für den Bestand des Juden- 
tums erblickten. Deshalb mußten in Preußen — wie ja Hum- 
boldt und Hardenberg ganz gut wußten — schon nach dem 
Entschluß über die Gleichberechtigung erst die Juden be- 
fragt werden, ob sie sich demgegenüber allen bürgerlichen 
Pflichten unterziehen wollen.*®) Das bestimmte die Preußen 
jetzt und später zur besonderen Stilisierung der jüdischen 
Rechte. In diesem Entwürfe aber war noch ein Moment, daß 
auf die preußische Judengesetzgebung zurückgeht: Es soll- 
ten den Juden nur Privatbürgerrechte zugestanden werden, 
die politischen aber, wie die Zulassung zu den Staatsämtern, 
sollte der Landesgesetzgebung vorbehalten bleiben. Wir 
wissen, daß in Preußen von der vollen Gleichberechtigung 
des Ediktes vom Jahre 1812 gerade diese Ausnahme gemacht 
worden ist, daß man die Bestimmung über die Zulassung der 
Juden zu Staatsämtern der späteren Gesetzgebung vorbe- 

•) Schmidt S. 449. 

>o) Vgl. Freund a. a. 
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hielt. So haben sich also die Preußen in dieser einen Be- 
Ziehung freie Hand lassen wollen. Aber auch dies war nicht 
von langer Dauer. 

Metternich hatte auf diesen zweiten Entwurf eben- 
falls offiziell nicht geantwortet. Die preußischen Bevoll- 
mächtigten hatten also Zeit, sich noch eingehend mit dem 
Entwurf zu beschäftigen. So kam der dritte Aprilentwurf 
(vom 30. April) zustande, der im übrigen das frühere beinahe 
wiederholt. Nur beim Passus über die Juden haben sich die 
Preußen vielleicht in Einsicht der damit begangenen Halb- 
heit entschlossen, die Stelle von der Beschränkung der politi- 
schen Hechte auszulassen. Auf diese Weise entstand die 
schließliche Fassung der Preußen: „Die drei christ- 
lichen Religion sparteien genießen in allen 
deutschen Staaten gleiche Rechte, und den 
Bekennern des jüdischen Glaubens werden, 
in so fern sie sich der Leistung aller Bürger- 
pflichten unterziehen, die denselben ent- 
sprechenden Bürgerrechte ein geräum t."") Es 
blieb also nur die besondere Stilisierung, sonst aber eine An- 
erkennung der völligen Gleichheit. Der Entwurf wurde am 
1. Mai an Metternich übersendet und man erwartete die öster- 
reichische Gegenerklärung. Der von Wessenberg am 7. Mai 
fertiggestellte Entwurf ging in Angelegenheit der Juden 
noch einen Schritt weiter als der ihm unverkennbar zugrunde 
gelegte preußische Vorschlag. Im Art. 17 bestimmte er außer 
der Gleichberechtigung aller drei christlichen Konfessionen 
über die Juden wie folgt: „Die jüdischen Glaubens- 
genossen bleiben im Genuß der bisher erwor- 
benen Rechte, und werden der Erwerbung 
bürgerlicher Rechte in so fern fähig erklärt, 
als sie sich der Leistung aller Bürgerpflich- 
ten unterziehe n."") Diese Fassung wird auch von den 
Österreichern im Art. 9 ihres später ai3 Grund von münd- 
lichen Verhandlungen mit den Preußen umgearbeiteten Ent- 
wurfes (vom 13. Mai) mit geringfügigen Veränderungen bei- 
behalten.") Diese Zusatzbestimmung über die Aufredit- 
erhaltung der bisher erworbenen Rechte der Jjiden konnten 
die Österreicher umso leichter hineinfügen, als gerade ihnen 



^) Klüber, S. 305. 

«) Ebenda S. 313. 

") „Die jüdischen Glaubensgenossen bleiben in dem Genüsse der 
bisher in den Deutschen Ländern erworbenen Rechte, und es werden die- 
selben der Erwerbung bürgerlicher Rechte insofern für fähig erklärt, 
als sie sich der Leistung aller Bürgerpflichten unterziehen". Schmidt 
S. 458 f. 
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damit die Hände gar nicht gebunden wurden, denn bei dem 
damaligen Zustande der Juden in Österreich konnte nur von 
einer Ausdehnung, keinesfalls aber von einer Schmälerung ihrer 
Recht die Bede sein. So war diese österreichische Fassung für 
die Juden die günstigste von allen sowohl den vorhergehenden 
als auch den nachfolgenden. Denn schon am selben Tage 
(13. Mai), als ihm der zweite österreichische Entwurf über- 
geben wurde, bemerkt Humboldt zu der Wessenbergschen 
Fassung: „Die Juden fähig zu erklären, ist wohl kein in 
einem Staatsvertrag passender Ausdruck. Erklärt man sie 
für fähig, so muß man auch ihnen die Rechte einräumen, und 
dann ist es wieder sehr viel, allgemein von den bürgerlichen 
Rechten zu reden. Die Preußische Redaktion läßt mehr Frei- 
heit und ist doch bestimmter und nützlicher für die Juden. 
Die Zusicherung der bisher erworbenen Rechte wird in den 
Ländern, wo Regierungen nach französischen Maximen be- 
standen haben, viel Widerspruch und selbst Streit erregen."") 
So zeigt sich hier Humboldt neben dem Theoretiker als ein 
praktischdenkender Politiker. Es ist ihm zwar am Wohle 
der Juden sehr gelegen, aber gerade deshalb will er nur das 
verlangen, was nach seiner Ansicht zu erreichen sein wird, 
und nur ein derartiges Vorgehen hält er für die Juden selbst 
nützlich. Mag man auch bezweifeln, daß seine Fassung von 
den den Bürgerpflichten entsprechenden Bürgerrechten ge- 
rade bestimmter wäre als die österreichische Audrucks- 
weise. Eines hat er doch klar gesehen, daß sowohl die sofor- 
tige Einräumung der vollen Bürgerrechte für die Juden wie 
auch die Bestimmung über die Aufrechterhaltung der schon 
bestehenden Rechtsverhältnisse in den ehemals französischen 
oder unter französischem Einfluß stehenden Gebieten nicht 
ohne großen Widerstand wird durchgesetzt werden können. 
War schon also in dieser Humboldtschen Äußerung ein 
unverkennbares Zurückweichen vom Prinzipe der Gleich- 
berechtigung, so brachten die nächsten Tage eine weitere 
Einschränkung desselben. Schon am folgenden Tage (14. Mai) 
fand eine gemeinsame Konferenz Österreichs, Preußens und 
Hannovers statt, der drei Staaten, die in den ersten Bera- 
tungen über die deutsche Frage geschlossen aufgetreten waren 
und auch jetzt bei den bevorstehenden neuen Konferenzen 
geschlossen auftreten wollten. Zu diesem Behufe sollte eine 
Verständigung über alle Verfassungsfragen erzielt werden 
und als Ergebnis ein gemeinsamer Verfassungentwurf den 
späteren Verhandlungen auch mit den übrigen Teilnehmern 
zugrunde gelegt werden. In den beiden zu diesem Zwecke 
^— — .. ■ 

") Ebenda S. 462 f. 
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abgehalteneu Konferenzen (14. und 17. Mai)^) kam der han- 
noversche Standpunkt auch in der Judenfrage zur Geltung. 
Münster und Graf Hardenberg haben kurz nach Ablauf der 
Verhandlungen der ersten deutschen Konferenz ein am 
15. November 1814 abgeschicktes Kollegialschreiben .des 
hannoverschen Kabinett-Ministeriums mit genauen Instruk- 
tionen auch in der Judenfrage erhalten. Dieselben entspra- 
chen vollauf den inzwischen im Heimatlande immer mehr zur 
Geltung gelangenden Judenfeindlichen Tendenzen und wand- 
ten sich mit manchen geradezu merkwürdigen Argumenten 
gegen jede Verbesserung der Lage der Juden in Deutsch- 
land.") Daran gebunden, mußten jetzt die beiden Bevoll- 
mächtigten mindestens eine möglichst weitgehende Ab- 
schwächung des Artikels anstreben. Und da, wie wir wissen, 
auch von preußischer Seite gegen die österreichische Fas- 
sung der Judenrechte Bedenken erhoben wurden, kam es 
sicherlich auf hannoversche Veranlassung zu einer neuen 
Stilisierung des Artikels (jetzt des 14.). Er sollte außer 
der Festsetzung der Gleichheit der christlichen Konfessionen 
lauten: „Den Bekennern des jüdischen Glau- 
bens werden, in so fern sie sich der Leistung 
aller Bürgerpflichten unterziehen, die den- 
selben entsprechenden Bürgerrechte ein- 
geräumt, und wo dieser Reform Landesver- 
fassungen bestimmt") entgegenstehen, er- 
klären die Mitglieder des Bundes, diese Hin- 
dernisse soviel als möglich hinwegräumen 
zu wolle n."") Der erste Passus ist nach den Weioungen 
Humboldts abgefaßt. Der zweite ist offenkundig auf Antrag 
der hannoveranischen Minister beigefügt worden, die im 
Prinzipe die Gleichstellung der Juden schon anerkennen 
würden, doch der Regierung des eigenen Landes freie Hand 
lassen wollten.^*^) So enstand die gemeinsame Fassung der 
d^ei Mächte, die als Grundlage für die weiteren Verhand- 
lungen dienen sollte. 

") Ebenda S. 464 f. 

") M. Zuckermann, Die Stellung der Hannoverschen Begierung 
usw., S. 5 f. 

") Findet sich nur in der handschriftlichen Vorlage zum II. Con- 
ferenz-Protokoll im St.-A., in den gedruckten Texten fehlt es. 

") Klüber, II. 320 f. Schmidt, S. 467. 

") Gewöhnlich wird der abschwächende Zusatz als von österreichi- 
scher Seite verursacht dargestellt. Jedoch fehlt jedwede ähnliche Tendenz 
in allen vorhergehenden österreichischen Entwürfen, und es ist nicht zu 
ersehen, was Mettemich oder Wessenberg jetzt zur plötzlichen Meinungs- 
änderung bewogen hätte, während dieser Standpunkt bei den Hanno- 
veranern mit Rücksicht auf die Zustände des Heimatlandes vollkommen 
erklärlich ist. 
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Aber auch die Juden und namentlich die Frankfurter 
veriiachlässigten ihre Sache nicht. Kaum hatten sie ver- 
nommen, daß neue Unterhandlungen im Gange seien, da be- 
eilten sie sich, für ihre Sache die entscheidenden Staats- 
männer günstig zu stimmen. Zu Metternich hatten sie schon 
früher Zutritt gewonnen. Jetzt wollten sie audhi auf Harden- 
berg einen Einfluß im Sinne ihrer Forderungen ausüben. Am 
12. Mai überreichten sie ihm eine Vorstellung, in der sie mit 
Berufung auf seine hohe Liberalität, und vorzüglich auf das 
große Beispiel, „welches Preußen in dieser Hinsicht unter 
Euer Hochfürstlichen Durchlaucht, dem übrigen Deutschland 
gegeben hat" ihre Angelegenheit zusammenfassend dar- 
stellten, und ihn um Beherzigung betreffs der „Konfirmation 
des fraglichen Vertrages vom 28. Dezember 1811" ersuchten.*®) 

In diesem Schreiben tritt zum ersten Male als ein „Be- 
vollmächtigter der israelitischen Gemeinde zu Frankfurt" 
neben Baruch, an Stelle des Gumprecht, G. G. Uffenheim 
auf. Götz Gabriel Uffenheim (Uffenheimer'^) stammte aus 
Tirol, ist aber ebenso wie sein Bruder, der Großhändler 
Abraham,") nach Wien gekommen.") Da wurden sie beide 



>•) Klüber, VI., 415. 

•0 Vgl. über ihn Wachstein, Das Testament der Baronin Wetzlar 
V. Plankenstern (S. A.) S. 6, und Inschriften II, 426. 

") Wir glauben bei dieser Gelegenheit nicht die interessanten Er- 
hebungen der Wiener Polizei verschweigen zu müssen, die kurz nachher 
stattfanden. (Pol.-Akte). Ein sich in den jüdischen Bankkreisen gut 
auskennender Polizeiagent (wahrscheinlich derselbe, der über Herz eine 
Auskunft erteilte; vgl. o. S. 133 Anm. 61) erstattet dem Polizei- 
minister die folgende Anzeige: (Rapport vom 25. Aug. 1815): ,J)a sich 
das Gerücht immer mehr verbreitete, da£ die Erzherzogin Beatrix und ihre 
Söhne bedeutende Börse und Agiotage Geschäften mache, und wie natür- 
lich unter einem fremden Namen; so habe ich bey genauer Untersuchung, 
und Beobachtung gefunden, daß alle diese Geschäfte durch den bekannten 
Abraham Uffenheimer betrieben werden, welcher auch beynahe täglich 
vor und nach der Börse in ihr Haus kommt. Auch gehet die Sage, daß 
der nemliche Uffenheimer von (für) den Grafen Tsitschi (Zichy) ähnliche 
Geschäfte besorge'^ Hager beauftragt nun (26. Aug.) Siber, „mit Deli- 
catesse Erkundigungen darüber zu pflegen**. Denselben Auftrag erteilt 
er auch an den Regierungsrath v. Kleinschmid La Roze (4. Sept.) Siber 
antwortet kurz darauf: (1. Sept.) mit einem längeren Rapport: „Der 
Großhändler A. Uffenheimer ist ein gebildeter, jedoch in der Art einiger- 
maßen exzentrischer Mann**. Er schildert dann ausführlich eine Speku- 
lation Uffenheimers mit den Verschleiß-Direktions-Losen. Über das Ge- 
rücht mit der Erzherzogin Beatrix erklärt er: „Uffenheimer weiß dieses 
Gerücht, und seine Freunde erklären es für eine Ausstreuung seiner 
Feinde, die dadurch nur seinen Kredit schmälern wollen. Wenn selbes 
jedoch wirklich Grund hätte, so würde es keineswegs auf die Frau Erz- 
herzogin Beatrix K. H. ein nachtheiliges Licht werfen, da Uffenheimer 
dieses ganze Jahr her auf einen günstigen Kurs spekulirte, folglich eine 
nachtheilige Einwirkung auf den Kurs durch ihn nicht stattgefunden hat** 
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Tolerierte. Götz besaß bedeutende talmudische Kenntnisse *•) 
und genoß allgemeines Ansehen in der österreichischen 
Hauptstadt."*) Mit Frankfurt verknüpften ihn zahlreiche Be- 
ziehungen, die er zu seinen dort ansässigen Verwandten ge- 
pflegt hatte. Eine seiner Tanten mütterlicherseits war mit 
dem Frankfurter Moses Goldschmidt verheiratet. Er war 
auch mit den Frankfurter Beers und Speyers ziemlich nahe 
verwandt.**) Deshalb trat er, wie wir wissen, zur Zeit, als 
den jüdischen Deputierten Frankfurts die Ausweisung durch 
die Wiener Polizei drohte, für Gumprecht ein, und deshalb 
übernahm er dessen Stelle, als dieser aus irgend einem 
Grunde'O nicht mehr seine Deputiertentätigkeit fortsetzen 

.... Ganz ungegrtindet scheint es jedoch nach allen 'Erkundigungen, 
daß Uflenheimer mit Sr. Excellenz dem H. Minister Grafen Zichy in 
Geldverhältnissen stehe. — Ein anderes, scheinbar richtigeres Ergebnis 
zeitigten die längere Zeit hindurch gepflegten Untersuchungen Klein- 
schmidts. Am 23. Okt. überreicht er in der Anlage einen Rapport vom 
seihen Tage: „Nämlich dieser Abraham Uffenheimer habe die Gelder der 
Frau Erzherzogin Beatrix und ihrer Herren Söhne zur Disposition, und 
sey als Hausjude beim An- und Verkauf der Häuser und dgl. der Unter- 
händler gewesen. Man erzählt, daß er vor einigen Jahren auf der Börse 
auf einmal 10000 Stück Dukaten kaufte, da diese hohe Summe dem da- 
maligeni Finanzminister v. Wallis auffiel, so stellte er selbigen hierüber 
zur Rede, und erst alsdann wie er scharf in ihn drang, zeigte derselbe 
den Brief über die von der Fra,u Erzherzogin hierüber erhaltene Commis- 
sion vor. Er kommt auch zum Herrn Grafen v. Zizi, und man vermuthet 
mit vieler Wahrscheinlichkeit, daß er mit ihm in Geldgeschäften zu thun 
habe. Mit dem Herrn Oberstallmeister Herrn Grafen v. Trautmannsdorf 
hat~er Verkehr getrieben, und steht dem Vernehmen nach noch mit selbi- 
gen in Geldverhältnissen. — So hat er auch Gelder vom Haikmüller und 
Pasquellati in seinem Comptoir. Er macht oft wunderliche und ganz un- 
gleiche Käufe und Verkäufe auf der Börse, worüber ihn seine Kollegen 
foppen, er aber lacht dazu und sagt alles hat seine Ursachen. Übrigens ist 
er unstreitig einer der feinsten, geschicktesten, verschwiegensten und 
zugleich behutsamsten Spekulanten in Wien, dessen Vermögen man 
zwischen 4 bis 5 Millionen schätzt, und der nach seinen Kenntnissen 
und Einsichten auch bey den Damen in großem Rufe steht.*' 

*■) Auch sein Vater Jakob Uffenheimer war in Wien gestorben. 
Taglicht, Nachlässe S. 248. 

>«) Um nur ein Beispiel anzuführen: Er wird von Mordechai Baneth 
„harabbani muflag umufla" genannt. 

»*) Durch seine Frau Hendel, die Tochter des Low Leidesdorfer war 
er mit den Leidesdorfers und in weiterer Folge mit den Arnsteins, Herz 
und den anderen Familien verschwägert. Auch Jacob Baruch stand durch 
seine Schwester Merle, die einen Großneffen Baruch Eskeles geheiratet 
hatte (1770), mit den hervorragenden Wiener Familien in naüen ver- 
wandtschaftlichen Beziehungen. (Vgl. Taglicht, a. a. 0. S. 140. Anm. 6.) 

») Ebenda S. 310 ff. 

^) Vielleicht war es zu kostspielig sogar für die reiche Frank- 
furter Gemeinde zwei Deputierte in Wien für die Dauer zu halten, ein 
Luxus, den sich auch die meisten Staaten nicht gönnten. Und auch 
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konnte. Von nun an war er der zweite Vertreter der Frank- 
furter Judenschaft am Kongresse. 

Fürst Hardenberg, den die Vorstellung der Deputierten 
mitten in den Verhandlungen über die allgemein deutsche 
Judenfrage traf, antwortete äußerst zuvorkommend,**) „daß 
es in Rücksicht der Gerechtsame, welche die jüdischen Ein- 
wohner der Stadt Frankfurt aus einem besonderen mit dem 
vorigen Landesherrn am 28. Dezember 1811 errichteten, und 
von ihrer Seite erfüllten Vertrage geltend zu machen berech- 
tigt sind, der preußischen Intercession bei dem Congreß gar 
nicht bedarf, indem die Verhältnisse der Frankfurter Juden- 
schaft als gesetz- und rechtmäßig feststehend, nicht bezweifelt 
werden können. 

„In so weit jedoch die jüdischen Einwohner der Stadt 
Frankfurt, den Umfang ihrer bürgerlichen Hechte noch über 
den Vertrag mit dem vorigen Landesherrn hinaus zu er- 
weitern wünschen, ersuche ich sie, die Bestimmungen des 
Congresses über die bürgerlichen Verhältnisse der Juden in 
Teutschland abzuwarten, und sich dabei der diesseitigen Un- 
terstützung um so mehr versichert zu halten, als Preußen 
durch ein besonderes Gesetz zu Gunsten seiner jüdischen 
Unterthanen bereits vorgegangen ist." 



II. 

Wie sollten nun die Bestimmungen des Kongresses aus- 
fallen? Während der ersten deutschen Konferenz (Oktober — 
November 1814) hatte man sich überzeugt, daß die geringe 
Anzahl der Teilnehmer die gegenseitige Verständigung und 
das Zustandekommen der deutschen Verfassung gar nicht 
erleichtere. Schließlich mußte man dem wiederholten Drän- 
gen der vereinigten Fürsten und freien Städte nachgeben 
und, wenn noch nicht alle, so doch einen bedeutenden Teil 
von ihnen zu den direkten Verhandlungen zulassen. Nach 
dem Abschluße der Besprechungen mit Preußen und Han- 
nover am 17. Mai hatte Österreich, das den Vorsitz führte, 
außer diesen beiden noch Bayern, Sachsen, Württemberg, 
Baden, Darmstadt, Luxemburg, Holstein und fünf Vertreter 
der übrigen Staaten, nämlich Flössen (Mecklenburg- 
Schwerin), Keller (Kurhessen), Minkwitz (sächsische Für- 



Gumprechts persönliche Mittel durften nicht bedeutend gewesen sein und 
standen hinter denen seines Kollegen weit zurück. Deshalb entschloß 
man sich Uffenheimer die Vertretung zu übertragen. 
M) St. A. und Klüber VI, 417. 
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/ 

: stentümer), Smidf") und Berg (Schaumburg und Waldecfc) zu 

/ einer gemeinsamen Konferenz für den 23. Mai eingeladen. 

/ An diesem Tage fanden sich alle Geladenen ein, mit Aus- 

'j nähme des württembergischen Vertreters. In dieser ersten 

/ Konferenz wurden lediglich die Verhandlungen durch den 

Vorsitzenden Metternich eingeleitet, indem er den von Öster- 
reich und Preußen (Hannover als Mittelstaat wurde nicht er- 
wähnt) vereinbarten Verfassungsentwurf vorlas, wobei er 
noch erklärte, daß mit Rücksicht auf die Kürze der Zeit nur 
die „deutsche Föderation in ihi'en Grundzügen dargestellt 
werde, deren nähere Entwicklung man dem Bundestage selbst 
vorbehalten müsse".^) Es wurde diesmal noch nicht beraten, 
doch gerade in der Judenfrage, und vielleicht in ihr allein, 
kam die vorherrschende Stimmung zum Ausdruck. 
Smidt, der sicherlich nicht der letzte bei der Veranstaltung 
der Szene gewesen war, berichtet") über die Verlesung des 
Verfassungsentwurfes: „Wie der Punkt wegen der Juden 
vorkam, fing zuerst Graf Rechberg**) an zu lachen, und das 
Gelächter wurde ansteckend und ging die Reihe herum bis 
auf ein paar." Doch war jetzt keine Zeit der Meinungs- 
äusserungen und sofort, nachdem Metternich mit der Ein- 
leitung fertig geworden, wurde die Konferenz geschlossen 
und eine zweite für den 26. Mai anberaumt, in welcher schon 
meritorische Beratungen über die einzelnen Punkte des Ent- 
wurfes vorgenommen werden sollten. Zu dieser zweiten Kon- 
ferenz erschien ebenfalls kein württembergischer Vertreter. 
Das bedeutete für die Juden: ein Gegner weniger. Ander- 
seits ist der Bevollmächtigte Badens, von dem die Juden in 
Hinblick auf die Stimmungen seines Großherzogs vielleicht 
Unterstützung ihrer Wünsche erhoffen durften, in der Kon- 
ferenz zwar erschienen, doch ohne entsprechende Voll- 
machten, um mitzusprechen und mitzustimmen. Dieser Ver- 
lust der Juden war jedoch reichlich dadurch aufgewogen, 
daß einer ihrer schärfsten Gegner, der Vertreter des Staates, 
welcher in der Judenfrage die schroffste Ablehnung bekun- 
dete, der königlich sächsische Bevollmächtigte, ebenfalls 
noch keine Vollmachten besaß. Aber auch unter den tat- 



2«) Die Wahl dieser ftinfgliedrigen Deputation der Fürsten und 
freien Städte wie die Stimmverhältnisse dabei zeigen, was für hohes An- 
sehen der rührige Bremer unter seinen Amtskollegen genoß. Mit einer 
Stimmenzahl von 16 unter 25 anwesenden Personen erschien er als dritter 
an Stimmenzahl (nach Keller und Plessen) gewählt. Bippen, a. a. O. 
III, 408 Anm. 

30) Klüber, II, 340. 
. »1) Schwemer, a. a. 0. I, 138. 

«*) Er war der Nachfolger des Fürsten Wrede als bayrischer Be- 
vollmächtigter am Kongresse. 
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sächlich Bevollmächtigten mangelte es keinesfalls an Juden- 
gegnern. Die Lage hatte sich für die Juden im Verhältnisse 
zur ersten deutschen Konferenz entschieden verschlimmert. 
Dort waren es nur Bayern und Wtirttemberger, die wider- 
sprachen. Jetzt gesellte sich zu Bayern eine ganze Reihe von 
Gleichgesinnten. In erster Reihe war es Hessen-Darmstadt, 
welches während der ganzen Konferenz von einem desto 
größeren Dünkel befallen, je geringer seine eigentliche 
Macht gewesen ist, mit Bayern um die Wette bei allen Be- 
stimmungen die Abschwächungsarbeit tibernahm, um nur 
das Gefüge des Bundes zu lockern. Insbesondere in der Ju- 
denfrage, in welcher wir den Standpunkt der darmstädtischen 
Regierung in ihrem eigenen Lande kennen,*') war die Oppo- 
sition nur noch verschärft. Neben dem Grafen Rechberg und 
dem Freiherrn von Türckheim (Darmstadt), nur noch ent- 
schiedener als durch sie war die judenfeindliche Richtung 
durch Smidt vertreten, der seinen ganzen Einfluß daran 
setzte, jetzt die Judenfrage zu beseitigen und ihre Lösung 
an den Bundestag zu verweisen, eine glänzende Ausführung 
der von ihm nach eigener Behauptung erhaltenen Instruk- 
tionen. So kommt es nun bei der ersten Beratiing über den 
Artikel 14 des Verfassungsentwurfes in der zweiten Kon- 
ferenz (26. Mai) zu einer stürmischen Opposition**): Bayern 
wendet sich gegen den ganzen Artikel und erklärt: „dieser 
Artikel gehöre wohl nicht in die erste**) Acte des Bundes 
und diese Bestimmungen so fern sie nicht Einrichtungen im 
Innern der Staaten beschränken sollen, möchten der Bundes- 
versammlung vorbehalten bleiben". Dasselbe wiederholt 
Rechberg in seinem schriftlichen Votum, wo er aber aus- 
drücklich nur gegen die Festsetzung der Rechte der „ver- 
schiedenen christlichen Religionsparteien" auftritt.**) Aus- 
drücklicher erklärt sich gegen die Juden Hessen-Darmstadt: 
es glaubt nicht, daß die Juden in die deutsche Verfassungs- 
Acte**) gehören, sondern erst in die organischen Gesetze. Dem 
schließt sich bald die von Smidt bearbeitete Deputation der 
Fürsten und freien Städte auch in ihrem - schriftlichen 
Votum an*^). „Die bürgerliche Verfassung der Juden sei ein 
so umfassender Gegenstand, daß darüber in dieser ersten 
Grund-Acte des Deutschen Bundes nicht entschieden werden 



") S. oben S. 18. 

»•) Klüber II, 365. 

"*) Korrigiert nach dem II. Confer. Protokoll im St. A. 

>•) Klüber II, 887. 

") Ebenda S. 378 f. Es trägt die Unterschriften von 22 Bevollmäch- 
tigten mit Ausnahme des nassauischen Bevolmächtigten Baron Marschall. 
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könne. Sie dürfte ad art. 16, sub e)**) oder ad art. !?••) an- 
zuregen, und auf diese Weise zur künftigen Verhandlung 
auf den Bundestag zu verweisen seyn". Aber nicht nur diese 
wirklichen Judengegner, sondern auch Holstein äusserte 
sich in überraschender Weise, zwar weniger entschieden, 
doch in demselben Sinne*®): „die Verhältnisse der Juden 
scheinen keinem Beschluß in der Bundes-Acte zu unter- 
liegen, und in keinem Fall können die Herren Bevollmäch- 
tigten für Holstein sich zu etwas Verbindendem verstehen". 
Über die. Gründe dieses merkwürdigen Auftretens werden 
wir noch später hören. 

Smidt, der unzweifelhaft der Initiator der ganzen An- 
gelegenheit war, hat zwar ein besonderes Votum über die 
Postfrage übergeben,") bei der Judenfrage sich aber still 
verhalten. Dafür richtet er einen langen Bericht an den 
Bremischen Senat,*') aus dem wir über die Gründe seines 
Schweigens näheres erfahren. Humboldt war nämlich wegen, 
der Szene bei der ersten Lesung gewaltig erregt und be- 
kundete es auch offen Smidt gegenüber. Er erklärte, er werde 
die Verweisung durchaus nicht zugeben, und riet Smidt, kein 
Wort darüber zu sagen. Die Klausel sei schon für die Juden 
nachteilig genug und er und die seinigen hätten sie sich nur 
höchst ungern gefallen lassen. Es nötigte ja niemand die 
Städte, neue Juden zu Bürgern aufzunehmen, aber diejenigen, 
die einmal bei ihnen wären, die müßten sie ordentlich be- 
handeln. Smidt würde sich nur blamieren, wenn er etwas dar- 
über sage, und er, Humboldt, werde dann heftig gegen die 
Städte losziehen. 

Seinem Mißvergnügen über den Verlauf der zweiten 
Konferenz gab Humboldt auch in einer von Hardenberg mit- 
unterschriebenen Note an Metternich Ausdruck (27. Mai).**) 
Die Preußen erklärten, sie hatten bisher der Metternichschen 
Meinung beigepflichtet, daß dasjenige, was die früheren Ent- 
würfe enthielten, nur der Notwendigkeit, jetzt und schnell 
den Bund wirklich zu schließen, aufgeopfert werden könne; 
und sie gestehen frei, daß sie einzig und allein, um nicht jede 
allgemeine Vereinigung der Fürsten Deutschlands zu hin- 
dern oder aufzuschieben, aber übrigens mit sehr schmerz- 
lichen Gefühlen, einen Entwurf mit vorgelegt haben, von 
dem sie nur zu sehr empfinden, wie wenig er dem wichtigen 



»®) Bestimmiuigen über die Preßfreiheit. 

••) Über die allgemeinen Wohlfahrtsanstalten. 

•0) Klüber, II, 365. 

") Ebenda S. 397 ff. 

*») Schwemer, a. a. 0. I, 138. 

w) Schmidt, S. 472 ff. 
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Zwecke entspricht, den man sich unmittelbar nach der Be- 
freiung Deutschlands, und noch bei dem Anfang des Kon- 
gresses vorgesetzt hatte und wie ungünstig dies auch auf 
die allgemeine Stimmung einwirken wird. Deshalb würde 
eine weitere Diskussion, bei der die gegensätzlichen Mei- 
nungen zum Ausdrucke kommen, den Abschluß des deutschen 
Bundes vor der Abreise der Diplomaten von Wien und vor 
der Unterzeichnung der großen Schlußakte des Kongresses, 
in die man ja die deutsche Bundesakte aufgenommen haben 
möchte, unmöglich machen, in welchem Falle es schon lieber 
wäre, die ganze Angelegenheit nach Frankfurt zu verweisen. 
Um aber dieser äußersten Eventualität zu entgehen, machen 
die preußischen Bevollmächtigten die folgenden Vorschläge: 
1. Die Vertreter der drei Höfe (Oesterreich, Preussen, Han- 
nover) beraten über die gemachten Einwände. 2. Dann aber 
fassen sie einen endgültigen Beschluß, den sie der Kon- 
ferenz vorlegen, mit der Erklärung, daß sie keine weiteren 
irgend wesentlichen Abänderungen annehmen werden. 
3. Hierauf schließen sie mit denjenigen Fürsten, welche sich 
damit einverstanden erklären, den Bund sofort ab. Die 
Übrigen werden schon nachkommen. 

Zu dieser scharfen Stellungnahme wurden die Preußen 
noch durch einen Umstand bewogen. Die fünf Deputierten 
der vereinigten Fürsten und freien Städte hatten nämlich 
bei der zweiten Konferenz die Erklärung abgegeben,**) daß 
sie keine Vollmacht haben, „über diese Verfassung im Na- 
men aller abzuschließen", sondern ihnen der Auftrag erteilt 
wurde, „auf die Zulassung aller Bevollmächtigten zu den 
ferneren Berathungen anzutragen". Diese Forderung mußten 
auch die Preußen als berechtigt anerkennen,") und die Zu- 
lassung der Bevollmächtigten aller deutschen Staaten war 
bald eine beschlossene Sache. Aber gerade das vergrößerte 
noch die Gefahr, daß bei einer Diskussion die Meinungen 
noch weiter auseinandergehen werden, als es schon bisher 
geschah. Für die Juden bedeutete aber diese Zulassung eine 
Stärkung der ihnen feindlich gesinnten Elemente durch das 
Hinzutreten namentlich der drei weiteren Deputierten der 
freien Städte, von denen insbesondere Danz jetzt einen 
offenen Kampf gegen die Behandlung der Judenfrage in der 
Bundesakte aufnahm. 

Inzwischen hatte aber Preußen, besonders zu dieser 
Frage, neuerdings Stellung genommen. Am 28. Mai fand eine 

") Klüber II, 343 und 373 ff. 

«) „Was, da einmal Baden und Darmstadt in unserer Versammlung 
einzeln auftraten, zu verweigern weder möglich noch gerecht war." 
Schmidt, S. 473. 
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feheime Privatkonferenz statt, deren bisher unbekanntes 
Protokoll ") nur die folgende Worte enthält: „Confidentielle 
Konferenz vom 28. Mai 1815, ad art. 14: Preußen hat erklärt, 
daß es in Hinsicht der Juden nicht nachgeben werde.** Diese 
Privatkonferenz, welche sicherlich mit der von der preußi- 
schen Note zwecks Besprechung der in der Diskussion vom 
26. Mai angeregten Punkte geforderten identisch war, hat 
auch zu den anderen angegriffenen Artikeln Stellung ge- 
nommen. 

Doch die Ergebnisse dieser Konferenz scheinen von 
äußerst zweifelhaftem Werte gewesen zu sein. Denn* kaum 
war am nächsten Tage (29. Mai) die dritte Konferenz zusam- 
mengetreten, und diesmal schon mit viel größerer Betei- 
ligung, denn an Stelle der fünf Deputierten der vereinigten 
Fürsten und freien Städte waren jetzt die einzelnen Bevoll- 
mächtigten in der Zahl von 22 erschienen, und kaum wurden 
die neuerlich von Österreich und Preußen „concertirten** 
Vorschläge vorgelesen, als sofort die Diskussion im ein- 
zelnen ihren Anfang nahm. Man mußte von neuem alle Ar- 
tikel zur Besprechung bringen und die alten Gegensätze 
kamen wiederum zimi Vorschein. 

Der Art. 14 gelangte erst in der fünften der jetzt täg- 
lich stattfindenden großen Konferenzen (Hardenberg war zu 
dieser Konferenz nicht erschienen) zur Behandlung. Das 
wichtige diesbezügliche Protokoll lautet *0: 

„In Hinsicht der Juden inhärirten Preußen und 
Oesterreich den in diesem Artikel gemachten Anträgen und 
hielten dafür, daß die deshalb anzunehmenden Grundsätze 
nicht, wie aus einigen Votis hervorgehe, nach Frankfurt zu 
verweisen, sondern schon hier, als ein gemein wichtiger Ge- 
genstand, dessen Zweck nur durch eine gleichförmig ange- 
nommene Legislation erreicht werden könne, zu bestimmen 
sey. Und da die Ausdrücke „Reform" und „Bürgerrecht** 
einen Anstand zu veranlassen schienen, wurde vorge- 
schlagen, statt Reform zu setzen „Verbesserung** und statt 
Bürgerrecht zur Vermeidung der Mißdeutung „bürgerliche 
Rechte**. — Die königlich hannoversche Gesandtschaft er- 
klärte, daß sie dem vorgeschlagenen Artikel umdeswillen 
unbedenklich beitrete, weil durch die darin enthaltenen Be- 
schränkungen der Beurteilung der Regierung überlassen 
bleibe, inwiefern sie nach Maßgabe der eintretenden Hinder- 
» 

*•) St. A., mit der Überschrift: „ConfidentieU". Es ist dort auch das 
ganze Protokoll dieser konfidentiellen Konferenz erhalten: Beim Art. 14 
derselbe Wortlaut. 

*7) Übereinstimmend mit dem Protokoll in St. A. bei Kltiber, II, 

440 f. 
im 



nisse die Zulassung der Juden zu den in diesem Artikel be- 
stimmten Vorteilen für vereinbar mit dem Besten des 
Staats erachte. — Auf den Grund dieser Erklärung stimmten 
nicht nur sehr viele der anwesenden Bevollmächtigten, ins- 
besondere Kurhessen, Luxemburg, Gotha, Anhalt,**) Schaum- 
burg-Lippe, Waldeck, Nassau, ausdrücklich für die Annahme 
dieses Artikels, und das Großherzogtum Hessen ••) erklärte, 
der Majorität beizutreten, sondern auch von den Übrigen 
stimmten nur Holstein aus den in dem vorigen Protocoll 
schon angegebenen und dem heute sub Nr. 7 zum Protokoll 
wiederholten Gründen, sodann Lübeck, Bremen und Frank- 
furt für die Verweisung dieses Gegenstandes bei der Wich- 
tigkeif desselben an den Bundestag nach Frankfurt. — In 
dieser letzteren Hinsicht ward jedoch beschlossen, in der 
morgigen Sitzung noch einen Versuch zu machen, um 
durch eine neue Redaktion, womöglich") alle Meinungen zu 
vereinigen. 

Wie wir nun sehen, machte die Abschwächung des 
Artikels weitere Fortschritte. Wenn man noch der Änderung 
des Ausdruckes „Reform" in „Verbesserung" keine größere 
Bedeutiuig beimißt, so war die ausdrückliche Einschränkung 
„bürgerliche Rechte" statt „Bürgerrechte" nach dem dama- 
ligen Gebrauche dieser begrifflichen Bestimmung nichts 
anderes, als ein offenkundiger Ausschluß von den staats- 
bürgerlichen Rechten.") Aus der Erklärung der Hanno- 
veraner ersehen wir nur mit desto größerer Klarheit, daß 
der Zusatz über die Hindernisse auch früher nur von ihnen 
stammte. Bei dieser Konferenz hatte sogar Hessen-Darm- 
stadt seine Opposition aufgegeben, und sich der Mehrheit 
angeschlossen. Wir werden sehen, daß es nicht endgültig 
war. Daß die freien Städte (scheinbar bei Stimmenthaltung 
des hamburgischen Bevollmächtigten) gegen den Artikel 
auftraten, ist an sich klar genug. Die merkwürdige Haltung 
Holsteins hingegen findet ihre Erklärung in einem ausführ- 
lichen schriftlichen Votum, das die beiden dänisdien Bevoll- 
mächtigten (Joachim und C. Bernsdorf) zu diesem Protokoll 
überreicht haben.") Sie erklärten, daß sie gegen die Ver- 



*^) Fehlt bei Klüber. In das Protokoll von einer späteren Hand 
nachgetragen, vielleicht bei der Vorlegung zur Unterschrift. 

**) Klüber: „großherzoglich-hessischer Bevollmächtigte". 

^) Urspünglich lautete der Schlußsatz : womöglich „die noch ein- 
getretenen (Widerstände) Hindemisse zu heben". Dann weggestrichen. 

'^^) Schon der Vordersatz des Artikels läßt dies genau erkennen, 
in dem er ausdrücklich die zwei Begriffe: bürgerliehe und politische 
Rechte voneinander scheidet. 

") St. A., Klüber II, 450 f. 

j^{ Bavon: Die JadenftRge *uf d«Bi Wiener Koogrease. 161 



besserung des Zustandes der Juden in Deutschland gar 
keine Abgeneigtheit hätten, das beweise die dänische Juden* 
gesetzgebung am besten. „Nichts um desto weniger aber 
— fügen sie hinzu — dürfen wir in Ermangelung aller In- 
structionen über einen Punkt, dessen Verhandlung nicht 
vorausgesehen war, uns nicht erlauben, den Entschlies- 
sungen unseres Hofes darin vorzugreifen. — Wir müssen 
daher wünschen, daß dieser Gegenstand an die Berathungen 
der Bundesversammlung verwiesen werde. — Sollte gleich- 
wohl der Wunsch der gegenwärtigen Versammlung dahin 
gehen, denselben schon in dem jetzt abzuschließenden Ver- 
trage zu berühren, so würden wir uns unsererseits nur zu 
einer allgemeineren") Abfassung des Artikels verstehen 
können. Für diesen Fall erlauben wir uns folgende Abfas- 
sung vorzuschlagen: „Den Bekennern des jüdischen Glau- 
bens wird, insofern sie sich der Leistung aller Bürger- 
pflichten unterziehen, eine feste bürgerliche Verfassung**) 
zugesichert, deren nähere Bestimmung den Berathungen der 
Bundesversammlung vorbehalten bleibt." 

Diese höchst unbestimmte Fassung konnte den holstei- 
nischen Bevollmächtigten, die mit keiner Instruktion ver- 
sehen waren, noch halbwegs entsprechen. Den übrigen aber 
für keinen Fall. Sie befriedigte keine der beiden Parteien, 
und wurde auch scheinbar ohne längere Debatte von den Be- 
ratungen ausgeschieden. Doch auch der Vorschlag Öster- 
reichs und Preußens fand, wie wir sahen, keine allgemeine 
Anerkennung und eine neue Fassung sollte vorgeschlagen 
werden. 

Das geschah in der am 1. Juni stattgefundenen sechsten 
Konferenz. Das Stimmenverhältnis hat sich da für die Juden 
allgemein abermals verschlechtert. Baden blieb jetzt schon 
völlig aus (auch Hardenberg war an der Teilnahme an dieser 
Konferenz wiederum verhindert), der sächsische Bevoll- 
mächtigte hingegen hat seine Instruktionen bekommen und 
trat an diesem Tage als vollberechtigtes Mitglied in die 
deutsche Konferenz ein. Mit ihm kam eine mächtige Ver- 
stärkung der gegen die Juden gerichteten Elemente. Als 
nun der Artikel 14 wieder zur Besprechung kam, entwickelte 
sich darüber eine lebhafte Debatte.") Außer den mündlichen 
Äußerungen wurden noch zwei schriftliche Vota übergeben. 
Die holst einschen Bevollmächtigten ließen sich durch die 
Ablehnung ihres früheren Vorschlages nicht zurück- 

M) Klüber: „allgemeinen". 

M) Klüber: „Fassung"! 

») VI. Conf. Prot. St. A., Klüber II, 456. 
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schrecken und entschlossen sich, der Versammlung einen 
neuen Beweis zu geben, wie gerne sie sich mit dem Wunsche 
und der Meinung derselben so weit vereinigen, als es ihnen 
ohne Instruktionen nur irgend gestattet sein kann, indem 
sie folgende neue Abfassung in Vorschlag bringen: 

„Den Bekennern des jüdischen Glaubens wird, in so 
fern sie sich allen Bürgerpflichten unterziehen, eine sie 
gegen Verfolgung, Druck, Willkür oder Wandelbarkeit der 
Gesetzgebung in betreff der ihnen eingeräumten Rechte, 
schützende bürgerliche Verfassung gesichert." Dieser Vor- 
schlag sollte aber ebensowenig wie der erste wegen seiner 
noch immer zu weit gehenden Unbestimmtheit Anklang 
finden. 

Das zweite schriftliche Votum wurde von Danz über- 
reicht, dessen Methoden, von den Smitdtschen ganz verschie- 
den, jetzt in einer offenen und unverhohlenen Bekämpfung der 
Judenrechte bestand. Er legte jetzt eine offene Verwahrung 
ein") : „Da der gewesene Großherzog von Frankfurt die Juden- 
schaft in der Stadt Frankfurt wider alle Regeln der Staats- 
klugheit, zum grössten Nachtheil der christlichen Bürger und 
Einwohner, zur Verkürzung wohlerworbener Rechte der 
letzteren*^) und zum Schaden der Juden selbst*®) auf eine 
Weise begünstigt hat, wovon man in keinem Staate ein Bei- 
spiel findet, so verwahret sich der Bevollmächtigte der freyen 
Stadt Frankfurt, irgend eine dieser Neuerungen, an welche 
seine Herren Komittenten in keinem Betrachte gebunden seyn 
können, in welches Gewand sie auch gehüllt seyn mögen, als 
gültig oder für verbindlich anzuerkennen." Überdies über- 
reichten die kurhessischen Bevollmächtigten ein Votimi,") in 
dem sie auf die Entfernung der Artikel 12 bis 14*®) aus der 
Bundesakte antrugen. Sie sollten nur Separatartikel des Bürger- 

w) St. A., Klüber, II, 463. 

*^) Diese Behauptung, die ein Gegengewicht gegen die von den 
Juden beanspruchten, titulo oneroso erkalten und wohlerworbenen Bechte 
sein sollte, wird jetzt von Danz zum erstenmal aufgestellt, sollte aber 
im späteren Streite vielfach wiederholt werden und trotz der geringen 
Stichhältigkeit eines der Hauptargumente des Senates bilden. 

") Diese wunderliche Behauptung, die wir jetzt kaum verstehen 
würden, ist in den damaligen Verhältnissen gar nicht so absurd. Wahr- 
scheinlich regte sich in Frankfurt wie so oft sonst eine Partei unter 
den konservativ gesinnten Juden, die ihre religiös nationale Autonomie 
nicht einmal gegen die Gleichberechtigung eintauschen wollte und die- 
selbe mancherorts dogar zu hintertreiben suchte. In Frankfurt dürften 
aber diese Vorgänge kaum von größerer Bedeutung gewesen sein, denn 
wir finden in der späteren Streitperiode, wo alles mögliche und unmög- 
liche herausgeholt wurde, keine Wiederholung der Danzschen Behauptung. 

«) st. A., Klüber II 464 f. 

^) % 12 über die Bheinschilfahrt usw. § 13 über die Post. 
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Vertrages bilden und erreichen ihren Zweck, wenn sie in einer 
eigenen angemessenen Form eine ebenso verbindliche Sanktion 
erhalten. Denn in der Sache selbst — erklären die Antrag- 
steller — haben sie keinesfalls die Absicht, „die billigen Ent- 
schädigungs-Verfügungen und liberalen Begünstigungen^ 
welche die drei Artikel 12 bis 14 enthalten, hindern oder 
schwächen zu wollen". Außer diesen schriftlichen Voten sind 
unzweifelhaft auch verschiedenartige mündliche Angriffe 
gegen die bisherige Fassung des die Juden betreffenden Teiles 
des Artikels 14 gerichtet worden. Man sah sich gezwungen» 
ein Kompromiß zu versuchen und es wurde eine neue Fassung 
dieses Teiles beschlossen, die den kompromißartigen Charakter 
ganz klar ausgeprägt trug. Sie lautete 'O^ >.Dic Bundes- 
versammlung wird in Berathung ziehen, wie 
auf eine möglichst übereinstimmende Weise 
die bürgerliche Verbesserung der Bekenner 
des jüdischen Glaubens in Deutschland zu 
bewirken sey, und wie insonderheit den- 
selben der Genuß der bürgerlichen Rechte, 
gegen die Übernahme aller Bürgerpflichten 
in den Bundesstaaten werde gesichert wer- 
den können; 3 edoch werden den Bekennern 
dieses Glaubens bis dahin, die denselben in 
deneinzelnen Bundesstaaten bereits einge- 
räumten Rechte erhalten." 

Im Prinzip also siegte wie bei den meisten Fragen die 
die Abschwächungstendenzen verfolgende Oposition : Die ganze 
Angelegenheit wurde zur rechtlichen Regelung nach Frank- 
furt verwiesen. Eines sicherten sich nur (Ue Verfechter der 
Judenrechte: Ein Provisorium und bis zur Entscheidung der 
Bundesversammlung die Aufrechterhaltung des Status quo. 

Dabei sollte es aber auch noch nicht bleiben. Am selben 
Tage noch ward eine Redaktionskommission zwecks neuer- 
licher Redigierung der verschiedenen Artikel der Bundes- 
akte auf Grund der Ergebnisse der bisherigen Verhandlungen 
eingesetzt. Sie sollte dabei auch die in Ansehung der Form und 
Fassung etwa vorfallenden „Erinnerungen" machen. Sie be- 
stand aus zwei Mitgliedern, aus dem Bevollmächtigten 
von Waldeck und Schaumburg-Lippe, von Berg, und aus 
Smidt. Diese Wahl Smidts erwies sich später als von großer 
Bedeutung bei der Entscheidung der Judenfrage. 

Auch diese nur zu mäßige Bestimmung über die Jude» 
schien ihren entschiedensten Gegnern als noch immer zu weit- 
gehend und Sachsen entschloß sich jetzt, einen letzten Anlauf 

w) St. A., Klüber II 456 f. 
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VI machen, um die Judenfrage doch noch in letzter Stunde zu 
beseitigen. Dies geschah schon am nächsten Tage (2. Juni) in 
der siebenden Konferenz (auch an dieser nahm Hardenberg 
nicht teil). Der sächsische Bevollmächtigte von Globig über- 
reichte ein ausführliches schriftliches Votum,**) das als eigent- 
liches Besum^ aller bisher gegen die Aufnahme der Juden- 
rechte in die Bundesakte gerichteten Einwände von hohem 
Interesse ist. Zur Begründung seines Antrages auf Verweisung 
an die Bundesversammlung schrieb er: „Die Hauptgründe für 
diesen Antrag dürften darinnen bestehen: 

a) dass bei Auswahl der in die Bundes-Acte gehörenden 
Gegenstände und Bestimmungen vornehmlich darauf Bücksicht 
zu nehmen, ob und in wie fern dergleichen Gegenstände und 
Bestimmungen, auf den Zweck des deutschen Bundes auf 
dessen erste Organisierimg eine nähere Beziehimg haben, die 
Bechte der Juden aber unter diese Gegenstände keineswegs zu 
rechnen seyn möchten; 

b) dass in so fern auch andere zu der nur angedeuteten 
Kategorie nicht gehörige Gegenstände in die Acte aufge- 
nommen werden sollten, dies doch nur in Ansehung solcher 
Gegenstände der Fall seyn kann, welche von ganz vorzüglicher 
allgemeiner Wichtigkeit und dringender Nothwendigkeit**) 
sind; es ist aber unleugbar, daß es alsdann mehrere andere 
Gegenstände geben würde, welche, aus dem bloßen Gesichts- 
punkt allgemeiner und hoher Wichtigkeit oder dringender 
Nothwendigkeit noch mehr als die Judenverbesserung den 
Platz in der deutschen Bundes-Acte verdienen würden, und 
daß gleichwohl selbige unerwähnt zu lassen, für angemessen 
geachtet worden ist, Verbesserungen der Volkserziehung, Br- 
weckung des deutschen Nationalgeistes und mehrere andere 
ähnliche Zwecke, dürften als Beispiele solcher Gegenstände 
allgemeiner Wichtigkeit sich anführen lassen; 

c) wenn aber weder nähere Beziehung auf den Zweck 
des deutschen Bundes und auf dessen erste Organisation, noch 
die vorzüglich hohe und allgemeine Wichtigkeit des in Frage 
seyenden Gegenstandes die Aufnahme desselben in die Bun- 
des-Acte motivirt, so könnte diese Aufnahme überdies das 
Ansehen einer besonderen Begünstigung dieses Standes ge- 
winnen, eben dieses aber einen von einer Versammlung 
deutscher Männer nicht beabsichtigten Eindruck besorgen 
lassen; 

d) endlich dürfte noch**) nicht außer Acht zu lassen 
seyn, daß, wenn wie die Mehrheit der Meinungen beliebt hat, 

") St A., Kltiber II 477 ff. 
") „u. dp. N." fehlt bei Klüber. 
«) fehlt bei Klüber. 
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die im 15. Artikel enthaltenen Zusicherungen, in Beziehung 
auf die Rechte römisch-katholischer und protestantischer, 
Confessions- Verwandten weggelassen werden sollen ,") es 
umso weniger angemessen scheinen kann, gleichwohl die 
Hechte der Juden in der deutschen Bundes-Acte so zusichern 
zu wollen. 

Der Königlich sächsische Bevollmächtigte bringt hiebei 
die in der Sitzung vom 27. Mai von Baiern, Holstein, Hessen- 
Darmstadt und Nahmens mehrerer Fürsten und freien Städte 
über diesen Gegenstand beschehenen Abstimmungen in Er- 
innerung." In einem Punkte scheint doch der sächsische Be- 
vollmächtigte von den bisher in der Diskussion angeführten 
Argumenten abzuweichen. Das, was man früher als Grund für 
die Verweisung an den Bundestag angeführt hatte: die Wich- 
tigkeit des Gegenstandes, das ist für ihn kein Argument mehr. 
Sondern: trotzdem der Gegenstand so wichtig ist, soll er nach 
Frankfurt verwiesen werden, weil er nicht wichtiger als viele 
andere Angelegenheiten sei. 

Der Eintritt Sachsens war auch in allen anderen Fragen 
für die Festigkeit des deutschen Bundes verhängnisvoll. Um 
nur ein Beispiel anzuführen: In derselben (7.) Konferenz, in 
der Globig so entschieden gegen die Juden Stellung nahm, hat 
er noch ein anderes Votum überreicht: An Stelle der Be- 
schlüsse durch Stimmenmehrheit in der Bundesversammlung 
soll die Einstimmigkeit treten, das war seine Forderung. Und 
tatsächlich gelang es ihm bei den obwaltenden Verhältnissen, 
da die meisten auf die Schwächung des Bundes abzielten, für 
eine ganze Gruppe von Fragen (unter denen der Punkt über 
die iura singulorum und die Religionsangelegenheiten uns am 
meisten interessiert), diese Form der Beschlußfarssung durch- 
zusetzen, was schon einem Bevollmächtigten die Handhabe 
bieten sollte, das Zustandekommen eines Beschlusses zu ver- 
hindern.**) 

Sicherlich hatte schon in der vorigen Konferenz bei den 
„mündlichen Deliberationen" Sachsen bei der genannten Ab- 
schwächung des Artikels 14 mitgewirkt und nicht zuletzt war 
es seinen Bemühungen zuzuschreiben, daß die prinzipielle Re- 
gelung der Judenfrage nach Frankfurt verwiesen wurde. Doch 



**) Der Art. 15, der nach der schon festgesetzten politischen und 
privatbürgerlichen Gleicl^erechtigiing der christlichen Konfession eigent- 
lich Bestimmungen über aie innere Ordnung der kirchlichen Verhältnisse 
enthielt, also etwas von den politisch-sozialen Hechten der Juden ganz 
verschiedenes war, wurde in der fünften Konferenz auf Antrag Metter- 
nichts gestrichen. In die neue Redaktion vom 2. Juni als § 16 aufgenommen 
wurde er in der zehnten Konferenz wieder weggelassen. Vgl. Klüber II, 
321, 441, 476, 490 und 585- 

••) Vgl. Klüber II, 466 f, 473 f, 497 und 602. 
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der Antrag auf vollständige Auslassung dieses Punktes sollte 
nicht durchdringen. Nur der Schlußsatz, der freilich das einzig 
Positive im Artikel enthielt, blieb unentschieden. Das Protokoll 
besagt: „welcher Punkt noch einstweilen ausgesetzt'^) ward". 
Die in der vorigen Konferenz gewählte Bedaktionskommission 
übergab jetzt einen neu redigierten Entwurf in 20 Artikeln, in 
dem der Artikel 14 als Artikel 17 auftrat. Seine Fassung aber 
blieb unverändert die tags zuvor beschlossene.") 

Dieser neue Entwurf wurde am folgenden Tage (3. Juni) 
der achten Konferenz") vorgelegt. Da trat wiederum Sachsen 
für die Verweisung auf, aber auch diesmal glückte die Absicht 
nicht. Doch trat zu dem Artikel eine weitere Einschränkung 
hinzu, die später von großer Bedeutung werden sollte. Das 
Protokoll lautet ^®) : „Ad Art. 17 bezog Sachsen sich auf seine 
frühere Abstimmung und könne dasselbe diesen Artikel, be- 
sonders wegen des Schlussatzes, wodurch der Landesherr- 
schaft die Hände zu sehr gebunden würden, nicht beitreten. Es 
trage übrigens in Ansehung dieses Punctes auf Abstimmung 
an, imi zu erfahren, wohin majora fielen. Bei dieser Ab- 
stimmung zeigte sich jedoch keine Veränderung in der in den 
vorigen Sitzungen stattgehabten, indem Bayern und Hessen- 
Darmstadt^^) ausdrücklich dem sächsischen Veto beitraten, un- 
geachtet nochmals darauf aufmerksam gemacht ward, dass 
die hier vorgeschlagene Bestimmung nur provisorisch sey. 
auch auf eine von Bremen vorgetragene Bemerkung als 
Grundsatz angenommen ward, dass die von Frankreich 
während seiner Occupation in der 32. Militär-Division in 
Hinsicht der Juden gemachten Abänderungen diesen keine 
noch jetzt verbindliche Rechte verschaffen können." 

Durch diesen Beschluß, der auf Antrag Smidts gefaßt 
wurde, war die Sache der Juden in den Hansestädten verloren. 



•7) Ebenda S. 471 St. A., ursprünglich lautete die Stelle: „noch 
auf eine nähere Berathung verstellt ward*', dann weggestrichen. 

«) Klüber II, 490. Im St. A. findet sich die folgende unzweifelhaft 
von der Redaktionskommission herrührende Randbemerkung zum ganzen 
Artikel: „wider die Fassung nichts erinnert, obgleich Bayern auch in 
Ansehung dieses Punktes nur mit Vorbehalt seiner Erklärung gestimmt 
hat". Zum zweiten Absatz scheint eine Randglosse: „Frankfurt protestirt'' 
gelautet zu haben. Zum Worte „in" den Bundesstaaten, das unterstrichen 
ist, erscheint am Rande eine Glosse: „von". Doch alle Randglossen gründ- 
lich gestrichen. Siehe unten. 

^) Sowohl Hardenberg als auch Himiboldt waren zugezogen, doch 
unterschrieben hatte nur Hardenberg. 

w) Ebenda S. 501 f. und St. A. 

^^) St. A. ursprünglich am Rande; in dem Bayern Darmstadt und 
Holstein auf ihrem vorigen Widerspruch beharrten. Dann vom Worte „und" 
an gestrichen und an diese Stelle hineingefügt: „ausdrücklich dem sächsi- 
schen Voto beitraten". Holstein hat also offenkundig den Widerstand, den 
es ja nur aus Mangel an Instruktionen gemacht hat, aufgegeben. 
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Ihre in der französischen Zeit erreichte Gleichberechtigung 
war der eigenen Entscheidung der betreffenden Städte tiber- 
lassen, und man wußte ganz gut, was das bedeutete. 

Im übrigen war aber der Artikel aufrechterhalten. In 
der am 5. Juni stattgefundenen neunten Konferenz^) erklärte 
Fürst Metternich das Ergebnis der Verhandlungen schon als 
genügend gediehen, um schon jezt im Namen seines Hofes den 
Beitritt zum deutschen Bunde auf Grund der 20 Artikel zu 
erklären, und lud die übrigen Bevollmächtigten ein, sich eben- 
falls anzuschließen. Hierauf erklärten die meisten Bevoll- 
mächtigten teils mündlich, teils auch schriftlich ihren Beitritt. 
Nur wenige haben bei dieser Gelegenheit noch Einwände er- 
hoben. Kein Einwand betraf aber den Artikel 17. Die vier 
freien Städte traten ohne Vorbehalt bei. Nur Bayern behielt 
sich seinen Beitritt überhaupt vor, und der sächsische Bevoll- 
mächtigte schützte zu demselben Zwecke den Mangel an In- 
struktionen vor. Hierauf begannen neue Unterhandlungen 
zwischen Österreich, Preußen und Bayern, denn die beiden 
Großmächte wollten den Bund nicht ohne diesen größten der 
Mittelstaaten geschlossen haben, imd deshalb sahen sie sich 
genötigt, um den Preis mancher Konzessionen den Beitritt 
Bayerns zu erwirken. Auf Grund der neuen Vereinbarung 
nahm die zehnte Konferenz^') (8. Juni) noch manche Ände- 
rungen vor. Infolge der Auslassung des Artikels 16 aus d^ 
Bundesakte trat der bisherige 17. Artikel an seine Stelle und 
blieb als der 16. in der endgültigen Fassung. An diesem Artikel 
wurde nun in der zehnten Konferenz eine äußerlich gering- 
fügige Veränderung vorgenommen, die aber von grundlegen- 
der Bedeutung für die ganze Frage werden sollte. Das Pro- 
tokoll lautet wie ein delphischer Spruch: „ad art. 16 der neuen 
Redaction (17 der alten) die Fassung unverändert beibehalten, 
da am Schlüsse statt in den Bundesstaaten — zu setzen : v o n 
den Bundesstaaten — schon früher beliebt war." Diese kleine 
Änderung sollte eine folgenschwere Bedeutung haben. 

Außer Bayern hatten auch noch andere in ihren Schluß- 
voten manches hervorgehoben. So hat Globig in seinem 
Votum^*) eine ganze Reihe von Punkten aufgezählt, bei 
welchen seine auf Grund seiner Instruktionen gemachten 
Bemerkungen unberücksichtigt blieben. Unter diesen Be- 
merkungen waren auch die, welche „ingleichen bei dem 
17. Artikel gegen die Aufnahme des Punktes die Juden be- 
treffend, gemacht worden sind". Alle die in Frage gestellten 
Punkte müsse er der Bestimmung seines Hofes vorbehalten. 



^) St. A. Klüber II, 610 ff. 
w) Ebenda (Kl. 535), 
^•) Ebenda (Kl. 553). 
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Von den freien Städten hatten die Hansestädte durch 
die Aussonderung der 32. Militärdivision ihren Zweck in der 
Judenfrage erreicht. Anders verhielt es sich mit Frankfurt. 
Danz konnte aber jetzt nicht mehr gegen den Punkt im Gan- 
zen auftreten, weil dies bei den Mächten, die aui AbschlulT 
4lrängten, einen üblen Eindruck gemacht haben würde. Des- 
halb wollte er der Stadt mindestens für die spätere Inter- 
pretierung freie Hand lassen und übergab das folgende 
Schlußvotum '*) : 

,J)ie Stadt Frankfurt verdankt der Gnade der aller- 
höchsten verbündeten Mächte die Wiederherstellung ihrer 
Freyheit und Selbständigkeit. Der Bevollmächtigte schätzt 
sich glücklich, dass ihm vergönnt ist die Beystimmung dieses 
kleinen teutschen Staates zu dem Vertrage über den großen 
teutschen Bund zu erklären. — Er verbindet hiermit Namens 
des Senats und der gesammten Bürgerschaft, den Ausdruck 
des ehrfurchtsvollsten Dankes, und bemerkt nur noch, daß 
die von ihm wegen der Judenschaft zu Frankfurt zum sech- 
sten Conferenz-ProtocoUe vom Iten Juni gegebene Ver- 
wahrung blos den Zweck hat, Folgerungen, welche aus Miss- 
verstand gemacht werden möchten, vorzubeugen." 

Wir werden sehen, daß dieser Vorbehalt ganz im Sinne 
des Frankfurter Senats lag, der bald mit der Interpretierung 
des Artikels selbständig vorzugehen begann. 

In der elften Konferenz^*) vom 10. Juni wurde der Bund 
auch formell endgültig abgeschlossen und unterfertigt. Auch 
Württemberg entschloß sich endlich nach dem Fehlschlagen 
des Versuches, noch in letzter Stunde manche Änderungen 
in die Bundesakte hineinzubringen, durch eine besondere 
Akzessionserklärung dem Bunde beizutreten. In die Bundes- 
akte kamen die Judenrechte als schließliches Ergebnis im 
Artikel 16 mit der folgenden Fassung hinein^): „Die Bun- 
desversammlung wird in Berathung ziehen, 
wie, auf eine möglichst übereinstimmende 
Weise, die bürgerliche Ver besser ung der 
Bekenner des jüdischen Glaubens in 
Teutschland zu bewirken sey, und wie inson- 
derheit denselben der Genuß der bürger- 
lichen Rechte, gegen die Uebernahme aller 
Bürgerpflichten, in den Bundesstaaten ver- 
schafft und gesichert werden könne. Jedoch 
werden den Bekennern dieses Glaubens, bis 



^) Ebenda (Kl. 541 f.). 
^) Ebenda (El. 558 ff.). 

^) Das Original in der Frankfurter Stadtbibliothek; abgedruckt 
TOerst bei Klüber II, 590 ff. (Art, 16 S. 610 f.) 
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dahin, die denselben von den einzelnen B 
desstaaten bereits eingeräumten Rec 
erhalte n." 

Den Gang der Verhandlungen in dieser letzten P( 
des Kongresses zusammenfassend, sehen wir einer- 
schreitenden Abstieg in der Behandlung der Judenfra- 
ursprünglich im Prinzip völlig anerkannte Gleicl 
tigung der Juden in den österreichisch-preußiscl 
würfen wird praktisch durch den sicherlich von 
ranischer Seite stammenden Zusatz abgeschwächt, < 
Prinzip als nicht unbedingt und absolut durchf' 
klärt. In den nun beginnenden Konferenzen wir 
die prinzipielle Einschränkung der Gleichberecl 
auf das Privatbürgerrecht, welche Auffassung 
auch in den früheren Entwürfen zulässig war, ' 
Dann kam infolge der Kürze der Zeit, wo 0^ 
Preußen auch mit der Preisgabe vieler eigenei- 
den Abschluß des Bundes beschleunigen wollte 
Zurückweichen dieser beiden Mächte vor deir 
Angriffe der Opposition auch in der Judenf- 
zipielle Regelung der Judenfrage sollte nicl 
erst am Bundestage in Frankfurt zur rec^ 
rung gelangen. Für jetzt wurde noch die 
rechterhaltung der Judenrechte in denjeir 
sie sie bereits genossen, bestimmt. Aber au< 
Ausscheidung der 32. französischen Militi: 
durch die Änderung eines Ausdruckes 
tischer geworden. 

Wenn also die hannoverischen G 
geschlossenen Bund als einen derartige 
die Erwartungen der deutschen Natio^ 
füllen kann,^*) so waren unter allen d 
wenigsten Enttäuschten. -^ 





III. 

Während der ganzen Verh. 
sich die jüdischen Deputierten, auf 
Einfluß zu gewinnen. Kaum hatten 
von dem Verlangen der Oppositio 
ferenz, die Judenfrage nach Frank 
erhalten, als sie ohne weiteres Zu 
(27. Mai) an Metternich eine Bittsci 
laute überreichten ^) : „Sicherem Vi 






^) St. A.. Kltiber II, 524. 

^) Bisher imbekannt, befindet sieb 
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Herrn Bevollmächtigten der Fürsten nnd vorzüglich sämt- 
licher freyer Städte bey dem hohen Congress gebethen: daß 
diejenigen allgemeinen Bestimmungen, welche rücksichtlich 
der zukünftigen bürgerlichen Rechte der Israeliten in 
Deutschland aufgenommen werden sollten, bis zur Ent- 
scheidung des Bundestags selbsten ausgesetzt bleiben 
möchten. 

„Die unterzeichneten israelitischen Deputiertet der freien 
Stadt Frankfurt können unmöglich glauben, dass auch ihre 
besondere, durch einen mit dem ehemaligen von allen Mäch- 
ten anerkannten Souverainen Großherzog (en) von Frank- 
furt schon am 28. Dezember 1811 abgeschlossenen feyer- 
lichen Vertrag, titulo onoroso erworbenen, fortwährend be- 
sessenen Rechte, eine solche Verweisung erleiden dürften. 

„Aus welchem Gesichtspunkte seine hochfürstliche 
Durchlaucht der Herr Staatskanzler Fürst. von Hardenberg 
diese unsere im klaren Recht beruhende Angelegenheit zu 
betrachten geruhen, zeigt die copialische Anlage*). Unter- 
zeichnete bitten demnach wiederholt imterthänigst um gnä- 
dige Bestätigung ihres bereits bey dem hohen Congress über- 
reichten Vertrags und erstreben in tiefster Ehrfurcht". 

Also auch dieses Schreiben hatte wiederum, wie die 
erste Eingabe an den Kongreß, nur das Interesse der Frank- 
furter Juden im Auge. Die Regelung der allgemein deutschen 
Judenfrage schien den kurzsichtigen Frankfurter jüdischen 
Deputierten für ihr eigenes Interesse von nebensächlicher 
Bedeutung, während ja nur durch eine einzige durchgrei- 
fende Neuregelung der jüdischen bürgerlichen Verhältnisse 
für die Dauer auch die Erhaltung der Judönrechte in Frank- 
furt gesichert werden konnte. 

Etwas später, gerade in den Tagen der Entscheidung, 
ist Baruch erkrankt, imd es felhte der Mann, der durch per- 
sönliche Rücksprache und durch die anderen damals gang- 
baren Mittel die Stimmimg in den ausschlaggebenden Krei- 
sen hätte beeinflussen können. Als er nun von der Verwei- 
sung der prinzipiellen Regelxmg an den Bundestag erfuhr, 
war er ganz untröstlich, denn auch die Belassimg der Juden 
in ihren bisherigen Rechten hatte doch nur provisorischen 
Charakter und konnte später durch den Bundestag geändert 
werden. Er hatte überdies Furcht, daß ihn seine Gemeinde 
infolge der so geringen Ergebnisse seiner Mission zur Ver- 
antwortung ziehen wird, eine Furcht die, wie wir sehen wer- 
den, ganz unbegründet war*^). In dieser Bedrängnis wandte 

^) £b war dies die Antwort Hardenbergs vom 18. Mai. Siehe oben. 
^) Siehe unten. 
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«r ach (am 5. Juni) an den zweiten österreichischen Bevoll- 
■iriirigten am Kongresse, den Freiherm von Wessenberg, 
■it dem folgenden Schreiben"): 

,JBure Exzellenz verzeihen mir gnädigst, dass ich Hoch- 
dieselbe mit meinen Schreiben belästige. Idi befinde mich 
seit einigen Tagen nicht wohl, sonst würde Eure Excellenz 
Selbsten unterthänigst aufzuwarten, die Gnade gehabt haben. 

„Wie viele Vorstellungen ich im Namen meiner Comit- 
tenten der Israelitischen Gemeinde zu Frankfurt Sr. Durch- 
laucht den Herrn Ftirsten von Metternich und Eurer Excel- 
lenz übergeben habe, ist Hochderselben bekannt. Da dem 
Vernehmen nach Seine Durchlaucht der Herr Fürst und 
Eure Excellenz übermorgen abreisen und ich nicht einmal 
im Stande bin, meine Comittenten zu überzeugen, daß ich 
ihre Rechte wirklich bei dem hohen Congress gewahrt habe, 
80 muss ich Eure Excellenz ganz unterthänig bitten, mir 
darüber eine gnädige Erklärung zu ertheilen. 

„Ich kann alsdann mit meinen unglücklichen Mitbrü- 
dem in Frankfurt weiter nichts, als ein trauriges Loos be- 
weinen, welches unsere so theuer erworbene bürgerlidie 
Rechte der Willkühr einer Obrigkeit Preis gibt, die von 
jeher unsere bedauerungswürdige Gemeinde von 3000 Seelen 
nur in der tiefsten Erniedrigung zu erhalten gewohnt ist. 

„Beherzigen Eure Exzellenz unser trauriges Schicksal 
und begnädigen mich mit einer Erklärung.*' 

Nicht von Wessenberg, sondern von einem Höheren, 
und mit größeren Nachdrucke sollte dem Verlangen Folge 
geleistet werden. 

Von Buchholz' Wirksamkeit um diese Zeit haben wir 
keine Nachrichten. Es ist anzunehmen, daß auch er seine 
Sache nicht verschlafen hatte. 

Ein Abgang machte sich aber fühlbar. Das Fernbleiben 
der Familien Arnstein und Eskeles von Wien. Wir sahen 
zum Beispiel, was für großen Staub das Auftreten Holsteins 
aufwirbelte. Es gehörte zu den hartnäckigsten Oppositionel- 
len, ohne dabei eine eigene feste Meinung zu haben. DeiTBe- 
vollmächtigten fehlten Instruktionen. Sie lavierten also zwi- 
schen den dänischen und den holsteinischen Verhältnissen. 
Ihr Herrscher war ein durdbaus guter, allen seinen Unter- 
tanen gleich zugetaner Mensch **). In Dänemark herrschte 



») Bisher unbekannt, befindet sich im St. A. 

») Um diese Zeit wird er folgendermal^en charakterisiert: ,J^^ 
König von Dänemark ist einer der garstigsten Menschen, und dabei der 
beste König, der giebt, edel, freigebig, wohlthätig, geistreich, und stets 
mit dem Wohlergehen seines Volkes besch&ftigt" Aufseichnung^i der 
Gräfin Thürkheim in „Ost Rundschau" XXV, 59. 



ITJ 



seit einem Jahre sdion die volle Gleichberechtigung der Ju* 
den^). In Holstein hingegen blieb noch alles beim alten. 
In diesem Zwiespalt wußten die Bemsdorfs nicht, was für 
Stellung sie einnehmen sollten und machten dieser Halbheit 
gemäß auch verschiedene kompromißartige Vorschläge, auf 
die man kaimi achtete, die aber die vorherrschende Verwir- 
rung noch vergrößerten und damit das Zustandekommen 
einer Einigung nur erschwerten. Und nun ist anzunehmen, 
daß bei einer derart an sich unsicheren Auffassung der Dinge 
ein nur irgend wie bedeutender Einfluß von außen die beiden 
Holsteiner bewogen haben würde, sich lieber ruhig zu ver- 
halten. Ein derartiger Einfluß konnte von den Arnsteins 
ausgehen, bei denen der eine Bernstorf ein täglicher Gast 
war, dessen Frau auf den Abenden bei Fanny von Arnstein 
die Salonkönigin so oftmals gewesen"). So hätte der Ein- 
fluß der beiden Häuser auch an anderen Stellen wirken kön- 
nen, um namentlich die den Juden günstigen Diplomaten in 
ihren Gesinnungen zu bestärken. Es kam zwar hie und da 
vor, daß der eine oder der andere von den Diplomaten sich 
nach Baden") oder nach Hietzing •') begab, aber da in der 
kurzen Besuchszeit fand sich selten die Gelegenheit über 
die Juden zu sprechen, was übrigens die Gastgeber wohl 
auch als eine Belästigung der Gäste aufgefaift haben. 

' Einer war aber in Wien, dem die Sache der Juden wirk- 
lich am Herzen lag, imd der weder Mühe noch Geld sparte, 
um für die Sache der Glaubensgenossen zu wirken. Über 
diesen einen berichtet Humboldt in einem für uns auch sonst 
aus vielfachen Gründen höchst interessanten Briefe an seine 
Frau vom 4. Juni 1815 ") : 

„Ein sehr großes Geschenk habe ich gestern ausge- 
schlagen. Seit dem Anfang des Kongresses suchten die Juden 
bestimmte bürgerliche Rechte in Deutschland zu erhalten. 
Ich bin dieser Sache immer geneigt gewesen. Ich weiß 
zwar, daß du anders denkst *), süßes Herz, aber ich habe viel 
in verschiedenen Zeiten darüber nachgedacht und bleibe 
meiner alten Meinung getreu. Es ist überdies eine Jugend- 
idee bei mir, denn Alexander und ich wurden noch wie wir 
Kinder waren, für Schutzwehre des Judentums gehalten. 
Ich ließ mich auch hier um so mehr ein, als da einmal im 



8*) Siehe oben Seite 19. 

») Vgl. Olfers, Memoiren, 235 und 249, Foumier, a. a. 0. 39 und 
Yarnhagen Außgew. Sehr. XVII, S. 334. 

«•) St. Marsans Tagebuch LXXVII. Olfers a. a. 0. I. 336. 

•7) Sogar der Lübecker Hach war dort. Foumier, a. a. 0. 8. 482. 

w) Wilhelm und Caroline v. Humboldt in ihren Briefen IV, 565. 
i ») Siehe oben Seite 83 Anm. 38 und 39. 
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PreuÄischen die Juden fast alle Rechte haben, es nun für uns 
besser ist, dass diese Gesetzgebung allgemein sei, indem 
sonst alle Juden zu uns hinströmen. Seit einigen Wochen be- 
merkte ich, daß die Gönner des Judentums wuchsen, und da 
Gentz an der Spitze stand, so war die Ursache bald klar. 
Vom hannoverschen Hardenberg erfuhr ich mit Gewißheit, 
dass dieser sogar einen schriftlichen Kontrakt gemacht hatte ! 
Mir geschahen indes keine Anträge, aber ein alter Mann aus 
Prag, dessen Wesen mir ganz gut gefiel, da er nicht zu den 
neumodischen Juden gehört, kam ein paarmal zu mir und 
empfahl mir die Angelegenheit. Ich machte nun einen Artikel 
meiner Überzeugung nach; in den jetzigen Conferenzen war 
dies eine Hauptdebatte, nicht, daß es nicht wichtigere gebe, 
aber weil man über diese wichtigeren fast gar nicht disku- 
tiren kann, weil man schon weiss, dass man sonst auseinan- 
dersprengt, statt zu verbinden. Metternich, Wessenberg, Har- 
denberg und ich hielten die Sache wie wir konnten. Rech- 
berg, Darmstadt-Hessen, die Hansestädte waren vorzüglich 
dagegen. Es kam in zwei Sitzungen**) vor, Metternich gab 
seiner Sitte nach die Sache fast auf, aber ich hielt sie, gab 
ihr neue Wendungen und machte sie doch unschädlich, so 
dass ich sie nur auf die künftige Bundesversammlung ver- 
wies, aber die schon erworbenen Rechte der Juden erhielt. 
Es wurde sehr viel von der Sache gesprochen, jeder weiss, 
dass ich nur den Artikel gemacht und durchgesetzt habe. 

„Gestern kam nun der alte Mann wieder, dankte mir un- 
endlich und bot mir zum Geschenk drei Ringe* Smaragden 
mit großen Brillanten besetzt an mit dem Zusatz, dass ich, 
wenn ich sie nicht wollte, ich über 4000 Dukaten auf seine 
Kasse disponiren sollte. Ich schlug sie natürlich ebenso wie 
das Geld aus, und Du kannst Dir die Verwunderung des 
Mannes gar nicht denken, wie ich ihm ohne alle Affeetation 
imd Ziererei sagte, dass ich, was ich getan, blos den Juden 
zu liebe getan hätte, daß ich nichts dafür nehmen würde, dass 
aber wenn ich je in einen Fall kommen sollte, wo er mir 
einen Gefallen erzeigen könnte, ich ihn gern annehmen 
würde. Ich habe den Vorfall niemanden, als dem Kanzler und 
Hardenbergen •^) erzählt, allein ich weiss durch Gentz, dass 
es doch bekannt worden ist und großen Effect gemacht hat. 
Der alte Jude will sich nicht zufrieden geben und hat nun 
das Project, mir ein silbernes Service machen zu lassen, um 
es mir in einem Jahre zu schicken. Ich habe Gentz gesagt, 
dass ich auch in zehn Jahren nichts nehmen würde und tue 



•®) Er meint wahrscheinlich die Hauptdebatten vom 26. und 31. Mai. 
•^) Graf Hardenberg, der hannoversche zweite Bevollmächtigte. 
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es gewiss nicht. Gentz hat aber so keinen Begriff davon, dass 
«s möglich sei so etwas nicht zu nehmen, dass er mir heute 
weitläufig auseinandergesetzt hat, dass ihm das ein Bäthsel 
und ein unauflösliches in mir sei, da die Sache weder unrecht 
noch undelikat sei, und ich es auch nicht aus Ostentation um 
damit zu prahlen, und nicht aus Stolz um nicht von einem 
Juden Geschenkt zu nehmen, tue. Das sagte er wirklich ganz 
ernsthaft und im Grund sind diese Maximen, unter den Men- 
schen, die die Geschäfte machen, allgemein. Ich habe ihm 
blos gesagt, dass, wenn, man sich der Dinge, die man einmal 
betriebe, so warm als ich annähme, die erste Bedingung ein 
reines Bewusstsein sei. Ich in mir kenne nichts so Unedles, 
in Geschäften nicht rein und lauter wie Gold zu sein." 

Wer war dieser Jude aus Prag? Wir glauben mit gro- 
ßer Wahrscheinlichkeit annehmen zu dürfen, daß es kein an- 
derer war als Simon von Lämel, und dies aus folgenden 
Gründen : 

1. Er war zwar nicht so sehr alt, wie man vielleicht aus 
der Schilderung entnehmen würde, denn er zählte zur Zeit 
noch keine vollen Fünfzig, doch mochte er bei seinem höchst 
stürmischen Leben, das er durchgemacht, früh ergraut ge- 
worden sein, um schon den Eindruck eines Alten zu machen. 
Daß er nicht von den neumodischen Juden im Humboldtschen 
Sinne, d. h. vom Berliner Schlag gewesen ist, dass kann man 
bei Lämel ohneweiters voraussetzen. 

2. In jenen Zeiten der „Toleranz" konnte sich wohl 
kaum ein anderer Prager Jude eine längere Zeit in Wien 
aufhalten, und noch weniger hier eine politische Rolle spie- 
len wollen, was beides von selten der allwissenden Wiener 
Polizei nicht geduldet worden wäre. Lämel hingegen besaß, 
wie wir wissen, ein Niederlassungsrecht in Wien schon seit 
mehreren Jahren. 

3. Wir wissen auch von keinem böhmischen Juden, der 
sich so leicht den Zutritt in die Diplomatenkreise hätte ver- 
schaffen können, wie dieser Konfident des Erzherzogs 
Rudolf. 

4. Von Lämel wissen wir mit voller Bestimmtheit, daß 
ihm das Wohl und Wehe seiner Glaubensgenossen sehr am 
Herzen lag. Nicht nur für die böhmischen Juden, sondern auch 
für die Juden in Sachsen hatte er — wie wir wissen -- eine 
Verbesserung der Lage herbeizuführen versucht, und teil- 
weise mit Erfolg. Bei einem derartigen Manne würde es wun- 
der nehmen, wenn er jetzt, wo sich das Los der Juden im ge- 
samten Deutschland entscheiden sollte, untatig verbleiben 
würde. Schließlich 
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5. Wie eine spätere polizeiliche Untersuchung •*) ergabt 
bestanden zwischen Lämel und seinem Hause und den Frank- 



^) In Osterreich war n&mlich die Freimaurerei verboten, und in der 
Zeit der beginnenden Reaktion witterte man überall Revolution, und 
namentlich in den Freimaurerlogen sah man den Hort der freiheitlichen 
Elemente. Und nun hatte der österreichische Agent G. (oehausen) in 
Mainz unter dem 12. September 1815 den folgenden Bericht erstattet: „Im 
Verfolge des vor kurzem erstatteten ersten Berichtes über die Freimaurer- 
loge zu Frankfurt a. M. legt man nachträglich das Verzeichniss der Mit- 
glieder der sogenannten Judenloge bey, die sich unter dem Prinzen Carl 
(nicht Friedrich) Landgrafen von Hessen, Gouverneur von Schleswig, 
dänischen General, constituirt hat. Bis jetzt ist eine solche Bestand- 
liste noch nicht gedruckt worden. Man konnte sie nur schriftlich erlangen, 
und wie man verlässlich erfahren, haben die Mitglieder derselben, die aus 
den österreichischen Staaten gebürtig, oder dort sesshaft sind, sich aus- 
drücklich vorbehalten, dass sie in den Verzeichnissen — vermuthlich um 
der Regierung nicht bekannt zu werden — nicht aufgeführt würden. Es 
sind daher deren fünf als Nachtrag aufgefülirt worden und falls deren 
noch einige in der Gesellschaft wären, hofft man sie ebenfalls bald nam- 
haft machen zu können" Ein gedrucktes Verzeichnis war aber 

doch erschienen, und zwar im Jahre 1811 in französischer Sprache, und 
ein Exemplar befindet sich im P. A. Die Wiener Polizei verstand sich 
also dasselbe auf einem anderen Wege zu verschaffen. Die fünf im hand- 
schriftlichen Verzeichnis im „Nachtrag" genannten sind: Heß Sigmund, 
Mayer Ignatz, Lämmel, v. Lemmelßfeld und Lippmann N., bei allen die 
Angabe: Domizil Prag. 

Hierauf erteilt Hager am 3. Oktober 1815 den Auftrag an R. von 
Schüller, Gub. Präsidiumsverweser in Prag. Schon am 7. Januar 1814 habe 
er auf Sigmund Heß und Emanuel Lemmelsfeld aus Prag hingewiesen, 
die der Frankfurter Judenloge trotz dem Verbote der österreichischen 
Regierung beigetreten sind. Jetzt folgten noch Mayer Ignatz, Lämmel 
und Lippmann. Die Zahl wächst derart, daß vielleicht bald in Prag eine 
Filiale begründet werde. Er gibt nun den Auftrag zur Einleitung des er- 
forderlichen Verfahrens. 

Am 31. Oktober wiederholt Hager den Auftrag an Schüller und 
gibt einen analogen dem Hofrat Siber in Wien wegen des Architekten 
Carl Brandner und des Großhändlers Ignatz Mayer (früher irrtümlich 
ans Prag angegeben) in Wien, die gleichfalls Mitglieder der Frankfurter 
Judenloge gewesen sein sollten. 

Inzwischen erstattet Göhausen (Mainz 12. Oktober 1815) einen 
weiteren Bericht über die Geschichte der Loge: „In Frankfurt waren von 
jeher zwey Logen, deren eine, eine Filialloge der Royale York in Berlin» 
den Namen zur Einigkeit hat, die andere Sokrates zur Stand- 

haftigkeit. Schottischen Ursprungs war (Diese beiden hatten 

sich später vereinigt.) Im Jahre 1806 errichteten die Franzosen eine 
dritte, (dermal die zweyte) in Frankfurt zur aufgehenden 
Morgenröthe genannt. Weil darin viele Juden Mitglieder sind, erhielt 
sie den Namen Judenloge, den sie noch hat. Sie hing von der Loge 
zum großen Orient in Paris ab, und anfangs war Cambancer^s ihr Groß- 
meister. Durch die Besiegung der Franzosen im Jahre 1813 hörte dieses 
Verhältnis auf, und im vergangenen Jahre wählten sie in dem Prinzen 
Karl von Hessen, Gouverneur v. Schleswig, ihren eigenen Großmeister. 
Sie nahm zu ihrem Local, ein ganz neues Haus unweit vom Gasthaus zum 
,3ön^i8chen Kaiser" in Bestand, wo sie nun auch ein eigenes Casino, oder 
Lesegesellschaft etabliren, weil in den anderen hiesigen Casino keinen 



fürt er Juden sehr rege Beziehungen. Sein Sohn, sein Schwa- 
ger, sein Geschäftsleiter, alle waren Mitglieder der Frank- 
furter Judenloge, zu deren tätigsten Mitgliedern die Baruchs 
und Gumprecht gehörten. Lämel war auch selbst sehr oft in 
geschäftlichen Angelegenheiten in Frankfurt, wo er sehr gut 
bekannt war. Es wäre also nur höchst unwahrscheinlich, 
dafi die Frankfurter Juden in dem Zeitpunkte, wo sie auf 
dem Wiener Boden ihren Kampf um die Gleichberechtigung 
auszutragen hatten, auf den Beistand einer derart angese- 
henen Persönlichkeit in Wien verzichtet hätten. 

Es scheint also festzustehen, daß Lämel diese Inter- 
Tention bei Humboldt, und vielleicht auch bei den anderen 
ausführen sollte. Er hatte dabei größere Geldmittel zur Ver- 
fügung; das beweist schon die höchstansehnliche Summe von 
4000 Dukaten, die er einer Persönlichkeit, und mochte sie 
auch zu den wichtigsten gehört haben, anbieten konnte. An 
anderen Stellen war man aber sicherlich weniger großmütig 
als Humboldt, und die Angelegenheit verschlang zweifellos 
ganz bedeutende Summen. Waren die Ergebnisse dieser 
Opfer wert? 



Juden der Eingang gestattet ist. Am 15. v. M. September feyerten sie 
in dem neuen Local die Installazion ihres Großmeisters. 

Mittlerweile verlangt Schüller von Hager Instruktionen über 
Lämmel und Lippmann und namentlich über den „Ausländer" 8. Heß, der 
zur Zeit Kommis beim Großhändler Simon v. Lämmel ist und sich der- 
malen wirklich in Prag befindet. (11. November.) 

Em. Sedlnitzky, der inzwischen Polizeimeister wurde, ver- 
langt (Wien, 15. November) vom Hofsekretär Goehausen in Frankfurt iiber 
die drei genannten Individuen charakteristische Notizen zu erforschen, ins- 
besondere, wann die Aufnahme stattgefunden hat. 

Goehausen berichtet hierauf (Frankfurt, 28. November 1815) folgendes: 
„Siegmund Heß aus Stadt Langefeld (im Anspachischen) gebürtig 30, 34 

Jahre alt wurde 1807 der obigen Loge beygeschrieben. 2.) Mayer 

3.) V. Lemmel heißt Leopold und ist ein Sohn des Simon Lemmel, 

Großhändler, in Prag. Leopold Lemmel wurde erst im Jahre 1808 auf- 
genommen. Es findet sich von den späteren Jahren kein Verzeichnis vor. 
Beyde Lemmel waren öfter hier, und sind ziemlich bekannte Leute auf 
4em hiesigen Platze, ebenso 4.) der Lemmelsfeld. Dieser ist ein Bruder 
oder Schwager des v. Lemmel Simon. Er war mit dem Leopold öfter hier, 
der ihn Onkel nannte. Die Aufnahme desselben fällt ebenfalls in das Jahr 
1806. Dieser Lemmelsfeld ist erst vor ungefähr 4.5 Jahren aus einer 
Provincialstadt Böhmens in die Hauptstadt Prag überzogen. Endlich 
5.) Lippman .... gab aus, dass er zu dem Hause des Lemmel oder 
Lemmelsfeld gehöre, wenigstens dort sehr bekannt sey, und sich meistens 
auf Reisen befinde. 

Am 8. Dezember verständigt der Polizeiminister davon Schüller 
und Siber. 

12 Baron: Die JadenArage auf dem Wiener Kongretie. !• • 



Sechster Abschnitt. 

Die Ergebnisse. 

Der Artikel 16 der Bundesakte hatte, wie wir sahen, zwei 
Teile. Der erste Absatz enthielt eine rein theoretische Zusiche- 
rung, daß die künftige Bundesversamflilung sich mit der Juden- 
frage beschäftigen werde, lun sie zu einer einheitlichen Lösung 
für ganz Deutschland zu bringen. Der viel kürzere Schlußsatz 
enthielt den einzig positiven Punkt: die Bestimmung, daß die 
bereits von den Bundesstaaten den Juden zugestandenen 
Rechte diesen vorläufig unverändert zu belassen seien. 

Der erste Teil blieb, wie es 3a zu erwarten war, ganz un- 
ausgeführt. Die in einem viel späteren Zeitpunkte, als man 
es anfangs festsetzte, nach Frankfurt zusammengekommene 
Bundesversammlung enthielt in sich ebenso viel Gegensätze 
und himmelweit von einander entfernte Anschauungen, wie die 
deutsche Konferenz in Wien. Doch fehlte hier der Druck. In 
Wien drängte die Zeit. Die einflußreichsten Diplomaten hatten 
den festen Willen, das deutsche Bundeswerk noch vor der 
Unterfertigung der allgemeinen Wiener Kongreßakte zum Ab- 
schlüsse zu bringen, damit auch die deutsche Bundesakte in 
dieselbe aufgenommen und auf diese Weise unter die Garantie 
aller europäischen Mächte gestellt werde. Mag es uns heute 
befremdend vorkommen, daß man so die fremden Mächte zur 
Einmischung in die deutschen Angelegenheiten geradezu ein- 
lud. Doch die Macht der Gewohnheit, der durch mehr als 
anderthalb Jahrhunderte (seit dem Westphälischen Frieden) 
geheiligte Brauch ließ sich nicht so leicht beseitigen, und ge- 
rade die am meisten auf ihre „Souveränität" pochenden deut- 
schen Kleinstaaten glaubten sich dieselbe am sichersten er- 
halten zu können, wenn sie sie imter den Schutz der Fremden 
stellten. Unter dem Druck der knapp bemessenen Zeit kam 
schließlich noch in letzter Stunde eine Einigung zustande. 
Von allen Seiten wurden Zugeständnisse gemacht, Kompromiß- 
wege eingeschlagen, und so entstand die Bundesakte voll 
Halbheiten, voll grundlegender Mängel, doch etwas Positives, 
etwas, was die auseinanderstrebenden Glieder der deutschen 
Gemeinschaft, wenn auch locker, zusammenhielt. 

Bei der Bundesversammlung fehlte der Druck, fehlte das 
Bedürfnis, die schwebenden Differenzen so rasch als möglich 
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auszugleichen, und am allerwenigsten hatte man Lust, die 
schon vorhandene Menge von Gegensätzen durch das Herein- 
tragen der Judenfrage noch zu vergrößern. Denn das wußte 
man wohl: ohne Kämpfe, ohne die hartnäckigsten Widerstände 
zu brechen, wird sich gerade in der Judenfrage, die schon am 
Wiener Kongreß so viel Staub aufgewirbelt hatte, kaum eine 
Einigung erzielen lassen. Und zu kämpfen, noch dazu für die 
Juden zu kämpfen, hatte jetzt niemand Lust. 

Denn inzwischen hatten sich die Zeiten geändert: an 
Stelle der Eevolutionszeit trat das Zeitalter der Reaktion. An 
Stelle der Volkssouveränität und der Menschenrechte war das 
Legitimitätsprinzip zum Leitmotiv der europäi- 
schen Politik erhoben. War früher die kosmopoliti- 
sche Aufklärung die Beherrscherin der Geister, so 
wurde sie jetzt durch die deutschchristliche Bomantik 
ersetzt, das Prinzip des Fortschrittes fand in der 
historischen Schule der Rechtswissenschaft seinen Wider- 
spruch. Gerade für die Juden war dieser Umschwung ver- 
hängnisvoll geworden. Die Rückkehr zum Mittelalter, welche 
die Romnatik predigte, bedeutete für sie den Rückfall in die 
völlige Heimatlosigkeit. Die. national-religiöse Verklärung 
schloß die Juden als einen Fremdkörper von der Gesellschaft 
aus, und die historische Schule forderte anstatt der Verbesse- 
rung der Lage der Juden die Aufrechterhaltung aller Be- 
schränkungen. Die neue Zeitströmung drang bis in die 
weitesten Volksschichten ein, und hat sich in wenigen Jahren 
schließlich in Handgreiflichkeiten geäußert; es kam die Hep- 
Hep-Bewegimg. 

In einem derartigen Zeitalter, wo die Gegner der Juden 
ihre Stimme immer lauter erhoben xmd ihre Verteidiger nur 
selten, und mit viel geringerer Autorität ausgestattet, ihre 
Meinungen vernehmen ließen, in einem derartigen Zeitalter 
war schwerlich daran zu denken, daß die deutsche Bundesver- 
sammlung liberalen Ideen, welche schon an und für sich in 
den leitenden Regierungskreisen verpönt waren, gerade in be- 
zug auf die Juden huldigen sollte. Bedenkt man noch, daß 
nach dem zimi Grundsatz erhobenen sächsischen Antrag für 
die durchgreifende Regelung der Judenfrage ein einstimmiger 
Beschluß der Bundesversammlxmg notwendig gewesen wäre — 
und daran konnten auch die weitgehendsten Optimisten nicht 
denken — so ist es uns klar genug, daß die Bundesversamm- 
lung sich vor der Berührung dieser Sache scheute, und 
lieber den ersten Teil des 16. Artikels der Bundesakte ganz un- 
ausgeführt ließ. Es haben zwar die beiden Großmächte unver- 
hohlen am Bundestag ihre Absicht kundgetan, eine generelle 
Regelung der Judenfrage in Angriff zu nehmen. Aber sogar 
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Hannover, das am Kongreß noch nicht scharf gegen die Sache 
aufgetreten war, ist jetzt zum entschiedenen Gegner geworden. 
Die hannoversche Regierung ließ sogar durch Münster ihren 
Gesandten am Bundestage geradezu instruieren: „wie er den 
unablässigen Bemühungen einiger Höfe zugunsten der Juden 
entgegenwirken solle, um zu verhindern, dass die höchst be- 
denklichen Folgen einer übertriebenen Begünstigung derselben 
nicht bis auf die hiesigen Lande sich mit erstrecken". 
(3. Nov. 1817.) Und wenn sich dieses Kabinettsministerium 
später doch entschließt, an einer Neuregelung mitzutun, so sagt 
es selbst, „es tue dies niu* deshalb, weil bei dem Einfluss der 
großen Höfe uud den Umtrieben der Juden der status quo kaum 
zu erhalten wäre, es lieber sei, bei der Abänderxmg mitzuhelfen, 
um dieselbe abzuschwächen". (19. Jan. 1818.) Die Lage war 
hier für die Juden immer aussichtsloser, imd auch ihre Gönner 
konnten angesichts dessen nichts Bestimmteres vornehmen. ^) 
Aus demselben Gruude mußte auch der Versuch, eine Inter- 
vention seitens des Kongresses von Aachen (1818) herbeizu- 
führen, nach den anfänglichen Erfolgen (der Aufruf des Eng- 
länders Lewys Way und das dadurch hervorgerufene Inter- 
esse des Kaisers Alexander) trotz der Anwesenheit der gerade 
den Juden gewogenen Diplomaten (Metternich und Harden- 
berg) scheitern. Hier mochte aber auch der Zeitmangel und die 
Überhäufung mit den dringendsten Kongreßarbeiten mit ein 
Grund gewesen sein. Wenn man später (1820) in den Wiener 
Ministerialkonferenzen (33. Konferenz) die Judenfrage wie- 
der an den Bundestag verwies, so wurde zwar auf Antrag 
Metternichs eine Bundestagskommission eingesetzt, die nach 
Sammlung aller in den verschiedenen deutschen Gebieten be- 
stehenden Judengesetzen über die Frage beraten sollte. Doch 
ließ die Kommission nie etwas von sich hören. *) 

Was geschah aber mit dem zweiten Teile des Art. 16? 
Dieser schien doch so klar gefaßt zu sein, daß — man sollte 



^) Vgl. über die ganze Angelegenheit, wie über die jetzt ent- 
schieden judenfeindlichen Ansichten Münsters und die gemäßigteren 
Härtens die einschlägigen Akten bei Zuckermann, a. a. O. S. 8 ff. Die 
Anschauung des Eabinettsministeriums gipfelt in den Sätzen: Es habe 
gefunden, „dass die Principien, von denen eine jede noch so bedingte 
Gleichstellung der Juden ausgehen muss, in so offenbarem Widerspruche 
mit allen Grundsätzen des Staatsrechts stehen, welches der gegenwärtigen 
Verfassung aller Deutschen, ja aller europäischen Länder unterliegt, dass 
wir es nur einem hohen Grad von Leichtsinn oder Verblendung zuzu- 
schreiben vermögen, wenn diese Grundsätze verkannt werden, wie es 
allerdings von verschiedenen Kegierungen geschieht .... Keine Gleich- 
heit der Rechte, sondern nur Concessionen sollen und können den Juden 
erteilt werden." 

») L. Fr. Ilse, Gesch. der deutschen Bundesversammlung (Marburg 
1861) I, 406. Bei Haarbleicher, Zwei Epochen S. 141: 32. Sitzung. 
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meinen — da keine Zweifel mehr aufkommen konnten. Und 
doch, das Unerwartete geschah. Anstatt einer einheitlichen 
Begel für ganz Deutschland herrschte auch da Willkür, und 
jede Landesregierung handhabte das Gesetz nach eigenem Gut- 
dünken. Wir wissen, daß in ihren letzten Tagen die deutsche 
Konferenz in Wien die Änderung des Wörtchens „in" in „von" 
vorgenommen hatte'). Das konntenur die Bedeutunghaben, daß 
die Bestimmung über die Belassung der Juden bei ihren 
Rechten keine Allgemeingültigkeit hatte, sondern in gewissen 
Fällen keine Anwendung finden sollte. Als derartige Fälle 
wurden in der Regel die immittelbar oder mittelbar von der 
französischen hervorgegangenen Gesetzgebungen verstanden, 
und die sollten nicht mehr bindend sein. Doch bei der prak- 
tischen Durchführung kamen da ebensoviele Unterschiede, je 
nach dem Lande und Orte, *) zum Vorschein, wie sie in dem 
damaligen Deutschland auch in vielen anderen Hinsichten be- 
standen. In erster Reihe hielten sich die nach der französischen 
Herrschaft wieder entstandenen Staaten an diese in keiner Hin- 
sicht gebunden. So sahen wir schon oben, *) wie noch vor den 
Entschließungen des Kongresses Hannover seine alte Juden- 
gesetzgebimg wiederhergestellt hatte, und damit kamen alle 
Beschränkungen, nur mit Ausnahme des Leibzolls, der be- 
sonders aufgehoben wurde, wiederum zur Geltung. Aus Bür- 
gern wurden die Juden wieder Schutzjuden. Eine preußische 
Intervention vom 10. Oktober 1817, wobei Preußen sich mit dem 
gewöhnlichen Hinweis auf das eigene Edikt und das eigene 
Interesse für die hannoverschen Juden verwendete und die 
hannoversche Regierung überdies ersuchte, ihren Bevollmäch- 
tigten an der Bundesversammlung anzuweisen, bei der Behand- 
lung der Judenfrage eine der preußischen analoge Stellung ein- 
zunehmen, hatte gar keinen Erfolg. Sowohl daheim, wie in 
der Bundesversammlung waren die Hannoveraner entschiedene 
Judengegner.') Doch die beiden anderen aus Westfalen 
hervorgegangenen größeren Staaten, Kurhessen und Braun- 
schweig, stellten sich zwar auch aiif den gesetzlichen Stand- 
pimkt der vorwestfälischen Periode, schritten aber gleich zur 
yerbesserung der Lage der Juden. Beinahe unmittelbar nach 
Abschluß der Kongreßverhandlungen erschienen die Kurhessi- 
schen Gesetze vom 21. November 1815 und vom 14. Mai 1816, 



») Siehe oben S. 168. 

*) Vgl. die oben zum ersten Abschnitt angeführte Literatur, und 
namentlich das Geschichtswerk von Jost, welches, da der Verfasser schon 
zu jener Zeit lebte und noch unter im wesentlichen unveränderten Ver- 
bältnissen schrieb, beinahe quellenmäßigen Wert hat. 

») S. 23. 

') Zuckermann, a. a. 0. S. 6 f. 
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die den Juden das Privatbürgerrecht und mit wenigen Aus- 
nahmen auch das Staatsbürgerrecht verliehen. Es waren zwar 
noch mannigfache Beschrärüungen auferlegt worden, doch im 
Prinzip war es eine, wenn auch unvollständige, Rückkehr zur 
westfälischen Gesetzgebimg. Noch besser gestaltete sich die 
Lage der Juden in Braunschweig, wo zwar kein besonderes 
Gesetz erlassen wurde, doch in Wirklichkeit die westfälische 
Gleichberechtigimg mit geringen Einschränkungen (Ausschluß 
von Zivil- und Militärämtern, bei den Bestimmungen über die 
Eidesleistung) beibehalten blieb. 

Auch Oldenburg, das drei Jahre hindurch Frankreich 
einverleibt war, behielt im großen ganzen den bisherigen Zu- 
stand. In Birkenfeld blieb die französische Gleichberechtigung 
ohne jedwede Einschränkung bestehen, während im eigent- 
lichen Oldenburg und in Jever eine Beschränkung des Wohn- 
rechtes der Juden (nur gegen eine Konzession) hinzukam. 
Sonst aber genossen auch hier die Juden bürgerliche Rechte. 

So verhielt es sich mit diesen größeren, nach der Befrei- 
ung Deutschlands von neuem entstandenen Staaten, von denen 
nur Hannover auf Grund des „von" im Artikel 16 seine alte 
Gesetzgebung unverändert wieder einführte. 

Ebenso wie hier obwalteten bedeutende Unterschiede in 
der Behandlung der Juden auch in den linksrheinischen Pro- 
vinzen, die nach Beseitigung der französischen Herrschaft in 
verschiedene Hände kamen. Die Regel war hier die gegenteilige 
als bei jenen. Gewöhnlich wurden die Rechte der Juden auf- 
recht erhalten. Sogar Bayern und Hessen-Darmstadt, die wir 
von den Kongreßverhandlungen als die schroffsten Gegner der 
durchgreifenden Lösung der Judenfrage Deutschlands in der 
Bundesakte kennen, konnten nicht umhin, den Juden der ihnen 
angeschlossenen linksrheinischen Provinzen ihre Rechte zu- 
zuerkennen. Nur das napoleonische Dekret von 1808, das in 
Frankreich nach Ablauf der lOjährigen Frist nicht mehr er- 
neuert wurde, haben die neuen Herrscher in den deutschen Ge- 
bieten unverändert oder mit kleinen Verschärfungen beibe- 
halten. 

Ähnlich benahm sich auch Preußen. Da kam nach dem 
Wiener Kongreß eine weitgehende Reaktionsbewegung, die 
namentlich im Verhältnis zu den Juden zum Ausdruck kam. So 
wurden die Juden in den neuerworbenen Gebieten des Herzog- 
tums Warschau und Sachsens nicht zum Genuße der Rechte 
des preußischen Dekretes vom 11. März 1812 zugelassen, son- 
dern verblieben in ihren bisherigen Rechtsverhältnissen. Es 
bildete sich auch in Preußen eine mosaikartige Gesetzgebung 
nach dem Muster Österreichs aus, mit 21 völlig verschiedenen 
Rechtszuständen in den verschiedenen Provinzeuw Doch hielt 
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sich Preußen nicht nur für verpflichtet, nach dem Artikel 16 
der Bundesakte in den eigenen Gebieten das Dekret von 1812 
aufrechtzuerhalten, sondern auch in den neuerworbenen west- 
fälischen Teilen beließ es die Juden bei ihrer völlig uneinge- 
schränkten Gleichberechtigung, und die Judenschaft der links- 
rheinischen Provinzen bei der Gleichberechtigung, nur mit den 
Einschränkimgen des Dekretes von 1808. 

Auch Österreich, das sonst bei seiner Buntscheckigkeit 
verblieb und nur hie und da eine kleine Besserung oder Be- 
schränkung für die Juden einführte, hielt sich an den Geist 
des Artikels 16 auch dort, wo es gar nicht daraus gebunden 
war. Nicht nur in Vorarlberg, sondern auch in Görz und allen 
italienischen Provinzen, wo von der französischen Gesetz- 
gebuDg die Gleichberechtigung der Juden eingeführt wurde, 
hatte Kaiser Franz dieselbe mit geringen Einschränkungen auf- 
rechterhalten, nur wollte er keine Vermehrung der Juden in 
diesen Gebieten zulassen. ^) 

War demnach überall die Regel, daß in den neu er- 
worbenen Gebieten die Juden bei ihren Rechten belassen wur- 
den, so gab es auch davon eine Ausnahme: Sachsen- Weimar. 

Dieser Kleinstaat, der selbst während der französischen 
Zeit nicht umhin konnte, den Juden gewisse Erleichterungen zu 
verleihen, ®) hatte jetzt in den neu erworbenen, nicht nur west- 
fälischen, sondern auch preußischen Gebieten, die bisherige 
Judengesetzgebung aufgehoben, trotzdem man Preußen un- 
zweifelhaft zu den Bundesstaaten zählen mußte, von denen die 
Juden ihre Rechte erhielten. 

War schon dies ein offenbarer Verstoß gegen die Be- 
stimmungen des Artikels 16 der Bundesakte, so gesellte sich 
ihm bald ein zweiter, der nur noch flagranter denselben zu- 
widerhandelte. In Mecklenburg-Schwerin, wo die Juden eine 
der preußischen analoge, beinahe uneingeschränkte Gleichbe- 
rechtigimg erreicht hatten, •) hat der persönlich sehr humane 
Großherzog imter dem Drucke der Ritter- und Landschaft das 
Dekret vom 22. Februar 1812 (1813) ganz einfach aufge- 
hoben. *») 

^) Vgl. Wolf, Kulturgeßchichte. 

») Siehe oben. 

•) Siehe oben S. 15. 

^^) Donath, a. a. 0. S. 191 f. Interessant ist die Beziehung dieses 
Reskriptes, das den Art. 16 der Bundesakte geradezu durchbrach, mittels 
einer merkwürdigen Folgerung gerade auf die Bestimmungen dieses Art.: 
„In Erwägung nun, daß die Bestimmungen der Bundesakte und die seit« 
dem in den Verhandlungen der Bundesversammlung getroffene Einleitung 
eine baldige und gleichförmige allgemeine Gesetzgebung übei diesen 
Gegenstand erwarten lassen, wodurch auch hoffentlich alle Schwierig- 
keiten und Bedenklichkeiten zu beseitigen sein werden; so wollen Wir 
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So entwickelte sich die Judengesetzgebung in Deutsch- 
land auch nach dem Wiener Kongreß wie immer früher von 
einander verschieden, je nach dem Willen der in dem be- 
treffenden Lande ausschlaggebenden Kreise. Wo der Artikel 16 
der Bundesakte keine Anwendung hatte, wo während der fran- 
zösischen Zeit keine wesentlichen Veränderungen vorge- 
nommen wurden, und dies war in erster Keihe — wie wir sahen 
— das Königreich Sachsen, dort hat sich auch nach dem Kon- 
greß lange Jahre hindurch gar nichts geändert. Die Regierun- 
gen, die selbst früher Änderungen vorgenommen hatten, blieben 
zumeist bei dem einmal eingeschlagenen Weg. Doch, wie wir 
sehen, war das Gesetz als solches hier machtlos. Denn die 
jüdische Frage — wird später über die Auffassung einer Kom- 
mission des deutschen Bundestages anläßlich der Erledigung 
einer Einzelfrage berichtet ") — war außer ihrer rechtlichen 
Beschaffenheit auch politischer, konstitutioneller und admini- 
strativer Natur und unterlag deshalb nicht bloß der reinen 
Theorie des Rechtes. Je nach den Ortsverhältnissen hatte sich 
die Lage der Juden gestaltet, imd Bestimmungen, mögen sie 
noch so klar formuliert sein, lassen sich doch immer umgehen. 

II. 

Wie verhielten sich aber die freien Städte? 

Auch bei ihnen war ihr eigener Wille ausschlaggebend 
und um die Bestimmungen der Bundesakte brauchte man 
sich doch scheinbar nicht weiter zu kümmern. Jedoch gerade 
ihnen sollte dies nicht so leicht fallen. 

Bereits in den letzten Tagen des Wiener Kongresses 
bestrebte sich Smidt den neuen für Frankfurt bestimmten 
preußischen Geschäftsträger Freiherrn von Otterstedt in 
judenfeindlichem Sinne zu bearbeiten, und er berichtet dem 
Senate über den Erfolg seiner Bestrebungen wie folgt: 

Er ist zwar ein wenig Schwadroneur, doch dabei sehr 
gescheit, er meint es gut, ist auch kein Stockpreuße, sondern 
hat eine deutsche Ader. Die Frankfurter sind mit dieser 



denselben (den Landständen) an durch die gnädigste Zusicherung er- 
theilen, dass die besagte Constitution vom 22. Februar 1813 einstweilen für 
Genannte unsere Lande in ihrer Wirkung und Anwendung supendirt 
sein und bleiben soll, bis dahin dass wegen der bürgerlichen Rechte der 
Juden die allgemeinen Bestimmungen von der Bundesversammlung aus 
erfolgen werden.** Das war für den Großherzog, der nur unter dem 
Drucke der Landstädte das Reskript herausgeben muBte, eine Art selbst- 
getäuschte Vertröstung. Die Bundesversammlung aber schwieg, und lieft 
diese offene Mißachtung der Bestimmung des Art. 16 ohne Widerspruch 
vorbeigehen. 

") Ilse, a. a, 0. I. 384. 
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Wahl sehr zufrieden, und sie würden ungern mit uns tau- 
schen, so gerne ich den Tausch einginge Ich sagte 

gestern zu Otterstedt, mit dem ich auf einem sehr vertrau- 
lichen FuA stehe, von ihm erwartete ich doch nicht, daß er 
die preußische Glorie in der Begünstigung des Judentums 
suchen und mit dergleichen Odiosis in Frankfurt debütieren 
werde. Er versicherte, das würde keineswegs der Fall sein. 
Die Juden in Frankfurt wären zwar in einer viel besseren 
Lage wie die in den anderen Städten^ da sie bekanntlich zur 
Zeit des Großherzogstums, das keine bloß usurpirte, sondern 
eine allgemein anerkannte Staatsgewalt gewesen, gegen Er- 
legung großer Summen Geldes das volle Bürgerrecht in 
Frankfurt erkauft hätten. Nun müßte man aber bedenken, 
daß das Bürgerrecht in einer freien Republik ein ganz an- 
deres Ding sei, wie das in einem monarchischen Staate. Das 
erstere habe ihnen der Großherzog weder verkaufen können, 
noch verkaufen wollen, sie hätten es mithin durch jenen 
Kauf nicht erworben, sondern bloß ein Munidpalbürger- 
recht. So sähe er die Sache an und nach diesem Gesichts- 
punkte würde er sich darüber äußern^). 

Diese ausgeklügelte Unterscheidung war der E2rklä- 
rung der auf Steins Aufforderung eingesetzten Frankfurter 
Senatskommission (vom 28. Mai 1914) entnommen"), und 
sollte nicht sobald wieder verschwinden. Daß ein preußischer 
Beamte den Absichten seiner eigenen Begierung derart zu- 
widerhandeln konnte, nimmt uns gerade bei dem vergrämten, 
und auch sonst nicht zu den lautersten Charakteren gehören- 
den Otterstedt ^*) nicht wunder. Doch ist es bezeichnend, daß 
der sonst so einsichtige Smidt die Bedeutung der Judenfrage 
so hoch einschätzte, daß er um ihretwillen den seit langen 
Jahren in Hamburg tätigen und in allen Hansestädten hoch- 
angesehenen Grafen Grote gerne gegen einen Otterstedt ein- 
tauschen würde. 

Deshalb war er mit dem Ausgange der Kongreßver- 
handlimgen höchst zufrieden. Es ist ihm doch gelungen, zu- 
erst die Ausscheidung der 32. Militärdivision von der Be- 
stimmung der Aufrechterhaltung der bestehenden Juden- 
rechte und schließlich auch die Veränderung des „in" in 
„von" durchzusetzen. Er berichtet also dem bremischen 
Senate, von dem er angeblich seinerzeit die Instruktionen er- 
halten hatte, die allgemeine und einheitliche Lösung der 
Judenfrage am Kongreß zu betreiben, in triumphierendem 

^) Schwemer, a. a. 0. I. 187. 

^) Ebenda S. 265 {. 

»*) Vgl. Fournier. Geheimpolizei. S. 423, 146 und 19. 
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Tone über die gelungene Verweisung an den Bundestag, wo 
man jetzt die Sache mit derjenigen Kühe, Würde und An- 
stand überlegen könne, welche ein so wichtiger Gegenstand 
erfordere. „Und — fügt er hinzu — ich möchte sehr wünschen, 
daß wir uns dort, wenn unser Interesse und das der guten 
Sache nicht geradezu entgegensteht, so liberal als möglich 
zeigen möchten. Vor Überraschungen sind wir nun ge- 
sichert." 

Es sollte aber die Sache den freien Städten nicht so glatt 
ablaufen. Zuerst kam Frankfurt") an die Reihe. Kaum 
waren die Kongreßberatungen über die deutsche Frage ab- 
geschlossen, verständigt ") Metternich den Bevollmächtigten 
der Stadt Frankfurt von dem Beschluß, der seitens der ver- 
sammelten Mächte gefaßt wurde, daß die Mainstadt eine freie 
Stadt sein soll, und zwar gemäß dem Artikel 46 der Haupt- 
und Schlußakte des Kongresses (9. Juni) "). Daran knüpft er 
aber noch die folgende Ausführung: „Bei dem großen In- 
teresse, welches die hohen Mächte für das Wohl der Stadt 
Frankfurt an den Tag gelegt haben, sind Sie berechtigt, von 
dem Senat und der Bürgerschaft dieser Stadt dasjenige Be- 
nehmen zu erwarten, welches sowohl ihren künftigen Ver- 
hältnissen zu dem neuen deutschen Bunde, als den gegen- 
wärtigen Umständen, angemessen ist." Was er darunter 
meint, faßt Metternich in den folgenden Worten zusammen: 
„Indem Sie (die Mächte) dem Senat und der Bürgerschaft die 
vollkommenste Eintracht und Unparteilichkeit bei Fest- 
setzung ihrer Verfassung empfehlen, müssen sie auf Erhal- 
tung aller wohlerworbenen Rechte jeder Klasse von Ein- 
wohnern festhalten, damit jede zurückwirkende Maßregel 
vermieden werde." Es war da eine doppelte Warnung: erstens 
machte die Mahnung zur Eintracht auf die Bestimmungen 
des genannten Artikels 46 aufmerksam, wonach eine Frank- 
furter Verfassungsstreitfrage vor dem Bundestag ausgetra- 
gen werden sollte"), und zweitens die Aufforderung, die 
Rechte der ehemals Zurückgesetzten, sowohl der anderen 
christlichen Konfessionen") wie auch der Juden uneinge- 
schränkt zu belassen. 



") Vgl. darüber außer der zum zweiten Abschnitte angeführten Li- 
teratur und außer Ilse, a. a. O. I. 303—406, noch den „österr. Beobachter'* 
vom 8. August 1816 (Nr. 221) und Schwemer, a. a. O. II. Bd. (Frankf . 1912.) 

^•) Abgedr. bei Klüber, a. a. 0. VI. S. 422. 

^0 Ebenda S. 53. u. 423. 

") «JiOS discussions qui pourront B*616ver, seit sur Tetablissement 
de la Constitution, seit sur son maintien, seront du ressort de la di^te 
germanique, et ne pourront 6tre döcid^es que par celle.'' 

") S. weiter unten. 
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Im Sinne dieses zweiten Umstandes verständigt er 
gleichzeitig auch die jüdischen Deputierten Baruch und 
Uf f enheimer von jener Note mittels folgenden Schreibens *•) : 

„Auf die am 10. Oktober 1814, von den israelitischen 
Deputierten in Frankfurt am Main, bey dem hohen Congress 
eingereichte Bittschrift, um die Confirmation des mit dem 
ehemaligen Großherzog von Frankfurt unterm 28. Dezem- 
ber 1811 abgeschlossenen Vertrags über das Bürgerrecht der 
Jüdischen Glaubensgenossen,' wird denen selben zu erkennen 
gegeben, dass in dem Selbständigkeits- Act '*) > der für die 
freye Stadt unterm 9**^" dieses ausgefertigt worden ist, dem 
Magistrat auferlegt worden sey, alle wohl erworbenen Rechte 
jeder Classe von Einwohnern fest zu halten, und jede zu- 
rückwirkende Maßregel zu vermeiden." 

„In") dieser Verfügung, wird auch die jüdische Ge- 
meinde in Frankfurt am Main ihre Beruhigung finden, indem 
dadurch die Gerechtsame, welche sie aus einem früheren 
Vertrage geltend zu machen berechtigt ist, vollkommen ge- 
sichert sind." 

Man sollte meinen, daß derartige mit solchem Nach- 
drucke hervorgehobenen Wünsche des Kongreßpräsidenten 
einen großen Eindruck gemacht haben — und tatsächlich 
waren die Juden Frankfurts damit derart befriedigt, daß sie 



^) Klüber, a. a. 0. VI 418 f. Im Wiener St. A. befindet sich ein vom 
selben Tage datiertes, doch ganz anders gefaßtes Schriftstück. Es lautet 
nach den eigenhändigen Streichungen und Zusätzen Mettemichs: „An die 
jüdischen Deputierten der Stadt Frankfurt H. Baruch und Uffenheimer, 
zu Händen des Freiherm v. Odelga. Auf die am 27. Mai von den jüdischen 
Deputierten der Stadt Frankfurt eingereichte Vorstellung nehme ich 
keinen Anstand zu erwidern, dass man von Seiten des österreichischen 
Hofs immer bereit ist, Gerechtsame aller Art, welche auf bestimmte und 
rechtmäßige Verträge gegründet sind, in Schutz zu nehmen, und daher 
die allerhöchste Unterstützung auch in Kücksicht jener Gerechtsamen er- 
wartet werden darf, welche die jüdischen Einwohner der Stadt Frankfurt 
aus einem besondem mit dem vorigen Landesherm am 28. Dec. 1811 er- 
richteten Vertrage geltend zu machen berechtigt sein können. Wien, 
9. Juni 1815. — Wie es scheint, hat sich Metternich dann entschlossen, um 
der Sache einen offizielleren Charakter zu verleihen, seine Note nicht auf 
die Eingabe an die österreichische Regierung, sondern auf die ältere, an 
den Gesamtkongreß gerichtete, zu beziehen. 

»^) Gegen den offenkundigen Wortlaut dieses Schreibens machte 
sich der Frankfurter Senat später in seinem Streite gegen die Katholiken 
und die Juden die Auffassung Klübers (a. a. 0. VI. 419) zu eigen, wo- 
nach nicht das Schreiben Mettemichs an Danz, sondern die Beilage des- 
selben, d. h. der Auszug aus dem Konferenzprotokoll die eigentliche 
Selbständigkeitsakte der Stadt Frankfurt bilde. 

*') Die ursprüngliche Fassung dieses Schlußsatzes in einem Kanzlei- 
konzept, wonach außer der Zusicherung der Rechte den Juden die pünkt- 
liche Erfüllung der im Vertrage übernommenen Verpflichtung eingeschärft 
ward, wurde von Metternich als überflüssig weggestrichen. 
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dem zurückkehrenden Baruch ein Geschenk von 8000 fl. an- 
boten, welches aber dieser in seiner Uneigennützigkeit zurück- 
wies"). — Doch nichts weniger als dies. Die in einen Freuden- 
taumel wegen der eigenen Selbständigkeit versetzten Frank- 
furter Senat und Bürgerschaft kehrten sich nicht danach. 
Schon am 1. Juli versagte der Senat dem bereits im März ver- 
abschiedeten ehemals großherzoglidien Polizeiaktuar Dok- 
tor Baruch (Börne) die Gewährung einer Pension. Die ge- 
mäßigte Ansicht des Senators Ihm drang nicht durch. Sein 
Antrag bezüglich Einsetzung einer gemeinsamen Kommis- 
sion (Senat und Bürgerschaft) wurde zwar bereits am 7. Sep- 
tember 1815") angenommen, und es sind außer dem Antrag- 
steller noch fünf Männer vom Senate mit einem diesbezüg- 
lichen Auftrage betraut worden, mit der gleichzeitigen Ein- 
ladung an das Bürgerkolleg, die Kommission ebenfalls zu 
beschicken. Doch im Meritorischen stimmte man seinen Vor- 
schlägen nicht zu. Im Gegenteil, es wurde der Beschluß ge- 
faßt: „Es ist von drei Universitäten ein staatrechtliches Be- 
denken einzuholen, ob das von dem ehemaligen Großherzoge, 
der hiesigen Judenschaft zugestandene Bürgerrecht von der 
jetzigen Kegierung anzuerkennen sei, oder nicht." 

Die Bedenken, die der Senat da erhöben konnte, waren 
der Metternichschen Note gegenüber nur die, daß diese Note 
dem Wortlaute des Art. 46 der Haupt- und Schlußakte nicht 
ganz entsprachen'*). Denn diese setzte nur die völlige Gleich- 
heit der christlichen Konfessionen fest. So sollte also eine 
Bechtsentscheidung eingeholt werden. Mangels eines eigenen 
Gerichtes höchster Instanz war es damals eingeführt, daß 
kleinere Staaten die Entscheidung in Rechtsstreitigkeiten 
seitens einer oder mehrerer Juristenfakultäten ansuchten. 

Doch bevor noch diese Entscheidung erfolgte, machte 
der Senat auf eigene Faust weitere Schritte nach rückwärts. 
Am 24. Oktober schloß er die Juden von der Anteilnahme an 
den Bürgerversammlungen aus. 

Dieses offene Zuwiderhandeln ihrem ausgesprochenen 
Willen konnten sich die Großmächte nicht gefallen lassen. 
Sowohl Hardenberg als auch Metternich ließen dem Frank- 
furter Senate zwei fast gleichlautende Noten übergeben 
(8. und 13. November) *•). Metternich erklärt, daß nach den 
■ » 

w) Gutzkow, Börnes Leben S. 30. 

**) Der Auszug des Senatsprotokolles über diese Sitzung wurde 
später der österreichischen Regierung vorgelegt und befindet sich im St-A, 

'*) Siehe weiter unten. * 

■•) Beide Noten abgedruckt als die 27. und 28. Beilage in der aktcn- 
m&ßigen Darstelluns S. 95 ff. Die unmittelbare Veranlassung dazu kam 
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Bestimmungen des Kongresses „die Stadt Frankfurt ver- 
pflichtet sei, sämtliche von dem vormaligen Großherzoge ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten, mithin auch den mit der jüdi- 
schen Gemeinde über die Erlangung des Bürgerrechts abge- 
schlossenen Vertrag zu erfüllen". Deshalb muß er sein Be- 
fremden darüber ausdrücken, daß der Frankfurter Rat jetzt 
erst ein staatsrechtliches Bedenken dreier Universitäten ein- 
zuholen gedenkt. Sein Befremden ist umso größer, als das 
jetzige Vorgehen des Senats zu der von ihm „im Einver- 
ständnis mit den Bevollmächtigten der verbündeten Mächte, 
dem Bevollmächtigten der Stadt Frankfurt am 9. Juni d. J. 
ertheilter Erklärung" in offenem Widerspruche steht. Ganz 
in ähnlichem Sinne äußerte sich auch Hardenberg. 

Wenn sich nun die beiden Staatsmänner auf die Ver- 
dienste der beiden Großmächte bei der Wiederherstellung 
der Unabhängigkeit Frankfurts berufen und deshalb Rück- 
sicht auf ihre Wünsche, die überdies mit den Kongreßbe- 
schlüssen übereinstimmen, fordern, so zeigt sich ihnen der 
Senat nur der Form nach zuvorkommend. Im ersten Augen- 
blicke der Überraschung erwidert er ziemlich auswei- 
chend'O. Er führt zunächst alle möglichen und unmöglichen 
Argumente an, die gegen die Aufrechterhaltung der Juden- 
rechte in Frankfurt sprechen: 1. Die Ausdrucksweise, „von 
den Bundesstaaten in Art. 16 der Bundesacte" befreit ihn 
vollständig von einem diesbezüglichen Zwange'®), 2. die 
Rückversetzung Frankfurts in den Stand von 1803 durch 
den Art. 46 "), 3. die Unrechtmäßigkeit der Erwerbung der 
Bürgerrechte durch die Juden*®), wie die jetzige Aufhebung 
aller französischen Einführungen, 4. die durch eine Gleich- 
berechtigung der Juden hervorgerufene Kränkung der Ge- 
rechtsame der Frankfurter Bürgerschaft, wie die Schädigung 
des Handels'^). Trotz all dem jedodi — fügt der Senat zum 
Schlüsse hinzu — „beabsichtige er keineswegs den in der 
Bundesacte § 16 provisorisch ausgesprochenen Besitzstand 

t)eiden Ministem von den vielfachen Beschwerden der Inhaber der seiner- 
zeit von den Juden ausgestellten Obligationen, die nun deren Einlösung 
▼erlangten. Die Minister erachteten diese Frage durch die Bestimmung der 
Wiener Kongreßakte § 45 Nr. 7, über die Rechtsverbindlichkeit der groß- 
herzoglichen Verpflichtungen für erledigt. Eventuelle Bedenken hingegen 
gehörten weder vor den Senat noch vor Juristenfakultäten, sondern nach 
§ 46 vor den Bundestag. 

»7) Nachtrag S. 89. f. 

*8) Siehe weiter unten. 

'•) Da wird eine territoriale Wiederherstellung auf rechtliche 
Fragen ausgedehnt. 

«>) S. 0. S. 63 Anm. 46 u. 47- 

»1) S. o. S. 163. 
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zu verrücken", und in diesem Sinne habe er auch bisher ge- 
handelt, indem er keinen Juden in der Ausübung dieser ver- 
meintlichen Eechte störte, die Handelsbeschränkungen nicht 
wieder einführte, und sogar die sich gegen den Häuser- 
erwerb der Juden erhebenden Stimmen zu beschwichtigen 
suchte. 

Doch diese gemäßigte Stimmung des Frankfurter Senats 
war nicht von allzu langer Dauer. Bald entschloß er sich 
im Sinne eines Gutachtens seines zu jener Zeit einflußreich- 
sten Syndikus Büchner vorzugehen und erließ selbst am 
8. Juni 1816 (am Jahrestage des Abschlusses der deutschen 
Bundesakte) eine Kundmachung**), in der er die Juden vom 
Häusererwerbe in Frankfurt ausschloß. Bald darauf kam es 
auch zum Abschlüsse des Frankfurter Verfassungswerkes 
mittels der sogenannten Konstitutions-Ergänzungsakte 
(19. Juli). Ungeachtet einer förmlichen Vorstellung der Ju- 
den (vom 16. Juli) wird in Art. 7 dieser Verfassung fest- 
gesetzt, daß, nachdem es Pflicht „jedes christlichen Staates" 
ist, die Interessen der christlichen Bürgerschaft zu wahren, 
eine gemischte Kommission (aus dem Senate und dem stän- 
digen .Bürgerausschuß) ein neues Kegulativ für die Juden 
entwerfen solP'). _ 

Das war schon nicht nur eine Zuwiderhandlung gegen 
die provisorische Belassung der Kechte der Juden gemäß 
dem Art. 16, sondern auch gegen den ersten und prinzipiellen 
Teil desselben, daß nämlich die endgültige Kegelung der Ju- 
denfrage niemand anderem als dem Bundestage zustehen 
sollte. Dies konnten sich die Juden für keinen Fall gefallen 
lassen. Baruch wurde nochmals nach Wien geschickt, aber 
naturgemäß konnte er da nichts mehr erreichen, als eine 
nochmalige Einschreitung der österreichischen Diplomatie. 
Dies geschah denn tatsächlich und diesmal mit noch grö- 
ßerem Nachdrucke. Dem Vorgehen Österreichs schloß sich 
jetzt nicht nur Preußen an, sondern auch England und Kuß- 
land, die sich als Garanten der deutschen Bundesakte gegen 
jede Zuwiderhandlung derselben aufzutreten verpflichtet 
fühlten. Der Rat antwortete (9. September 1816) wie immer 
bisher ausweichend. Er legte seinen Standpunkt schon zum 
so vielten Male dar, in der Hauptsache aber schob er die 
ganze Angelegenheit auf die Schulter der Gesetzgebenden 
Versammlung, von deren Entscheidung einzig und allein 
alles abhänge, und wogegen er, der Senat, nichts tun könne. 



»>) Abgedr. in Vertheidigimg S. 153. f. Wie in Mecklenburg bat man 
sich auch hier auf den Art. 16 der Bundestakte bezogen. 

w) Nachtrag S. 85, Schwemer a. a. 0. I. S. 271. 
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Die Vertreter der vier Großmächte konnten sich naturgemäß 
mit einer derartigen Antwort nicht zufrieden geben. Sie er- 
ließen ^) also (am 6. November 1816) eine gemeinschaftliche 
Note an den Senat, in der sie ihr „Leidwesen"' über das Ant- 
wortschreiben des Senats vom 9. September ausdrücken, und 
auf der von Metternich am 9. Juni 1815 in ihrem Namen er- 
lassenen Erklärung beharren. Sie ersuchen nun den Senat 
„ihnen in möglichst kurzer Frist eine direkte und bestimmte 
Antwort auf dieses Begehren zugehen zu lassen, um solche 
ihren Höfen einschicken zu können; es sei denn, dass ein 
Hocbedler Bat diese Sache lieber unmittelbar und ohne Ver- 
zug der Entscheidung des Bundestages unterwerfen wollte'\ 

Die jüdische Gemeinde Frankfurts war aber von vorn- 
herein sich des zweifelhaften Wertes dieser Schritte bewußt, 
und entschloß sich auf einem anderen Boden den Rechtsstreit 
auszutragen. Am 4. November überreichte sie der Tags 
darauf eröffneten deutschen Bundesversammlung eine ausführliche 
Denkschrift, in der sie ihre Auffassung über alle Punkte der 
Rechtsfrage genau auseinandersetzte und sie aktenmäßig be- 
legte, mit dem Ersuchen, die Bundesversammlung möge die 
Entscheidung fällen. Hiemit trat der Streit zwischen Stadt 
und Judenschaft Frankfurts in eine neue anscheinend ent- 
scheidende Phase. Doch die Sache sollte noch Jahre dauern, 
bis sie zu einem gewissen Abschlüsse gelangen konnte. Es 
begann zwischen den beiden streitenden Parteien eine offene 
Fehde, da beide nicht nur die Staatsmänner, sondern auch 
die öffentliche Meinung für sich gewinnen wollten. Es mehr- 
ten sich nun Flugschriften von beiden Seiten"), und der 
Streit nahm an Ausdehnung zu und erregte immer mehr 
Aufsehen. Er war zu einer großen Frage geworden. 

Der Senat versuchte anfangs, die Kompetenz des 
Bundestages abzuleugnen und die ganze Angelegenheit als 
eine lediglich häusliche Sache zu behandeln. Das gelang ihm 
aber nicht. Die Bundesversammlung hat auf Antrag des 
Referenten, Freiherrn von Plessen, diese Einwendungen ver- 
worfen (10. September 1818). Doch im Meritorischen war die 
Lösung viel schwieriger. Die Juden behaupteten, wie 
wir schon wissen, daß sie in reichsstädtischer Zeit nur 
vom Kaiser abhängig waren, daß an Stelle des Kaisers (und 
auch der Stadtobrigkeit) der Großherzog getreten sei, von 
dem sie sich titulo oneroso ihre Gleichberechtigung erwar- 
ben, daß ferner der Wiener Kongreß ihre diesbezüglichen 
Ansprüche anerkannt habe, wie es in der Metternichschen 

«♦) Abgedr. im Oeeterr. Beobachter v. 12. Dez. 1816 (Nr. 847). 
») Vgl. 0. 8. 23 Anm. 1. 
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Selbständigkeitsakte klar zu Tage tritt. Der Senat antwortete 
darauf, daß in reichstädtischer Zeit die Juden ihm unter- 
stellt waren, daß der Großherzog ihnen unrechtmäßig, weil 
ohne die Stadtbehörden zu befragen, die Kechte Dritter (der 
städtischen Bürgerschaft) verlieh. Aber auch das sei nicht 
titulo oneroso, sondern unabhängig von der Ablösung ge- 
schehen. Der Wiener Kongreß hingegen habe gegen die 
Juden entschieden, indem im Artikel 16 nur die Aufrecht- 
erhaltung der „von" den Bundesstaaten verliehenen Kechte 
bestimmt wurde, und die Selbständigkeitsakte der Stadt 
Frankfurt (d. h. d^ im Auszuge mitgeteilte Konferenz-, 
beschluß und Artikel 46 der Wiener Kongreßakte) habe ab- 
sichtlich die Juden imigangen, indem sie nur die Gleich- 
stellung der drei christlichen Konfessionen festsetzte.**) 

Der Bundestag wollte sich nicht unmittelbar in eine 
Entscheidung in diesen so heißumstrittenen Fragen- ein- 
lassen, und versuchte zu — vermitteln. Am 10. September 
1818 wurde auf Plessens Antrag eine Bundestagskommission 
(mit fünf Mitgliedern) eingesetzt, die einen Ausgleich zwi- 
schen den Parteien anzustreben hatte. Der Senat geriet hie- 
bei in eine Zwangslage. Einerseits wollte er die Juden in die 
reichsstädtischen Verhältnisse zurüchversetzen und ander- 
seits bestrebte er sich, immer auf seine Selbständigkeit 
pochend, eine Entscheidung des Bundestages, die für diesen 
Fall sicherlich eintreten müßte, um jeden Preis zu vermeiden. 
So mußte er notgedrungen sich immer nachgiebiger zeigen, 
bis endlich im Jahre 1824 nach dem energischen Zugreifen 
des neuen österreichischen Bundestagspräsidenten Münch 
die Sache zum Abschlüsse gelangte. Der Senat proklamierte 
am 1. September 1824 ein neues Judengesetz.'^) In der Haupt- 
sache wurde eine neue Kategorie von „Israelitischen Bür- 
gern" eingeführt, die die Privatbürgerrechte genießen 
sollten, vom Staatsbürgerrecht aber ausgeschlossen blieben 
(wir erinnern uns, daß die Juden selbst sich für das letztere 
kaum ereifert haben). Doch auch im Privat bürgerrecht blie- 
ben noch manche Beschränkungen bestehen, von denen die 
wichtigsten die Festsetzung der Zahl der jüdischen Ehen auf 



*•) „Ses (de la ville de Francfort) institutions seront bas^es sur le 
principe d'une parfaite ^galit^ des droits entre les diff^rents cultes de la 
reUgion chr6tienne". Die Juden konnten sich dagegen auf die Auffassung 
Haidenbergs (in seiner Note v. 8. Nov. 1815) berufen, daß diese Festsetzung 
nur „etwaigen Discussionen über die Teilnahme der früher beschränkten 
katholischen Einwohner an den bürgerlichen und politischen Rechten kü 
begegnen beabsichtigt*\ keinesfalls aber «hierdurch das bürgerliche Recht 
der jüdischen Gemeinde auszuschliesse^" vermeint. Siehe auch weiter unten. 

^) Abgedr. in. 16 Artikeln mit allen Vorentwürfen bei Ilse, a. a. O. 
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löj ährlich (nach 10 Jahren wiederum aufgehoben*®), das Ver- 
bot des Handels mit Brennholz, Frucht imd Fourage und des 
Großhandels mit Mehl, wie die Einschränkung des Eigen- 
tumsrechtes auf ein Haus und einen Garten waren. Im Prin- 
zipe waren aber die Juden doch als „Bürger" anerkannt und 
darum war es ihnen am meisten zu tun. Das erschien den 
Vertretern der beiden judenfeindlichsten Staaten Sachsen 
und Württemberg als eine Gefahr, der Bundestag werde nun 
auch in die Verhältnisse ihrer Staaten eingreifen wollen, wie 
er ja zu einer einheitlichen Regelung der Judenfrage im 
ganzen Deutschland durch die Bundesakte verpflichtet war. 
Sie legten also gegen eine eventuelle Betrachtung der Frank- 
furter Angelegenheit als einen Präzedenzfall eine gehar- 
nischte Verwalirung ein.'*) Diesen für jene Zeiten nicht 
gering einzuschätzenden Erfolg erzielten die Frankfurter 
Juden durch ihr konsequentes, zielbewußtes Vorgehen, durch 
den immer wachsenden Einfluß eines ihrer Großen, des 
Hauses Rothschild, nicht zuletzt aber auch durch den Para- 
graphen und die entschiedene, sich auf den Beschlüssen des 
Wiener Kongresses stützende Stellungnahme der Groß- 
mächte. 

III. 

Ganz anders erging es der Judenschaft in den Hanse- 
städten. Auch sie glaubte anfangs, auf Grund der Beschlüsse 
des Wiener Kongresses der Zukunft ruhig entgegenblicken zu 
dürfen, und auch sie wurde durch die Lenker der beiden 
deutschen Großmächte in ihrer Zuversicht bestärkt. Am selben 
Tage, an dem Metternich an die Frankfurter Deputierteen sein 
Schreiben abschickte*®) (9. Juni), ließ er auch an Buchholz 
eine ähnliche Note gelangen. Er schrieb") : „Die auf dem Con- 
gress allhier versammelten hohen Mächte, auch für das Wohl 
der einzelnen besorgt, haben beschlossen, dass den jüdischen 
" Glaubensgenossen in den deutschen Bundesstaaten die allge- 

^ meinen bürgerlichen Rechte zugesichert werden. Da aber die 

e «8) Jost, a. a. 0, X. 1, S. 94. Die Zahl von 15 Ehen war nicht kleiner, 

if als die in der großherzoglichen Zeit wirklich abgeschlossener Heiraten, und 

diese Bestimmung rief — nach defr Erklärung des Bundestages — bei den 
Juden nur einen geringen Widerspruch hervor. Vgl. Schwem^r, a. a. O. 

le II, 160. Doch mußten z. B. Jeanette Wohl, die Freundin Börnes, oder Abra- 

l8 ham Geiger mit Rücksicht auf diese Beschränkung mit der Heirat die 

lg Reihe abwarten. Vgl. L. Geigers Artikel in AUg. Ztg. des Judentums 1913 

Hg S. 392. 

ßn »•) Ilse, a. a. O. I. 392. 

fu *") Siehe oben. 

^i *i) St. A. Klüber, a. a. 0. IX (Erlangen 1835) S. 334 und Carlebach, 

jiL Geschichte der Juden in Lttbeck, S. 73. 
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Zeiiumstände die völlige Ausführung dieses Gegenstandes auf 
dem Congress in Wien unjnöglich mädüten, so wurde Voirl&uf ig 
in der Bundesacte bestiinmt und festgesetzt, daß auf dein döiit- 
schen^ Bundestage in Frankfurt am Main in Beräihüiig ge- 
zogen werden soll, auf welche Art die allgemeinen bürgerlichen 
Kechte den israelitischen Getneinden in DiBiutschländ zu er- 
theilen sind und dass bis zürn Ausgang dieser Beräthung die 
den israelitischen Gemeinden in den verschiedenen Bundes- 
staaten bewilligten Freiheiten und Bechte aufrecht öthälten 
werden sollen. Welches dem BevoUmächtgten der israelitischen 
Gemeinden in Deutschland Herrn Doctor Buchholz aus Lübeck 
auf dessen unterm 9. Dezember 1814 bey dem Congress einge- 
reichte Vorstellung zur Beruhigung dieser Gemeinden mit der 
Versicherung bekannt gemacht wird, daß man auch auf dem 
Bundestage das Wohl der israelitischeü Gteineinden berück- 
sichtigen und sich für die Ertheilung der allgemeinen bürger- 
lichen") Rechte für dieselben thätigst verwenden werde." 

Ausführlicher wie in seinen meisten Noten in der Juden- 
frage äußerte sich am folgenden Tage Hardenberg. *•) Nicht die 
Buchholzsche Vorstellung nimmt er zimi Ausgangspunkt seines 
Schreibens und nicht an Buchholz sind deshalb seine Worte 
gerichtet. Er bezieht sich, indem er sich an den Senat wendet, 
auf seine früheren, durch den Grafen Grote ausgeführten Ver- 
wendungen, die aber, wie er hört, „bisher ohne Erfolg ge- 
blie"ben sind". Daran knüpft er seine weiteren Ausführungen: 
,,Die Verhandlungen des' hiesigen Congresses über diesen 
Gegenstand haben den Unterzeichneten veranlasst, bis zur Ab- 
fassung eines Beschlusses darüber ein Stillschweigen zu beob- 
achten. Da aber nunmehr durch die axif dem Congress^ voll- 
zogene Bundesacte festgesetzt ist, daß die bürgerlichen Ver- 
hältnisse der Juden der weiteren Bestimmung der Bundesver- 
sammlung vorbehalten bleiben sollen, so kann der Unter- 
zeichnete nicht umhin, die Verwendung preußischerseits wieder 
zu erneuern, und schmeichelt sich, dass sowohl ein Hochedler 
Rath als die Bürgerschaft der Stadt, wenn ihr von dieser Vot- 
wendung Mittheilung gemacht wird, keinBedenken finden wer- 
den, einem ebenso gerechten als von der Menschlichkeit einge- 
gebenen Wunsch Gehör zu geben, und auf die Intercessionen 
derjenigen Regierungen, welchen die Stadt in Behauptimg ihrer 
freien Verfassung so viel Erkenntlichkeit schuldig ist, ein Ge- 
wicht zu legen." Hierauf bestrebt er sich nochmals, den Senat 
durch theoretische Auseinandersetzung in aller Kürze für seine 
Auffassung zu gewinnen. Er weist nochmals auf das Beispiel 



") Fehlt bei Carlebach. 
**) Carlebach ebenda. 
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Preußens hin, das mit einer durchgreifenden Verbesserung der 
Lage der Juden den ttbrigen deatsdien Staaten vorangegangen 
sei, und das Nichtbefolgen dieses B^spieles seitens der mit dem 
preußischen Staate in so enger Verbindung stehenden Hanse- 
städte mttsse demselben einen wesentlichen Nachteil zi^Qgen. 
Er zeigt aber auch auf das Beispiel der preußischen Handels- 
städte, daß alle Besorgnisse, „daß durch das Emporkommen der 
jüdischen Familien in Handelisstftdten dem Flor der christlichen 
Kaufleute Eintrag geschehe*', ungerecht und unbegründet sind. 
Zum Schluß führt er aus: „Bei dem Inhalt des 16. Artikels 
der Bundesacte kann jetzt nur die Rede davon sein, dass den 
Jüdischen Familien in den Hansestädten bis zu dem hierüber 
gefassten Beschiuss der Bundesversammlung deijenige bürger- 
liche Zustand erhalten werde, den ihnen die französische Ge- 
setzgebung, als mit der preußischen und mit den Grundsätzen 
einer vernünftigen Toleranz übereinstimmend, bewillgt hat. 
Der Unterzeichnete ersucht, E. H. R. nach Mitteilung der dies- 
seitigen Verwendung und Gründe an die löbliche Bürgerschaft, 
hierauf gefällig einzuwirken, und hierdurch dieTheilnahme der 
Stadt an dem zu erwartenden Beschluß der Bundesversamm- 
lung vorzubereiten, indem die auf dem Congress geäusserten 
Meinungen einer entschiedenen Majorität und der hierauf ge- 
kündete Beschiuss des Congresses keinem Zweifel darüber 
Raum lassen, dass es die ernstliche Absicht des gesamten 
Deutschlands sei, den jüdischen Einwohnern gegen die Über- 
nahme der bürgerlidien Pflichten auch den Grenuss der bürger- 
lichen Rechte zu bewilligen, und hierdurch für die Sache des 
Christenthums nicht bloss das zu gewinnen, dass die sdiwere 
Schuld vieljähriger, zum Theil grausamer Unduldsamkeit auf 
den gerechtesten Wegen gelöst, sondern auch das, dass einer 
zahlreichen Classe von Einwohnern Deutschlands der Ueber- 
gang zum Besseren auf dem mildesten Wege der Ueberzeu- 
gung möglich gemacht werde.*' 

Beide Staatsmänner nahmen auf die Veränderung des „in'' 
in „von" keine Rücksicht, **) imd gaben nur der Überzeugung 
Ausdruck, daß es der Wille der am Kongreß versammelten Be- 
vollmächtigten war, endgültig die Jude&age nur durch die 
Bundesversammlung zur Lösung zu bringen. Doch all das half 
nichts und die Rückschritte in den Hansestädten begannen sich 
zu häufen. 

Am gemäßigtsten verfuhr Hamburg, das ja auch in der 
reichstädtischen Zeit in der Judenfrage gewissermaßen eine 
Ausnahmsstellung einnahm. Und wenn jetzt die Reaktion er- 
folgte und die Rückkehr zu den alten Verhältnissen prokla- 



•*) 8. welter unten. 
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miert wurde, war das für die Hamburger Juden kein so jäher 
Absturz, wie es bei den übrigen Reichsstädten der Fall ge- 
wesen ist. Gesetzlich wurde ungeachtet der Schreiben der 
beiden Minister der schon vor dem Kongresse wiederherge- 
stellte Stand der vorfranzösischen Zeit weiter behalten. Aller- 
dings, wo es zur praktischen Durchführung kommen sollte, 
wie z. B. bei manchen jüdischen Betrieben, die auf Grund 
der französischen Patente fortgeführt wurden, entschloß sich 
der auch sonst den Juden wohlwollende Senat, sie vor einem 
Ruine zu beschützen, indem er sie für die Lebensdauer ihrer 
Inhaber bestehen ließ.") Im Prinzip sind aber die Juden in 
den alten reichsstädtischen Stand, doch ohne ihre reichs- 
städtischen Privilegien zurückversunken. Da jedoch hier nichts 
Gewaltmäßiges geschah, und alles schließlich nur einen pro- 
visorischen Charakter bis zur allgemeinen Regelung durch 
die Bundesversammlung trug, sahen die Großmächte für sich 
keinen genügenden Anlaß einzuschreiten. Die Juden aber 
ertrugen nur mit Unwillen diesen Zustand der Ungewißheit 
und bestrebten sich mit allen möglichen Mitteln, daraus hinaus- 
zukommen. Als sie nun die ersten Erfolge der Frankfurter 
Juden in ihrem Rechtsstreite vor dem Bundestage wahrge- 
nommen hatten, versuchten auch sie, vor keinen Opfern 
zui'ückschreckend, durch eine großzügige Aktion die Wen- 
dung herbeizuführen. Sie schickten im Jahre 1820 zwei ihrer 
angesehensten Männer, die tätigsten Mitglieder ihrer Reor- 
ganisationskommission, den Bankier Jacob Oppenheimer und 
den Notar Bresselau, mit 100.000 Mark zu den Ministe- 
rialkonferenzen nach Wien, um jetzt bei der Schlußakte eine 
Entscheidung anzustreben.**) Doch außer der Abschrift des 
oben*^) erwähnten KonferenzprotokoUes brachten sie gar 
nichts nach Hause. So sollte sich hier der Zustand mit nur 
unwesentlichen Verbesserungen bis in das Jahr 1848 erhalten. 

Noch viel schlimmer erging es den Juden in den beiden 
übrigen Hansestädten. Am raschesten verfuhr Bremen. Es 
hat ja schon früher die vorläufige sechsjährige Frist nur 
unter gewissen Bedingungen zu erteilen verisprochen, Bedin- 
gungen, die schon von vorneherein die meisten bremischen 
Juden ausschlössen. Jetzt erachtete der Bremer Senat, der 
freie Hände bekam, die Stunde für gekommen, lun der Juden 
ganz los zu werden. Im Jahre 1816 wurden die wenigen bre- 
mischen Juden vertrieben. Doch weil ihrer so wenige waren, 
und weil die Vertreibung eigentlich noch in der Kongreßzeit 

«) Haarbleicher, a. a. 0. S. 142 f. 
*•) Ebenda S. 140 f. 
*0 S. 180, 
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eingeleitet wurde, machte die Sache keinen größeren Eindruck 
und es scheint sich niemand ihrer angenommen zu haben. 
Ein viel größeres Aufsehen erregte die Behandlung der 
Judenfrage in Lübeck.") Kaum hatte der Senat das inzwischen 
eingetroffene Schreiben Hardenbergs vom 10. Juni der Bürger- 
schaft zur Kenntnis gebracht (15. Juni), als auch gleichzeitig 
der Wortlaut der Bundesakte bekannt wurde. Daraus folgerten 
sofort die Lübecker Krämer und Kleinhändler in ihrer Ein- 
gabe an die Bürgerschaft, daß nunmehr der Lübecker Obrig- 
keit die Hände keinesfalls gebunden sind. Als das Rechtsgut- 
achten des Konsulenten der Bürgerschaft in demselben Sinne 
ausfiel, forderte dieselbe vom Senate mit Berufung auf das 
Beispiel Bremens, und merkwürdigerweise auch Hamburgs, 
sofortige energische Maßregeln (3. August). Bald darauf 
'(8. August) erfolgte eine Gegeneingabe der Juden. Der Senat 
entschloß sieb augenblicklich noch zu gar nichts, nur ver- 
bot er den weiteren Zuzug fremder Juden imd machte elf nach 
der französischen Zeit eingeschlichene ausfindig (26. August) . 
Gemäß den Weisimgen Oppenheimers suchen die Juden noch 
keine Intervention der Mächte an. Als aber der Senat am 
30. September den Juden alle äußeren Zeichen des Gewerbes 
untersagte, und dann (21. Oktober) auf eine neue Eingabe der 
Bürgerschaft angesichts der Verschiebung der Eröffnung des 
Bundestages der Verweisung aller Juden nach Moisling zu- 
stimmte, und den elf fremden Familien den Auftrag gab, inner- 
halb vier Wochen die Stadt zu verlassen, da erfolgte die Ein- 
schreitung seitens des russischen Gesandten in Hamburg. 
Doch der Senat machte sich nicht viel daraus und beharrte 
in seiner Antwort auf eine Vorstellung Blochs imd Genossen 
bei seinem Standpunkt, daß mit dem Augenblick, als nur die 
verwüsteten Wohnungen in Moisling hergestellt sein werden, 
die Juden dorthin abziehen müssen. Vorläufig aber sollen 
sie alle äußeren Zeichen des Handels entfernen. Die elf fremden 
Juden wurden alsbald (6. November) polizeilich weggeschafft. 
Das konnten sich die Mächte doch nicht gefallen lassen. Wenn 
sie schon gegen den Senatserlaß vom 30. September energisch 
aufgetreten sind, machten sie es jetzt, erregt durch die völlige 
Ignorierung ihrer Schreiben, in den bittersten Worten. So 
schrieb der russische Gesandte Struve: Ein solches Verfahren 
müsse die Politik der hohen Regierung empören. Er sehe sich 
leider gezwungen, seinem allerhöchsten Hofe den Gang der 
Verhandlungen und die letzten Thatsachen vorzulegen und 
glaube vorherzusehen, dass das Gefühl seiner kaiserlichen 
Majestät schmerzlich dadurch erregt werden würde.**) - 

*») Carlebach, a. a. 0. S. 79 ff und „Die Juden in Lübeck". 
*») Carlebach S. 84. 
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Ab^r «IJi die89 Schreiben^ halfen ^ar nichts. Kaum wiu^den 
die McdaUnger Wohnimgen in eine gewisse Ordnung ge- 
bracht, et)^ der S?nat (& März 181^ ein Pekret, daß die 
JudQ£^ inn^ermb vier Wochen nach MoisHng oder ins Aus- 
lbn4 ^^^^?^ ipüsseu, sonst werden sie nach Ablauf dieser 
Fris^ a^s Fremdje betrachtet, und auch der Betrieb bürger- 
licher Nahrung ' ihnen un,tersagt werden. Widrigenfalls — 
verspridit er der Bürgerschaft — werde er die jüdischen 
Warenla^ger versiegeln lassen. 

Die Jud^n sahen keinen Ausweg. Sie yertrösteten sich, 
daß die Drohung doch vielleicht unausgeführt bleiben wird. 
Sie sahen auch ein, daß weitere Interventionen seitens der 
europÄischen' Kabinette keinen Erfolg haben werden. Doch 
versuchten si^ jetzt beim sehr humanen dänischen Epnig Frie- 
drich IV., dessen Vorfahren so lange Zeit die Schutsdfcerren 
der Moislinger Juden gewesen war^n, eine persönliche Ver- 
blendung mittels eiipies Handschreibens zu erwirken, doch die 
Absicht scheint ihnen nicht geglückt zu sein. Dafür aber 
ergriff sicherlich nicht ohne das Zutun wenn nicht der lübi- 
schen Juden, so doch ihrer auswärtigen Glaubensgenossen, 
das Wort die öffentliche Meinung, nicht so sehr in Deutsch- 
land, wo in jener Zeit die judenfeindliche Bichtung in der täg- 
lich sich vermehrenden Streitschriftenliteratur überhand nahm, 
sondern vielmehr im Auslande. Namentlich die Vorfälle in 
Lübeck und Bremen gaben dem Franzosen M. Bail den un- 
mittelbaren Anstoß, seine Verteidigungsschrift für die Juden"®) 
zu veröffentlichen. Zwei einflußsreiche Blätter, der liberale 
„Courier"' in England (18. Juni) und ihm folgend der halb- 
offizielle „österreichischer Beobachter" in Wien (8. August) 
nahmen auf das Entschiedenste gegen das Vorgehen des 
Lübecker Magistrates Stellung.*^) Auch die beiden Großmächte 
Preußen und Österreich ließen wiederum Schreiben dem lübi- 
schen Senate zukommen (31. Mai und 2. Juni) . 

~) „Des Juife au dix — neuvitoe sWcle" (Paris 1816). V^Ldort S.4. 

") In Nr. 221 schreibt der „Osterr. BeoWhter'', nachdem er über 
die Frankfurter Judenlr^ge gesprochen hattet wie folgt: Eine andere deut- 
sche Stadt, die unter gleichen Bedingungen wie Frankfurt ihre politischa 
Existenz wieder erlangte, hat sieh noch auffaUendere Reactionen gegen 4eni 
Geist und den Sinn der i]br wieder verliehenen Selbständigkeit erlaubt, und 
ein englisches Blatt (der Courier v. 18. Juni) enthält die ganz richtige, 
und ain alle solche Attentate gegen die Gongresisbeschlttsse und, die Bun- 
desacte anwendbare Bemerkung, dass, wenn &sjenige, was dem Staat von 
Lübeck hierin zur Last gelegt wird, wahr sein solltet hierm weiter, nicht« 
zu sagen sei, als daß, Lübeck verdiene des Namens und der Vorrechte einer 
freien und unabhängigen Stadt verlustig zu werden.^' Denn — dahin geht 
die Ansicht beider Blätter — di^ Ehitscheidung in dei; Judenfrage stehe 
nur dem Bundestage zu, iind dieser Entscheidung solle nidit vorgegriffen 
werden. ■ 
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All 4&8 wir^ nur insoferne, als der Senat, der ja ohne- 
dies ^geii die Juden so entschieden ni:|r aui Andrangen der 
Bilrgerschaft aufgetreten war, sein Vorgehen im einzelnen 
mildert^e. Im Prinzipe aber blieb er bei seinem Standpunkt und 
ließ durch einen Bevollmächtigten am Bundestage eine be- 
sondere Schrüft") yeröffentlichen, in der er nicht nur seinen 
Standpunkt verteidigt und den Juden wegen der Anrufung 
fremder Hilfe die bittersten Vorwürfe macht, sondern sich 
auch in einen scharfen Ankläger des Judentums im allge- 
meinen, allerdings mit kaum neuen Beschuldigungen, ver- 
wandelt. Jetzt begannen mühselige Jahre, in denen die Juden 
immer wieder ausgetrieben werden sollten, wo aber doch in 
der AusftUu:ung nur der jüdische Handel gestört wurde. Die 
Juden versuchten im Jahre 1818 durch Entsendung des 
Dr. Buchholz nach Aachen die Entscheidung des dort ver- 
sammelten Kongresses herbeizuführen.") Wir wissen, daß 
man dort über die Anfangsversuche nicht hinausgekommen ist. 
Später, im Dezember 1820, nachdem alles andere schon ver- 
sagt hatte, wandten sie sich an den Bundestag. Doch dieser 
hat nach Entgegennahme einer Gegenerklärung des Senates 
ihre Vorstellung ebenso, wie die Eingabe der bremischen 
Judenschaft, kurzerhand abgewiesen. Nur wurden mündlich 
dem lübischen Bevollmächtigten einige Worte für die Juden 
gesagt. Jetzt sah sich nun der Senat, nachdem die allgemeine 
Begelung seitens des Bundestages wie bisher ausblieb, aller 
Gebundenheit entledigt, und führte die Ausweisung der Juden 
nach Moisling auch faktisch durch. Allerdings nahm das noch 
drei Jahre in Anspruch. Und erst im Jahre 1824 konnte ge- 
meldet werden, daß alle Juden nach Moisling übersiedelt ßelen. 
In Lübeck verbUeb nur der eine Schutzjude aus der vorfran- 
zösischen Zeit mit einigen jüdischen Familien. 

IV. 

Wir sehen also, wie groß die Verwirrung war, die über 
die Bedeutung der Eongreßbeschltlsse in betreff der Juden 
herrschte, und das Leid, das die Juden in vielen Staaten 
Deutschlands und namentlich in den freien Städten traf, läßt 
sich irechtlich auf die kleine Veränderung der Formel über 
die Auirechterhaltung der „in^' den Bundesstaaten ver- 
liehenen Judenrechte in: „von*" den Bundesstaaten zurück- 
ftübren. Aber schon die Entstehung dieser Veränderung 
hatte in sich soviel Unklarheiten, daß sie sich bald zu einer 
verwickelten Streitfrage herausbilden mußte. 

«) „Die Juden in Lttbeck** (Frankf. bei Gebr. Wilmane, 1816) 
») Garlebach S. 96. 
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Wir erinnern uns, daß wir im zehnten Konferenzproto- 
koll der zweiten deutschen Konferenz vom 8. Juni 1815, in 
dem schon über den Abschluß der Bundesakte berichtet wird, 
plötzlich den Satz fanden: Ad art. 16 der neuen Re* 
daction die Fassung unverändert beibehalten, da am 
Schlüsse, statt „in den Bundesstaaten'' — zu setzen: „von den 
Bundesstaaten" — schon früher beliebt ward. Doch findet 
sich nirgends früher in den Protokollen eine ähnliche Er- 
wähnung. Wir haben auch erwähnt,") daß man schon früher 
an dem Worte „in" Veränderungen vornehmen wollte, es 
aber schließlich stehen ließ. Und zum Überfluß hatte sich 
zur Vermehrung der Ungewißheit noch ein Umstand gesellt. 
Kaum einen Tag nach der Unterfertigung dieses Protokolls 
scheint der Präsident selbst von der Veränderung keine 
Kenntnis zu haben. Nicht nur in seinen Noten an den städti- 
schen und die jüdischen Bevollmächtigten Frankfurts, son- 
dern auch in seinem Schreiben an Buchholz spricht Metter- 
nich von der Aufrechterhaltung der Kechte, die den Juden 
„in den verschiedenen Bundesstaaten" bewilligt wurden. In 
demselben Sinne äußerte sich auch am nächsten Tage der 
preußische Staatskanzler. Infolge dieser Unklarheiten be- 
gann bald ein Streit zunächst über die Bedeutung, und dann 
auch über das Entstehen dieser Veränderung. 

Wir wollen hier nur die zwei markantesten Auffas- 
sungen herausgreifen. Der badische Staatsrat Klüber hat 
außer seiner verdienstvollen, wenn auch nicht vollständigen 
Sammlung der Akten des Wiener Kongresses auch eine 
„Uebersicht der diplomatischen Verhandlungen" desselben 
im Jahre 1816 (Frkf. a. M.) veröffentlicht, in der er auch 
die Judenfrage auf dem Kongresse behandelt, wobei er aber 
den sachlichen Ausführungen eine Keihe heftigster Aus- 
fälle und Anklagen gegen das gesamte Judentum im 
Sinne eines Bodenschatz, Selig, Eisenmenger, auf die er 
sich beruft, hinzufügt. Da weiß er nun,") wahrscheinlich aus 
mündlichen Quellen zu berichten: „In einer früheren (vor 
der zehnten Konferenz) hatte der Bevollmächtigte Bremens, 

Smidt, die Verwandlung des „in" in „von" vorgeschlagen 

Baiern und Sachsen haben seinen Antrag unterstützt und 
die anderen hatten nichts dagegen eingewendet. Es war 
aber damals in dem ProtocoU dieses Vorgangs nicht gedacht 
worden." Warum? „Vielleicht durch Versehen." Dem Bericht 
selbst kann man trotz mancher Bedenken die Bichtigkeit zu* 
schreiben. 



»*) O. S. 167, Anm. 68. 
") S. 384 Anm. 
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Um vieles bedenklicher ist aber eine zweite Auffassung 
Elübers. Er kannte zurzeit nur die beiden Schreiben Metter- 
nichs an die beiderseitigen Frankfurter Deputierten vom 
9. Juni. Nachdem er nun, wie wir erwähnt haben") unrich- 
tigerweise nicht das Schreiben an Danz, sondern die Beilage 
desselben (80. Genfer. Prot, § 446 der Congressacte) als 5e 
Selbständigkeitsakte Frankfurts betrachtet, erhebt er den 
Vorwurf, daß das referens (das Schreiben an Baruch), das 
die Aufrechterhaltung der Judenrechte zusichert, nicht mit 
dem relatum (der Selbständigkeitsakte), welches nur eine 
Gleichberechtigung der drei christlichen Eonfessionen kennt, 
übereinstimme.") Er kennt die Schwierigkeit eines derar- 
tigen Widerspruches gerade bei Metternich, imd sucht sich 
also einen Ausweg. So dringt sich die Mutmassung auf — 
erklärt er — dass in das Schreiben (an die FranJkf urter Juden- 
schaft) irgend ein Eanzleiversehen sich eingeschlichen habe. 

Doch wir können da seiner Annahme keinesfalls folgen. 
Schon die Novemberschreiben Metternichs und Hardenbergs, 
die auch Elüber von der „Actenmässigen Darstellung" her 
kannte, beweisen, daß diese beiden Staatsmänner an der im 
Junischreiben ausgesprochenen Meinung festhielten. Noch 
mehr beweist dies die erwähnte gleichzeitige Note Metter- 
nichs an Buchholz, die aber Elüber erst später bekannt 
worden zu sein schien, und das Schreiben Hardenbergs vom 
16. Juni, das Elüber scheinbar überhaupt nicht kannte,") die 
offenkundig zeigen, daß beide Staatsmänner, die Verände- 
rung des „in" in „von" nicht zur Eenntnis nehmend, sogar 
von den Hansestädten die Aufrechterhaltung der Juden- 
rechte verlangten. 

Auf Grund dieser beiden letzten Schreiben spricht 
nun Grätz"*) eine direkt entgegengesetzte Vermutung aus. 
Er erachtet es als ausgeschlossen, daß die beiden wichtigsten 
Staatsmänner am Eongresse sich derartige Widersprüche 
gegen die Bundesakte zuschulden kommen lassen sollten. Es 
mußte nur das Wörtchen „von" auf irgend eine Weise ohne 
ihr Wissen in die Bundesakte eingeschmuggelt worden sein. 
Und das habe der käufliche Generallsekretär des Eongresses, 
Friedrich von Gentz, der die Protokolle führte, gegen eine 
Bestechung seitens Smidts besorgt. Was nun Grätz als Ver- 



»•) Ober S. 187, Anm. 21. 

^7) Denselben Vorwurf wiederholt er in einer besonderen Anmerkung 
in seinen Akten VI, 419 f. 

^) Das Mettemichsche Schreiben veröffentlicht er in seinem erst 
im Jahre 1835 erschienenen neunten Bande der Akten, das Hardenbergsche 
llberhaupt nicht. 

») a. a. 0. (1. Aufl.) XI, 336 und Note 7. 
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m^tujQg aii;La£^icht, das lumiat Pliilippsou*^) als bare Münze 
von liinz^df^lhalter Eohttkeit an. 

Docfa^ cUese. Srkl&nuLg kalt ebensowenig wie die Elüber- 
BQhß, eikn^r Soritik stand. Nicht daß. wir Gentz einer derar- 
tigen Tat iiixf&hig hakeiL Im G>eg0nteil, seine Bestechlich- 
keit war ein öffentliches Geheimnis, und er selbst Bchien 
sich dessen gar nicht so sehr zu schämen. Auch um diese 
Zeit hatte er Geld genommen, aber — von den Juden. Wir 
haben schon oben*0 den Humboldtschen Brief darüber mit- 
geteilt, in welchem Humboldt sogar erklärt: „Vom Hanno- 
verschen Hardenberg erfuhr ich mit Gewissheit, daß dieser 
(Gentz) sogar einen schriftlichen Contract gemacht hatte/' 
Diese. Äußerung erscheint uns umso richtiger, wenn wir die 
später fortgesetzten nahen Beziehungen zwischen G^ntz und 
Baruch in Betracht ziehen. Dem letzteren zuliebe hatte sich 
Gentz sogar für die Ernennung Börnes zu einem österreichi- 
schen Beamten eingesetzt.'') Über die vielen Besuche Ba- 
ruchs und die Arbeit an der Frankfurter Judensache in den 
Jahren 1819 — 1823 berichtet Gentz selbst.") Und wenn er nun 
im Jahre 1821 schreibt^): „Nach einem sehr freundlichen 
Besuch von B., der meine Cassa nicht weniger verstärkt'', so 
war darunter sicherlich kein anderer, als der Frankfurter 
Vertreter gemeint. 

Außerdem war Gentz zwar am Kongresse beschäftigt, 
doch die Protokolle der deutschen Konferenz führte nicht er, 
sondern Hofrat Martens, was auch ein Elaborat desselben 
über die Abstimmungen vom 6. Juni 1815 beweist.**) Folglich 
kann von einer Einschmuggelung durch Gentz keine Bede 
sein. Daß wiederum Martens sich dazu herbeilassen sollte, 
dazu müßte man erst Beweise über seine Bestechlichkeit 
erbringen. 

Aber abgesehen von all dem scheint ein Schwindel 
überhaupt nicht wahrscheinlich. Haben doch das Protokoll 
über die Veränderung des „in" in „von" sowohl Metternich 
wie Hardenberg eigenhändig unterschrieben, und ebenso daa 

~) a. a. 0. L 87. 

•0 S. 174. 

•^) „Börne wurde von Gentz, der dem Vater befreundet war, unge* 
mein gefürchtet, und da der Vater ihn in österreichische Dienste zu bringen 
suchte, 80 tat Gentz diesem Wunsche aUen Yorschu))/' Vamhagen, Ausgew. 
Sehr. I, 6, S. 358. Vgl. über die ganze Angelegenheit die Briefe Börnes an 
Jeannette Wohl von den Jahren 1820 unä 1821 in der Hist-krit. Aus* 
gäbe Band IX. 

«) Tagebücher II (Leipzig 1873) 373, 377> 47(H 488; III (Leipzig 
1874), 39, 40, 42, 47, 48, 142. 

••) Ebenda II. 878. 

*) St-A, 
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Iruhe^Q Protokoll über das Aussdieiden der eheipals fran- 
s^ö^ische» 32. Militärdivision von der Wirkung des Schluß- 
9a.t%^^ d^ Art 16,*') Und doch verlangten sie auch von den 
Hap^e^tädten die. Belassung der Juden bei ihren Rechten. 

Wenn wir nun so diese beiden Vermutungen ablehnen 
müssen, stehen wir wiederum vor den großen sich häufenden 
Widersprüchen. Wir glauben, das richtige wird sich folgen- 
dermaßen verhalten: Elttbers Bericht über den Antrag 
Smidts und seine Annahme ist höchstwahrscheinlich iden- 
tisch mit der in der 8. Konferenz vom 3. Juni vorgenom- 
menen Ausscheidung der 32. Militärdivision. Und das wurde 
nicht — wie Klüber annimmt — aus Versehen nicht proto- 
kolliert, sondern ist in das 8. Eonferenzprotokoll aufgenom- 
men worden. Mit diesem Ausscheiden glaubte man schon 
einem Antrag auf Veränderung der Präposition „in" in „von" 
Genüge geleistet zu haben. Man erachtete nämlich nur die 
32. Militärdivision, die unrechtmäßig und von niemandem 
anerkannt Frankreich einverleibt wurde, für ein gesondert 
zu behandelndes Gebiet. Nur sie sollte an die „usurpierte" 
französische Gesetzgebung nicht gebunden sein, während 
bei allen anderen (rebieten die neue Herrschaft anerkannt 
war, und deshalb alle Rechte, die dieselbe verliehen hatte, 
als von den Bundesstaaten bewilligte angesehen waren. In- 
dem man also das „in" in „vou" veränderte, glaubte man nur 
die 32. Militärdivision auszuscheiden. Auf diese bereits be- 
schlossene Ausscheidung bezieht sich das 10. Konferenz- 
protokoll mit seiner Erklärung, daß die Veränderung der 
Präpositionen „schon früher beliebt war". 

So ging also ursprünglich die Absicht dahin, daß mit 
Ausnahme der 32. Militärdivision in allen Gebieten der vor- 
herrschende Zustand bis zur Entscheidung der Bundesver- 
sammlung aufrecht bleibe. Nur mit Frankfurt verhielt es 
sich etwas anders. Nach Ansicht Hardenbergs waren die 
titulo oneroso erworbenen Rechte der Frankfurter Juden 
derart sicher, daß sie keiner Interzession bedurften, und des- 
halb gehörten sie nicht in den Art. 16 und konnten auch von 
der Bundesversammlung bei ihrer allgemeinen Regelung der 
Judenfrage nicht geschmälert werden. Daraus erklärt sich 
auch, daß der § 46 der Kongreßakte nur von der Gleich- 
berechtigung der Katholiken spricht, weil diese als nicht 
titulo onerosQ erworbene ausdrücklich hervorgehoben wer- 
den mußte.") Auch Metternich teilte wahrscheinlich seine An- 

«) S. 0. S. 167. 

•») Vgl. Hardenbergs Schreiben vom Mai (oben S. 155) und Novem- 
ber (oben S. 189). 
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schauung. Man konnte aber auch der Ansicht sein, daß die 
Frankfurter Judenfrage dem Art. 16 unterworfen war. Die 
Frankfurter Juden waren auch dann nach der ursprünglichen 
Absicht, daß nur die 32. Militärdivision ausgeschieden werde, 
provisorisch in ihren Rechten belassen. Daß sie wiederum 
nicht in,§ 46 erwähnt werden, würde sich dann daraus er- 
klären, daß dieser § 46 ein Grundgesetz für Frankfurt für 
immer bildete, und die Gleichberechtigung der Juden doch 
endgültig erst von der Entscheidung für ganz Deutschland 
abhing. Für alle Fälle konnten die beiden Staatsmänner mit 
Recht die Wünsche der Frankfurter Judensdiaft als erfüllt 
betrachten. Und zur Feststellung dieses Umstandes genügte 
die nach mündlicher Übereinkimft der Mächte*®) abgefaßte 
Selbständigkeitsakte. Der von Klüber entdeckte Wider- 
spruch ist denn auch ganz behoben, und auch dessen Behaup- 
tung, daß man die Judeneingabe absichtlich außer Acht ließ, 
erscheint hiemit in Verbindung mit dem Schreiben Metter- 
nichs an Baruch widerlegt. Es konnte nur fraglich er- 
scheinen, ob die Stadt Frankfurt ihre Einrichtungen nicht 
nach eigenem Willen, wie jeder unabhängige Staat regeln, 
imd alte Institutionen wiederum aufheben könne? Für beide 
oben erwähnte Fälle hieß es mit Nein antworten. Denn die 
Stadt hatte formell ihre Unabhängigkeit erst durch die Kon- 
greß- und Bundesakte bekommen, konnte also entweder die 
titulo oneroso erworbenen Rechte dritter nicht eigenmächtig 
aufheben, oder sie war, falls die Judenfrage in den Art. 16 
hineingehörte, durch die Bundesakte gebunden. 

Die Hansestädte hingegen waren als Teile der 32. Mili- 
tärdivision von Anfang an von der Wirkimg des zweiten 
Teiles des Art. 16 ausgenommen. Wenn aber doch Metternich 
imd Hardenberg ihnen die Aufrechterhaltung der Gleich- 
berechtigung einschärfen, so läßt sich dies vielleicht damit 
erklären, daß sie durch den Hinweis auf den Geist des Ge- 
setzes und durch ihre autoritative Intferpretierung die Juden 
in Schutz nehmen wollten. Das mußte Hardenberg fühlen, 
wenn er in seinem so langen Schreiben an den Senat ihm 
nicht auf den Zwang hinweist, sondern durch Überzeugung 
ihn für seinen Standpunkt gewinnen will. Daraus erklärt sich 
auch, daß wenn Hamburg seinen Juden die Gleichberechti- 
gung nahm, niemand dagegen aufgetreten ist. Anders aber 
war es mit Lübeck. Nicht den Juden ihre Rechte nehmen, 
hieß es hier, sondern sie gänzlich aus der Stadt weisen. Das 
war schon ein Verstoß nicht gegen den zweiten, wohl aber ge- 
gen den ersten Teil des Art. 16, denn das war doch ein off en- 

^) Vgl. das Novemberschreiben Hardenbergs. 
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kundiges Vorgreifen den Beschlüssen der Bundesversamm- 
lung. Deshalb regte sich allseits der Sturm der Entrüstung.**) 

Es nimmt uns aber auch nicht wunder, daß bald eine 
Verrückung in den Auffassungen Mntrat, daß man den Sinn 
des „von*" auf alle Staaten ausdehnte, die nicht in französi- 
scher Zeit selbständig ihre Judengesetzgebung geän- 
dert haben. Nur wenige Diplomaten haben den Werdegang 
dieser Veränderung miterlebt, und von diesen hatten auch 
die beiden Wichtigsten in dem ursprünglichen Sinne ihre 
Stimme erhoben. Das Volk als* Ganzes und die Minister da- 
heim, sie lasen nur den Wortlaut der Bundesakte, und da 
stand es: von den Bundesstaaten, folglich nur von den da- 
mals bestandenen. Die jetzt Befreiten waren davon entbun- 
den. Diese Umdeutung geschah umso leichter, je mehr man 
sie bei verändertem Zeitgeiste herbeiwünschte. Daß schließ- 
lich nicht das Gesetz, sondern der eigene Wille den Aus- 
schlag gab, sahen wir insbesondere an den beiden Beispielen, 
wie Oldenburg, daß als von der 32. Militärdivision hervor- 
gegangen sicherlich nicht durch den Art. 16 gebunden war, 
die Juden bei ihrer Gleichberechtigung beließ, und wie an- 
derseits Mecklenburg, welches zweifellos einer der Bundes- 
staaten war, die selbständig ein neues Judenedikt erließen, 
ungeachtet der Bundesakte sein Edikt kaum zwei Jahre 
nach dem Wiener Kongreß wiederum aufhob. 

Wird man nun fragen: Was bedeutet der Wiener Kon- 
greß für die Entwicklung der Judenfrage in Deutschland? 
Ist er so ganz ergebnislos verlaufen? 

Die Frage müssen wir entschieden verneinen. 
Der Wiener Kongreß hat gewisse positive Er- 
gebnisse für die deutsche Judenemanzipation ge- 
zeitigt. Ein positives Ergebnis war es, wenn in- 
folge seiner Bestimmungen die Juden der links- 
rheinischen Gebiete ihr beinahe volles Bürgerrecht auch 
weiter beibehielten. Und dies gewährten ihnen sogar die Re- 
gierungen von Bayern, von Hessen-Darmstadt und die nicht 
minder judenfeindlich werdende von Preußen. Ein positives 
Ergebnis war es, daß die Juden in Frankfurt nach'' langem 
Ringen doch als „Israelitische Bürger" anerkannt werden 

, - 

«»)Als ich so zu dieser Erklärung der Zusammenhänge gelangt bii^ 
regten sich in mir bald Bedenken: Wenn die Sache wirklich so glatt und 
einfach ist, warum haben sie die Zeitgenossen so durchwegs verkannt r^JLs 
freute mich also in dem mir nachträglich in die Hand gekommenen Gies- 
sener Gutachten (vgl. Anm. 1 zur Einleitung B) , manches davon zu finden. 
Vieles sogar sehr wesentliches ist dort ausgelassen oder verändert, doch 
das läßt sich zum Teil durch Mangel des entsprechenden Materials (z. B. 
Klübers Notiz über Smidts Antrag) erklären. 
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mußten. Und ein positives Ergebnis war es schließlich auch, 
daß öich die Juden überall in Deutschiand, wo sie jetzt ihren 
Kampf uni die Emanzipation aufnahmen, auf die Beschlüsse 
des Kongresses berufen konnten. Und das ist ihnen zur 
mächtigen Waffe geworden.- 

Wichtiger aber als all diese positiven Ergebnisse war 
der moraliscne Erfolg. Die J^udenfrage ist zur europäischen 
Frage geworden. In der Zeit des Kongresses beraten über 
sie die Vertreter des gesamten Deutscluands. In deren Folge 
erscheint sie wiederum, wenn auch nur ihr Bruchteil, vor 
dem deutschen , Bundestage. Alle Großmächte Europas 
fühlen sich verpflichtet für sie die Stimme zu erheben. 
Österreich, Preußen und Bußland schreiten wiederholt für 
die lübischen Juden ein, Österreich, Preußen, Bußland und 
England noch häufiger für deren Glaubensgenossen in 
Frankfurt. Und wenn von den Großmächten nur noch das 
einzige Frankreich fernblieb, so hat es durch die eigene Ge- 
setzgebung, durch die Aufhebung des Dekrets von 1808 be- 
wiesen, daß diese Unterlassung nicht etwa aus Judenfeind- 
lichkeit geschah. Durch den Wiener Kongreß erlangte die 
deutsche Judenfrage eine europäische Bedeutung, und sollte 
nicht früher aus dem wichtigsten Fragenkomplexe ausschei- 
den, bis sie bei einem veränderten Zeitgeiste in einem sturm- 
bewegten Jahre ihre Lösung im Sinne der völligen Emanzi- 
pation erlangte. Auf dem langen Wege, den sie bis dahin 
zurücklegen mußte, bildet der Wiöner Kongreß nur eine 
Etappe, aber eine der allerwichtigsten. 
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